Kritik und Leidenschaft: Vom Umgang mit politischen Ideen by Otten, Henrique Ricardo & Sicking, Manfred
www.ssoar.info
Kritik und Leidenschaft: Vom Umgang mit
politischen Ideen
Otten, Henrique Ricardo (Ed.); Sicking, Manfred (Ed.)
Veröffentlichungsversion / Published Version
Sammelwerk / collection
Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
transcript Verlag
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Otten, H. R., & Sicking, M. (Hrsg.). (2011). Kritik und Leidenschaft: Vom Umgang mit politischen Ideen (Edition Politik,
2). Bielefeld: transcript Verlag. https://doi.org/10.14361/transcript.9783839415900
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-NC-ND Lizenz
(Namensnennung-Nicht-kommerziell-Keine Bearbeitung) zur




This document is made available under a CC BY-NC-ND Licence
(Attribution-Non Comercial-NoDerivatives). For more Information
see:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0
Diese Version ist zitierbar unter / This version is citable under:
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-70034-4

Henrique Ricardo Otten, Manfred Sicking (Hg.)
Kritik und Leidenschaft
               
Edition Politik  |  Band 2
 
 
               
 
Henrique Ricardo Otten, Manfred Sicking (Hg.)
Kritik und Leidenschaft
Vom Umgang mit politischen Ideen
(unter Mitarbeit von Julia Schmidt)
               
Das Buch wurde gedruckt mit freundlicher Unterstützung der RWTH 
Aachen sowie der Sparkasse Aachen
Dieses Werk ist lizenziert unter der Creative Commons Attribution-Non-
Commercial-NoDerivs 4.0 Lizenz (BY-NC-ND). Diese Lizenz erlaubt die 
private Nutzung, gestattet aber keine Bearbeitung und keine kommerzielle 
Nutzung. Weitere Informationen finden Sie unter
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de/. 
Um Genehmigungen für Adaptionen, Übersetzungen, Derivate oder Wie-
derverwendung zu kommerziellen Zwecken einzuholen, wenden Sie sich 
bitte an rights@transcript-verlag.de 
© 2011 transcript Verlag, Bielefeld
Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in 
der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten 
sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar. 
Umschlagkonzept: Kordula Röckenhaus
Druck: Majuskel Medienproduktion GmbH, Wetzlar 
Print-ISBN 978-3-8376-1590-6
PDF-ISBN 978-3-8394-1590-0
Gedruckt auf alterungsbeständigem Papier mit chlorfrei gebleichtem 
Zellstoff.
Besuchen Sie uns im Internet: http://www.transcript-verlag.de




Henrique Ricardo Otten und Manfred Sicking  | 7 
 
Kritische Gesellschaftsbeobachtung in der 
Nachkriegsgeschichte deutscher Politikwissenschaft 




Populismus: Form oder Inhalt? 
Hans-Jürgen Puhle  | 29 
 
Populismus: Theoretische Fragen und Erscheinungsformen  
in Mittelosteuropa 
Karin Priester  | 49 
 
Populismus und Islam in der Türkei 




Der Rechtsextremismus und die Mitte 
Michael Kohlstruck  | 85 
 
„Kampf um das Stadion“. Fußball als gesellschaftliches  
Konfliktfeld und Einflusszone der extremen Rechten 
Richard Gebhardt  | 95 
 
Bürgerbeteiligung vor Ort  
als Strategie gegen Rechtsextremismus.  
Einige Erfahrungsreflexionen 
Wolfgang Gessenharter  | 117 
 
ZUSTAND UND ZUKUNFT DER DEMOKRATIE 
 
Skandale der Bonner Republik. Ein Anstoß zu demokratischen 
Veränderungen 
Andrea Mork  | 135 
 
Politische Partizipation und Apathie in antiker und  
moderner Perspektive 
Richard Saage  | 151 
 
Demokratie als Ideologie 
Dirk Jörke  | 169 
 
Gibt es einen heimlichen Lehrplan von „Governance“  
im liberalen Kapitalismus? 
Alban Werner  | 183 
 
IDEOLOGIEKRITIK UND GESELLSCHAFTSKRITIK HEUTE 
 
Historischer Materialismus und Antisemitismus. Ideologiekritik 
bei Marx, Adorno/Horkheimer und Kurt Lenk 
Helmut König  | 199 
 
Gewalt, Hegemonie und falsche Totalisierung. Der mythische 
Singular Giorgio Agambens 
Wolfgang Fritz Haug  | 221 
 
Nicht verhinderte Krisen und die Fragwürdigkeit der Autonomie 
des handelnden Subjekts 
Karl Georg Zinn  | 239 
 
Die Einmischer. Über das heutige Engagement der Literatur 
Thomas Wagner  | 253 
 
Etwas fehlte – zur geistigen Situation einer Schülergeneration 
Berthold Franke  | 267 
 
Von den großen Mobilisierungsideologien zur ideologischen 
Verdeckung. Reflexionen zu einer Diskussion zu Ehren von  
Kurt Lenk 




Vom Mythos der politischen Mitte 
Kurt Lenk  | 299 
 
Autorinnen und Autoren  | 309 
Einleitung 
HENRIQUE RICARDO OTTEN und MANFRED SICKING 
Der Beitrag der Ideologiekritik „besteht in 
der Auflösung realitätsverschleiernder Be-
wußtseinsformen; sie kann aber nicht an die 
Stelle der von ihr kritisch aufgelösten Ide-
ologien neue setzen. Die Relativierung fal-
schen, erstarrten und geronnenen Bewußt-
seins ohne dogmatische Pose: dies und 





Der vorliegende Sammelband ist aus einem Kolloquium entstanden, das 
anlässlich der Vollendung des 80. Lebensjahres des Politikwissenschaftlers 
und Soziologen Kurt Lenk durchgeführt wurde. Ziel des Zusammentreffens 
von Kollegen, Wegbegleitern, Schülern und jüngeren Wissenschaftlern, die 
durch seine Arbeiten inspiriert wurden, war es, Lenks Leben, Wirken und 
Wirkung, vor allem aber sein wissenschaftliches Werk zu würdigen. Die 
Organisatoren der Veranstaltung haben von daher die Schwerpunktthemen, 
die Lenk in seiner wissenschaftlichen Tätigkeit behandelt hat, aufgegriffen, 
um die von ihm formulierten Befunde und theoretischen Ansätze einer inte-
ressierten und zugleich kritischen Sichtung zu unterziehen und auf ihren 
Aktualitätsgehalt hin zu prüfen. Da jede Erkenntnis, so auch die Auffassung 
von Kurt Lenk, nur Wahrheit mit Vorläufigkeitscharakter sein kann, müs-
sen auch die Gegenstände seiner kritischen Beobachtungen in veränderten 
historischen Situationen neu vermessen werden. Hierbei hat sich allerdings 
immer wieder gezeigt, dass Kurt Lenk zu jenen sozialwissenschaftlichen 
Denkern gehört, die mit einem wachen intellektuellen Sensorium Tendenzen 
der gesellschaftlichen Entwicklung bereits in einem frühen Stadium wahr-
nehmen. Fruchtbar wird dies aufgrund seiner Fähigkeit, in seinen Schriften 
kritische, ideengeschichtlich orientierte Analysen mit einer Leidenschaft für 
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das intellektuelle politische Engagement zu verbinden. Bliebe auf der einen 
Seite die bloß leidenschaftlich engagierte Teilhabe am Politischen ohne prä-
zise Analyse blind, so geriete auf der anderen Seite das unengagierte, sich 
rein szientifisch gebende theoretische Konstruieren ohne den leidenschaftli-
chen Bezug auf eine politische Kontroverse zu einem leeren Spiel – aus der 
Abgrenzung von jeder dieser beiden Seiten dürfen wir Kurt Lenks Sicht auf 
den Umgang mit politischen Ideen verstehen.  
Michael Th. Greven stellt in seinem Eingangsbeitrag die Frage, inwie-
weit Lenks Ansätze Teil einer Gesamtströmung in der jungen bundesrepub-
likanischen Politikwissenschaft sind, die insbesondere mit dem Impetus der 
Kritik die unmittelbare Nachkriegszeit sowie die Phase des Wiederaufbaus 
geradezu kontrapunktisch begleitete. Er kommt zu dem Ergebnis, dass Lenk 
eine eigenständige und vernehmbare Stimme im cantus firmus dieses kriti-
schen Ensembles engagierter Sozialwissenschaftler, Publizisten und sich 
politischen Fragen offen zeigenden Philosophen war. Mit Greven bleibt zu 
fragen, welchen Stellenwert kritische Politikwissenschaft heutzutage in ei-
ner durch Massenmedien geprägten Welt, die sozialwissenschaftliche Er-
kenntnisse nur noch in 90sekündigen Häppchenformen verabreichen kann, 
noch hat.  
Der Frage, inwieweit Populismus ein die politische Gegenwart in ver-
schiedenen Ländern beeinflussendes Phänomen ist, wird von Hans-Jürgen 
Puhle, Karin Priester und Hilal Onur aus unterschiedlichen Blickwinkeln 
untersucht. Aber was versteht man heute unter Populismus? Hans Jürgen 
Puhle verweist zunächst darauf, dass Populismus ein weiter und inhaltlich 
oft unspezifischer Begriff bleibt. Dennoch lässt sich festhalten, dass Popu-
lismen Reaktionen auf Modernisierungsprozesse darstellen, die historisch 
ein breites Spektrum sehr heterogener und politisch unterschiedlich ausge-
richteter Strömungen bilden. Der Protest richtet sich gegen „die da oben“, 
die politische Klasse, gegen die im Namen des „Volkes“ mobilisiert wird. 
Heute ist jedoch häufig von „Populismus“ als einer Technik, einem Appell, 
von populistischer Agitation die Rede. Nach Puhle ist dies nicht von unge-
fähr der Fall: Während die inhaltliche Seite des Populismus gegenwärtig 
eher unklarer erscheint, hat die populistische Form Hochkonjunktur: die 
Darstellung persönlicher Führungskunst bei inhaltlicher Beliebigkeit, unter 
geschickter Nutzung populistischer Elemente, die die eigene Verbundenheit 
mit dem „Volk“ demonstrieren sollen. 
Karin Priester versteht unter Populismus hingegen eine spezifische po-
litische Strömung. Nach Priester tritt Populismus seit den 1990er Jahren mit 
Kampfansagen an Multikulturalismus, ökonomischen Internationalismus 
und staatliche Umverteilungspolitik hervor, mit denen Abstiegsängste wie 
Aufstiegshoffnungen, die eher im mittleren gesellschaftlichen Segment be-
heimatet sind, angesprochen werden. 
Hilal Onur beschäftigt sich in ihrem Beitrag mit dem Populismus der 
türkischen AKP und ihrer Führungsfigur Erdogan. Dabei widmet sie sich 
nicht nur dessen populistischen Techniken und Selbstdarstellungsweisen – 
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als „harter Mann“ aus dem Volke –, sondern beleuchtet als Hintergrund ei-
nes spezifisch türkischen Populismus die Dichotomie von „Staat“ und „Ge-
sellschaft“. Der damit benannte Gegensatz, der aus ihrer Sicht als Herr-
schaftsmittel künstlich inszeniert und in den Mittelpunkt der politischen 
Aufmerksamkeit gerückt wird, dient dazu, die „islamische“ Gesellschaft ge-
gen die angeblich unislamische Staatsklasse in Stellung zu bringen und aus 
Sicht der AKP den eigenen Anspruch, das Volk zu vertreten, zu untermau-
ern. Dieser Populismus stützt sich auf ein Netzwerk religiöser Vereinigun-
gen, unter denen Onur der Fethullah Gülen-Bewegung besonderes Gewicht 
beimisst. 
Unter Dauerbeobachtung hat Kurt Lenk stets die offenen und latenten 
Formen des Rechtsextremismus in den europäischen Gesellschaften gestellt. 
Einleitend setzt sich Michael Kohlstruck kritisch mit der These auseinander, 
wonach der Rechtsextremismus insbesondere in der Mitte der Gesellschaft 
zu verorten sei. Anhand empirischer, methodologischer und wissenssoziolo-
gischer Befunde stellt er den Gehalt und die Verwendung dieser Interpreta-
tionsfigur nicht nur in Frage, er verweist vielmehr darauf, dass eine entspre-
chende Überbewertung des Rechtsextremismus als vermeintlich zentraler 
Bedrohung der Demokratie dazu führe, dass andere, viel gravierendere Ge-
fährdungen quasi unsichtbar blieben.  
Richard Gebhardt widmet sich der Beobachtung von nazistischen, 
rechtsextremistischen und fremdenfeindlichen Tendenzen in der Fanszene 
von Fußballvereinen, die der kosmopolitischen Realität auf dem Stadionra-
sen beständig kontrastieren.  
Angeregt durch eigene Beobachtungen zeigt Wolfgang Gessenharter 
auf, wie mit dialogorientierten Moderationsverfahren Partizipationserfah-
rungen vermittelt werden, die insbesondere Jugendliche vor dem Abrut-
schen in rechtsextremistische Grundhaltungen bewahren können. Wer ein 
tieferes Verständnis für politische Prozesse erworben und zivile Konfliktre-
gelungen kennen gelernt hat, ist nicht mehr geneigt, den gewaltförmigen 
oder autoritären Ausweg aus Konflikten zu suchen, so die These Gessen-
harters. 
Die heutige Demokratie ist in jüngster Zeit, wie die „Postdemokratie-
Debatte“ zeigt, zwar nicht äußeren Angriffen, aber starken Zweifeln ausge-
setzt, die ihrer inneren Verfasstheit und der Bereitschaft ihrer Bürgerinnen 
und Bürger gelten, sich aktiv an ihr zu beteiligen. Die Autorin Andrea Mork 
untersucht die Bedeutung des Skandals für die Demokratie. Der Skandal 
greift zwar in der Regel nicht die großen strukturellen Probleme moderner 
Gesellschaften auf. Dennoch zeigen die Vielzahl und Vielfalt politischer 
Skandale dessen Funktion, Machtkontrolle zu fördern, Veränderungen anzu-
stoßen und die Vitalität demokratischer Öffentlichkeit immer wieder zu er-
neuern.  
Richard Saage leitet aus der Analyse der attischen Demokratie einige 
nach wie vor gültige Strukturbedingungen für das Gelingen demokratischer 
Partizipation her. Dazu gehören Bürgertugenden, ein Staat, der den Interes-
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sen einer breiten Bürgerschaft dient, eine demokratische Kultur und die Er-
füllung von Gerechtigkeitskriterien. Anhand dieser Anforderungen an ein 
demokratisches Gemeinwesen zeigt Saage die Ursachen der aktuellen Apa-
thie in der Demokratie auf, nicht ohne am Ende nach den Perspektiven de-
mokratischer Erneuerung zu fragen.  
Ebenso wie Saage geht auch Dirk Jörke in seinem Beitrag auf die Diag-
nose einer „Postdemokratie“ als des aktuellen Zustands westlicher Gesell-
schaften ein. Dabei beleuchtet er die Entdemokratisierungsprozesse, die 
Entscheidungen von demokratischen Institutionen und Deliberationsprozes-
sen wegverlagern und expertokratischen Praktiken überantworten. Die ge-
genläufige Tendenz, neue Formen bürgerschaftlicher Partizipation zu kulti-
vieren, betrachtet Jörke skeptisch, nicht zuletzt, weil sie seiner Auffassung 
nach Gefahr laufen, die Spaltung der Gesellschaft in gut ausgebildete, aktive 
Modernisierungsgewinner und zunehmend apathische Modernisierungsver-
lierer noch zu vertiefen.  
Alban Werner analysiert „Governance“ als den offiziellen, nicht-hierar-
chischen Modus modernen Regierens und gleichzeitig als das verdeckte 
Eingeständnis struktureller Unregierbarkeit moderner Demokratien. Der 
Autor plädiert dafür, in ebenso nicht-hierarchischer Weise Bündnisse unter-
schiedlicher Bewegungen zu schließen, um eine erneuerte Gestaltbarkeit ge-
sellschaftlicher Verhältnisse durch demokratische Entscheidungen zu errei-
chen.  
Um eine spezifische Kritik der Ideologiekritik geht es in Helmut Königs 
Beitrag. Nach seiner Auffassung führt die Auseinandersetzung mit dem 
Phänomen des Antisemitismus bereits Horkheimer und Adorno dazu, den 
Primat der ideologiekritischen Kapitalismusanalyse zugunsten einer Zivili-
sations- und Vernunftkritik aufzugeben. Für König bleibt fraglich, was aus 
der Ideologiekritik wird, wenn die Grundlagen des Historischen Materialis-
mus nicht mehr als tragfähig angesehen werden können. Dieses Problem sei 
auch bei Kurt Lenk ungelöst.  
Wolfgang Fritz Haug unternimmt seinerseits die Kritik eines sich selbst 
als kritisch verstehenden Denkens, nämlich einer Kritik des „Ausnahmezu-
stands“, der Giorgio Agamben derzeit zu intellektueller Popularität verhol-
fen hat. Wenn Agamben das Recht und die politische Ordnung auf der my-
thisierten Gewalt des „Ausnahmezustands“ gründen lasse, so verschwinden 
nach Haug aus einer derart totalisierenden Perspektive die Widersprüche, 
Auseinandersetzungen und Kompromissbildungen je spezifischer histori-
scher Konstellationen, die politisches Handeln bestimmen und die dieses 
wiederum weitertreibt.  
Karl Georg Zinn wirft einen Blick auf die ökonomischen Veränderun-
gen seit dem Zweiten Weltkrieg und die Art und Weise, in der die Wieder-
belebung der seiner Auffassung nach wegweisenden Überlegungen von 
John Maynard Keynes derzeit erfolge: nämlich halbherzig, unter Ausblen-
dung der radikalen Schlussfolgerungen, die Keynes gezogen hatte. Um die 
historischen Fehler, die immer wieder zu menschengemachten Krisen und 
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Katastrophen führen, vermeiden zu können, müsse man, so Zinns Fazit, 
mehr über die determinierenden Faktoren menschlichen Handelns wissen.  
Thomas Wagner gibt einen Einblick in die aktuelle Szenerie gesell-
schaftskritisch engagierter Literaten, und widerspricht energisch der Be-
hauptung, die Zeit der Schriftsteller, die sich politisch äußern, sei vorüber. 
Die Themen der von ihm befragten Schreibenden reichen von der Kritik an 
der Gefährdung von Bürgerrechten durch ausufernde Überwachungsprakti-
ken bis hin zu Vorstellungen grundlegender gesellschaftlicher Veränderun-
gen; wie die „Anstöße“, die die Literaten geben, zu bewerten sind, wäre 
noch kontrovers zu diskutieren. 
Einen nachdenklichen Blick wirft Berthold Franke zurück auf seine Zeit 
als Doktorand bei Kurt Lenk. Franke konstatiert für diese Jahre einen gene-
rationellen „Wirklichkeitsverlust“ in einem breiten Spektrum der intellektu-
ellen Linken, genauer gesagt: den Verzicht darauf, die Realität der Bundes-
republik aus eigener Anschauung angemessen wahrzunehmen. Dafür domi-
nieren im akademischen Betrieb die Sekundäranalysen des bereits Gedach-
ten und Geschriebenen. Im Hintergrund steht das Gefühl, einen antifaschis-
tischen Widerstand gewissermaßen „nachholend“ an Themen der Nach-
kriegsrepublik üben zu müssen. Damit wird, was für die Generation Kurt 
Lenks noch eigenes prägendes Erleben war, zum Fundus einer bloßen Stell-
vertreterpose. Es bleibt, so Franke, heute immer noch die Aufgabe, mittels 
präziser Beobachtung und analytisch scharfer Kritik die eigenen Verhält-
nisse der Gegenwart neu in den Blick zu nehmen.  
Karl-Siegbert Rehberg zeigt die Veränderungen der Position auf, in der 
sich Ideologiekritik befindet. Die Arbeit Kurt Lenks sei noch dem Projekt 
kritischer Aufklärung zuzurechnen und der Beschäftigung mit den intellek-
tuellen Vertretern jener Großideologeme gewidmet, die, entstanden im 18. 
und 19. Jahrhundert, die Konflikte und auch die Katastrophen des 20. Jahr-
hunderts prägen. Auch Rehberg sieht die ideologiekritischen Anstrengungen 
der Nachkriegsbundesrepublik getragen von dem mitschwingenden Miss-
trauen in die Festigkeit der deutschen Demokratie, von einer latenten Furcht 
vor dem Verlust der formal verbrieften Freiheit. Für die heutige Situation sei 
ein Wandel von Mobilisierungs- zu Verdeckungsideologien zu konstatieren; 
für diese lassen sich jedoch nicht mehr die großen Erzähler und Erzählungen 
finden, mit denen sich die Auseinandersetzung auf dem von Kurt Lenk ge-
pflegten hohen hermeneutischen Niveau lohnte. Dennoch sieht Rehberg 
dessen Arbeit als beispielgebend für eine Sozialwissenschaft an, die ihren 
Anspruch, kritische, auch unbequeme Anstöße zu liefern, nicht aufgegeben 
habe. 
Das Schlusswort bildet ein aktueller Aufsatz von Kurt Lenk, der den 
Mythos der „politischen Mitte“ entzaubert. Das Drängen zur politischen 
Mitte speist sich seiner Analyse nach zum einen aus den soziologischen Be-
funden der „Mittelstandsgesellschaft“, zum anderen aus der politischen 
Philosophie einer geordneten bürgerlichen Welt, die alle Utopien und selbst 
alle Experimente aufgegeben und durch die Richtwerte Maß und Mäßigkeit, 
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Skepsis und Pragmatismus ersetzt habe. Lenk hält solche wirklichkeitsfer-
nen Harmoniebedürfnisse für gefährlich: Sie behinderten die Artikulation 
von Interessen, prämierten ein künstliches Wir-Gefühl und entkernten letzt-
endlich die demokratische Substanz. 
Dieser Aufsatz zeigt einen zentralen Impuls des Wirkens von Kurt Lenk, 
der unverändert Aktualität und Gültigkeit behalten hat: Stets geht es darum, 
die demokratische Streitkultur lebendig zu erhalten. Sie bildet aus Lenks 
Sicht das beste Mittel dagegen, dass aus Konflikten Freund-Feind-Konstel-
lationen entstehen, die die Grenzen der Zivilität öffentlichen Wettstreits ü-
berschreiten und in gewaltsame Auseinandersetzungen münden. Der vorlie-
gende Band soll nach dem Wunsch der Herausgeber den Umgang mit politi-
schen Ideen in einer Weise thematisieren, die zur Lebendigkeit zivilen de-
mokratischen Disputs beiträgt. 
 
 
Kritische Gesellschaftsbeobachtung  
in der Nachkriegsgeschichte  
deutscher Politikwissenschaft 




Mit dem vorgegebenen Begriff einer „kritischen Gesellschaftsbeobachtung“ 
– so intuitiv er auch zunächst den Charakter von Kurt Lenks wissenschaftli-
cher Arbeit zu treffen scheint – ist eher ein Problem aufgeworfen, als eine 
wissenschaftliche Praxis angemessen erfasst. Zwar hat uns der große Sozio-
loge Luhmann zu lehren versucht, dass alle Wissenschaft mit einer „Beo-
bachtung“ und die wiederum mit einer „Unterscheidung“ beginnt (Luhmann 
1990)1 – aber man kann an seinem monumentalen Werk nun auch studieren, 
dass die bloße Kombination von „Beobachtung“ und „Unterscheidung“, 
wenn es dabei bleibt, niemals zur Kritik führt, dass bei aller filigranen Kon-
struktion eines Systems von Systemen es dann letztlich bei jener „augen-
zwinkernde[n] Haltung“ der Soziologie bleibt, die Kurts maßgeblicher Leh-
rer Theodor W. Adorno bloße Affirmation dessen nannte, was der Fall ist. 
Etwas sein angebliches Studienerlebnis stilisierend sagt Adorno in seiner 
letzten Einführungsvorlesung 1968: „Ich kann mich allerdings selber noch 
sehr deutlich an meine Studienzeit erinnern, als ich auch mit großem Er-
staunen wahrgenommen habe, dass die Tatsache, dass man sich mit gesell-
schaftlichen Fragen überhaupt befasst, nicht automatisch führt zu den Fra-
gen, die mit der Herbeiführung einer besseren oder einer richtigen Gesell-
schaft überhaupt zu tun haben“ (Adorno 2003: 24). 
Wer wie Kurt Lenk in jenen frühen fünfziger Jahren der jungen 
Bundesrepublik in Frankfurt bei Adorno und Max Horkheimer studierte, der 
wuchs in jene gesellschaftliche und politische Spannung hinein, in der die 
einen wie Wolfgang Abendroth, Eugen Kogon oder der heute zu Unrecht 
vergessene Walter Dirks das als „gesellschaftliche Restauration“ (Dirks 
1950; vgl. dazu Greven: 2007a) begriffen, was die anderen, was die meisten 
vor dem Hintergrund der einsetzenden wirtschaftlichen Besserung, 
innenpolitischen Stabilisierung unter der patriarchisch-autoritär geführten 
Regierung Adenauers und schließlich der mit Wiederaufrüstung erkauften 
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wachsenden Anerkennung im westlichen Bündnis als „beste Demokratie, 
die es je auf deutschem Boden gegeben hatte“, verstanden. Nicht dass 
Letzterem Abendroth, Adorno oder der junge Doktorand Kurt Lenk und die 
anderen damals widersprochen hätten – aber was sie besorgt machte und 
kritisch bleiben ließ, war, dass die „gesellschaftlichen Verhältnisse“, die 
ihrer theoretischen Einsicht nach einmal das unfassbare Verbrechen der 
Jahre 1933 bis 1945 in einem zivilisierten Land erst ermöglicht hatten, 
unangetastet blieben, und dass damit auch in Zukunft, wie sie glaubten, jene 
Bedrohung erhalten blieb, an der die erste deutsche Demokratie und mit ihr 
halb Europa und nicht zuletzt das europäische Judentum fast zugrunde 
gegangen waren. 
Will man dem Begriff der „kritischen Gesellschaftsbeobachtung“ im 
damaligen Zeitkontext einen Sinn verleihen, dann muss man sie von jener 
nach 1949 sich allmählich etablierenden akademischen Disziplin der Politi-
schen Wissenschaft unterscheiden, die von eben diesen „gesellschaftlichen 
Verhältnissen“, theoretisch mit jener Minderheit gesprochen, die vom „Ka-
pitalismus“ absieht. Hier verlief – und mache würden hinzufügen: hier ver-
läuft bis heute – die eigentliche Trennlinie. Natürlich verstanden sich auch 
die anderen nicht als unkritisch, so wenn – um nur einige fast willkürliche 
Beispiele zu nennen – Ferdinand A. Hermens das neue Wahlrecht der Bun-
desrepublik kritisierte (vgl. Hermens 1951), Theodor Eschenburg wortge-
waltig die Herrschaft der Verbände (1955) anklagte, Thomas Ellwein gegen 
den Klerikalismus in der deutschen Politik (1955) sogar heftig polemisierte 
oder schließlich Emil Landshut die Wandlungen in der parlamentarischen 
Demokratie (1959) kritisch abwog: Im Hinblick auf das politische System 
und die politischen Verhältnisse blieb die junge Politikwissenschaft nicht 
unkritisch. Aber auch wenn sie mangelnde demokratische Einstellungen und 
fehlendes politische Bewusstsein thematisierte, wenn also gesellschaftliche 
Bedingungen des Politischen oder gar im Einzelfall wie etwa beim Einfluss 
von Verbänden oder etwas später der Parteienfinanzierung wirtschaftliche 
Verhältnisse in den Blick kamen, so blieb doch „die Gesellschaft“ als theo-
retischer Gegenstand und besondere historische Formation außerhalb des 
Blickfeldes dieser neuen Disziplin. Anders bei jener Minderheit, die ihre 
kritischen Urteile über die aktuelle Politik auf dem Hintergrund eines kapi-
talismuskritischen Gesellschaftsbegriffs formuliert. Auch dieser Begriff ist 
mit Bedacht gewählt, weil er auch jene nicht-marxistischen Positionen ein-
schließt, wie sie etwa im linkskatholischen Milieu bei Dirks und Kogon oder 
bei dem evangelischen Spranger-Schüler und Philosophie-Assistenten Iring 
Fetscher2 damals vorlagen – dessen einflussreiche Mitarbeit an den ideenge-
schichtlichen „Marxismusstudien“ ab 1953 nicht mit einer eigenen ‚marxis-
tischen‘ Position gleichgesetzt werden darf3 –, und weil es vielleicht doch 
wenig Sinn macht, das weite theoretische Spektrum von Kritischer Theorie 
der frühen fünfziger Jahre bei Adorno und Horkheimer – auch hier ließe 
sich noch differenzieren – über Heinz Maus, Arkadij Gurland, Richard Lö-
wenthal, Ossip K. Flechtheim und andere bis hin zu dem noch am ehesten 
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traditionell marxistisch orientierten Wolfgang Abendroth unter ein Etikett 
zu zwingen. Was sie verband und worunter sie sich bei aller theoretischen 
Heterogenität als „kritisch“ erkannten, war ihre Distanz zu einer Politikwis-
senschaft, die die kapitalistischen Voraussetzungen der Demokratie lange 
Zeit als unproblematisch ansah.  
Wenn ich diese Namen aus den fünfziger und sechziger Jahren beispiel-
haft anführe, dann kann ich eine kritische Beobachtung nicht unterdrücken: 
Damals standen Namen und die sie tragenden Individuen bei aller Verschie-
denheit noch viel mehr für persönliche Leidenschaften und Themenschwer-
punkte, durch die sie das Fach je spezifisch auslegten und mitprägten. Man 
mag es als Folge der seit den siebziger Jahren sogenannten Professionalisie-
rung und Verwissenschaftlichung für unvermeidlich, ja sogar für einen Fort-
schritt halten – aber ist es nicht so, dass seit 30 Jahren vor allem alle jünge-
ren Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen aus Karrieregründen auf den 
großen Geleitzug der jeweiligen begrifflichen und inhaltlichen Thematisie-
rungswellen aufspringen müssen?4 Wo bleiben inzwischen die produktiven 
Einzelgänger und innovativen Querköpfe, wie sie einmal unser Fach leben-
dig hielten, zwischen all den braven methodenbewussten Nachwuchsfor-
schern und Drittmittelarbeiterinnen?  
„Kritische Gesellschaftsbeobachtung“ hieß also einmal, über einen theo-
retischen Begriff von „Gesellschaft“ zu verfügen, um, wie Adorno in eben 
jener Einführungsvorlesung den Erstsemestern in der ersten Vorlesung noch 
etwas kryptisch zu verstehen gibt, „das Gesetz zu begreifen, das über uns 
anonym herrscht“ (Adorno 2003: 12). 
Zugleich wird deutlich, warum ich den mir mit der Einladung vorgege-
benen Begriff der „Gesellschaftsbeobachtung“ – er könnte tatsächlich Luh-
mann entlehnt sein – problematisiere. Denn kann man die „Gesellschaft“ 
überhaupt beobachten, so wie ein Tennis-Match oder eine Schach-Partie? 
Kann man durch Beobachten und Unterscheiden die Frage beantworten, die 
Adorno in die Frage kleidete „was eigentlich diese ganze sonderbare Gesell-
schaft trotz ihrer Absonderlichkeit zusammenhält“ (ebd.)?  
Nein, das kann man durch bloßes Beobachten so wenig, weil ja niemand 
jenseits aller beobachteten Einzelheiten „die Gesellschaft“, oder „den Staat“ 
oder auch nur „die Partei“ jemals direkt sehen oder beschreiben könnte, 
ohne bereits durch die Vermittlung des Begriffs hindurch seinen Beobach-
tungsgegenstand auch „konstruiert“ zu haben, wie man heute sagt. Und das 
bleibt über Kant und Hegel bis zu Marx und Lenk richtig, soweit man damit 
nicht jene postmoderne Beliebigkeit einer angeblich bloß noch virtuellen 
Realität unterstellt, die den Idealismus noch in seiner radikalsten Ausprä-
gung heute zu übertrumpfen sucht. 
Die angehende Nachkriegspolitikwissenschaft mit ihrem Versuch, zu-
nächst eher untheoretisch beschreibend, zeithistorisch, oder im gesell-
schaftstheoretisch luftleeren Raum „das Politische“ – etwa unter Bezug zu 
Aristoteles – zu bestimmen, war also nur ausnahmsweise ein geeigneter Ort, 
um mit politischem Interesse „kritische Gesellschaftsbeobachtung“ zu ler-
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nen und zu pflegen. Das Frankfurter Institut für Sozialforschung mit seinem 
gesellschaftstheoretischen Profil hingegen, später dann der Soziologie-Lehr-
stuhl des ehemaligen Horkheimer-Assistenten Heinz Maus, der es als erster 
zum „Kollegen“ des „Direktors“ gebracht hatte, vor allem aber Wolfgang 
Abendroths Seminar für die Wissenschaft von der Politik in Marburg boten 
hingegen dafür ein fruchtbares und Lenk lebenslang prägendes akademi-
sches Milieu. 
Eingedenk all dessen ist es auch wenig überraschend, dass die diszipli-
näre Prägung von Kurt Lenks frühen Arbeiten bis etwa Mitte der sechziger 
Jahre umfassende sozialphilosophische und gesellschaftstheoretische, ja in 
einem unorthodoxen Sinne wohl auch marxistische Züge aufweist, aber 
kaum dem heutigen Verständnis von Politikwissenschaft entspricht. Kaum 
ein heutiger Politologe dürfte noch viel mit dem Namen Max Schelers ver-
binden, über dessen ehemals prominent diskutierte These von der „Ohn-
macht des Geistes“ Lenk 1956 auf zunächst 64 Schreibmaschinen-Seiten 
seine Dissertation vorlegte. Wird in der 1959 vorgelegten Druckfassung ein-
leitend noch die philosophisch-immanente Kritik an Schelers dualistischer 
Konstruktion von „Geist“ und „Leben“ „innewohnenden Widersprüche“ an-
gekündigt (Lenk 1959: 3), so hängt der Doktorand an den gelingenden 
Nachweis derselben abschließend fünf Seiten zur „Soziologie der Ohn-
machtsthese“ an, in denen er unter anderem – Troeltsch zitierend – festhält, 
„dass Schelers Idee der Geschichte ‚einen großen Teil der Schlagworte der 
kommenden Reaktion‘ entworfen habe“ und „dass gerade die regressiven, 
geschichtspessimistischen Tendenzen der Theorie Schelers den stärksten 
Einfluss auszuüben vermochten“ (Lenk 1959: 59f.). 
Ich möchte unter Bezug auf diese rudimentären Signale behaupten, 
schon damals, als philosophierender Doktorand ist der spätere Politologe 
Kurt Lenk bei seinem Lebensthema, seiner Passion angekommen: Denn nie-
mand hat in der deutschen Politikwissenschaft wie er nach 1949 die „regres-
siven, geschichtspessimistischen Tendenzen“, von der sublimen posthis-
toire-These von der „Kristallisation“ seines späteren Aachener Lehrstuhl-
kollegen Arnold Gehlen (1962)5 über den im Schatten der Popularität der 
„68er“ damals und bis heute zu wenig beachteten Aufstieg der NPD in Zei-
ten der ersten Großen Koalition (vgl. Lenk 1968) bis hin zu den kruden Ge-
waltphantasien des vulgären Rechtsextremismus unserer Tage (vgl. Lenk 
1993), so unter politikwissenschaftliche Dauerbeobachtung gestellt. Immer 
galt, wie schon in der abschließenden Kritik an Schelers Spätphilosophie, 
Lenks besorgte Aufmerksamkeit den „Schlagworten der kommenden Reak-
tion“. 
So kann man, so muss man auch seine 1964 in Marburg eingereichte 
Habilitationsschrift Ideologiebegriff und Marxrezeption in der deutschen 
Wissenssoziologie (Lenk 1972a) lesen, die nur scheinbar im großen Bogen 
von Simmel über Weber, Troeltsch bis Scheler und Mannheim auf dem Hin-
tergrund einer kritisch-genauen Rekonstruktion des Marxschen Originals 
von „Ideologiekritik“ dessen Fehlrezeption und nach seinem Urteil Verfla-
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chung in der Philosophie und Soziologie des Wissens akademisch rekon-
struiert. Auch hier geht es Kurt Lenk aber um mehr, nämlich um den Nach-
weis einer „Grundstimmung“ in der bürgerlichen Gesellschaft am Beginn 
des letzten Jahrhunderts und Vorabend des Aufstiegs des europäischen Fa-
schismus und deutschen Nationalsozialismus, für den er das „Leitmotiv“ des 
„tragischen Bewusstseins“ (Lenk 1972: 9 und passim) wählt, das sich be-
reits bei Hegel fand, das aber dann in der Genealogie über Schopenhauer 
und Nietzsche nicht nur die sich etablierende deutsche Soziologie prägte, 
sondern als „Kulturpessimismus“ und erkenntniskritischer „Skeptizismus“ 
in den allgemeinen Zeitgeist der Epoche einsickerte – und damit den Auf-
stieg jener verhängnisvollen nihilistischen Mächte nach Lenks kaum ver-
borgener Grundthese erst ermöglichte. Mindestens bis zu diesem Zeitpunkt 
zeigt sich, dass für Lenk der Sieg des Nationalsozialismus und die erneute 
Bedrohung durch den in seiner geistigen Kontinuität stehenden Rechtsex-
tremismus vor allem und zuerst Ergebnis auch einer geistig-ideologischen 
Niederlage der Linken gewesen ist. 
Fragt man sich heute, wie jemand mit diesen auf den ersten Blick nur 
geistesgeschichtlichen und von umfassender philosophischer Detailbildung 
zeugenden Qualifikationsarbeiten schließlich seinen Beruf nicht als Kultur-
kritiker oder Sozialphilosoph, sondern seit 1966 als Ordinarius für Politik-
wissenschaft in Erlangen und dann ab 1972 in Aachen finden konnte, dann 
scheint mir dafür zweierlei erhellend: Erstens hatten in der Politikwissen-
schaft Anfang der sechziger Jahre philosophisch fundierte und ideenhistori-
sche Studien noch ganz allgemein die Chance der Anerkennung – man den-
ke nur an die Habilitationsschriften Iring Fetschers (1960), Jürgen Haber-
mas’ (1962), Wilhelm Hennis’ (1963) oder das große, allerdings erst später 
erschienene Werk Dolf Sternbergers (1978). Wichtiger und für die späteren 
Arbeiten des nunmehr bestallten Politikordinarius kennzeichnend erscheint 
mir aber die von Anfang an in den philosophischen Studien stets präsente 
Absicht, damit dem politischen „Zeitgeist“ – oder sollte man gleich sagen: 
„Ungeist“ – auf die Spur zu kommen. Niemals ist, um nochmals die Sche-
ler-Kritik zu zitieren, der Nachweis „innewohnender Widersprüche“ für 
Lenk Selbst- und Endzweck der Kritik. Immer geht es ihm um gesellschaft-
liche Wirkung und öffentliche Prägekraft eines Denkens, das den „Zeitgeist“ 
gegen Vernunft, Aufklärung und einen gewissen Geschichtsoptimismus mit 
Skepsis, Ressentiment und letztlich gewaltträchtiger Dezision zu imprägnie-
ren trachtet. Dass der mögliche „Feind“ dabei „rechts“ steht und dass – an-
gesichts der ungefestigten demokratischen Traditionen des deutschen Bür-
gertums – „rechts“ bereits in der „Mitte“ beginnt, beschreibt die von Kurt 
Lenk wahrgenommene und selbst bestimmte politische Geographie auch der 
späteren Bundesrepublik, wie er es durch die Titelgebung einer Sammlung 
seiner wichtigen politischen Aufsätze in den neunziger Jahren noch einmal 
unmissverständlich festgestellt hat (vgl. Lenk 1994). Diese kritische Einstel-
lung und politische Geographie lag auch Kurts letzter großer Studie über die 
Genese und zeitgenössische Ausprägung des spezifisch ‚deutschen Konser-
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vatismus‘ zugrunde, mit der er unübersehbar auf das Zeitalter Margret That-
chers, Ronald Reagans und des Aufstiegs der sogenannten ‚neo-cons‘ rea-
gierte. Deren „einsetzende kulturelle Hegemonie […] speist sich aus vielen 
Quellen“, wie nicht zuletzt dieses Buch von Lenk zu zeigen vermag; „eine 
davon ist der konkretistisch am Nun-Einmal-So-Seienden klebende Pragma-
tismus der Alltagskultur. Er ist die massenkulturelle Restgröße dessen, was 
einst ‚Religion‘ war“ (Lenk 1989: 277) – und nahm nicht schließlich alle 
Kritische Theorie bei der Religionskritik ihren Ausgangspunkt? 
Bekanntlich haben die späten sechziger Jahre in der Politikwissenschaft 
tiefe Spuren hinterlassen: Die bei aller politischen und weltanschaulichen 
Differenz doch vorhandene kollegiale Repräsentation und Einheit des Fa-
ches, beruhend auf einer relativ geringen Zahl von untereinander bekannten 
und weitgehend generationsgleichen Lehrstuhlinhabern, explodierte im 
mehrfachen Sinne: einerseits quantitativ durch die schnelle Vermehrung der 
Professuren und die erste Generation von Assistenten, die wie Lenk nun ab 
Mitte der sechziger Jahre selbst Professuren besetzten. Zweitens wurde der 
übrige akademische Mittelbau, selbst wenn er nicht sogleich in Professuren 
einrückte, für die innere fachliche Diskussion und schnell auch die Wahr-
nehmung des Faches jenseits der Disziplin viel bedeutender als vorher. Drit-
tens und teilweise in Verbindung damit pluralisierte sich das Fach nicht zu-
letzt durch die von längeren USA-Aufenthalten Rückkehrenden, die die dort 
vollzogene behavioral revolution, aber auch die Systemtheorie von Parsons 
über Deutsch bis zu Easton oder die vor allem für die Entwicklungsländer- 
und Politische Kulturforschung bedeutsame Modernisierungstheorie im Ge-
päck hatten; zumindest durch Letzteres kam auch wieder „die Gesellschaft“, 
wenn auch eher als „moderne Industriegesellschaft“ mehr in den Blick. 
Viertens wurde das Fach nun massiv auch intern von den Politisierungspro-
zessen ergriffen, die die späten sechziger Jahre insgesamt kennzeichneten 
und die die bis dato bestehende kollegiale Einheit des Faches für lange Zeit 
zerbrechen ließen. Grob gesagt bildete sich bis Beginn der siebziger Jahre 
eine Konstellation aus drei Lagern heraus, die jeweils ein anderes Verständ-
nis von der wissenschaftlichen Rolle des Faches und insofern auch von „kri-
tischer Gesellschaftsbeobachtung“ besaßen. 
Da war erstens die Renaissance des Neomarxismus in all seiner internen 
Pluralität, ja Zerstrittenheit, die sich gerade in Personalentscheidungen und 
Besetzungsprozessen massiv niederschlug: War man in diesem Lager zwar 
gemeinsam der Auffassung, das Kapitalismusanalyse und -kritik das Primä-
re, und die Analyse der Ideologie und Politik an der „Oberfläche“ der Kapi-
talreproduktion nur das davon Abzuleitende und Abhängige sei, so machte 
es – etwa für die Besetzung an den neuen Universitäten in Norddeutschland, 
NRW oder Hessen – doch einen großen Unterschied, ob der jeweilige Neo-
marxismus Frankfurter, Marburger, Berliner oder in geringerem Maße auch 
Münchner und Erlanger Provenienz war. 
Daneben ergab diese innere Differenzierung des Faches zweitens eine 
zahlenmäßig bedeutsame Strömung, die ich hilfsweise ‚partizipationsorien-
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tierte Reform- und Demokratieforschung‘ nennen möchte; sie scheint mir 
für die siebziger Jahre dann doch am nachhaltigsten die Zukunft des Faches 
geprägt zu haben. Gerade und vor allem da, wo sie sich mit der in den sieb-
ziger Jahren einsetzenden Wendung zur Policy-Forschung verband, wie sie 
beispielhaft und damals prägend mit den Namen Frieder Nascholds, Fritz 
Scharpfs und Renate Mayntz’ verbunden war.  
Und schließlich drittens jene nicht unbedeutende Gruppierung, die bei 
aller Verschiedenheit der theoretischen Ansätze und politischen Auffassun-
gen untereinander sich durch die ersten beiden Strömungen herausgefordert 
und in die Defensive gedrängt fühlte – ja die darin teilweise eine Gefähr-
dung der erreichten Stabilität der bundesdeutschen Demokratie, vor allem 
aber auch der mühsam genug errungenen wissenschaftlichen Reputation des 
teilweise immer noch um Anerkennung ringenden Faches sahen; man denke 
etwa an Hennis’ damals ungeheuer prominente Philippika gegen die „De-
mokratisierung“ (Hennis 1970) oder Sontheimers Kritik- und Schmähschrift 
(1976) aus den siebziger Jahren. 
Jenseits aller Beurteilung wird man also feststellen können, dass nur die 
ersten beiden Richtungen eine, wenn auch verschiedene Art „kritischer Ge-
sellschaftsbeobachtung“ praktizierten, während die Vertreter der dritten 
Richtung, obwohl viele ihre Repräsentanten in den sechziger Jahren wie 
Karl Dietrich Bracher, Kurt Sontheimer oder Alexander Schwan durchaus 
noch der kritischen Seite angehört hatten, sich nunmehr in der Defensive 
mehr und mehr zur Apologie der bestehenden Verhältnisse gedrängt sahen.  
Natürlich sind das alles sehr grobe Vereinfachungen und erste Annähe-
rungen – nun auch bereits durch eigene Erfahrungen und Wahrnehmungen 
fundiert – und deshalb nicht ohne Gefahr des persönlich gefärbten bias. Wie 
schwer die Abgrenzungen im Einzelnen fallen, kann man sich auch bei dem 
Versuch, Kurt Lenks wissenschaftliche Arbeit in den späten sechziger und 
den siebziger Jahren in dieses Schema einzuordnen, verdeutlichen. Jeden-
falls macht er, anders als sein zeitweiliger Kollege in Erlangen Kurt Tudy-
ka6, die teilweise dogmatische Formen annehmende Renaissance neomar-
xistischer Ableitungstheorien nicht mit. Andererseits wahrt er grundsätzli-
che Distanz zur bestehenden Gesellschaftsordnung – auch wenn die direkten 
Bezüge zur alten Frankfurter Schule und marxistischen Theorie im politik-
wissenschaftlichen Kontext nun vorübergehend eher seltener werden.  
Vor dem Hintergrund einer außerordentlichen Produktivität erscheinen 
Schlag auf Schlag selbständige Veröffentlichungen, die nunmehr eine klare 
disziplinäre Profilierung als Politikwissenschaft erhalten. Ich ordne sie zwi-
schen der ersten und der zweiten Strömung ein.  
Seine Bezugnahmen auf die politische Aufgeregtheit und Opposition der 
APO sind die eines sympathisierenden, aber distanzierten akademischen 
Lehrers, der sich nicht ins Handgemenge begibt, aber die Ernsthaften unter 
den Kritikern die ganzen siebziger Jahre geistig zu munitionieren sucht: Wie 
demokratisch ist der Parlamentarismus? (Lenk 1972) nimmt die einseitige 
und an Carl Schmitt gemahnende populäre Kritik eines Johannes Agnoli auf 
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und bettet sie abwägend ein. Den seit 1968 wild wuchernden Revolutions-
phantasien setzt er 1973 die solide, aber zugleich historisierende Erinnerung 
an Theorien der Revolution (Lenk 1973) entgegen. Zu Beginn und Ende des 
unruhigen Jahrzehnts antwortet er der damals gängigen neomarxistischen 
Kritik der „bürgerlichen Wissenschaft“ als angeblich bloßem „bürgerlichem 
Klassenbewusstsein“ (typisch hierfür Hans Kastendiek 1977) durch diffe-
renzierte, die interessenbasierte Ideologie des Bürgertums keineswegs ver-
schonende Analysen, die aber dialektisch auch die auf allgemeine Emanzi-
pation überschießenden Potentiale aufzeigen (vgl. Lenk 1971, 1980). Ich 
hatte und habe damals wie heute den Eindruck, dass diese außerordentliche 
Produktivität Lenks in den siebziger Jahren zu oft als bloß der Lehre die-
nend missverstanden wurde – und kann deshalb nur raten, gerade die beiden 
zuletzt erwähnten Bücher erneut zur Hand zu nehmen, um sie als genuine 
und keineswegs überholte Beiträge zur politischen Ideen- und Theoriege-
schichte und über die Tagesaktualität hinaus weisenden kritischen Gesell-
schaftsdiagnostik zu verstehen. 
Aber natürlich gibt es auch – angefangen von der ersten Marburger Ein-
führung von 1968 (Abendroth/Lenk 1968), die maßgeblich von ihm geprägt 
wurde und die eher „Frankfurter“ als den später(!) mit „Marburg“ assoziier-
ten Geist ausstrahlt, den Lenk der – übrigens recht erfolgreichen – „Einfüh-
rungen“ in die Politikwissenschaft, die Politische Soziologie und zusammen 
mit Berthold Franke in die Politischen Theorie (Lenk 1975, 1982; Lenk/ 
Franke 1987). 
Dass Kurt Lenk auch in seinen Einführungsbüchern an dem seit den 
sechziger Jahren ausgebildeten kritischen Profil festhält und was er in der 
Tradition Kritischer Theorie darunter versteht, mag man nachfolgender Pas-
sage entnehmen: 
 
„Der hier vorliegende Versuch einer Einführung in die Politikwissenschaft soll an die 
Tradition der Metapolitik erinnern“ – wie Lenk unter direktem Bezug auf den Enzy-
klopädisten Diderot feststellt, sei Metapolitik „die Wissenschaft von den Vernunft-
gründen“ der Politik. „Metapolitik ist der Versuch einer Politikwissenschaft in ideo-
logiekritischer Absicht“, sie sei deshalb „auch heute eine ‚polemische‘ Wissenschaft: 
sie unternimmt es in kritisch-historischer Absicht Prinzipien und Grundbegriffe zu 
entwickeln […] so z.B. die Kategorien des Staates und seiner Legitimation […] kri-
tisch in doppeltem Sinne: erstens ist sie von gesellschaftspolitischen Legitimations-
krisen nicht unberührt gebliebene Reflexion, zweitens will sie nicht abstrakt das 
Wahre vom Falschen scheiden, sondern den im populären Meinungsmilieu verbreite-
ten Schein als die Erscheinung eines Strukturzusammenhanges in seiner Bedingtheit 
und Notwendigkeit begreifen […] ihr Anspruch steht und fällt mit der Grundannah-
me, dass Kategorien der Politikwissenschaft mehr sind als bloße Definitionen, näm-
lich ‚Existenzbestimmungen‘ im Sinne der Kritik der Politischen Ökonomie“: und 
schließlich etwas weiter noch den Begriff des Politischen entschlüsselnd mit einem 
programmatischen Zitat von Wolfgang Abendroth, dem Marx und Weber gleicher-
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maßen als Paten dienen: „Die volle Aufhebung des Problems der Herrschaft würde 
das Problem des Politischen aufheben“ (Lenk 1975: 7f., 10). 
 
Hier haben wir also die programmatischen Stichworte des fertigen Poli-
tikordinarius Lenk Mitte der siebziger Jahre zusammen, und man sieht, hier 
stellt sich einer ganz bewusst in die Tradition der Aufklärung der Enzyklo-
pädisten, Kants und des kritischen Marxismus der Kritischen Theorie mit 
der Suche nach den Vernunftgründen der Erscheinung und darin begründe-
ter Kritik aller unvernünftigen Herrschaft. 
Darüber würde man gerne mit einigen der heutigen Jungordinarien dis-
kutieren, die – wie Lenk damals bereits kritisierte – in ihrem „technokrati-
schen Verständnis“ das Fach als „eine Art Betriebslehre des politischen Le-
bens [verstehen], die Reibungsverluste vermeiden und die Effizienz politi-
schen Handelns vermehren helfen soll“ (Lenk 1975: 12).7 
Was könnte heute im Fach als Fortführung kritischer Gesellschaftsbe-
obachtung über die Einzelphänomene – etwa spezielle Studien zum politi-
schen Extremismus, zur Migrantenfeindlichkeit, zur politisch zu verantwor-
tenden Armut (auch im Bildungswesen) – hinaus noch Geltung beanspru-
chen? Da wird man nicht so leicht fündig. Vieles, was die Tradition der 
Kritischen Theorie für sich beansprucht, die doch einmal die Philosophie 
hinter sich lassen und aufheben wollte, ist heute wieder bestenfalls positive 
Sozialphilosophie – der Anerkennung, der Toleranz, der Gerechtigkeit – mit 
transzendentalphilosophischem Einschlag geworden; eine bloß normative 
Sozialphilosophie, die die Verbindungen zur erfahrungswissenschaftlichen 
und historischen Gegenwarts- und Gesellschaftsanalyse weitgehend gekappt 
hat. In der Politikwissenschaft versteht sich eine dominant präskriptive und 
normative Theorie der Demokratie als „kritisch“, die in ihren immer subtile-
ren Modellannahmen von der transnationalen bis hin zur globalen Demokra-
tie jede Bodenhaftung verloren hat. Nichts könnte inzwischen größer sein, 
als die politisch-praktische Kluft zwischen dem Alltagsbewusstsein der 
Mehrheit der unzufriedenen Bevölkerung in den realen Demokratien des 
Westens und den normativ und analytisch anspruchsvollen Wissenschaftler-
phantasien darüber, wie der normative Gehalt und das Versprechen auf kol-
lektive Selbstregierung traditioneller Demokratietheorie in die heutige Welt 
der trans- und supranational interdependenten Weltgesellschaft hinüber ge-
rettet werden könnte. 
Vielleicht würde sich die wahre kritische Wissenschaft heute daran erin-
nern müssen, dass ihre Gegenstände – auch die Demokratie – immer histo-
risch geworden sind und in der Gegenwart historisch dem Wandel unterwor-
fen bleiben: dass der wachsenden Erfahrung, dass sich in den Demokratien 
bereits vieles, vielleicht allzu vieles geändert hat, praktisch nicht mit einer 
ahistorischen Universalisierung von abstrakten Begriffen und Neologismen 
wie „transnational participatory governance“ begegnet werden kann und 
dass mit der Heraufkunft eines neues Zeitalters das Gewohnte und bisher 
Gewollte auch allmählich verschwinden und verblassen könnte. 
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An kritische Traditionen heute anzuknüpfen würde es notwendig ma-
chen, wieder ihre alten und doch stets aktuellen Fragen aufzuwerfen, allen 
voran: „Cui bono?“ oder mit dem Gründungsvater der ursprünglich – zuerst 
1936 – kritisch gemeinten Policy-Forschung Harold Lasswell zu fragen: 
„Who gets what, when, how“ (1958) – and why? wie man unter Gerechtig-
keitsgesichtspunkten noch hinzu fügen könnte.  
Kaum wahrscheinlich, dass die Antwort auf diese kritischen Fragen heu-
te noch dem gebetsmühlenhaft replizierten Kanon der normativen Demokra-
tietheorie oder der Politischen Bildung entsprechen würde, wonach die 
„Demokratie“ jenes herrschaftsfreie Regime sei, in dem die Bürger nicht nur 
Unterworfene eines rechtsstaatlichen Verfassungssystems, sondern zugleich 
permanent dessen Autoren der Weiterentwicklung seien. Kritische Politik-
wissenschaft würde vielmehr danach fragen, welchen Beitrag in den heuti-
gen Demokratien neben der immer schon Ungleichheit reproduzierenden 
und verstärkenden Funktion des Wirtschaftssystems die Politik selber dafür 
leistet, dass ihr allgemeines Emanzipationsversprechen immer mehr zum 
Privileg neuer Eliten und so genannter „Leistungsträger“ zu verkommen 
droht.  
Wie in alten Tagen müsste die Kritik an Ungerechtigkeit, Herrschaft und 
– ja auch Ausbeutung – mit einer Bestimmung und Kritik der herrschenden 
Eliten ihren Ausgangspunkt nehmen. Dabei könnte mancherorts in den 
Blick kommen, dass auch jenseits von relativ trivialer Kriminalität wie der 
weit verbreiteten Steuerhinterziehung, die herrschende Praxis von Leis-
tungseliten in den heute immer enger verflochtenen Bereichen von interna-
tionaler Politik, Verwaltung und Wirtschaft teilweise die Gestalt von „ra-
ckets“ (siehe dazu Greven 1994) und kriminellen Formen der Selbstberei-
cherung und Selbstbegünstigung angenommen hat. 
Die Politikwissenschaft sollte sich nicht zu fein sein, das zu untersuchen 
und gegebenenfalls jenseits purer „Wissenschaftlichkeit“ auch offen auszu-
sprechen; solch kritische Praxis könnte ihr einen Teil jener gesellschaftlich-
praktischen Bedeutung wieder zuwachsen lassen, die kritisches Politisches 





1  „Auf der Suche nach einer Alternative zu einer bloßen Historisierung 
und Standpunktrelativierung allen Wissens […] wählen wir deshalb ei-
nen anderen Weg, der uns zugleich in Distanz bringt zur üblichen Ak-
zeptanz von ‚Pluralismus‘. Unser Ausgangspunkt liegt bei einem extrem 
formalen Begriff des Beobachtens, definiert als Operation des Unter-
scheidens und Bezeichnens“ schreibt Niklas Luhmann in Die Wissen-
schaft der Gesellschaft (1990: 73). 
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2  „Bis zu meiner Habilitation im Jahr 1963 hat mich kein Hochschullehrer 
so stark beeindruckt wie Eduard Spranger“ (Iring Fetscher 1995: 403). 
3  Fetscher schreibt (1995: 419), dass er „lange Zeit eine gewisse Sympa-
thie für die idealen Ziele des frühen Marx und mancher Marxisten wie 
Max Adler“ bewahrt habe. 
4  In etwa: Partizipation und Demokratisierung, Steuerung, Korporatismus, 
Verrechtlichung, Europäisierung, Deliberation und zuletzt und anhaltend 
governance – man müsste mal eine Geschichte der politikwissenschaftli-
chen Leitbegriffe und ihrer wissenschaftsprägenden, geradezu organisie-
renden Funktion schreiben. 
5  „Ich […] würde vorschlagen, mit dem Wort Kristallisation denjenigen 
Zustand auf irgendeinem kulturellen Gebiet zu bezeichnen, der eintritt, 
wenn die darin angelegten Möglichkeiten in ihren grundsätzlichen Be-
ständen alle entwickelt sind. […] Ich exponiere mich also mit der Vor-
aussage, dass die Ideengeschichte abgeschlossen ist, und dass wir im 
Posthistoire angekommen sind“ (Gehlen 1962: 293, 295). 
6  Bei Kurt Tudyka (1973) wird die marxistische Kritik der Politischen 
Ökonomie zur Grundlage einer „kritischen Politikwissenschaft“. 
7  Wir sind alle Epigonen – aber manchmal ohne es zu wissen: ich habe 
jüngst (in Greven 2007b) die kritische Formel von der Politikwissen-
schaft als „Betriebswirtschaftslehre der öffentlichen Angelegenheiten“ 
verwendet – ohne zu erinnern, dass ich diesen Topos Jahre zuvor bereits 
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Populismus ist ein weites Feld. Alle reden davon, aber kaum jemand kann 
ihn verbindlich definieren. Die Situation erinnert ein wenig an den bekann-
ten amerikanischen Senator, der sich für die Verschärfung der Gesetze ge-
gen Pornographie einsetzte und, aufgefordert, letztere doch zu definieren, 
eingestand, dass er dies nicht könne: „But I know it when I see it.“ Genauso 
scheint es vielen auch mit dem ‚Populismus‘ zu gehen. Dies liegt natürlich 
auch daran, dass Populismus unter anderem auch ein Kampfbegriff ist, teil-
weise positiv besetzt, beispielsweise in den USA, in einigen Teilen Latein-
amerikas oder der kemalistischen Türkei, überwiegend negativ in anderen 
Teilen der Welt, auch bei uns in Europa. Wenn jemand von einem Politiker 
sagt, dieser sei ein Populist, dann ist das im Zweifel nicht als Kompliment 
gemeint. Der Begriff ist unscharf und verlangt nach Definitionen. Mehr 
Schärfe kann er nur gewinnen, wenn er nicht inflationär gebraucht wird. 
Man muss das Phänomen also eingrenzen. Dies aber impliziert subjektive 
und willkürliche Setzungen und bedarf auch konzeptioneller Entscheidun-
gen. Und wer darüber redet, kann in weiten Bereichen eher mehr oder weni-
ger plausible und überzeugende Vorschläge zur Begrifflichkeit und Analyse 
machen, als dass er oder sie sagen könnte: So ist es, und nicht anders. 
In diesem Sinne möchte ich in zehn Punkten thesenartig (und natürlich 
verkürzt) drei Problemkomplexe ansprechen: Erstens wichtige Charakteris-
tika und mögliche Definitionen des Phänomens Populismus, zweitens einige 
klassische und neuere Populismen im Spannungsfeld zwischen Protest und 
Projekt, und drittens das Verhältnis von Populismen, populistischer Politik 
und Demokratie. 
Ganz zentral ist dabei die Frage, ob ‚Populismus‘ wesentlich bloß for-
mal oder auch inhaltlich definiert werden kann oder soll. Form oder Inhalt?1 
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I. ALLGEMEINE CHARAKTERISTIKA UND DEFINITIONEN 
 
1. Die Antwort auf diese Themenfrage ist relativ einfach. Sie lautet: Form 
und Inhalt. Das Phänomen Populismus wird im allgemeinen Sprach-
gebrauch, auch in den Sozialwissenschaften, zum einen formal definiert und 
bezieht sich überwiegend auf Vermittlungstechniken, Politikstile oder 
Machtstrategien. Auf der anderen Seite hat man mit dem Begriff des Popu-
lismus auch bestimmte Bewegungen in konkreten Konstellationen und Peri-
oden bezeichnet, die durchaus verschieden waren und insgesamt ein sehr 
buntscheckiges Bild ergeben. Da gab es Konservative wie Progressive, Be-
wahrer, Reformer und Revolutionäre. ‚Populismus‘ ist wahrscheinlich einer 
der am meisten inflationierten Termini. Um die Dinge etwas zu sortieren, 
schlage ich vor, den Begriff des Populismus (als ‚-ismus‘), oder besser noch 
den Plural: Populismen, zu reservieren für inhaltlich und programmatisch 
gerichtete Bewegungen (und ggf. Regime), und dies zu unterscheiden von 
(bloßen) populistischen Elementen, Techniken, Versatzstücken, Instrumen-
ten und Stilen, die mit einer jeden Politik kombiniert werden können und ih-
ren Kern haben in einer Strategie des Machterhalts sowie entsprechenden 
Inszenierungen, deren grundlegendes Motto auf den realtypischen Nenner 
gebracht werden kann: „Ich bin das Volk“ (Eva Perón und viele andere). 
‚Populistisch‘ also als Adjektiv. Oft hängen die inhaltlichen und formalen 
Aspekte aber auch zusammen oder überlagern sich in dem, was man „popu-
listische Momente“ genannt hat (Goodwyn 1978). Die gemeinten Inhalte 
und die gemeinten Formen wären noch genauer zu definieren. 
 
2. Als zentrale erste Annäherung möchte ich, zweitens, festhalten, dass Po-
pulismen ein Produkt der Moderne sind, und zwar ein reaktives Produkt. Sie 
sind wesentlich ‚anti-moderne‘ Protestbewegungen derer, die meinen, im 
Modernisierungsprozess zu kurz zu kommen. Aber gelegentlich gehen sie, 
in bestimmten Kontexten, besonders von Unterentwicklung, auch über die-
sen Protest hinaus und lancieren – durchaus im Protest gegen die fremdbe-
stimmte Modernisierung – eigene Modernisierungsprojekte. (Ich komme 
darauf noch zurück: hier unterscheide ich mich klar von Karin Priester, vgl. 
Priester 2007.) Die Gemeinsamkeiten bestehen in groben Linien vor allem 
darin, dass ‚populistisch‘ genannte Bewegungen und Strömungen an das 
‚Volk‘ appellieren, im Gegensatz zu den Eliten, insbesondere an die ‚einfa-
chen‘ Leute und nicht an bestimmte Schichten, Klassen, Berufsgruppen oder 
Interessen. Sie sind antielitär, gegen das sogenannte Establishment, oder die 
‚Oligarchie‘. Selbst ihre intellektuellen Führer geben sich vielfach antiintel-
lektuell, oft auch antiurban und illiberal. Diese illiberalen Konnotationen 
populistischer Agitation und Politik können auch deren Verhältnis zur De-
mokratie beeinträchtigen. Ein umfassendes und konkretes politisches Sach-
programm fehlt allerdings oft bei den Populisten, es überwiegt ein starkes 
moralisches und rhetorisches Engagement zugunsten einiger weniger Pro-
grammpunkte. 
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Das – meistens nicht explizit definierte – Wohl der ‚einfachen Leute‘ 
sehen Populisten am stärksten bedroht durch die großen nationalen und in-
ternationalen Organisationen und Korporationen in Wirtschaft und Politik, 
Großbanken, Konzerne und Trusts, staatliche und private Bürokratien, Par-
teiapparate, Parlamente und andere ‚corps intermédiaires‘, Vermittlungs-
agenturen zwischen Volk und Regierung. Was sie bevorzugen, ist die direk-
te, unvermittelte Beziehung zwischen beiden. Folglich bilden sie auch meis-
tens keine straff organisierten Parteien aus, sondern bleiben relativ lose 
‚Bewegungen‘. Sie verteidigen die Kleineren gegen die Größeren und gegen 
das ‚System‘. Ihr Bild von der Gesellschaft ist dichotomisch, das Feindbild 
in der Regel sehr konkret, wenn auch nach den Umständen wechselnd. Die 
einfachen Leute haben nicht nur die Mehrheit, sie haben auch die Moral auf 
ihrer Seite. Geschichte ist für Populisten wesentlich die Geschichte von 
Verschwörungen gegen die kleinen Leute, also Usurpation illegitimer 
Macht, ein Prozess des Niedergangs und der Verderbnis. In ‚klassischen‘ äl-
teren Populismen wurden durchweg frühere agrargesellschaftliche Zustände 
romantisch verklärt, die Notwendigkeit gesellschaftlicher Arbeitsteilung 
wurde oft ebenso ignoriert wie die disziplinierender Organisation.  
Für die älteren Populisten war das Ideal lange Zeit der kleine gemein-
schaftliche Betrieb, sei es die amerikanische family farm oder der Bauern-
hof, Dorfgenossenschaften unterschiedlichen Typs vom russischen mir bis 
zum mexikanischen ejido. Populisten konnten sowohl für den Kapitalismus 
sein als auch gegen ihn, sowohl für die Industrie als auch gegen sie. In der 
Regel sind sie für die kleineren, eigenen Unternehmen und Banken und ge-
gen die größeren und fremden. Ihr Verhältnis zum Staat war kompliziert und 
doppeldeutig. Einerseits verlangten sie, dass der Staat stark genug sein soll-
te, um als Agent des Gemeinwohls die kleinen Leute gegen die Übergriffe 
der Großkorporationen, organisierten Interessenten, Verbände und Bürokra-
tien jeder Art zu schützen. Auf der anderen Seite sollte er aber selber keine 
organisierten Strukturen ausbilden und am besten für die Bürger unsichtbar 
bleiben. Die Tragik konsequenter populistischer Politik in der klassischen 
Ära zwischen den 1870er und den 1970er Jahren hat in den meisten Fällen 
darin bestanden, dass die Populisten den Staat über jenes Maß hinaus haben 
stärken müssen, das sie für wünschenswert und verantwortbar hielten. Man-
chen der neueren europa- oder globalisierungskritischen Populisten geht es 
heute durchaus ähnlich. Ein zentrales Kennzeichen ist, dass die populisti-
schen Bewegungen Basisbewegungen ohne spezifischen Klassencharakter 
aber mit Massenanhang sind, oft mit relativ niedrigem Organisationsgrad, 
dass sie politische Veränderungen in eine bestimmte Richtung bewirken 
wollen, deren Spannbreite meistens zwischen einem modifizierten status 
quo und den üblichen Forderungen klassischer Arbeiterparteien oder anderer 
Systemveränderer liegt. 
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II. KLASSISCHE UND NEUERE POPULISMEN: 
 PROTEST VS. PROJEKT 
 
3. Es scheint mir sinnvoll zu sein, die ‚klassischen‘ Populismen (etwa bis in 
die 1960er Jahre) von den jüngeren Ausprägungen zu unterscheiden, und 
gleichzeitig auch zwei sehr unterschiedliche Entwicklungslinien zu verfol-
gen, an deren Beginn, seit dem letzten Viertel des 19. Jahrhunderts, die bei-
den ersten ‚Klassiker‘ gestanden haben: Die US-amerikanischen Populists 
für die reformistische Variante der ‚Ersten Welt‘, also protestierender Popu-
lismus im entwickelten Industriekapitalismus, auf der einen Seite, und auf 
der anderen Seite die russischen Volkstümler (narodniki) für die reformisti-
sche oder revolutionäre Drittweltschiene, also Populismus als Entwick-
lungsagent in unterentwickelten Ländern: Hier steht Protest gegen Projekt. 
Beide waren Reaktionen auf umfassende gesellschaftliche Modernisie-
rungsprozesse. In den USA richteten sie sich gegen den auf den Durchbruch 
der Hochindustrialisierung folgenden Prozess der Konzentration und der 
Organisation der kapitalistischen Industriewirtschaft, im zaristischen Russ-
land gegen die Durchsetzung des modernen Imperialismus der westeuropäi-
schen Industrieländer. 
Populists: Die nordamerikanischen Populisten-Bewegungen waren Pro-
testbewegungen vom Lande gegen die zunehmenden Organisationstenden-
zen aller wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereiche seit dem Durch-
bruch der Industrialisierung und dem Ende der reconstruction nach dem a-
merikanischen Bürgerkrieg. Sie formierten sich zunehmend gegen die poli-
tische Übermacht der Großstädte, die Monopole und Eisenbahngesellschaf-
ten, Banken und Trusts, die Zwischenhändlerprofite und gegen die deflatio-
nistische Währungspolitik der Regierung im Zeichen des Goldstandards. Sie 
artikulierten die Interessen der Farmer, vor allem des Mittelwestens und Sü-
dens, aber auch des Westens und Südwestens, an billigen Krediten und Ei-
senbahnfrachtsätzen und höheren Erzeugerpreisen für ihre wichtigsten Pro-
dukte (vgl. Pollack 1990, Goodwyn 1978, Saloutos 1968). Sie forderten die 
Wiederherstellung des alten und vermeintlich erprobten amerikanischen I-
deals der „agrarischen Demokratie“ im Sinne Jeffersons und Jacksons, mit 
Partizipation, die von den grass roots ausgeht, in überschaubaren Einheiten 
und ohne zwischengeschaltete intermediäre oder repräsentative Elemente, 
im Interesse des „common man“.  
Dem Ideal der „agrarischen Demokratie“ waren alle Populistenbewe-
gungen der USA gleichermaßen verpflichtet, trotz großer Unterschiede. Zu 
ihren wichtigsten allgemeinpolitischen Forderungen gehörten u.a. die Di-
rektwahl der Senatoren, die Einführung der Vorwahlen (primaries), das 
Frauenstimmrecht, die Möglichkeit der Abwahl der Amtsträger (recall), Ini-
tiative und Referendum sowie die progressive Einkommensteuer. Die Far-
mers‘ Alliance, jene Populistengruppe, die die 1880er Jahre dominierte, for-
derte außerdem den Ausbau der genossenschaftlichen Markt- und Kreditor-
ganisation, die Einrichtung von Postsparkassen, Steuererleichterungen und 
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preisstützende Staatsintervention zugunsten der Landwirtschaft. Ihr partei-
politischer Ableger, die 1891/92 gegründete People’s Party oder Populist 
Party wurde zur ersten einflussreichen dritten Partei der USA neben Repub-
likanern und Demokraten. Sie konnte zeitweise eine Reihe von Einzelstaa-
ten im Mittelwesten und im Süden erobern. 
Die Populisten verloren zwar die Präsidentschaftswahlen 1892 und vor 
allem die mit großem Aufwand gemeinsam mit den Demokraten geführte 
Bryan-Kampagne von 1896, die sich vornehmlich um die Frage: Goldstan-
dard oder Doppelwährung gedreht hatte. Ihre Gruppen verkümmerten zu-
nehmend nach der Jahrhundertwende, zumal die Protestbereitschaft der 
Farmer während des Konjunkturaufschwungs zwischen 1897 und 1920 zu-
rückging. Die populistischen Forderungen wirkten jedoch weiter und wur-
den so gut wie alle erfüllt. Die meisten von ihnen wurden von den beiden 
großen Parteien übernommen, insbesondere von deren sogenannten „pro-
gressiven“ Gruppen. Bereits im Jahre 1920 waren die progressive Einkom-
mensteuer, die Volkswahl der Senatoren und das Frauenstimmrecht einge-
führt, in zahlreichen Staaten die primaries, Initiative und Referendum, in 
manchen sogar der recall durchgesetzt. Die Eisenbahntarife waren staatlich 
reguliert, die Postparkassen eingerichtet und bis heute grundlegende erste 
Gesetze zur Monopolkontrolle, zum Umweltschutz und zur Bodenkonser-
vierung verabschiedet. Ein umfassendes System des staatlichen Agrarinter-
ventionismus wurde seit Ende 1920er Jahre, insbesondere im New Deal 
Roosevelts nach 1933 aufgebaut und hatte lange Bestand. Die Wirtschafts-
krise brachte Anfang der 30er Jahre sogar die Abkehr vom Goldstandard. 
Gemessen an der Verwirklichung konkreter Einzelforderungen sind die Po-
pulisten eine der erfolgreichsten politischen Bewegungen Amerikas über-
haupt gewesen (vgl. Puhle 1975). Die Verwirklichung dieser Forderungen 
hat allerdings die Tendenzen zum „starken Staat“ (big government) und zum 
Ausbau der zentralen Bürokratie gefördert und beschleunigt, insbesondere 
im Bereich der Agrarpolitik und der Mechanismen des amerikanischen So-
zial- und Interventionsstaats. Franklin Roosevelt und Lyndon Johnson, die 
Befürworter eines vehementen Ausbaus der staatlichen Interventionsmecha-
nismen, haben sich ebenso auf die populistische Tradition berufen wie deren 
ideologische Gegner, Ronald Reagan ebenso wie Bill Clinton.  
Die amerikanischen Populisten hatten das typisch populistische Janusge-
sicht: Sie konnten hinterwäldlerisch, autoritär, sektiererisch, fundamentalis-
tisch und antisemitisch sein und gleichzeitig progressive Sozialreformer und 
Basisdemokraten. Sie waren aber keine Sozialrevolutionäre oder Sozialde-
mokraten. Sie machten nicht gegen den Kapitalismus mobil, sondern nur 
gegen die Einseitigkeiten dessen privater Organisierung, die zeitweise die 
Industrie und das big business begünstigte. Die Farmer waren kapitalistische 
Unternehmer, aber gegenüber der Industrie waren sie die kleineren. Der a-
merikanische Populismus war eine versuchte Revolte kleinerer und mittlerer 
Unternehmer gegen die ganz großen, die zwar als Revolte misslang, in der 
Form beständiger Reformpolitik aber auf die Dauer Erfolg hatte, wobei man 
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auf die Forderungen der ganz Schwachen und Abhängigen, der Besitzlosen, 
nicht einmal Rücksicht zu nehmen brauchte, weil diese nicht organisiert wa-
ren (vgl. Puhle 1975; Hofstadter 1955). Die Ideologie der Populisten war 
rückwärtsgewandt. Der individuelle Eigentümer und Unternehmer sollte un-
abhängig von Wirtschaftsweise, Betriebsgröße und Konjunktur seine wirt-
schaftliche Freiheit, Gleichberechtigung und Profitchance zurückerhalten, 
die die zunehmende Konzentration, Organisation und Unüberschaubarkeit 
der Wirtschaft ihm weitgehend genommen hatten. Die dazu in Aussicht ge-
nommenen Mittel ebneten gegen die Intentionen ihrer Urheber den Weg hin 
zu big government, zum starken Staat, und sie stärkten angesichts der 
Marktmechanismen am Ende die Größeren und die besser Organisierten. 
Narodniki: Ganz anders waren die russischen narodniki. Sie sprachen 
nicht für eine breite Bewegung, sondern hier formulierten städtische Intel-
lektuelle, die das Heil vom Land, von den Bauern, vom einfachen traditio-
nellen agrarischen Leben erwarteten (das sie auch noch romantisierten), ein 
Konzept gegen die Veränderungen, die der eindringende Industriekapitalis-
mus auch in Russland bewirkt hatte. Die Stoßrichtung ging nicht nur gegen 
die Errungenschaften der Aufklärung und das sogenannte „Westlertum“, sie 
ging gegen den Kapitalismus insgesamt. Die Volkstümler wollten die Ent-
wicklung noch weiter zurückdrehen und die archaischen Traditionen der al-
ten Agrargesellschaften, so wie sie sie verstanden, wiederherstellen, von de-
nen sie eine Art natürliche Harmonisierung der Interessen erwarteten. Vor 
allem meinten sie die kollektiven, genossenschaftlichen Traditionen, die 
durch eine grundlegende Agrarreform wiederhergestellt werden sollten, und 
ausdrücklich nicht die bäuerliche Knechtschaft. Ihre Idealfigur war nicht ein 
kleinkapitalistischer Farmer, sondern der traditionelle russische Bauer, in-
zwischen zwar individuell befreit, aber nach Moral und Sitte fest im Land 
und in der Dorfgemeinschaft verwurzelt, deren alte unverdorbene Werte er 
garantierte. Man berief sich nicht auf Jefferson sondern auf Rousseau, Her-
der und Adam Müller, die Urväter romantisierender Agrarideologien in Eu-
ropa. In den seit Mitte der 1870er Jahre unternommenen Propagandazügen 
„ins Volk“ machten vielfach die intellektuellen Agitatoren aus der Stadt den 
Bauern, die davon nichts wussten, klar, was alles gerade von ihnen erwartet 
wurde (vgl. Walicki 1969). 
Die russischen Volkstümler waren radikaler als die amerikanischen Po-
pulists. Ihr Konzept war einerseits in romantisierter Weise reaktionär, ande-
rerseits durchaus von zukunftsweisender Sprengkraft: Hier lösten sich Intel-
lektuelle ab vom wirtschaftlichen und politischen Establishment und führten 
eine Protestbewegung an, die den Kapitalismus ebenso radikal bekämpfte 
wie das zaristische System. Daran konnten Anarchisten und Sozialisten an-
knüpfen. Die Zerschlagung des Staats und die Zentrierung der Gesellschaft 
um kleine überschaubare Genossenschaften von relativ Gleichen in der Vor-
stellung Bakunins geht auch auf Ideen der narodniki zurück. Auch viele rus-
sische Sozialdemokraten bewerteten die Volkstümler als eine Art demokra-
tische Vorläufer. Selbst Lenin bezeichnete 1912 die Volkstumsbewegung 
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der Ideologen als eine wichtige „Ergänzung der Demokratie“, eine Kombi-
nation radikaler Agrarreform mit „sozialistischen Träumen und der Hoff-
nung, den kapitalistischen Weg vermeiden zu können“ (in Democracy and 
Populism in China, zitiert nach Walicki, in: Ionescu/Gellner 1996: 94). 
Hier wird deutlich, dass Russland vor 1917 ein zurückgebliebenes Ent-
wicklungsland war, dessen Probleme strukturell mit denen späterer Ent-
wicklungsländer vergleichbar waren. So wie für die Drittweltländer des 20. 
Jahrhunderts nicht der ursprüngliche Marxismus, sondern erst dessen am 
russischen Beispiel orientierte Umschreibung für unterentwickelte Länder 
im Leninismus attraktiv geworden ist, so finden sich auch bestimmte Züge 
des russischen narodničestvo wieder in den populistisch genannten Konzep-
tionen und Bewegungen der Entwicklungsländer des 20. Jahrhunderts. Das 
betrifft insbesondere die enge Verbindung von Populismus und Nationalis-
mus und beider Einsatz als Orientierungshilfe auf der Suche nach neuen, ih-
nen angemessenen Entwicklungswegen. Der Kapitalismus, den die narodni-
ki bekämpften, war der importierte Kapitalismus des weiter entwickelten 
Auslands, war Imperialismus, gegen den die Nation ideologisch zu einen 
und zu stärken war. Die breiteste soziale Basis dafür können in einem unter-
entwickelten Land ohne starke Bourgeoisie und ohne zahlreiche Arbeiter-
schaft insbesondere Nationalismus und Populismus schaffen. – Soviel in al-
ler Kürze zu den ersten ‚Klassikern‘. 
 
4. Auf der ersten Schiene populistischer Organisation in den Ländern des 
entwickelten Industriekapitalismus finden wir außer den amerikanischen Po-
pulists vor allem eine Reihe europäischer Protestbewegungen gegen Moder-
nisierung und bürokratischen Interventionsstaat in den ersten zwei Dritteln 
des 20. Jahrhunderts. Dazu gehören die nord- und mitteleuropäischen Bau-
ernbewegungen der Zwischenkriegszeit ebenso wie die älteren Protest- und 
Verweigerungsbewegungen, meistens Steuerstreikbewegungen, im städti-
schen Bereich (vgl. Gollwitzer 1977). Der ‚Klassiker‘ ist hier der französi-
sche Poujadismus, eine Bewegung der kleinen Ladenbesitzer und Handwer-
ker (UDCA: Union de Défense des Commerçants et Artisans, also des ‚alten 
Mittelstands‘), die in den letzten Jahren der Vierten Republik vorüberge-
hend einigen Einfluss bekam (12% der Stimmen und 52 Sitze 1956; vgl. 
Hoffmann 1956, Puhle 1975). Viele dieser Energien, die schon damals nicht 
nur für die ‚kleinen Leute‘, sondern auch gegen die ‚Überfremdung‘ durch 
Einwanderer kämpften, sind später überführt worden in neuere, dann übli-
cherweise ‚rechtspopulistisch‘ genannte xenophobe Bewegungen, in Frank-
reich, Skandinavien, Österreich, Belgien oder den Niederlanden. Das gilt 
manchmal auch personell: Le Pen hat seine Karriere als poujadistischer Ab-
geordneter begonnen. 
Manche dieser Gruppen haben in der Zwischenkriegszeit auch mit fa-
schistischen Bewegungen kooperiert. Die diversen europäischen Faschis-
men sollte man aber nicht unter die Populismen rechnen. Sie weisen zwar 
auch jede Menge populistischer Züge auf, gehen aber weit darüber hinaus 
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und gehören klar in andere Zusammenhänge und in eine andere ‚ideologi-
sche Familie‘, ebenso wie zuvor schon diverse Bonapartisten, Boulangisten, 
Jingoisten, Nationalisten oder Regionalnationalisten (etwa in Katalonien o-
der im Baskenland). Eher Grenzfälle sind auch die ‚völkischen Verbände‘ in 
Deutschland und deren europäische Äquivalente in dem, was Eugen Weber 
die ‚Neue Rechte‘ genannt hat (Rogger/Weber 1966), also meist sozialdar-
winistisch, nationalistisch und populistisch aufgeladene ehemalige Konser-
vative, die sich in Deutschland gern als „gesunder Mittelstand in Stadt und 
Land“ definierten. Die deutschen Konservativen wurden am Ende des 19. 
Jahrhunderts überwiegend nicht volkstümlich oder populistisch, sondern 
völkisch (vgl. Puhle 1975). 
 
5. Auf der zweiten Schiene populistischer Organisation in den Ländern der 
weniger entwickelten Welt finden wir im 20. Jahrhundert einen anderen Typ 
von Populismus: Umfassende antiimperialistische nationale Bewegungen (in 
den kolonisierten Ländern: nationale Befreiungsbewegungen) mit bestimm-
ten definierten Entwicklungsprogrammen und -projekten. Diese Bewegun-
gen verstehen sich oft ausdrücklich als ‚Populisten‘. Sie zeigen das typische 
populistische Janusgesicht nicht nur gegenüber dem Kapitalismus und dem 
Staat, sondern auch gegenüber der Modernisierung, und sie stellen weit 
mehr dar als Protestbewegungen. Sie sind, im Gegensatz zu diesen, durch-
aus ‚regimefähig‘, und einige der Drittwelt- oder Entwicklungspopulismen 
haben beachtliche politische Erfolge vorzuweisen, vor allem in ihrer ‚klassi-
schen‘ Periode zwischen den 1930er und den 1970er Jahren. 
Die Mechanismen sind relativ einfach. Wer in unterentwickelten Län-
dern dauerhafte Entwicklung anstrebt und ihre ökonomische und politische 
Abhängigkeit von der entwickelteren Welt verringern will, muss politische 
und soziale Ressourcen mobilisieren und möglichst breite Koalitionen zur 
Abstützung solcher entwicklungsorientierter Politik zusammenbringen. Der 
Einsatz nationalistischer Ideologie und Rhetorik bietet sich dazu an. Natio-
nalismus fördert die nationale Integration im Lande, lässt sich als Antiimpe-
rialismus nach außen wenden, lenkt ab von den sozialen Spannungen und 
Konflikten im Innern und rechtfertigt die Zumutung von Opfern ebenso wie 
den klassenübergreifenden Appell an alle, ans ‚Volk‘. Solcher Nationalis-
mus weist in Ideologie und Propaganda einen hohen Anteil populistischer 
Züge auf, die noch verstärkt werden durch die emphatische Gegnerschaft zu 
den altetablierten Oligarchien. Angestrebt wird der breite Ausbau der natio-
nalistischen Partei im Lande in möglichst allen gesellschaftlichen und Al-
tersgruppen und Produktionssektoren, bewirkt durch Mobilisierung, ange-
schlossene genossenschaftliche Organisationen und die Versuche charisma-
tischer Führer, eine Legitimationsbasis durch Umverteilung oder vermehrte 
Verteilung und Massenmobilisierung bei gleichzeitiger Massenkontrolle zu 
schaffen.  
Dekolonisierte Welt: Solche Entwicklungs-Populismen waren beispiels-
weise der Kemalismus in der Türkei (gewisse Anklänge gibt es auch in der 
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Diktatur von Venizelos in Griechenland), die chinesische Kuomintang 
(KMT), die indonesische Unabhängigkeitsbewegung unter Sukarno, die in-
dische Kongresspartei, die Janaat-Partei in Pakistan und auch die klassi-
schen Anfänge der Dekolonisationsbewegungen in Schwarzafrika, unter 
Nkrumah in Ghana und Kenyatta in Kenia, unter Nyerere in Tanganyika 
(resp. Tansania) und die Bewegungen, die später kamen. Im arabischen 
Raum wären hier insbesondere zu nennen die Bewegung unter Nasser in 
Ägypten, die Baath-Partei im Irak und in Syrien, die FLN in Algerien. Neu-
ere islamistische Bewegungen weisen zwar in vielen Ländern auch starke 
populistische Komponenten auf, sollten aber, soweit sie theokratische Ziele 
haben, ebenso wenig unter die Populismen gerechnet werden wie der chine-
sische Maoismus oder andere marxistisch-leninistische Bewegungen oder 
Regime. 
Lateinamerika: Besonders differenziert haben sich solche entwicklungs-
gerichteten Populismen in Lateinamerika entwickeln können, auch aufgrund 
des längeren Vorlaufs in der Ausprägung eigenständiger Gesellschafts- und 
Politikstrukturen. Hier lässt sich die Dominanz populistischer Bewegungen 
und Regime geradezu als Kennzeichen einer bestimmten fortgeschritteneren 
Entwicklungsepoche verstehen, einer Blütezeit ‚populistischer‘ Konzepte 
grosso modo zwischen den 1930er und 1970er Jahren. Selbst wenn man den 
Begriff ‚populistisch‘ relativ eng interpretiert und die reformistischen ‚Ra-
dikalen‘ (d.h. die Linksliberalen), die seit den 1920er Jahren in Argentinien 
und Chile, vorher schon in Uruguay eine staatsinterventionistische Entwick-
lungspolitik einleiteten, mangels Massenorganisation ebensowenig dazu-
rechnet wie Linksparteien mit eindeutiger Klassenbasis, gibt es nur wenige 
Länder in Lateinamerika, die in jenen Jahrzehnten keine populistische Be-
wegung aufgewiesen haben. 
Von ‚Populismus‘ hat man dort nach der bekannten Definition von Tor-
cuato Di Tella insbesondere dann gesprochen, wenn Eliten aus den Mittel-
klassen (also nicht aus der traditionellen Oligarchie) die Massen unterhalb 
der Mittelschichten, also hauptsächlich Arbeiter, kleine Angestellte, Bauern 
und die Marginalexistenzen klassenübergreifend zu mobilisieren trachten 
mit einer nationalistischen und antiimperialistischen anti-status-quo-
Ideologie und zum Zwecke reformistischer oder revolutionärer (oft auch 
„nationalrevolutionär“ genannter) Veränderungen (Di Tella 1965; vgl. auch 
Conniff 1999, Hermet et al. 2001). Zusätzlich zu der staatsinterventionisti-
schen Industrieförderungs- und Erziehungspolitik der ihnen meistens voran-
gegangenen Radikalen, forderten die Populisten in der Regel vor allem die 
Nationalisierung der Bodenschätze und eine durchgreifende Agrarreform. 
Darüber hinaus haben sie die Bildung landwirtschaftlicher Genossenschaf-
ten befürwortet, eine arbeiter- und unterschichtenfreundliche Sozialpolitik, 
den Ausbau der importsubstituierenden heimischen Industrie und einer ‚mi-
xed economy‘, gelegentlich auch die Nationalisierung der Banken. Die la-
teinamerikanischen Populistenbewegungen sind, mit wichtigen Ausnahmen, 
bei denen Bauernprotest eine entscheidende Rolle spielte (vgl. Puhle 1992), 
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überwiegend in den Massen der städtischen Bevölkerung verankert gewe-
sen, denen sie neue Partizipationschancen und -kanäle anboten. Sie mobili-
sierten primär für die Wahlurne, und die unter ihrem Druck vorgenommene 
Ausweitung des Wahlrechts bis zu über 50 Prozent der Bevölkerung hat in 
den meisten Ländern beachtliche Dimensionen gehabt (vgl. Collier/Collier 
1991, Puhle 2007). 
Die Bewegungen sind allerdings höchst verschieden gewesen in Bezug 
auf ihre soziale Basis, ihre Mobilisierungskanäle und ihre politischen Inte-
raktions- und Herrschaftstechniken. Wenn man die Feinheiten weglässt, 
kann man grob vier Gruppen unterscheiden: 
 
• Umfassende Systeme nachrevolutionärer Stabilisierung: Hierher gehören 
die Herrschaft des PRI in Mexiko (ab 1929) und des MNR in Bolivien 
(nach 1952); 
• Autoritäre Entwicklungsdiktaturen: Vargas in Brasilien und Perón in Ar-
gentinien; 
• Ältere demokratische Reformparteien: z.B. APRA in Peru, PLN in Costa 
Rica, AD in Venezuela, der PRD in der Dominikanischen Republik, vom 
Typ her auch die Koalition der Unidad Popular in Chile (1970-73); 
• Jüngere Reformparteien: Das sind vor allem die diversen Christdemokra-
ten, deren besonderes Kennzeichen oft der Appell an die marginados ge-
wesen ist, vor allem in Chile, Venezuela und den Ländern Zentralameri-
kas. Auch die Belaúnde-Partei in Peru ist hier zu nennen.  
 
Einige Autoren haben versucht, Populismus in Lateinamerika einer be-
stimmten Epoche zuzuordnen, in der bestimmte, modernisierungstheoretisch 
inspirierte Entwicklungsstrategien dominierten, die inneren Märkte sich 
konsolidierten und die Widersprüche zwischen abhängiger Wirtschaft und 
nationaler Gesellschaft zunahmen (Ianni 1975). Nach Ernesto Laclaus 
gramscianisch inspirierter Interpretation aus den 70er Jahren ist Populismus 
zunächst vor allem eine raffinierte Umarmungstaktik der herrschenden 
Klasse zum Zwecke der Aufrechterhaltung ihrer Hegemonie, die sie nur 
bewahren kann, indem sie ans ‚Volk‘, an die Leute appelliert und sich vom 
verkrusteten oligarchischen Machtkartell der Vergangenheit löst, eine Stra-
tegie des Übergangs, der irgendwann konsequenterweise im Sozialismus 
enden müsse (Laclau 1981). Letzteres zumindest ist nicht der Fall gewesen. 
 
6. Es gibt sowohl Kontinuitäten als auch deutliche Brüche zwischen diesen 
Klassikern und den vielen als populistisch bezeichneten Bewegungen oder 
Regimes der Gegenwart, sowohl in der ‚Ersten‘ als auch in der ‚Dritten 
Welt‘. Die Differenzen legen gelegentlich deutliche Periodisierungsschran-
ken nahe, aber die Gemeinsamkeiten durchlöchern diese auch. Ein vielleicht 
tragfähiger Interpretationsansatz könnte davon ausgehen, für beide populis-
tischen Entwicklungsschienen jeweils zwischen zwei Phasen zu unterschei-
den:  
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• Bei den Protestpopulismen der entwickelten Welt zwischen einer ersten 
Phase des Protests gegen den stärker verklammerten und organisierten 
Kapitalismus und den Steuerstaat, und einer zweiten Phase, in der sich 
der Protest gegen den entfalteten bürokratischen Sozial- und Leistungs-
staat und die weiteren Errungenschaften des ‚sozialdemokratischen Jahr-
hunderts‘ richtet, gegen die Folgen transnationaler Wanderungen und die 
Phänomene der Globalisierung, in Europa zusätzlich noch gegen die zu-
nehmende europäische Integration und die EU. 
• Die Projekte der Entwicklungspopulisten richteten sich in einer ersten 
Phase vor allem gegen den klassischen Imperialismus der Industrieländer, 
und in jüngerer Zeit vor allem gegen die Wirkungen der Globalisierung, 
neoliberale Wirtschaftsstrategien und die Hegemonie ‚westlicher‘ Para-
digmen und Vorbilder. Hier sind die Übergänge fließender und die Kon-
tinuitäten stärker. Gelegentlich ist auch eine andere Differenzierung vor-
geschlagen worden, nämlich zwischen Populisten und Neo-Populisten: 
Die ersten sind die, die den Staat als Vehikel für Entwicklungsstrategien 
einsetzen, während ihn die zweiten eher als Beute betrachten und aus-
plündern, bei mehr und mehr zerfasernden und fragmentierten Projekten 
(vgl. Werz 2003). Die Neo-Fraktion würde ich in meiner Terminologie 
nicht mehr für Populismus als ‚-ismus‘ qualifizieren. Die Silben ‚neo‘- 
oder ‚post‘- indizieren ja durchweg, dass es eigentlich kein ‚Projekt‘ mehr 
gibt. 
 
7. Die Beispiele für die jeweils jüngeren Phasen sind vielfältig, und man 
sollte auch hier sorgfältig unterscheiden, ob einzelne Fälle tatsächlich zu 
den inhaltsdefinierten ‚Populismen‘ zu rechnen sind, oder ob sie eher formal 
bestimmt sind, also nur ‚populistisch‘, im Adjektiv; ob sie lediglich Protest 
artikulieren oder ein bestimmtes Projekt vorantreiben, ob sie überwiegend 
special interests verhaftet sind oder (in Ideologie und Mobilisierung) dar-
über hinausgreifen, ob sie die Mechanismen und Institutionen mehr oder 
weniger demokratischer Systeme stützen, korrigieren oder beschädigen, 
usw.  
‚Dritte Welt‘: In den Ländern der weniger entwickelten Welt scheint die 
Wirkkraft der entwicklungsgerichteten populistischen Bewegungen und Re-
gime seit dem Ende der Dekolonisierung und dem Einsetzen der Stag-
flationskrise in den 1970er Jahren zurückgegangen zu sein. Verstärkt wurde 
diese Tendenz noch durch eine Welle autoritärer Regime neuen Typs in den 
70er und 80er Jahren und vor allem durch um sich greifende neo-liberale 
Reformrezepte, die sich von staatsinterventionistischen Entwicklungsstrate-
gien abwandten, und das intensive Fortschreiten der Globalisierung, das die 
Wirkung solcher Strategien in nur einem Land ohnehin immer mehr ein-
schränkte. Vielerorts, besonders in Afrika und einigen Teilen Asiens, haben 
(projektlose) kleptokratische Gewaltregime, religiöse Fundamentalismen, 
Fragmentierung, Unregierbarkeit und failing states um sich gegriffen.  
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Mehr Kontinuität und Anknüpfungen an die klassischen antiimperialisti-
schen, nationalrevolutionären Populismen der früheren Dekaden gibt es in 
Lateinamerika, nicht nur in den Traditionslinien der Parteien und Koalitio-
nen, die Ende 2009) in Argentinien, Chile oder Peru regierten, sondern vor 
allem auch in einigen neueren populistischen Bewegungen mit einiger Re-
sonanz: Die Zapatisten in Chiapas berufen sich auf die Forderungen und 
Grundsätze der mexikanischen Revolution und ethnisieren sie weiter. Ganz 
ähnlich knüpft die Regierung des MAS von Evo Morales in Bolivien (in et-
wa 80% ihrer Programmatik) an die Revolution des populistischen MNR 
von 1952 an, deren Errungenschaften endlich gesichert und weiterentwickelt 
werden sollen zu mehr Inklusion, mehr direkter Partizipation und Respekt 
für die indigenen Traditionen. Komplexer ist der Fall des autoritären Popu-
lismus von Hugo Chavez in Venezuela, der sich weniger auf indigene oder 
spezifisch venezolanische Traditionen beruft (nur auf Bolívar!) und dessen 
erratisches Programm und Regime eine abenteuerliche Mischung libertär-
putschistischer, faschistischer, peronistischer, marxistisch-leninistischer, an-
tiimperialistischer und nationalrevolutionärer Züge präsentiert, eine einma-
lige ‚gesamtpopulistische‘ Mischung. 
USA: Auch in den USA sind Kontinuitätslinien sichtbar, aber hier sind 
die populistischen Traditionen schon früh im Progressive Movement kanali-
siert und in beide großen Parteien integriert worden, so dass sie weitgehend 
politisches Gemeingut wurden und durchweg keiner eigenen populistischen 
Bewegung mehr bedurften. Nur in bestimmten Phasen und Situationen ha-
ben sich punktuelle Protestbewegungen oder ‚dritte‘ Parteien auch deutlich 
auf das populistische Protestpotential berufen, von Huey Long und Father 
Coughlin im Anti-New Deal Protest der 30er Jahre über George Wallace in 
Alabama bis zu Ross Perot in den 90ern (vgl. Puhle 1975). Insgesamt schei-
nen in den USA aber die populistischen Protestenergien weitgehend erfolg-
reich integriert worden zu sein in die Institutionen und politischen Prozesse 
der ältesten und am wirksamsten organisierten populistischen Demokratie 
der Welt. 
Europa: In Europa sind dagegen die überwiegend parlamentarischen 
Demokratien wesentlich weniger adaptionsfähig für Populismus oder popu-
listische Praktiken gewesen, sodass die entsprechenden Bewegungen wei-
terhin deutlicher auch den Anti-System-Protest artikuliert haben. Wenn man 
einmal absieht von besonderen Einfallstoren für populistische Politik in den 
europäischen Demokratisierungsprozessen seit den 1970/80er Jahren, im 
importierten Drittwelt-Populismus des griechischen PASOK unter Andreas 
Papandreou (vgl. Sotiropoulos 1996) und besonders in einer ganzen Reihe 
von breiten Sammlungsbewegungen, Bürgerforen oder nationalistischen, 
fundamentalistischen und personalistischen politischen Gefolgschaften in 
den Ländern Mittel- und Osteuropas nach dem Ende des Kommunismus, 
dann haben wir es hier im wesentlichen mit neueren Protest- und Verweige-
rungsbewegungen zu tun: mit populistisch agierenden xenophoben Rechts-
extremen oder Neo-Völkischen (die oft auch ‚Rechtspopulisten‘ genannt 
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werden), sowie mit EU- und Europa-Kritikern und mit Globalisierungskriti-
kern. Einen besonderen Fall stellt die Kumulation unterschiedlicher Typen 
in Italien seit den 1990er Jahren dar, darunter sowohl Populisten als auch 
solche, die sich nur populistisch geben. 
Zur Debatte stehen hier u.a. die folgenden Parteien, Gruppen und Bewe-
gungen: 
 
• in Skandinavien vor allem die Fortschrittsparteien, am ehrwürdigsten die 
von Carl Hagen in Norwegen, in Dänemark die ältere Glistrup-Bewegung 
und neuerdings die Volkspartei um Pia Kjaersgard; 
• weiter südlich u.a. der Front National von Le Pen in Frankreich, die Hai-
dersche FPÖ und deren weitere Splittergruppen in Österreich, der Front 
National in Belgien, Blochers UDC in der Schweiz, die British National 
Party, oder das Demokratische Zentrum in den Niederlanden. Eher unty-
pisch, weil ‚zivilisierter‘, erscheint dort die Bewegung von Pim Fortuyn; 
• in Deutschland richtet sich der Blick vor allem auf die NPD, die Republi-
kaner, die DVU sowie die kurzlebige Hamburger Schill-Partei; 
• in Italien kommen am ehesten die diversen Leghe infrage, die sich in der 
Lega Nord zusammengeschlossen haben, während Berlusconis Forza  
Italia eher ein autoritär geführtes Unternehmen mit populistisch manipu-
liertem Massenanhang ist; 
• Anti-Europa-Bewegungen finden wir vor allem in Polen, in Großbritan-
nien und Irland, aber auch anderswo; 
• die Anti-Globalisierungsbewegungen haben eher ein intellektuelles und 
‚linkeres‘ Profil, z.B. attac, BUKO, Global Trade Watch, etc. Oft sind 
diese Bewegungen allerdings nur mobilisierte Eliten-Netzwerke; sie sind 
aber punktuell auch zum Massenprotest fähig, wie man von Porto  
Alegre über Seattle bis Heiligendamm hat sehen können.  
 
Ich kann auf die einzelnen Bewegungen hier nicht näher eingehen, darf aber 
(neben der Fülle der weiteren Literatur) verweisen auf den Beitrag von Ka-
rin Priester, der ja die Populismen (oder Nicht-Populismen) vor allem als 
Protestbewegungen thematisiert (vgl. Priester 2007). 
 
 
III. POPULISMUS, POPULISTISCHE POLITIK  
 UND DEMOKRATIE 
 
8. Wenn wir nicht alle Politiker, die dem Volke aufs Maul schauen oder es 
verführen, jedenfalls ans Volk appellieren und auf die Pauke hauen (also 
tendenziell alle demokratischen Politiker mit Trieb zum Erfolg), unter-
schiedslos zu Populisten erklären wollen (womit der Erklärungswert der Ka-
tegorie gegen null ginge), sollten wir den Terminus nicht zu weit fassen. Es 
ist deshalb, denke ich, auch nicht unbedingt nötig, all die gerade genannten 
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Gruppen als Populisten zu klassifizieren. Hier sind in der Literatur schon 
viele pingelige Scheingefechte geführt worden, z.B. zur angeblichen Diffe-
renz zwischen Rechtsextremismus und Rechtspopulismus, zur notwendigen 
Klassenbasis oder zur hinreichenden ideologischen Konstellation. Ob wir 
etwas als ‚Populismus‘ verstehen wollen, hängt davon ab, wie wir den Beg-
riff definieren. Und wir sollten ihn so definieren, dass er uns bei der Analyse 
der Phänomene hilft. 
Man kann beispielsweise. reaktionäre oder nationalistische Rechtsex-
treme, Angehörige der ‚Neuen Rechten‘, alte oder neue Völkische, Prä- oder 
Postfaschisten nach ihrer politischen Programmatik inhaltlich definieren, 
auch wenn sie sich populistischer Strategien und Instrumente bedienen, so 
wie das auch für populistisch agierende Politiker aus den klassischen Partei-
familien gilt, von Schumacher und Strauß bis zu Koch, Lafontaine oder Gy-
si. Sie alle mögen unter anderem auch populistisch agieren, aber in erster 
Linie stehen sie für etwas anderes. Auch single interest-Bewegungen, etwa 
von Umweltschützern, französischen Winzern oder bayerischen Milchbau-
ern, sind keine Fälle für Populismen. Anders kann es bei breiteren und facet-
tenreicheren Protest-, Verweigerungs- und Anti-System-Bewegungen aus-
sehen, solange diese nicht inhaltlich spezifischer charakterisierbar sind, z.B. 
als Faschisten, Kommunisten, Anarchisten, Islamisten, o.ä. Da die spezifi-
schere Charakterisierung immer komparative Vorteile hat, sollte man sich, 
wenn sie zutrifft, zunächst an sie halten, und den ‚Populismus‘ womöglich 
eher als Residualkategorie für die Fälle einer noch verbliebenen inhaltlichen 
Wolkigkeit reservieren. Diese Unspezifik darf aber auch nicht zu beliebig 
sein: Protest, Anti-System-Programmatik und breite Mobilisierung im Na-
men des Volkes oder wenigstens seiner Mehrheit der Entrechteten muss 
schon sein, um eine Bewegung als Populismus zu qualifizieren. – Von den 
zuletzt genannten europäischen Bewegungen kämen demnach eher die 
skandinavischen Fortschrittler, Pim Fortuyn, die Blocher-Bewegung in der 
Schweiz, die italienischen Leghe sowie die Europa- und Globalisierungs-
gegner als Kandidaten infrage. 
Interpretationsangebote gibt es zahlreiche. Ich kann sie hier nicht vor-
stellen. Manche Autoren haben sieben oder mehr unterschiedliche Typen 
von Populismus unterschieden (vgl. Canovan 1999). Für die entwicklungs-
gerichteten Drittwelt-Populismen scheint mir der schon erwähnte Ansatz 
von Torcuato Di Tella immer noch belastbar und weiterführend zu sein (Di 
Tella 1965, 1996): Klassenübergreifende Mobilisierung der Unterschichten 
durch Mittelschichteliten gegen die ‚Oligarchie‘ und das Ausland mit anti-
imperialistischer und nationalistischer Spitze zum Zwecke der reformisti-
schen oder revolutionären staatsinterventionistischen Durchsetzung umfas-
sender, aber begrenzter autonomer Modernisierungsstrategien. Für die Po-
pulismen der OECD-Welt wäre es sinnvoll, sich besonders auf die pro-
grammatisch (oder projekthaft) relativ unspezifischen (und auch wenig 
Strukturen bildenden) antimodernen Protestbewegungen und Revolten zu 
konzentrieren, die überwiegend, aber nicht nur von sich bedroht fühlenden 
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Mittelschichten getragen werden. Man darf allerdings diese Spielart nicht 
für das ganze Tableau der Populismen weltweit nehmen, wie Karin Priester 
das tut (vgl. Priester 2007).  
 
9. Was außerdem ständig, und, wie es scheint, immer mehr präsent ist, sind 
die variantenreichen Phänomene des ‚Populismus als Form‘ (um auf die Ti-
telfrage zurückzukommen), die instrumentellen und stilistischen Kompo-
nenten, die immer mehr ins Kraut geschossen sind. Während populistische 
Konzepte und Inhalte in den letzten Jahrzehnten insgesamt in der Welt brü-
chiger und fragmentierter, weniger spezifisch und vor allem auch weniger 
erfolgreich geworden zu sein scheinen, haben populistische Arten und Wei-
sen des Transports und der Kommunikation jeder denkbaren Politik offen-
bar auf breiter Front zugenommen. Die wichtigsten Gründe dafür sind: 
 
• eine für einen populistischen Politikstil besonders günstige ökonomisch-
soziale und politische Gesamtkonstellation (‚populistischer Moment‘), 
• Fragmentierung und Wandel der Parteienlandschaft, und 
• die Verfügbarkeit und der Einsatz neuer elektronischer Medien. 
 
Die Wirtschaftskrisen von der Stagflation der 70er Jahre bis zur neuesten 
Finanzkrise 2008, neoliberale Reformkonzepte, der partielle Rückzug des 
Staates und die Zunahme von transnationalem Austausch und Globalisie-
rung, besonders auch der Finanzmärkte, haben eine Situation zugespitzt, in 
der es einerseits neue Modernisierungsverlierer gibt, echte wie perzipierte, 
und andererseits leicht vermittelbare Sündenböcke, von den internationalen 
Großkorporationen und ausufernden bürokratischen Regelwerken bis zu 
kulturell differenten arbeitswilligen Einwanderern. Diese Konstellationen 
konstituieren ein ideales Feld für dichotomische Identitätspolitik, für Fragen 
nach Inklusion, Exklusion und Gerechtigkeit, und vor allem auch für Ver-
schwörungstheorien.  
Gleichzeitig sind die politischen Parteien (als mögliche Konkurrenzangebo-
te) durch die bekannten Tendenzen zu mehr Fragmentierung, abnehmender 
Bindekraft und ‚lose verkoppelter Anarchie‘ deutlich schwächer geworden; 
die catch-all parties sind jetzt sehr viel lockerere, weniger organisierte, mo-
difizierte catch-all parties (vgl. Puhle 2002). 
Und schließlich haben die elektronischen Medien, die new campaign poli-
tics und neue Kommunikations- und networking-Techniken die politische 
Organisation fragmentiert und die Kampagnen mehr personen-, event- und 
sensationszentriert gemacht.  
Diese Konstellationen sind ein Einfallstor für instrumentelle populisti-
sche Elemente und einen Politikstil, der gekennzeichnet ist durch eine um-
fassende Sehnsucht nach leadership, führungszentrierte, inhaltlich oft belie-
bige Politik, Tendenzen zu Bonapartismus und präsidialen Zügen auch in 
parlamentarischen Systemen, Dominanz der persönlichen Handschrift der 
Spitzenpolitiker (z.B. im topos von der ‚Chefsache‘), die pragmatische Be-
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handlung des politischen Augenblicks, die dem short termism von Politik 
entspricht: insgesamt vielfältige populistische Versatzstücke als Designer-
Elemente. Sie müssen nur noch gezielt gebündelt werden.  
 
10. Zum Schluss wäre zu fragen, ob diese Tendenzen liberale und demokra-
tische Gesellschaftsordnungen gefährden können. Die richtige Antwort ist 
hier wohl die der galicischen Bauern: Dipende. Es kommt darauf an. Nor-
malerweise wird eine solche Gefährdung eher nicht bestehen, aber in un-
günstigen Krisenkonstellationen möglicherweise schon. 
Man muss sich dabei ja auch vergegenwärtigen, dass Demokratie und 
(stilistischer) Populismus dieselben Wurzeln haben, vor allem im gleichen 
Wahlrecht, dass jeder demokratische Politiker, wenn er etwas bewirken will, 
auf der Suche nach Stimmenmaximierung ständig in populistischen Versu-
chungen steht, und dass besonders in der modernen Massendemokratie im 
Informationszeitalter tendenziell populistische Politik kaum zu vermeiden 
ist, zumal nachdem die populistische Demokratie amerikanischen Ursprungs 
nun auch sozusagen systemisch so gut wie überall in Europa angekommen 
ist. Es hat ja durchaus auch Fälle gegeben, in denen populistische Aufwal-
lungen produktiv als Korrektive der institutionellen Politik gewirkt und die-
se revitalisiert haben (der Paradefall sind die amerikanischen Populisten). 
Das Verhältnis von Demokratie und Populismus (in diesem stilistischen 
Verständnis) bleibt allerdings eine Gratwanderung, besonders für demokra-
tische Politiker: Sie müssen ständig darauf achten (und sie sollten auch dar-
an gemessen werden), dass die populistische Agitation in ihren Dimensio-
nen wie in ihren Inhalten nachhaltig demokratieverträglich bleibt und den 
demokratischen Institutionen und Interaktionen nicht schadet. Das ist nicht 
immer leicht und erfordert einige Anstrengungen. Aber es ist möglich. 
Auf der anderen Seite sollte aber nicht vergessen werden, dass es ebenso 
möglich ist, dass die Prozesse der Erosion der Parteien und der politischen 
Eliten, die Abnahme von responsiveness und responsibility und die Zunah-
me der Kommunikationsprobleme zwischen den Bürgern und den Eliten zu-
nehmen und Ausmaße erreichen, die in einer ungünstigen Krisenkonstellati-
on jederzeit auch wieder vermehrt populistischen Protestbewegungen neue 
Chancen eröffnen können. Ob Populismus und populistische Agitation die 
Demokratie in der Zukunft gefährden können oder nicht, hängt überwiegend 





1  Der Vortragsform entsprechend wird hier weitgehend auf Belege ver-
zichtet, außer bei Zitaten oder Verweisen auf bestimmte Thesen. Zum 
Hintergrund und zur weiteren Diskussion vgl. insgesamt die Literatur-
hinweise am Ende dieses Beitrags. 
 





Betz, Hans-Georg/Stefan Immerfall (Hg.) (1998): The New Politics of the 
Right: Neo-Populist Parties and Movements in Established Democra-
cies, London. 
Canovan, Margaret (1981): Populism, London. 
Canovan, Margaret (1999): Trust the People! Populism and the two faces of 
democracy, in: Political Studies, Jg. 47, H. 1, S. 2-16. 
Collier, Ruth B./David Collier (1991): Shaping the Political Arena. Critical 
Junctures, the Labor Movement, and Regime Dynamics in Latin Ameri-
ca, Princeton. 
Conniff, Michael L. (Hg.) (1999): Populism in Latin America, Tuscaloosa.  
Decker, Frank (Hg.) (2006): Populismus, Wiesbaden. 
Di Tella, Torcuato S. (1965): Populism and Reform in Latin America, in: 
Claudio Veliz (Hg.), Obstacles to Change in Latin America, Oxford,  
S. 47-74. 
Di Tella, Torcuato S. (1996): Populism into the Twentieth Century, in: Gov-
ernment and Opposition 22, S. 187-200.  
Dubiel, Helmut (Hg.) (1986): Populismus und Aufklärung, Frankfurt am 
Main. 
Eickhoff, Georg (1999): Das Charisma der Caudillos. Cárdenas, Franco, Pe-
rón, Frankfurt am Main. 
Gollwitzer, Heinz (Hg.) (1977): Europäische Bauernparteien im 20. Jahr-
hundert, Stuttgart. 
Goodwyn, Lawrence (1978): The Populist Moment, Oxford. 
Gunther, Richard/José Ramón Montero/Juan J. Linz (Hg.) (2002): Political 
Parties: Old Concepts and New Challenges, Oxford. 
Gunther, Richard/José Ramón Montero/Hans-Jürgen Puhle (Hg.) (2007): 
Democracy, Intermediation, and Voting on Four Continents, Oxford. 
Hermet, Guy (1989): Le peuple contre la démocratie, Paris. 
Hermet, Guy (2001): Les populismes dans le monde, Paris. 
Hermet, Guy et al. (Hg.) (2001): Del populismo de los antiguos al populis-
mo de los modernos, México. 
Hoffmann, Stanley (1956): Le mouvement Poujade, Paris. 
Hofmeister, Wilhelm (Hg.) (2002): Politische Führung in Lateinamerika. 
„Gebt mir einen Balkon und das Land ist mein“, Frankfurt am Main. 
Hofstadter, Richard (1955): The Age of Reform, New York. 
Huffschmid, Anne (2001): El nuevo teatro mexicano: la performance 
política de Fox y Marcos, in: Iberoamericana I, H. 2, S. 129-151. 
Ianni, Octavio (1975): La formación del Estado populista en America Lati-
na, México. 
Ignazi, Piero (1996): The intellectual basis of right-wing anti partyism, in: 
European Journal of Political Research, Jg. 29, S. 279-296. 
 
46 | HANS-JÜRGEN PUHLE 
 
 
Ionescu, Ghita/Ernest Gellner (Hg.) (1969): Populism. Its Meanings and  
National Characteristics, London. 
Knight, Alan (1998): Populism and Neo-Populism in Latin America, Espe-
cially Mexico, in: Journal of Latin American Studies, Jg. 30, S. 23-48. 
Laclau, Ernesto (1981): Politik und Ideologie im Marxismus. Kapitalismus 
– Faschismus – Populismus, Berlin, bes. S. 123-185. 
Laclau, Ernesto (2005): On Populist Reason, London. 
Mény, Yves/Yves Surel (Hg.) (2002): Democracies and the Populist Chal-
lenge, Basingstoke. 
Mouzelis, Nicos (1985): On the concept of populism: populist and clientelist 
modes of incorporation in semi-peripheral politics, in: Politics &  
Society, Jg. 14, S. 329-348. 
Norris, Pippa (2000): A Virtuous Circle. Political Communications in Post-
industrial Societies, Cambridge. 
Panizza, Francisco (Hg.) (2005): Populism and the Mirror of Democracy, 
London.  
Pelinka, Anton (Hg.) (1987): Populismus in Österreich, Wien. 
Poguntke, Thomas/Paul Webb (2005): The Presidentialization of Politics, 
Oxford. 
Pollack, Norman (1990): The Humane Economy: Populism, Capitalism and 
Democracy, New Brunswick. 
Priester, Karin (2007): Populismus. Historische und aktuelle Erscheinungs-
formen, Frankfurt am Main. 
Puhle, Hans-Jürgen (1975): Politische Agrarbewegungen in kapitalistischen 
Industriegesellschaften. Deutschland, USA und Frankreich im 20. Jahr-
hundert, Göttingen, bes. S. 113-209. 
Puhle, Hans-Jürgen (1992): Bauern, Widerstand und Politik in der ‚Dritten 
Welt’, in: Peter Feldbauer/Hans-Jürgen Puhle (Hg.), Bauern und Wider-
stand, Wien, S. 19-44. 
Puhle, Hans-Jürgen (2002): Parteienstaat in der Krise: Parteien und Politik 
zwischen Modernisierung und Fragmentierung, Wien. 
Puhle, Hans-Jürgen (2003): Zwischen Protest und Politikstil: Populismus, 
Neo-Populismus und Demokratie, in: Nikolaus Werz (Hg.), Populismus. 
Populisten in Übersee und Europa, Opladen, S. 15-43. 
Puhle, Hans-Jürgen (2007): Zwischen Diktatur und Demokratie. Stufen der 
politischen Entwicklung in Lateinamerika im 20. Jahrhundert, in: Wal-
ther L. Bernecker et al. (Hg.), Lateinamerika 1870-2000. Geschichte und 
Gesellschaft, Wien, S. 15-33. 
Rogger, Hans/Eugen Weber (Hg.) (1996): The European Right, Berkeley. 
Saloutos, Theodore (Hg.) (1968): Populism. Reaction or Reform?, New 
York. 
Sarcinelli, Ulrich (Hg.) (1998): Politikvermittlung und Demokratie in der 
Mediengesellschaft, Opladen/Bonn. 
Sotiropoulos, Dimitri A. (1996): Populism and Bureaucracy, Notre Dame. 
 
POPULISMUS: FORM ODER INHALT? | 47 
 
 
Taggard, P. (1996): The New Populism and the New Politics: New Protest 
Parties in Sweden in a Comparative Perspective, Basingstoke. 
Taggard, Paul A. (2000): Populism, Buckingham. 
Walicki, Andrzej (1969): Russia, in: Ghita Ionescu/Ernest Gellner (Hg.), 
Populism. Its Meanings and National Characteristics, London, S. 62-96. 
Walter, Franz (2002): Baustelle Deutschland. Politik ohne Lagerbindung, 
Frankfurt am Main. 
Werz, Nikolaus (Hg.) (2003): Populismus. Populisten in Übersee und Euro-
pa, Opladen. 
Winock, Michel (1997): Populismes français, Vingtième siècle. Revue 
d’histoire, Jg. 56, S. 77-91. 

Populismus: Theoretische Fragen und 






Theoretische Debatten über die Definition und Reichweite des Populismus-
begriffs haben in den letzten Jahren stark zugenommen. Dabei stehen vor al-
lem zwei Fragen im Vordergrund: Erstens, ist Populismus ein einheitliches 
Phänomen mit einem ‚universell‘ gültigen Kern? Gibt es also einen Popu-
lismus per se? Zweitens, wenn Populismus nicht nur historisch an den Ü-
bergang zur Moderne gebunden ist, sondern, wie der sogenannte Neopopu-
lismus der 1990er Jahre zeigt, ein zyklisch immer wiederkehrendes Phäno-
men ist, welche Beziehung besteht dann zwischen Populismus und der re-
präsentativen Demokratie seit ihrem Beginn? Mit der Antwort darauf ist 
auch die Bewertung von Populismus als Bedrohung und Pathologie oder als 
‚nützliches Korrektiv‘, als Herausforderung oder regenerierende Kraft ver-
bunden. Da aber der Populismus, wie auch der Konservatismus, in weit hö-
herem Maße als universalistische Doktrinen ein kontextgebundenes, nur 
kontextuell diskutierbares Phänomen ist, leiden Definitionen des Populis-
mus als universellem Phänomen an einem zu hohen Abstraktionsgrad. Zu 
beiden Fragen stelle ich im ersten Teil einige Vorüberlegungen an, bevor ich 
im zweiten Teil auf zwei bereichsspezifische Fälle eingehe. 
Unter demokratietheoretischer Fragestellung wird die Entstehung von 
Populismus aus der Diskrepanz zwischen der Funktionsweise der parlamen-
tarisch-repräsentativen Demokratie und einem uneingelösten demokrati-
schen Versprechen, bzw. zwischen „Konstitutionalismus“ und „Volkswil-
len“ (Mény/Surel) erklärt. Margaret Canovan, die grande dame der Popu-
lismusforschung, gilt als prominenteste Vertreterin dieses Zwei-Säulen-
Modells, wonach Demokratie auf einer liberal-repräsentativen und einer 
demokratischen Säule beruhe (vgl. Canovan 1999). Populismus sei, neben 
anderen sozialen Bewegungen, der Versuch, diese zweite Säule zu stärken. 
Demokratie konstituiere sich durch zwei Pole, einen pragmatischen und ei-
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nen noch ‚einzulösenden‘ (redemptive). Die der modernen Demokratie 
zugrundeliegende Volkssouveränität sei ein uneingelöstes Versprechen, das 
die Demokratie wie ein ‚Schatten‘ begleite. Populismus wäre dann das revi-
talisierende Gegengewicht zu elitärer Abschottung und sorgt für das Gleich-
gewicht zwischen demokratischen und liberal-repräsentativen Anteilen. Po-
pulismus, so Canovan, gedeihe, wenn die Kluft zwischen beiden zu groß 
werde. Die noch nicht eingelöste Volkssouveränität verbürge das „Verspre-
chen einer besseren Welt durch das Handeln des souveränen Volkes“ (Ca-
novan 1999: 12; vgl. auch Blokker 2005: 379-382). Den Abschottungs- und 
Kartellisierungstendenzen der etablierten Parteien stellt sie das Ideal einer 
nicht-elitären Demokratie gegenüber, blendet aber die immer vorhandenen 
Begleiterscheinungen von Populismus wie Xenophobie, Verschwörungs-
theorien und Antisemitismus aus.  
Gegen Canovans Zwei-Säulen-Modell lässt sich erstens der Einwand des 
Formalismus erheben: Nicht jeder Ruf nach mehr oder direkter Demokratie 
ist per se ein nützliches Korrektiv zum Pragmatismus der politischen Eliten 
(politics-as-usual oder politique politicienne). Abstrahiert man von den In-
halten und Forderungen populistischer Bewegungen, erscheint Populismus 
in einem zu positiven Licht. „The two-strand analysis gives populism too 
much credit and overestimates its democratic legitimacy“ (Abts/Rummens 
2007: 419; ähnlich kritisch auch Arditi 2004). Zweitens der Einwand der so-
zialstrukturellen Leerstelle: Canovan vertritt ein emphatisches Verständnis 
von ‚Volk‘ und ist damit selbst nicht gefeit gegen die populistische  
Dichotomisierung von Volk und Eliten. Über Populismus zu reden ist aber 
nur sinnvoll, wenn man den soziologisch amorphen Begriff des ‚Volkes‘ als  
Ideologem und Populismus als sozialstrukturell identifizierbares Phänomen 
in den Blick nimmt. 
In einem jüngeren Beitrag geht Canovan auf das Problem einer Popu-
lismustheorie ein. Die Suche danach sei bisher ausnahmslos fehlgeschlagen, 
denn entweder seien diese Theorien zu umfassend oder zu begrenzt (vgl. 
Canovan 2006: 546). Aus Canovans Sicht gehen Forscher von Einzelfallstu-
dien aus und versuchen, sie unter ein theoretisches „Dach“ zu bringen. In 
der Tat kann man auf rein induktivem Weg nicht zu theoretischen Erkennt-
nissen gelangen. Wissenschaftstheoretisch ist der Induktionismus überholt. 
Damit ist aber nicht jeder theoretische Anspruch von vornherein aufgege-
ben, denn schon die Auswahl bestimmter Fälle setzt ein theoretisches Vor-
verständnis über die Relevanz von Merkmalskombinationen voraus. Die 
Begriffsbildung geht der Quantifizierung oder idiographischen Beschrei-
bung immer voraus, nicht umgekehrt. Auch das vermeintlich theorieloseste 
Sammeln und Beschreiben von Fakten kommt nicht ohne Begriffe in ihrer 
Eigenschaft als „fact finding container“ (Sartori) aus, d.h. ohne ihre heuristi-
sche Verwendung bei der Auswahl von Einzelfällen. Je höher die Unter-
scheidungskraft solcher Begriffscontainer ist, desto geringer ist die Gefahr 
schwammiger catch-all-Begriffe. Mit dem Begriff des Populismus geschieht 
aber gerade das Gegenteil. Er wurde und wird immer weiter ausgedehnt und 
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auch auf Erscheinungen wie den ‚Medienpopulismus‘ oder den ‚Populis-
mus‘ der Volksparteien angewandt (zur Kritik vgl. Priester 2007b: 43ff.). 
Dennoch ist Canovan in einem Punkt zuzustimmen: Eine allgemeine 
Theorie des Populismus wird es nie geben, und sie ist auch nicht erstre-
benswert.1 In einem immer noch grundlegenden Aufsatz zur Begriffsbildung 
in der sozialwissenschaftlichen Komparatistik hat Giovanni Sartori auf das 
Problem der Begriffsausweitung (conceptual stretching) hingewiesen, die zu 
vagen, amorphen Begriffsbildungen führe (vgl. Sartori 1970: 1034; Col-
lier/Mahon 1993). Der Begriff des Populismus ist besonders anfällig für die-
ses „stretching“, das, wie Sartori betont, nicht zu einem generalisierenden 
Begriff, sondern nur zur Vernebelung und Verschleierung seines Bedeu-
tungsgehalts führt. Es ist daher nicht ratsam, die höchste Stufe von Sartoris 
„Abstraktionsleiter“ erklimmen zu wollen, erweist sich doch die Hoffnung 
auf eine allgemeine Theorie, die alle möglichen in Raum und Zeit vorkom-
menden Fälle subsumiert, als „szientistischer Aberglaube“ (Klaus von Bey-
me).  
Auf der untersten Ebene der Abstraktionsleiter rangieren Einzelfallunter-
suchungen als Bausteine einer künftigen Theoriebildung. Forschungen auf 
dieser Ebene verfahren deskriptiv (idiographisch) nach Art einer „dichten 
Beschreibung“ (Clifford Geertz). Ihr theoretischer Anspruch ist begrenzt 
und eher gering. Dagegen werden auf einem mittleren Niveau der Theorie-
bildung Vergleiche innerhalb einer Region (intra-area comparisons) im 
Rahmen eines relativ homogenen Kontexts durchgeführt und ‚Theorien 
mittlerer Reichweite‘ (Robert K. Merton) angestrebt. Hier kommen Taxo-
nomien (Klassifikationen, Typologien oder Cluster) zum Zug, die nach Art 
eines „Sortiergeräts“ (Bahrdt) die Fülle von Einzelerscheinungen gruppie-
ren. Typenbildung erfüllt nicht die Anforderung an eine nomothetisch ver-
fahrende Wissenschaft, geht aber über bloß idiographische Ansätze hinaus.  
Canovans Absage an eine generelle Populismustheorie ist also zuzu-
stimmen. Weniger überzeugend ist dagegen ihre Alternative. Sie vertritt 
nämlich das Ziel einer „voraussetzungslosen Beschreibung“ (presuppo-
sitionless description) und einer deskriptiven Typologie ohne Anspruch auf 
Erklärung (vgl. Canovan 2006: 544). Aber, wie ausgeführt, sind Beschrei-
bungen nie theoretisch voraussetzungslos. Im Gegensatz zu der szien-
tistisch-überambitionierten Suche nach einer generellen Populismustheorie 
waltet bei Canovan doch eine allzu große Bescheidenheit. Zwar nennt sie ihr 
Verfahren „phänomenologisch“, benutzt diesen Begriff aber vortheoretisch 
als bloßes Synonym für deskriptiv. Ihr Ziel ist die Klassifizierung der 
Reichweite aller Populismen, auf die in der einschlägigen Literatur Bezug 
genommen wird (vgl. ebd.: 551).2 Mit anderen Worten: Ihre Vorgehenswei-
se ist, entgegen ihrer Annahme, eben nicht voraussetzungslos, sondern setzt 
unkritisch Zuschreibungen von Phänomenen als ‚populistisch‘ voraus, ohne 
das Phänomen selbst definiert zu haben. Sie vergleicht ihre Arbeit mit der 
eines Naturwissenschaftlers, der Käfer sammelt und sie nach Gruppen sor-
52 | KARIN PRIESTER 
 
tiert. Freilich muss man auch hier zunächst einmal definieren, was ein Käfer 
ist. 
Das Ergebnis von Canovans Überlegungen ist eine Aufstellung von sie-
ben Typen,3 die so impressionistisch zusammengestellt ist, dass letztlich nur 
ein gemeinsamer Nenner von ‚Populismus‘ übrigbleibt: die populistische 
Rhetorik (vgl. ebd.: 552; Canovan 1984: 313; zur Kritik vgl. Priester 2007a: 
41f.). Der Einwand gegen eine allgemeine Theorie des Populismus trifft also 
auch auf ihre alternativ vorgeschlagene Typologie zu: Sie ist zu umfassend. 
Klassische Definitionen eines Typenbegriffs gehen von über- und unter-
geordneten Merkmalen aus. Die untergeordneten Merkmale werden der 
Primärkategorie (z.B. Populismus) additiv hinzugefügt (z.B. Agrarpopu-
lismus). Das Problem liegt hier in der Identifizierung von Substanz und Ak-
zidenz. Weyland versucht, das Problem dadurch zu lösen, dass er sozioöko-
nomische Charakteristika als akzidentell ausklammert und den Kernbereich 
(core oder central domain) von Populismus allein in der Sphäre des Han-
delns politischer Akteure ansiedelt. Populismus definiert er als eine politi-
sche Strategie zur Gewinnung und Ausübung von Macht (vgl. Weyland 
2001: 12), ausgehend von einem direkten, quasi-persönlichen Kontakt eines 
Führers zum Volk unter Umgehung von Vermittlungen durch eine Partei. 
Indessen stellt sich hier das Definitionsproblem nach genus proximum und 
differentia specifica, d.h. es ist nicht klar, wo der spezifische Unterschied 
zwischen Populismus und Faschismus oder neuerdings auch zwischen Popu-
lismus und Politikern des Establishments (wie bei Blair, Clinton, Schröder) 
liegt, die sich ebenfalls strategisch unter Umgehung des Parteiapparates di-
rekt über die Medien an das Wahlvolk wenden. 
Dagegen kann man ‚Populismus‘ auch als radiale Kategorie verstehen, 
als Ausweitung eines Prototyps. Hier wird nicht nach Substanz (oder core) 
und Akzidenz unterschieden, sondern nach einem zentralen oder ‚genuinen‘ 
(Priester) Fall und seiner strahlenförmigen Erweiterung um weniger typi-
sche Fälle, denen einige Merkmalsbestimmungen des Prototyps fehlen kön-
nen (vgl. Collier/Mahon 1993). Im Gegensatz zu Weyland halte ich dieses 
Vorgehen für ertragreicher. Populismus rein prozedural auf eine bloße Stra-
tegie zu reduzieren, heißt, den Preis eines zu hohen Abstraktionsgrades zu 
zahlen. Freilich stellt sich bei radialen Kategorien ein anderes Problem, 
nämlich die Identifizierung eines prototypischen Falles. 
Hier wäre die in der Faschismusforschung übliche Unterscheidung zwi-
schen Bewegung und Regime heranzuziehen und der Begriff ‚Populismus‘ 
nur für eine (Protest-)Bewegung zu reservieren. Für populistisch genannte 
Regime, die ohnehin nur außerhalb Europas an der Macht waren oder sind, 
eignet sich eher Max Webers Begriff der ‚plebiszitären Führerdemokratie‘ 
als Unterform charismatischer Herrschaft. Mit der Einschränkung von Popu-
lismus auf eine Bewegung wird man auch am ehesten seinem transitorischen 
Charakter gerecht. Ist nämlich Populismus an der Macht erfolgreich, so 
„transzendiert er sich“ und „geht in einen anderen Herrschaftstyp über“ 
(Weyland 2001: 14; vgl. auch Puhle 1986: 23). Er entfaltet dann die von 
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Weber idealtypisch herausgearbeiteten Merkmale der ‚charismatischen 
Herrschaft‘ oder eines ‚führerzentrierten Massenklientelismus‘ (vgl. Priester 
2007a: 101-121). 
Alle Typenbegriffe, auch Idealtypen, zeichnen sich durch einen mittle-
ren Abstraktionsgrad aus. Sie sind nicht so allgemein, dass sie auf alle Ge-
schichtsperioden und Gesellschaftssysteme anwendbar sind, aber doch all-
gemein genug, um den Vergleich verschiedener historischer oder gegenwär-
tiger Phänomene zu ermöglichen (vgl. Bahrdt 1997: 23). Typen bestehen 
aus der Kombination einer Vielzahl von Merkmalen und dienen in ihrer 
ordnenden und strukturierenden Funktion heuristisch als Zwischenschritt 
auf dem Weg zur Theoriebildung. 
Zusammenfassend: Populismusforschung kann ertragreich auf der Ebene 
von Einzelfallanalysen arbeiten, wobei auch hier schon theoretische Prämis-
sen einfließen, denn theoretisch „voraussetzungslose“ Beschreibungen gibt 
es nicht. Auf einer nächst höheren Abstraktionsstufe (Theorien mittlerer 
Reichweite) kann sie komparativ unter Zuhilfenahme von Taxonomien ar-
beiten, wobei sich Typenbildungen am besten eignen, da sie nur Ähnlichkei-
ten der Objektbereiche in den Blick nehmen.4 Dabei sind Idealtypen oder 
„constructed types“ wegen ihres Erklärungspotentials von Sinnzusam-
menhängen besser geeignet als Realtypen, die auf Erklärungen verzichten. 
Bei Vergleichen gilt es, eine „meaningless togetherness based on pseudo-
equivalences“ (Sartori 1970: 1053) zu vermeiden und nicht Steine mit Ka-
ninchen zu vergleichen. Äquivalenz ist die Voraussetzung für Vergleichbar-
keit, d.h., nur gleichartige oder gleichwertige Phänomene können miteinan-
der verglichen werden. Letztlich gilt aber, dass es keine richtigen oder fal-
schen Typologien gibt, sondern nur mehr oder weniger brauchbare. Da dies 
aber in Relation zur Fragestellung und zu den konkreten Forschungsabsich-
ten steht, ist es weder sinnvoll noch nützlich, Typen nach Art von Canovans 
„Aufräumarbeit“ (tidying-up operation) zu konstruieren. 
 
 
POPULISMUS UND IDENTITÄTSPOLITIK 
 
Populismus ist nie nur Interessen- oder Klientelpolitik, sondern wirft immer 
die Frage nach der Identität einer Großgruppe (eines Volkes oder einer Eth-
nie) auf. Ein in der Regel mittleres Segment der Gesellschaft konstituiert 
sich als ‚Volk‘ und beansprucht, für das Ganze der Gesellschaft zu spre-
chen. Das Gemeinwohl wird als a priori feststehende Größe gedacht, das die 
Eliten aus den Augen verloren und aus Inkompetenz, egoistischem Eigenin-
teresse oder zugunsten von ‚Fremden‘ (Migranten, ausländischen Investoren 
oder der jüdisch-kosmopolitischen Intelligenz) verraten hätten. Der populis-
tische Diskurs verfährt nicht dialogisch, sondern affirmativ. Es geht ihm um 
die Affirmation eines immer schon vorhandenen kollektiven Selbst, das kei-
ner Begründungspflicht unterliegt und auf die Evidenz von Tradition und 
Alltagserfahrung eines ethnisch-kulturellen Amalgams setzt. Ökonomische 
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Zielvorstellungen berühren daher nicht den Kern des Populismus, sondern 
nur seine Schale und sind letztlich sekundär. 
Populismus polarisiert immer zwischen Volk und Eliten. Seit den 1990er 
Jahren folgt diese Polarisierung der ‚cleavage‘: privater Sektor gegen öffent-
lichen Sektor als Hort der ‚new class‘, wobei letzterer auf drei Ebenen mit 
unterschiedlicher Gewichtung angegriffen wird: auf kulturellem Gebiet als 
multikulturelle Absage an die nationale oder ethnische Identität; auf sozia-
lem Gebiet als ‚ungerechte‘, nur einer bestimmten Klientel dienende sozial-
staatliche Umverteilungspolitik (grundlegend hierzu Laycock 2005: 130ff.; 
vgl. auch Priester 2007a: 60-69); auf politischem Gebiet als abgeschottete 
Kartellpolitik der ‚Großen‘; auf ökonomischem Gebiet als ‚Ausverkauf‘ na-
tionaler Interessen zugunsten multinationaler Konzerne oder Banken, zulas-
ten der ‚Kleinen‘, auf dem Binnenmarkt tätigen Handwerker, Arbeiter oder 
Kaufleute. 
Auch wenn in der Literatur heute kaum zwischen Rechtspopulismus, 
Rechtsextremismus, radikaler neuer Rechten oder Neofaschismus unter-
schieden wird, zeigt allein schon die Verwendung dieser Termini, dass es 
Unterschiede gibt, wenn sie auch fließend und graduell sind. Populismus ist 
ein eigenständiges politisches Phänomen, denn es fehlt ihm gerade das, was 
Rechtsextremismus und Neofaschismus auszeichnet: die Perspektive eines 
Systemwandels, die intendierte Abschaffung demokratischer Rechte und In-
stitutionen und, wie im Falle des Neofaschismus, die positive Bezugnahme 
auf den historischen Faschismus.5 Populismus ist seiner Natur nach defen-
siv, deswegen aber nicht harmlos. Mit seinem antiinstitutionellen Affekt 
leistet er der Delegitimation demokratischer Institutionen und der ideologi-
schen Polarisierung Vorschub, ohne doch in letzter Konsequenz den Um-
sturz der politischen Ordnung anzustreben. 
 
 
LATENTE UND MANIFESTE GRÜNDE FÜR DIE 
ENTSTEHUNG VON POPULISMUS 
 
Die langfristigen, oft lange in der Latenz verborgenen, Gründe für die Ent-
stehung von Populismus hängen mit der Ambivalenz der Moderne und den 
Übergangsbedingungen von Agrargesellschaften zunächst zu modernen In-
dustriegesellschaften, im 20. Jahrhundert von diesen zu noch moderneren 
Dienstleistungs- und Konsumgesellschaften zusammen. Unter dieser Per-
spektive ist Populismus ein Übergangsphänomen von Gesellschaften in ra-
schem sozioökonomischem Wandel; sein Verhältnis zur Moderne ist nicht 
antimodernistisch, aber ambivalent. So tritt beispielsweise in den Eigenbe-
zeichnungen das Adjektiv ‚populistisch‘ so gut wie nie in Erscheinung. Po-
pulistische Parteien berufen sich auf Fortschritt, Freiheit, Selbstverteidi-
gung, auf moralische Werte wie Recht, Gerechtigkeit, Wahrheit oder auf 
den als Programm fungierenden Namen ihres Anführers (z.B. Schill oder 
Fortuyn). 
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Bereits in den 1930er Jahren gab es in Ländern mit einem damals noch 
großen Agrarsektor kulturelle Erscheinungsformen von Populismus, meist 
im Zusammenhang mit literarischen Kontroversen. Für Ungarn sind hier die 
bis heute nachwirkenden Debatten zwischen Populisten (népi, népies) und 
Urbanen zu nennen (vgl. Barlai/Hartleb 2008: 42; Várdy 1989; Palonen 
2009: 5). In Italien entfaltete sich innerhalb des Faschismus die Debatte über 
strapaese und stracittà und machte deutlich, dass die eigentlich populisti-
schen Tendenzen nur eine von mehreren Strömungen im faschistischen 
Machtblock waren. Städtische Kultur, Industrialisierung, entfaltete Markt- 
und Geldwirtschaft, Dynamik und Mobilität standen gegen Bodenständig-
keit und die Verteidigung des ‚gesunden‘ Bauerntums als Kern und Urgrund 
der Gesellschaft. Während die politischen Forderungen des italienischen 
strapaese, bedingt durch das bereits installierte faschistische Regime, be-
grenzt blieben, zeigte sich in Ungarn das typische Janusgesicht des Popu-
lismus: ein egalitärer Antikapitalismus von rechts, der ökonomisch auf Bo-
denreform drängte, politisch aber antiliberal, nationalistisch und autoritär 
auftrat. Schon damals ging es aber um mehr als nur ökonomische Vertei-
lungsgerechtigkeit. Im Zentrum stand vielmehr die Frage nach der nationa-
len Identität und danach, wer als genuiner Träger dieser Identität anzusehen 
und wer als ‚Fremder‘ auszuschließen sei. Juden als Exponenten des ‚Urba-
nen‘ standen von jeher im Visier von Populisten, so auch in Ungarn. 
Dagegen liegen die kurzfristigen Gründe für das Erstarken populisti-
scher Strömungen in einem Elitenversagen. Populismus entsteht nach Art 
kommunizierender Röhren: Sinkt die Integrationsfähigkeit der ‚etablierten‘ 
Volksparteien, verstärkt sich populistischer Protest. Hinzu kommt das 
durchaus auch geschürte Gefühl des Ausschlusses zweier Bevölkerungs-
gruppen von politischer Beteiligung: der abwärts mobilen Modernisierungs-
verlierer und der aufwärts mobilen neuen Aufsteiger. Die mittelosteuropäi-
schen Länder bilden in dieser Hinsicht keine Ausnahme. Die These, dass in 
diesen Ländern populistische und rechtsextreme Strömungen das Erbe der 
autoritären kommunistischen Regime seien, ist nicht haltbar, zeigt sich 
doch, dass diese Tendenzen während der kommunistischen Phase nur einge-
froren waren und nach 1989, gewissermaßen nach einem verordneten Dorn-
röschenschlaf, wieder auf den Plan traten (vgl. Mudde 2000: 40). Mit Blick 
auf Italien lässt sich auch die Unterscheidung zwischen einem gegen die po-
litischen Eliten gerichteten Rechtspopulismus in Westeuropa und seiner 
Teilhabe am politischen Establishment in Mittelosteuropa nicht aufrechter-
halten (so Skolkay 2000: 5). Auch in der Schweiz ist die inzwischen zur 
stärksten Partei des Landes angewachsene SVP seit 2008 wieder an der Re-
gierung beteiligt; die Dänische Volkspartei und die norwegische Fort-
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POLEN – POPULISMUS ZWISCHEN 
BAUERNWIDERSTAND UND ARBEITERPROTEST 
 
Populistisch par excellence ist in Polen der von dem Bauernführer Andrzej 
Lepper vertretene Agarpopulismus,6 der ursächlich viele gemeinsame Züge 
mit dem US-amerikanischen Ende des 19. Jahrhunderts hat:7 Überschul-
dungskrise, Anwachsen ausländischer Konkurrenz bei geringer eigener 
Wettbewerbsfähigkeit, sozialer Protest durch Selbsthilfe und direkte Aktion. 
Im Zuge der Privatisierung nach 1989 gerieten zahlreiche Bauern in eine 
Verschuldungskrise und waren von Zwangsvollstreckung bedroht. Zudem 
brachen die Märkte der ehemaligen GUS-Länder (Russland, Ukraine, Weiß-
russland) weg und die Konkurrenz von EU-Billigprodukten nahm zu. Lep-
per, eine „Mischung aus Robin Hood und Mussolini“ (Ost 1999: 97) und 
selbst Landwirt, gründete 1991 die Organisation „Selbstverteidigung“ (Sa-
moobrona). Bei der Präsidentschaftswahl von 2005 wurde sie mit 11,4 Pro-
zent der Stimmen zur drittstärksten politische Kraft des Landes. Von 2006 
bis 2007 war Lepper, mit kurzer Unterbrechung, an der Seite des kleineren 
Partners Roman Giertych von der Liga der polnischen Familie (LPR) Mit-
glied in der Dreiparteienkoalition unter Jarosław Kaczýnski von der natio-
nal-konservativen Partei für Recht und Gerechtigkeit (PiS). Es zeigte sich 
hier eine Konstellation wie in Italien in den ersten beiden Berlusconi-
Regierungen: Die genuinen Populisten Lepper bzw. Bossi von der Lega 
Nord treten als Juniorpartner einer größeren national-konservativen oder na-
tional-liberalen Partei in ein Regierungsbündnis ein. Ihnen zur Seite steht 
eine dritte Kraft – in Polen Giertychs LPR, in Italien Finis Alleanza Nazio-
nale – die den autoritären Part übernimmt, sei es hinsichtlich der Staatskon-
zeption oder der Verteidigung autoritärer Familienwerte. 
Aber auch in der von der Gewerkschaft Solidarność organisierten Arbei-
terschaft entwickelten sich populistische Tendenzen. Dabei handelte es sich 
nicht um eine sozialstrukturell andere, sondern um eine ähnliche Klientel 
wie bei Leppers Agrarpopulismus. Lepper mobilisierte nämlich nicht die 
klassisch populistische Klientel selbständiger, traditionsverbundener Klein-
bauern, sondern hatte vor allem im Nordwesten und Nordosten des Landes 
die größten Erfolge. Hier waren nach 1945 riesige Agrarkollektive oder 
Staatsfarmen errichtet worden, die nach 1989 geschlossen wurden oder fal-
lierten und viele Landarbeiter arbeitslos machten (vgl. Krok-Paszkowska 
2003: 123). In beiden Fällen handelt es sich also um Leidtragende der De-
industrialisierung, von der auch der industriell betriebene Teil des polni-
schen Agrarsektors betroffen war. Leppers Samoobrona ist daher keine Re-
naissance des älteren Agrarpopulismus, sondern mobilisiert eine neue, be-
reits durchkapitalisierte Schicht von Landarbeitern einerseits und neuen Ag-
rarunternehmern andererseits. 
Was die rechtspopulistischen Tendenzen in der Solidarność angeht, so 
schlug schon in den 80er Jahren der Gewerkschaftsführer Marian Jurczyk 
zunehmend nationalistische Töne an mit dem Tenor: Die Niederlage des 
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Kommunismus habe Polen für ‚Fremde‘, vor allem Deutsche und Amerika-
ner, geöffnet. Ab 1995 verstärkte sich dieser Rechtstrend unter dem neuen 
Gewerkschaftsführer Zygmunt Wrzodak. Er polarisierte weniger zwischen 
rechts und links, liberal und sozialdemokratisch, sondern, gut populistisch, 
zwischen groß und klein. Wo die Eliten für ökonomische Großaggregate 
und Kapitalkonzentration eintreten, fordert die Gewerkschaftsrechte die 
Stärkung von Kleinbesitz. Dazu David Ost: „The Solidarity right is a popu-
list, Proudhonian right, seeking a country of small property-owners rather 
than a country dominated by big business of any kind“ (Ost 1999: 105). 
Diese auf Proudhon zurückgehenden Ideen sind aber nicht notwendigerwei-
se rechts. Sie werden es erst dadurch, dass die politischen Eliten oder Inves-
toren als ‚ausländische‘ und ‚fremde‘ Mächte wahrgenommen werden, die 
gegen die Interessen der polnischen Nation handelten.8 Ost fragt, wie es zu 
dieser „irrationalen“ Wende kommen konnte. Nach 1989 verloren Arbeiter 
in allen ehemals kommunistischen Ländern ihre Rolle als ‚führende Klasse‘ 
und machten mit den neuen liberalen Eliten zwiespältige Erfahrungen. Ei-
nerseits begrüßten sie politisch-liberale Ziele wie die Zulassung freier Ge-
werkschaften, wurden dann aber unvermittelt dem ökonomischen Libera-
lismus und dem freien Markt ausgesetzt mit der Folge, dass die Arbeitslo-
senrate noch 2001 bei 18,24 Prozent lag, auch wenn sie inzwischen fast auf 
EU-Durchschnitt gesunken ist. In dieser Zwickmühle sei der populistische 




UNGARN – NATIONALE FRAGE  
UND ÜBERFREMDUNGSANGST 
 
Dagegen ist die Situation in Ungarn nicht nur ökonomisch prekär, sondern 
in hohem Maße auch von der ‚nationalen‘ Frage überschattet. 1990 kam es 
hier zu einer ähnlichen Konstellation wie in Polen unter Kaczýnski oder un-
ter den ersten beiden Berlusconi-Regierungen in Italien, nämlich zu einer 
Dreier-Koalition unter Joszef Antall für das rechtsbürgerliche Ungarische 
Demokratische Forum (MDF) unter Einschluss der populistischen Partei der 
Kleinlandwirte (FKGP) unter Joszef Torgyan und, als dritter Kraft, der 
christdemokratischen Volkspartei (KDNP). Torgyan gilt, wie die meisten 
Populistenführer, zwar als exzentrisch und schillernd, ist aber schon recht 
betagt (geboren 1932) und hat nicht die Ausstrahlung eines ungarischen Ro-
bin Hood. 
Neben dem Agrarpopulisten Torgyan betrat aber auch einer der Grün-
derväter des Demokratischen Forums, der Populist István Czurka, die politi-
sche Bühne und spielte die ‚nationale Frage‘ in den Vordergrund. Nach dem 
Friedensvertrag von Trianon 1920 hatte Ungarn große Gebietsverluste erlit-
ten. Bei einer Bevölkerung von 10 Millionen leben rund 3,4 Millionen Un-
garn, d.h. ein Drittel, im benachbarten Ausland, davon allein 2,2 Millionen 
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in Rumänien, der Rest verteilt auf die Slowakei, Serbien, Kroatien und die 
Ukraine. Ethnozentrismus und die nationale Frage sind daher in Ungarn von 
äußerster Brisanz und viel stärker ausgeprägt als beim westeuropäischen 
Rechtspopulismus. Hinzu kommt die ‚Zigeunerfrage‘, also das Problem der 
in Ungarn lebenden rund 400-500.000 Roma, die fünf Prozent der Bevölke-
rung ausmachen und besonders stark von Arbeitslosigkeit betroffen sind. 
Während des Kommunismus war dieses Problem unter dem Deckel der Dik-
tatur sistiert, aber nicht gelöst worden. 
Schon das Demokratische Forum hatte sich Anfang der 1990er Jahre 
zum Erben der nationalen Tradition Ungarns erklärt und verwischte damit 
die Grenzen zur populistisch-ruralen Richtung ihres Mitgründers Czurka. 
Nach seinem Parteiausschluss gründete Czurka 1993 seine eigene Partei, die 
ungarische Wahrheits-, Gerechtigkeits- und Lebenspartei (MIEP). Mit ihrer 
antisemitischen, antiziganistischen und großungarischen Propaganda kann 
sie nicht anders als rechtsextrem bezeichnet werden. Aber rechts von ihr 
steht die noch extremere, am Vorbild des NS-Regimes orientierte Rechte 
wie die Neo-Pfeilkreuzler um Albert Szabó, ganz zu schweigen von neona-
zistischen Kleingruppen.9 
Während nun der gemäßigtere Agrarpopulismus eines Torgyan 1998 als 
Koalitionspartner der liberalen „Allianz der jungen Demokraten“ akzeptabel 
war, entwickelte sich die von Czurka vertretene Variante des Populismus 
zum großungarisch-chauvinistischen Rechtsextremismus, der auch viele 
bürgerliche Wähler anspricht. Die besten Ergebnisse erzielte die MIEP nicht 
etwa bei verarmten Bauern, sondern in den bürgerlichen Vierteln von Buda-
pest (vgl. Karsai 1999: 146; Bayer 2002: 274f.; SIREN 2004: 36). Beide ur-
sprünglich populistischen Bewegungen, Torgyans Kleinlandwirtepartei und 
Czurkas MIEP, spielen aber politisch kaum noch eine Rolle. Die höchsten 
Wahlerfolge der MIEP lagen zwischen 1995 und 1999 bei 5,5 Prozent. Die 
Kleinlandwirtepartei ist heute noch bedeutungsloser und liegt bei einem 
Prozent. 
Der Niedergang dieser rechten Kleinparteien brachte indessen keine 
Stabilisierung der Demokratie, sondern, im Gegenteil, eine Faschisierungs-
welle. Die ursprünglich eher linksbürgerliche Fidesz hat sich unter Viktor 
Orban seit 1994 kontinuierlich nach rechts entwickelt. Nach ihrem Wahlsieg 
von 1998 ging auch sie eine Dreierkoalition mit der Kleinlandwirtepartei 
und dem inzwischen weit abgeschlagenen Demokratischen Forum (MDF) 
ein. Wie schon in der Koalition von 1990 unter Joszef Antall, so zeigten 
sich auch hier wieder Mehrdeutigkeit, Doppelzüngigkeit, wohlwollende 
Duldung der extremen Rechten und halbherzige Distanzierung von ihr. 
Als Alternative zur erfolglosen MIEP formierte sich 2002 die „Bewe-
gung für ein besseres Ungarn“ (Jobbik) und tritt seit 2004 auch als Partei 
auf. Wenn man schon die MIEP nicht mehr als populistisch bezeichnen 
kann, so erst recht nicht die Jobbik. Beides sind rechtsextreme, ultranationa-
listische Parteien, wobei sich Jobbik-Führer Gábor Vona inzwischen ganz 
auf die ‚Zigeunerfrage‘ konzentriert – mit überaus großem Erfolg. Bei den 
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EU-Wahlen 2009 erzielte Jobbik 14,7 Prozent, bei den Parlamentswahlen 
vom April 2010 sogar 16,7 Prozent und stieg damit zur drittstärksten Partei 
Ungarns auf (vgl. Barlai/Hartleb 2008: 43-46).10 
Jobbik mobilisiert vor allem die von der Fidesz vernachlässigten städti-
schen und ländlichen Unterschichten. Stark ist sie nicht nur im Osten Un-
garns, dem ‚Armenhaus‘ des Landes, sondern auch in Budapester Arbeiter-
vororten mit hohem Anteil an antikommunistisch eingestellten Arbeitern. 
Nach Art faschistischer Parteien hat sie sich eine paramilitärische Stoßtrup-
pe zugelegt, die inzwischen verbotene „Ungarische Garde“, die gleichwohl 
unter dem Namen „Neue Ungarische Garde“ weiter in der Öffentlichkeit 
auftritt und inzwischen 3.000 Mitglieder haben soll (vgl. Marsovszky 2009: 
41).11 Jobbik versucht aber auch, über die Zusammenarbeit mit einer Poli-
zeigewerkschaft in den Staatsapparat einzudringen und hält enge Kontakte 
zur deutschen NPD. In einem Interview mit dem NPD-Politiker Benedikt 
Frings benannte Jobbik-Führer Vona 2008 die zentralen Themen seiner Par-
tei: Das Problem der Auslandsungarn; die ‚Zigeunerfrage‘; die ablehnende 
Haltung gegenüber der EU und nicht zuletzt das für den NPD-Mann eher ir-
ritierende Bekenntnis zum Christentum als identitätsstiftendem Faktor. 
Auch populistische Topoi fehlen nicht, etwa, wenn Vona von der „Politiker-
kaste“ spricht, die das Land ausländischen Kräften ausgeliefert habe, „die 
jetzt Ungarn bedrohen“ (Interview Frings-Vona 2008). 
Am 29. Juni 2009 zitierte die „Budapester Zeitung“ die Vorsitzende des 
Demokratischen Forums (MDF), Ibolya David: „Heute kann nur die Rechte 
Ungarn vor der radikalen Rechten retten.“ Dieses Szenario liefe darauf hin-
aus, dass Orbans Fidesz zunehmend populistischer auftreten muss – was sie 
bereits tut – um als Sturmbock gegen den Rechtsextremismus von Jobbik zu 
fungieren. Dagegen hält Orban an seinem rechten Schlingerkurs fest und 
schürt die Polarisierung im Lande. Offiziell lehnt er die Zusammenarbeit 
mit Jobbik ab, aber auf kommunaler Ebene arbeiten Fidesz und Jobbik 
schon seit Jahren zusammen, eint sie doch der Traum von Großungarn in 
den Grenzen von 1915. Die Fidesz sei, so ihr Vorsitzender Orban, „die Par-
tei der grenzüberschreitenden Wiedervereinigung der Ungarn des Karpaten-
beckens“ (vgl. ORF-Nachrichten vom 14.06.2009). Gefordert wird eine 
„geistige Wiedergeburt“ des Landes als „kulturell-moralische Gemein-
schaft“ (vgl. Bozóki 2005: 20). Die Grenze zwischen Populisten und extre-
men Rechten war in Ungarn schon vor dem Zweiten Weltkrieg fließend und 
ist es bis heute geblieben. Während Populismus sich allgemein durch Intel-
lektuellenfeindlichkeit auszeichnet, ist in Ungarn eine überdurchschnittlich 
hohe Beteiligung der akademischen Intelligenz an der kulturellen Rechts-
wende des Landes zu verzeichnen. Nicht nur die Fidesz ging 1988 aus stu-
dentischen Kreisen hervor, sondern auch die Jobbik vierzehn Jahre später. 
 
 




Wähleranalysen zeigen, dass zwei Gruppen in besonderer Weise von Popu-
lismus affiziert sind, die zunächst wenig gemein haben: abstiegsbedrohte 
und aufsteigende Schichten. Bei den unteren gesellschaftlichen Segmenten 
(Arbeiter, Rentner, städtische Unterschichten) spielt aber der reale Abstieg 
eine geringere Rolle als die Angst vor drohendem Statusverlust.12 Dennoch 
ist Populismus nicht nur in unteren Schichten und bei Modernisierungsver-
lierern verbreitet (vgl. SIREN 2004: 22). Ähnlich stellt sich die Situation im 
Segment der kleinen und mittleren, auf dem Binnenmarkt tätigen Selbstän-
digen (Handwerker, Kaufleute, Kleinunternehmer) und der Aufsteiger in 
neuen Sektoren wie Medien, Werbung, Finanzberatung oder Immobilien-
handel dar (vgl. Priester 2007a: 193, 2008: 23-26; SIREN 2004: 14). Die 
ungarische MIEP fand ihre Anhänger in den bürgerlichen Vierteln von Bu-
dapest, bei Studenten, Kleinunternehmern und Freiberuflern. Auch der pol-
nische Bauernführer Lepper spricht nicht nur für überschuldete Bauern oder 
arbeitslose Landarbeiter, sondern schon seit den 90er Jahren auch für Klein-
unternehmer, Einzelhändler und andere städtische Bevölkerungskreise in 
mittlerer Lage (vgl. Bachmann 2006: 222). Auf dieser Grundlage bildet sich 
das populistische, auch bei der niederländischen LPF oder dem belgischen 
Vlaams Belang beobachtbare, Bündnis zwischen einer aufwärts mobilen, 
populistischen Außenseiterelite und abwärts mobilen, von sozialem Abstieg 
bedrohten unteren Schichten heraus. Die Berufung auf Volkssouveränität 
und der Ruf nach direkter Demokratie dürfen nicht zu der Annahme verlei-
ten, die populistische Klientel strebe nach aktiver, partizipatorischer Teilha-
be und Basisdemokratie. Die Ausnahme des US-amerikanischen Agrarpopu-
lismus bestätigt nur die Regel, dass Populisten nach Führung verlangen, a-
ber einer Führung, die erstens effizienter als die herrschende Elite zu han-
deln verspricht, die zweitens aus dem Volk selbst hervorgegangen ist und 
daher, drittens, keiner Mediatisierung durch kulturelle oder Parteieliten be-
darf. 
Zwischen drohendem Statusverlust der unteren Segmente ihrer Klientel 
und dem Traum von gesellschaftlichem Aufstieg, den sie selbst verkörpern, 
vermitteln populistische Führer durch symbolische Kompensationsangebote. 
Die Erfahrung einer von ‚oben‘ und ‚unten‘ bedrohten Soziallage wird nach 
außen gekehrt, auf den Zangengriff durch globalisierte Finanzeliten von  
‚oben‘ und Immigranten oder ethnische Minderheiten von ‚unten‘. Aber im 
Unterschied zu aufsteigenden Klassen (etwa dem Bürgertum und dem Prole-
tariat im späten 18. und 19. Jahrhundert) können sich Populisten nicht auf 
ihre zentrale Rolle im Produktionsprozess berufen und setzen daher als 
symbolisches Kapital ihre moralische Überlegenheit ein (vgl. Priester 2008: 
31f.; Bozóki 2005: 25). 
Ist Populismus ein Übergangsphänomen oder eine dauerhafte Erschei-
nung? Populistische Bewegungen haben in der Regel nur eine geringe 
‚Haltbarkeitsdauer‘ (Taggart). Dagegen hat der Populismus als Syndrom 
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lange Wurzeln, die immer wieder ausschlagen können. Entweder tritt er als 
Agenda-Setter auf und benennt reale, aber vernachlässigte Probleme, die 
vom Establishment aufgegriffen werden können, um ihnen den Wind aus 
den Segeln nehmen. Er kann aber unter anderen, hier am Beispiel von Po-
len, Ungarn und am Rande auch Italien erörterten Bedingungen Teil eines 
Machtblocks werden, in dem die Grenzen zwischen nationalkonservativ o-
der nationalliberal, rechtspopulistisch und rechtsextrem zunehmend ver-
schwimmen. In beiden Fällen zeigt sich aber die „episodische“, „transitori-
sche“, sich selbst begrenzende Natur populistischer Bewegungen (vgl. Pries-





1  Im Gegensatz zu Canovan unternimmt Paul Taggart (2002: 66ff. und 
2004: 273ff.) den Versuch, sechs ‚universelle’ Züge des Populismus 
herauszuarbeiten. Mit seinem Konzept des ‚heartland’ und der Betonung 
der rückwärtsgewandten Utopie von Populismus kommt er meiner eige-
nen Verortung von Populismus als (volks-)konservativem Denkstil 
(Mannheim) sehr nahe. Allerdings stellt sich die Frage, wie ‚universell’ 
Taggarts Merkmale sind und ob sie auch für außereuropäische Länder, 
beispielsweise Lateinamerika, gelten können.  
2  Dieser kritiklosen Bezugnahme auf das, was andere über den Gegen-
stand gesagt oder gelehrt haben, hatte Edmund Husserl, der Begründer 
der Phänomenologie, mit den drei Reduktionen oder Ausschaltungen ge-
rade entgegengewirkt. 
3  1. Den bäuerlichen Radikalismus (Farmers’ Radicalism), 2. den revolu-
tionären intellektuellen Populismus; 3. den Agrarpopulismus (Peasant 
Populism), 4. Populistische Dikaturen (z.B. Juan Perón, Huey Long);  
5. Populistische Demokratie (z.B. das Schweizer System der direkten 
Demokratie), 6. Reaktionären Populismus (z.B. George Wallace, Enoch 
Powell), 7. den Populismus der Politiker (Politicians’ Populism) in 
Volksparteien oder Catch-all-parties, die die „etablierten politischen 
Trennlinien verwischen.“ (Vgl. Canovan 2006: 545f.)  
 Diese Typologie wirft eine Reihe von Fragen und Ungereimtheiten auf: 
a. Typen sollten untereinander eine hohe externe Heterogenität aufwei-
sen, um sie möglichst gut voreinander unterscheiden zu können. Daran 
mangelt es bei Canovan. So sind z.B. die Typen ‚bäuerlicher Radikalis-
mus’ und ‚Agrarpopulismus’ nicht heterogen genug. b. Das unter 2. ge-
nannte Beispiel ist kein Typus, sondern ein Einzelfall und bezieht sich 
auf die russischen narodniki. Hier fehlt die für einen Typus unerlässliche 
Vergleichsdimension. Wenn aber andere intellektuelle Bewegungen wie 
die ungarischen népi oder das italienische strapaese hinzugezogen wer-
den, so waren sie nicht revolutionär. c. Die Unterscheidung zwischen 
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populistischer Diktatur und reaktionärem Populismus bezeichnet keine 
unterschiedlichen Typen, sondern ist ein Fall von conceptual travelling, 
d.h. unterschiedlicher Entwicklungsstadien ein und desselben Typus. d. 
Bei Typ 7 verfehlt Canovan den eigentlichen Zweck von Typenbildung, 
nämlich Komplexitätsreduktion, indem sie sekundäre, triviale Ähnlich-
keiten zugrundelegt und Komplexität dadurch gerade erhöht. Wie Sartori 
(1970: 1052) betont, ist es nicht sinnvoll zu behaupten, Menschen und 
Fische seien einander ähnlich, nur weil beide schwimmen können. Eben-
so wenig sinnvoll ist es, das Auftreten von Politikern in Volksparteien 
zu einem Typus von Populismus zusammenzufassen. Das hier zugrun-
degelegte Kriterium – die Verwischung etablierter politischer Trennli-
nien – ist, wie Lord Acton schon im 19. Jahrhundert beobachtet und ge-
fordert hat, ein allgemeines Kennzeichen von Politik (vgl. Priester 
2007a: 19). Noch weniger sinnvoll ist es, Mitglieder der politischen Elite 
als eigentliche Gegner von Populisten in das Konzept des Populismus 
einzubeziehen.  
4  Für einen so schwammigen Objektbereich wie Populismus eignen sie 
sich vor allem deshalb, weil sie weniger streng als Klassifikationen sind 
und Überlappungen, unscharfe Ränder und fließende Übergänge zu an-
deren Typen ermöglichen.  
5  Hier wäre es sinnvoll, Extremtypen zu bilden und miteinander zu ver-
gleichen. Alle anderen ‚Fälle’ werden dann zwischen zwei polaren Ty-
pen eingeordnet. Als Extremtypen könnten z.B. die norwegische Fort-
schrittspartei auf der einen Seite und der französische Front National  
oder die ungarische MIEP auf der anderen angesiedelt werden. Während 
im ersten Fall die Grenzen zu einer bürgerlich-konservativen Partei flie-
ßend sind, sind es im zweiten Fall die Grenzen zum Rechtsextremismus.  
6  Auf die Vielzahl rechter Bewegungen, Parteien oder Initiativen wie den 
Sender ‚Radio Maria’ kann hier nicht eingegangen werden. Vgl. dazu 
Graefe 2001; Bayer 2002: 270ff. 
7  Unmittelbar nach der Wende, 1991, lag in Polen der Anteil der erwerbs-
tätigen Bevölkerung im primären Sektor noch bei 25 Prozent und ist bis 
2007 auf 18 Prozent gesunken. Während in Ungarn der primäre Sektor 
1968 noch bei 30,4 Prozent lag, war er bereits 1998 auf 8,1 gesunken 
und lag 2006 nur noch bei 5,2 Prozent. Dagegen liegt hier der tertiäre 
Sektor bei 62,7 Prozent, in Polen dagegen erst bei rund 54 Prozent. Zum 
Vergleich Deutschland (Daten von 2008): 2,2 Prozent im primären 
(Landwirtschaft), 25,8 im sekundären (Industrie) und 71,9 Prozent im 
tertiären Sektor (Dienstleistungsbereich). Vgl. Mau/Verwiebe 2009: 139 
u. 144. 
8  Zum Proudhonismus als theoretischer Matrix des Populismus vgl. Pries-
ter 2007a: 48f.  
9  Neonazis stehen in Ungarn in der Tradition des historischen Faschisten-
führers Ferenc Szálasi (1897-1946), der nach einem Putsch gegen den 
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autoritären Reichsverweser Horthy 1944 ein nationalsozialistisches Ma-
rionettenregime errichtete.  
10  Im September 2006 kam es zur Eskalation des rechten Protests gegen die 
sozialdemokratische Regierung unter Ferenc Gyurcsany. Eine Demons-
tration schlug in gewaltsamen Aufruhr um, wobei Gyurcsanys so-
genannte Lügenrede eines der auslösenden Momente war. In einer nicht 
für die Öffentlichkeit bestimmten Rede hatte dieser bekannt, das Volk 
belogen zu haben und goss damit Öl ins Feuer des rechtspopulistischen 
Protests. Rund 30.000 Demonstranten aus dem konservativen, rechtspo-
pulistischen und rechtsextremen Lager kamen auf dem Budapester Kos-
suth-Platz zusammen und fühlten sich in ihrer Aversion gegen die herr-
schende politische Elite bestätigt (vgl. Palonen 2009: 9).  
11  Auch hier zeigen sich Parallelen zu Italien und der dortigen Aushöhlung 
des liberalen Rechtsstaates durch die Bürgerwehren. Ausgehend von der 
Lega Nord, treten sogenannte ‚Runden’ (Ronde) als parastaatliche Pa-
trouillen auf, die von Berlusconis Regierung inzwischen anerkannt wur-
den. Die extreme Rechte (MSI-Destra Nazionale) verfolgt darüber hin-
aus seit 2000 den Aufbau eines Zivilschutzkommandos (Guardia Nazio-
nale Italiana) mit dem SS-Emblem der schwarzen Sonne. In Triest nennt 
sich eine Bürgerwehr nach dem Sekretär der historischen faschistischen 
Partei, Ettore Muti.  
12  So liegt die Erwerbslosenquote gerade in jenen Ländern mit den größten 
rechtspopulistischen Parteien, in der Schweiz, in Dänemark und Norwe-
gen, mit jeweils unter drei Prozent weit unter EU-Durchschnitt und 
zeigt, dass ökonomische Verunsicherung erst in Verbindung mit kultu-





Abts, Koen/Stefan Rummens (2007): Populism versus Democracy, in: Po-
litical Studies, Jg. 55, H. 2, S. 405-424. 
Arditi, Benjamin (2004): Populism as a Spectre of Democracy: A Response 
to Canovan, in: Political Studies, Jg. 52, H. 1, S. 135-143. 
Bachmann, Klaus (2006): Populistische Parteien und Bewegungen in Mit-
telosteuropa, in: Frank Decker (Hg.), Populismus. Gefahr für die Demo-
kratie oder nützliches Korrektiv?, Wiesbaden, S. 216-232. 
Bahrdt, Hans Paul (1997): Schlüsselbegriffe der Soziologie. Eine Einfüh-
rung mit Lehrbeispielen, München. 
Barlai, Melani/Florian Hartleb (2008): Ungarischer Populismus und Rechts-
extremismus. Ein Plädoyer für die Einzelfallforschung, in: Südosteuropa 
Mitteilungen, Jg. 48, H. 4, S. 34-51. 
 
64 | KARIN PRIESTER 
 
 
Bayer, József (2002): Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in Ostmit-
teleuropa, in: Österreichische Zeitschrift für Politikwissenschaft, H. 3,  
S. 265-280. 
Blokker, Paul (2005): Populist Nationalism, Anti-Europeanism, Post-
nationalism, and the East-West Distinction, in: German Law Journal,  
Jg. 6, H. 2, S. 371-389. 
Bozóki, András (2005): Consolidation or Second Revolution? The Politics 
of the New Right in Hungary, in: Slovak Foreign Policy Affairs, H. 1,  
S. 17-28. 
Canovan, Margaret (1984): „People“, Politicians and Populism, in: Gov-
ernment and Opposition, Jg. 19, H. 3, S. 312-327. 
Canovan, Margaret (1999): Trust the People! Populism and the Two Faces 
of Democracy, in: Political Studies, Jg. 47, H. 1, S. 2-16. 
Canovan, Margaret (2004), Populism for Political Theorists?, in: Journal of 
Political Ideologies, Jg. 9, H. 3, S. 241-252. 
Canovan, Margaret (2006): Two Strategies for the Study of Populism, in: 
Political Studies, Jg. 30, H. 4, S. 544-552. 
Collier, David/James E. Mahon (1993): Conceptual „Stretching“ revisited: 
Adapting Categories in Comparative Analysis, in: American Political 
Science Review, Jg. 87, H. 4, S. 845-855. 
Gräfe, Karl-Heinz (2001): Sind Rechtsextremismus, Neofaschismus und 
Antisemitismus auch in Mittel- und Osteuropa eine „Normalität“?, onli-
ne unter: http://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Thema/-
Rechtsextremismus/Graefe01.pdf (abgerufen am 19.10.2009). 
Interview mit Benedikt Frings (NPD) und Gábor Vona (Jobbik) vom 
28.03.2008, online unter: http://www.jobbik.com/deutsch.html (abgeru-
fen am 19.10.2009). 
Karsai, Laszlo (1999): The Radical Right in Hungary, in: Sabrina P. Ramet 
(Hg.), The Radical Right in Central and Eastern Europe since 1989, 
Pennsylvania, S. 133-146. 
Krok-Paszkowska, Ania (2003): Samoobrona. The Polish self-defense  
movement, in: Petr Kopecký/Cas Mudde (Hg.), Uncivil society?: con-
tentious politics in post-communist Europe, London, S. 114-133. 
Laycock, David (2005): Visions of Popular Sovereignty: Mapping the Con-
tested Terrain of Contemporary Western Populisms, in: Critical Review 
of International Social and Political Philosophy, Jg. 8, H. 2, S. 125-144. 
Marsovszky, Magdalena (2009): Arteigene Magyaren, Interview in der Zeit-
schrift Lotta, Nr. 36 (Herbst 2009), S. 40-42. 
Mau, Steffen/Roland Verwiebe (2009): Die Sozialstruktur Europas, Stutt-
gart. 
Mudde, Cas (2000): In the Name of the Peasantry, the Proletariat, and the 
People: Populisms in Eastern Europe, in: East European Politics and So-
cieties, Jg. 14, H. 2, S. 33-53. 
 
POPULISMUS IN MITTELOSTEUROPA | 65 
 
ORF-Nachrichten vom 14.6.2009, online unter: http://volksgruppen.orf.at/-
kroatenungarn/aktuell/stories/102840/ (abgerufen am 19.10.2009). 
Ost, David (1999): The Radical Right in Poland: Rationality of the Irra-
tional, in: Sabrina P. Ramet (Hg.), The Radical Right in Central and 
Eastern Europe since 1989, Pennsylvania, S. 85-107. 
Palonen, Emilia (2009): Political Polarisation and Populism in Contempo-
rary Hungary, in: Parliamentary Affairs Jg. 62, H. 2, S. 318-334, hier 
zitiert nach der pdf-Paginierung, S. 1-17 (abgerufen am 10.12.2009). 
Priester, Karin (2007a): Populismus. Historische und aktuelle Erscheinungs-
formen, Frankfurt am Main. 
Priester, Karin (2007b): Linker Populismus – ein Fremdkörper im deutschen 
Parteiensystem, in: Vorgänge, H. 4, S. 43-52. 
Priester, Karin (2008): Populismus als Protestbewegung, in: Alexander 
Häusler (Hg.), Rechtspopulismus als „Bürgerbewegung“. Kampagnen 
gegen Islam und Moscheebau und kommunale Gegenstrategien, Wies-
baden, S. 19-36. 
Puhle, Hans-Jürgen (1986): Was ist Populismus?, in: Helmut Dubiel (Hg.), 
Populismus und Aufklärung, Frankfurt am Main, S. 12-32. 
Sartori, Giovanni (1970): Concept Misformation in Comparative Politics, in: 
American Political Science Review, Jg. 64, H. 4, S. 1033-1053. 
SIREN (2004): EU Research on Social Sciences and Humanities. Socio-
Economic change, individual reactions and the appeal of the extreme 
right, hrsg. von der European Commission, Final report, unter Leitung 
von Jörg Flecker, Wien. 
Skolkay, Andrej (2000): Populism in Central Eastern Europe, IWM Wor-
king Paper, Nr. 1, Wien. 
Taggart, Paul (2002): Populism and the Pathology of Representative Poli-
tics, in: Yves Mény/Yves Surel (Hg.), Democracies and the Populist 
Challenge, Houndsmill/Basingstoke, S. 62-80. 
Taggart, Paul (2004): Populism and representative politics in contemporary 
Europe, in: Journal of Political Ideologies, Jg. 9, H. 3, S. 269-288. 
Várdy, Péter (1989): Identitätsmodelle und Zukunftsbilder. Populisten, Ur-
bane und die Judenfrage in Ungarn zwischen den beiden Weltkriegen, 
in: Ungarn-Jahrbuch, Jg. 17, S. 227-240. 
Weyland, Kurt (2001): Clarifying a Contested Concept. Populism in the 




Populismus und Islam in der Türkei 




Historisch und traditionell stützt sich die türkische Rechte nicht auf ein de-
mokratisches Bewusstsein, sondern auf Nationalismus und eine autoritäre 
Staatsgesinnung. Mit den Ideologien des nationalistischen Türkismus und 
eines türkischen Islams konnte die Rechte bis heute politisch ihre Stellung 
halten. Von der nationalistisch-konservativen ebenso wie von der islamisti-
schen Intelligenz wird die Rechte theoretisch gestärkt. Stellen wir eingangs 
Folgendes fest: Die politische Rechte, insbesondere die derzeitige Regie-
rungspartei AKP (Adalet ve Kalkinma Partisi/Partei der Gerechtigkeit und 
Entwicklung), kann weder als konservativ im klassischen Sinne, noch als 
eine kulturelle Kategorie begriffen werden (vgl. Kahraman 2007). Was die 
Ortsbestimmung der politischen Rechten so schwierig macht, sind ihre kul-
turellen Defizite. Denn ohne eine moderne politische Kultur und damit ein-
hergehend ohne deren Übertragung auf demokratische Politik, war und ist 
die Rechte in einer dogmatischen Mechanik gefangen. In der AKP kristalli-
siert sich eben dieses Erbe heraus. Auch wenn die AKP sich als „konserva-
tiv-demokratisch“ bezeichnet und seit 2002 eine Mehrheitsregierung führt, 
verfolgt sie eine hegemoniale Politik der „verschleierten“ Islamisierung der 
Gesellschaft. 
War die politische Rechte bislang nicht in der Lage, die Grundpfeiler der 
Republik – Säkularismus und Republikanismus – zu unterminieren (vgl. 
Heper/Criss 2009), entwickelt sich die AKP mehr und mehr zu einem Sam-
melbecken antimoderner Politik. Im Jahre 2001 spaltete sich eine Gruppe 
von jüngeren „Reformisten“ aus dem Gefolge der „traditionalistisch isla-
mistischen Politik“ ab und gründete die AKP. Mit Beginn der AKP-Ära ver-
suchten diese Kader, sich und ihre Familien als Vorbilder einer modernen 
Türkei darzustellen, unterstützten aber gleichzeitig mit zivilen und bürokra-
tischen Mitteln islamistische Gruppierungen und zahlreiche stark vernetzte 
„Tarikats“ (Bruderschaften). Soziale Belange wurden an die Bruderschaften 
delegiert, und es wurde die Verbreitung einer „islamischen Lebensweise“ 
eingefordert. Diese von der AKP „konservative Demokratie“ genannte, aber 
im Kern islamorientierte „Sozialpolitik“ bezweckte die Gründung eigener 
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Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Einmalige Hilfen für Arme und 
Bedürftige, gefördert von der islamistischen Gemeinschaft und „deren 
NGOs und kommunalen Verwaltungen“, enthalten „strukturelle und pro-
grammatische Formen“ islamistischer Politik an der Basis (Kurt 2009: 9f.). 
Seit 2002 regiert die AKP mit einem autokratischen Ministerpräsidenten 
Erdogan, der sich in Wort und Haltung gegen jedes kritische Urteil an seiner 
Staats- und Wirtschaftspolitik verwehrt. In seiner persönlichen Weltan-
schauung bezieht sich Erdogan zwar auf die Religion, in der Wirtschaftpoli-
tik nennt er sich jedoch vorzugsweise liberal und kommunitaristisch und auf 
politischer Ebene einen konservativen Demokraten. Den Begriff „islami-
scher Demokrat“ lehnt er vehement ab: „Lassen Sie mich ganz deutlich auf 
eine Tatsache hinweisen – wir finden es nicht angebracht, Religion und Po-
litik zu vermischen. [...] Wir sind keine islamischen Demokraten, wir sind 
konservative Demokraten. Manche im Westen porträtieren uns als islami-
sche Demokraten, aber unsere Vorstellung von der konservativen Demokra-
tie ist, uns auf die Gewohnheiten, Traditionen und Werte unserer Gesell-
schaft zu berufen, die auf dem Bestand der Familie fußen. Dies ist eine Fra-
ge der Demokratie, nicht der Religion“ (vgl. Gözaydin 2008: 173). Erdo-
gans Begriffswahl irritiert, denn in einer patriarchalischen Gesellschaft wie 
der Türkei kann eine konservative Haltung, die auf Familienwerten beruht, 
als eine persönliche Entscheidung aufgefasst werden, doch ist sie vor allem 
eine politische Affirmation religiös fundierter Traditionen. Innenpolitisch 
lenkt die Regierung von ihrer Unfähigkeit durch Themen ab, die zu einer 
Polarisierung zwischen Säkularisten und der Regierung führen, und beschäf-
tigt die Bevölkerung mit Fragen, die nicht die materiellen Probleme der 
Menschen berühren. Daher wäre ein Paradigmenwechsel hin zu einer Politik 
angebracht, die den realen gesellschaftspolitischen Problemen gerecht wird. 
Aber anstatt Anstrengungen zu unternehmen, um die hohe Arbeitslosigkeit 
von 13 Prozent, die Auswirkungen der Welt-Finanzkrise, die unendliche 
Geschichte der EU-Integration zu bewältigen, wird durch „Debatten über 
militärische Eingriffe und militärische Gerichtsbarkeit ein Klima geschaf-
fen“, in dem die Front zwischen Regierung und Militär bzw. Regierung und 
Opposition künstlich dramatisiert und mit Appellen an das Volk populis-
tisch ausgebeutet wird (vgl. Keyman 2009: 5). 
Die zunehmende Islamisierung der Gesellschaft unter der AKP ge-
schieht durch Veränderung kultureller Normen und Kleidungsvorschriften 
für Frauen im Namen der Religion. Doch noch wichtiger sind die derzeiti-
gen Verschiebungen in den auswärtigen Beziehungen und das Streben der 
türkischen Regierung nach einer ominösen Nähe zu den Islamisten. Seit Be-
ginn ihrer Regierungszeit zielt die AKP auf einen beschleunigten Abbau 
grundlegender republikanischer Werte. Besonders der Säkularismus stellt 
einen Angriffspunkt dar und wird mit populistischen Parolen, willkürlichen 
Festnahmen von Intellektuellen, Journalisten und pensionierten Militärs so-
wie Eilprozessen angeprangert und bekämpft. Die AKP kann hier auf die 
Unterstützung großer Teile der Gemeinschaften zurückgreifen, die seit den 
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50er Jahren als Gegenkraft zu linker Politik staatliche Förderung genießen: 
der islamistischen Tarikats. Die Macht der AKP ist keine Momenterschei-
nung, zumal sie umgeben ist von zahlreichen Tarikats. Eine dieser einfluss-
reichen islamistischen Gemeinschaften ist die Fethullah Gülen-Bewegung, 
die seit den 70er Jahren aktiv ist, aber seit 1980 ihre straffe Organisation 
maßgeblich in der Politik einsetzt. Zunächst jedoch einige Anmerkungen 
zum Aufstieg der AKP. 
 
 
DAS ZUSAMMENSPIEL VON RELIGION UND POLITIK – 
DER AUFSTIEG DER AKP 
 
Die Mehrheit der AKP-Gründungskader waren ehemalige Anhänger der is-
lamistischen Milli Görüs, der „Nationalen Sicht“ (Yildiz 2003), und hatten 
führende Positionen in allen bereits vom Verfassungsgericht verbotenen is-
lamistischen Parteien inne. Doch von Anfang an haben sich die AKP-
Funktionäre bemüht, sich von der islamistischen Haltung der Milli Görüs zu 
distanzieren und stellten sich als „konservativ demokratisch“ dar (Atacan 
2005). Gleichzeitig bildete die AKP ein Sammelbecken für unterschiedliche 
Tendenzen der türkischen politischen Rechten. Die Wahl der AKP kann auf 
die Schwäche der Mitte-Rechts-Parteien zurückgeführt werden, denn sie 
stieß in das politische Vakuum, das durch Fragmentierung und erbitterten 
Kampf zwischen diesen Parteien entstand. Aufgrund einer zehn Prozent-
Hürde, die dafür sorgte, dass fast die Hälfte der Stimmen unrepräsentiert 
blieb, bildet eine Partei mit islamistischen Wurzeln zum ersten Mal in der 
türkischen Geschichte eine Mehrheitsregierung. Seit 2002 stellt die AKP mit 
etwas mehr als einem Drittel der Stimmen fast zwei Drittel der Parlamenta-
rier (vgl. Acikel 2003).  
Eine Reihe von Wissenschaftlern und politischen Entscheidungsträgern 
im In- und Ausland feierte den AKP-Erfolg als einen historischen Sieg der 
„Peripherie“ über das „Zentrum“.1 Hier bedeutet die Peripherie den kulturel-
len und politischen Bereich der unterdrückten und ausgegrenzten Mehrheit, 
das heißt der „Gesellschaft“ als Gegensatz zur Staatselite, während unter 
dem Begriff „Zentrum“ der Staat und die säkulare militärisch-zivile Büro-
kratie verstanden wird.2 Dieser Ansatz definiert nicht nur Staat und Gesell-
schaft als getrennte Bereiche, sondern geht zugleich von einer konstanten 
historischen Auseinandersetzung zwischen der Gesellschaft (Peripherie) und 
dem Staat (Zentrum) aus. Dieses „Staat-versus-Gesellschaft-Konzept“ sieht 
innere Gegensätze und Kämpfe innerhalb staatlicher Institutionen als Er-
gebnis von Konflikten zwischen Elitegruppen, die das alte Staatszentrum 
vertreten und Gegeneliten, die die „Gesellschaft“, gewissermaßen das 
„Volk“ repräsentieren, nicht jedoch als Konsequenz materiell fundierter 
Widersprüche innerhalb von Staat und Gesellschaft. Es porträtiert aus-
schließlich einen Kampf um den Staat zwischen verschiedenen politischen 
Kräften (vgl. Hosgör 2008). Der Grund jedoch für die Zuspitzung von Kon-
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flikten „liegt vor allem in staatlichen Maßnahmen“; was geschieht, „ist nicht 
das Ergebnis der Auseinandersetzung um den Einfluss im Staate zwischen 
verschiedenen Gruppen“ (ebd.: 27). Dieser Staat-versus-Gesellschaft-Ansatz 
ignoriert, dass seit 1983, also mit dem vermeintlichen Übergang vom Mili-
tärregime zur zivilen Regierung, „die offiziellen Bediensteten sich genötigt 
sahen, der konstruierten Polarisierung zwischen Staat und Gesellschaft eine 
demokratische Legitimität und Langlebigkeit zu verschaffen, mit dem Ziel 
der völligen Umstrukturierung des türkischen Staates“ (Navaro-Yashin 
2002: 136). Mehr noch, die Dichotomie zwischen Staat und Gesellschaft, 
die diesen spezifischen Populismus kennzeichnet, „bildet die Grundlage für 
neue Ideologien der Gewalt in der Türkei, die um Einfluss im Staate ringen. 
[...] In der Tat wurden Diskurse der Zivilgesellschaft in den 90er Jahren und 
legitime demokratische Forderungen für den Kampf um die Macht im Staat 
instrumentalisiert“ (Navaro-Yashin 2002: 136). Noch bedeutsamer ist aber, 
dass hier der Einfluss islamistischer Bewegungen auf die gesellschaftspoliti-
sche Struktur der Türkei seit dem Übergang zum Mehrparteiensystemsystem 
im Jahre 1950 übersehen (vgl. Cavdar 2006) und ihre politische Macht seit 
den 70er Jahren weitgehend ignoriert wird (vgl. Saribay 1985).  
In den letzten drei Jahrzehnten erlebte die Türkei drei große gesell-
schaftspolitische und sozioökonomische Prozesse: der allmähliche, aber ste-
tige Aufstieg der islamistischen Bewegungen; die rasche Ausweitung des 
religiösen „way of life“ im Alltagsleben und der scheinbar unaufhaltsame 
Aufstieg des Neoliberalismus. Alle diese Prozesse haben die sozialen und 
politischen Strukturen der Türkei sowie die Stellung des Staatsapparates in-
nerhalb der Gesellschaft verwandelt, und verhalfen zugleich der AKP an die 
Macht. Seit den 50er Jahren wurde neben einigen älteren Tarikats wie den 
Nakschibendi eine relativ neue Bruderschaft namens „Nurculuk“ immer 
mehr zu einem Machtfaktor innerhalb rechtsgerichteter und konservativer 
Parteien. Es schien ein stillschweigendes Einverständnis zwischen den Tari-
kats und der republikanischen Elite zu geben, solange die Tarikats im Hin-
tergrund blieben und bei der Aufrechterhaltung des Status quo gegen jede 
Herausforderung von links nützlich waren.3 Aber seinen Höhepunkt erreich-
te der politische Islam mit dem Militärputsch von 1980. Große, bis dahin 
weit verstreute Gemeinden verschiedener islamistischer Strömungen erhiel-
ten Zugang zu bis dahin nur den kemalistischen Eliten vorbehaltenen staatli-
chen Institutionen. Diese Gemeinden errichteten starke sozioökonomische 
Netze (vgl. Mumcu 2008) und sind hierarchisch, in der Regel mit einem 
„Hoca“ (Prediger) als Führer, organisiert (vgl. Peköz 2009). Obwohl die 
Generäle ihren Putsch mit der Aufrechterhaltung des säkularen republikani-
schen Systems zu legitimieren versuchten, zeichnete sich von Beginn an ei-
ne sonderbare Nähe zu den Islamisten ab. Diese Nähe führte schließlich zu 
einer direkten Einflussnahme der Islamisten auf die staatlichen „Geschäfte“ 
und zu einer Kluft zwischen Säkularen und Islamisten auf allen Ebenen des 
Staatsapparates und in der Gesellschaft. Das Militärregime trug mit seinem 
janusköpfigen System zur Politisierung des Islam bei, zu einem Islam, auf 
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den auch nicht-islamistische Parteien immer wieder zurückgreifen, um ihre 
sogenannte Nähe zur Gesellschaft nicht zu verlieren. Die Referenz auf „is-
lamische Werte“ hat sich heute zu einer populistischen Aussage transfor-
miert, ohne die keine Politik machbar zu sein scheint. Seit 1980 bemühen 
sich „professionelle” Islamisten, in allen staatlichen Institutionen Fuß zu 
fassen. Ihre Politik ist jedoch kein frontaler Angriff auf alle republikani-
schen Werte und Traditionen, sondern eine Politik der Belagerung aller In-
stitutionen durch islamistische Kader, um mit einer Demontage des Systems 
der Checks-and-Balances eine conditio sine qua non der Demokratie aus 
dem Weg zu räumen und schließlich die Türkei in eine islamische Republik 
zu transformieren. Wenn heute von Staatsstreichen in der Türkei die Rede 
ist, sind durchweg militärische gemeint. Allerdings wird vergessen, dass im 
Namen der Demokratisierung und mit populistischen Forderungen durchaus 
ein ernster und gefährlicher „ziviler Putsch“ nicht auszuschließen ist (Öy-
men 2009: 13). Die Wahl von Abdullah Gül, einem glühenden Islamisten, 
zum Präsidenten, war einer der ersten Staatsstreiche gegen das Gleichge-
wichtsprinzip. Der Präsident hat heute erhebliche Vollmachten und kann die 
Mitglieder des Verfassungsgerichts, die Hochschulrektoren, die Richter  
Oberster Gerichte und den Vorsitzenden des Hochschulrates ernennen (vgl. 
Bayer 2008). Die Kontrolle über den Polizeiapparat und die Justiz unterliegt 
zunehmend der AKP und den ihr nahestehenden Islamisten. Auch kann die 
AKP jederzeit auf eigene Medienmonopole zurückgreifen und kritische Me-
dien wegen angeblicher Gesetzesverstöße in die Schranken weisen. So wur-
de die Dogan Medienanstalt wegen ihrer kritischen Berichterstattung mit 
großen finanziellen Auflagen belegt. Im Fall Dogan forderte der Minister-
präsident Erdogan die Menschen sogar öffentlich auf, Zeitungen dieser Me-
diengruppe zu boykottieren. Und Erdogan stellt seine Intoleranz gegenüber 
satirischen Blättern immer wieder unter Beweis; derzeit laufen mehrere Ver-
fahren gegen Karikaturisten, Schriftsteller und Satiriker. Von seinen verba-
len Entgleisungen bleibt neben Journalisten und Intellektuellen auch die Be-
völkerung nicht verschont: So scheute er sich nach dem Grubenunglück im 
Mai 2010 nicht, den Vorfall als „gottgegeben“ zu deuten. Alle diese Reakti-
onen und Aggressionen Erdogans entspringen einer populistischen Sicht-
weise, die den Staat zur Beute persönlicher Führerschaft macht, sowie sei-
nem emotionalen Temperament, das sich in einer direkten Ausdrucksweise 
Luft verschafft. Sein Populismus zeigt sich in einem Vorfall Ende Juni 
2009. Auf einer Feier erklärte Erdogan damals, dass die Polizei „Beschützer 
seines Regimes“ sei (Uzgel/Duru 2009: 615). Diese Äußerung wurde mit 
Recht als eine offene „Deklarierung seiner Absichten“ bewertet (Mert 2009: 
10). Denn insbesondere Institutionen der inneren Sicherheit werden von 
Fethullah Gülen Kadern, den Unterstützern der AKP, dominiert. Politisch 
befindet sich das Land heute in einem Machtkampf zwischen der Regierung, 
den Streitkräften, oppositionellen Parteien, der Justiz, einem Großteil der 
Intellektuellen und den Universitäten, der die Auseinandersetzung um die 
Normalisierung der Demokratie prägt (vgl. Ghanim 2009: 8). 
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Die Beschäftigung mit dieser Entwicklung führt uns zur derzeit beson-
ders mächtigen und global agierenden islamisch missionarischen Bewegung 
des ehemaligen Predigers Fethullah Gülen. Die „Jünger von Fethullah“ sind 
heute eine Autorität auf dem Weg zur Islamisierung der Gesellschaft. Ihre 
Wirkung ist nicht nur in der Türkei zu beobachten. Als eine globale Bewe-
gung wird Gülens Idee durch eigens gegründete Schulen missionarisch ver-
kündet. Allerdings werden diese missionarischen Einrichtungen – auch als 
ideologische Erziehungsstätten zu verstehen – von manchen europäischen 
Soziologen lediglich als „sozioreligiöse Bildungsanstalten“ bezeichnet – 
wohl mit der Absicht, muslimischen türkischen Gemeinden in Europa bei 
der Integration zu helfen (vgl. Lacey 2009). Eine genauere Analyse sollte 
uns aber eines Besseren belehren. 
 
 
DIE FETHULLAH GÜLEN-BEWEGUNG:  
FÜNFTE KOLONNE ODER HUMANITÄRE MISSION? 
 
Es gibt zwei wichtige, aber sich ergänzende Sichtweisen der Bewegung. 
Zum einen gibt es den soziologischen Ansatz, das Phänomen der Fethullah 
Gülen-Bewegung (FGB) als eine Auseinandersetzung um die Kontrolle des 
öffentlichen Bereichs zu verstehen (vgl. Özdalga 2006: 235). Der zweite 
Ansatz analysiert die FGB aus der politischen Perspektive. Demnach ist die 
FGB eine Etappe der Kader-Vorbereitung zur Übernahme staatlicher Institu-
tionen und zur Einbindung in den internationalen Islamismus (vgl. Cetin-
kaya 2004, 2007; Bölügiray 2004). In einem prägnanten Artikel geht Sha-
ron-Krespin der Frage nach, „was die Absichten Gülens sind“ (Sharon-
Krespin 2009: 61): Diese Frage ist berechtigt, denn „weltliche“ Konzerne 
haben zwar immer eine marktbeherrschende Stellung in der Türkei gehabt, 
doch noch nie hat ein einzelner Mensch eine Bewegung geführt, die die tür-
kische Gesellschaft so grundlegend verändern soll. Die Ideologie von Gülen 
geht von zwei Grundsätzen aus: der Islamisierung des türkischen Nationa-
lismus sowie der „Türkisierung“ und hofft, die Beziehung zwischen Religi-
on und Staat nach dem Vorbild des Osmanischen Reiches zu rehabilitieren. 
Dass Gülen damit gegen den Säkularismus der Republikgründer argumen-
tiert, ist unbestreitbar (vgl. Bilici 2006: 17). 
Heute kann Gülen seine Ideologie über mehrere Medienanstalten, ein 
riesiges Netz von loyalen Bürokraten, seine Anhängerschaft an Universitä-
ten und Hochschulen, Staatsanwälte und Richter, Beschäftigte der Si-
cherheits- und Nachrichtendienste, Wirtschaftsverbände, NGOs und Ge-
werkschaften, Lehrerinnen und Lehrer sowie Ärztinnen und Ärzte verbreiten 
(vgl. Sharon-Krespin 2009). Sein ultimatives Ziel formulierte er in seinen 
Predigten im Jahre 1999, die von ihm nahestehenden türkischen TV-
Kanälen und in Video-Clips ausgestrahlt wurden. Hier fordert er seine An-
hänger auf zu warten, bis die Zeit reif ist, um mit der Bewegung voranzu-
schreiten, andernfalls, so warnt er, würden sie wie in Algier, Syrien und  
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Ägypten besiegt. Vielmehr sollen sich erklärte Anhänger „in den Arterien 
des Systems bewegen, ohne dass jemand ihre Existenz bemerkt, bis sie alle 
Machtzentren erreicht haben“ (Sharon-Krespin 2009: 61f.). Doch heute ist 
es unmöglich, sie nicht zu bemerken. Ärzte, die Frauen nicht untersuchen 
wollen, Ärztinnen, die Männer nicht behandeln, Medizinstudenten, die nicht 
am Anatomieseminar teilnehmen, Bürgermeister, die Statuen in öffentlichen 
Anlagen entfernen oder Frauen-Volleyball-Teams verbieten, Gouverneure, 
die nach Geschlechtern getrennte Schulen fordern und Ärzte, die in TV-
Shows auftreten und erklären, dass Krebs durch den Glauben geheilt werden 
könne, gehören heute bereits zum Alltag. So handeln die Mitglieder dieser 
Bruderschaft keineswegs dezent, sondern werden zunehmend auffälliger 
und ihre Machenschaften unberechenbarer. 
Information über die genaue Anzahl von Gülen-Schulen in der Türkei 
und im Ausland sind bislang nicht erhoben worden. Eine solche Erhebung 
wäre wohl auch nur bedingt aussagekräftig, da sich auch an „normalen“ 
Schulen Anhänger häufen, die besonders guten Schülerinnen und Schülern 
kostenlose Unterkunft in den eigenen Heimen, den „Isik Evleri“ oder 
„Leuchtenden Häusern“, organisieren. So wird die hierarchische Struktur 
aus der Basis heraus gestützt. Bis 2003 waren schätzungsweise mehr als 
100.000 Jugendliche in über 500 Bildungsanstalten der FGB organisiert. 
Bereits im Jahre 1999 besaß sie 150 private Schulen und ein große Zahl von 
Wohnheimen (vgl. Agai 2003: 48). Die FGB besitzt Fernsehsender in der 
Türkei (Samanyolu TV) und in den Vereinigten Staaten (Ebru TV und Meh-
tap TV) und wird von dem „konservativen“ Unternehmer- und Industriel-
lenverband gefördert. Darüber hinaus besitzt die FGB die Asia Finance 
Bank, die Fatih-Universität in Istanbul und die Virginia International Uni-
versity in den Vereinigten Staaten (vgl. Balci 2003). Gülen selbst lebt im 
US-Staat Pennsylvania, wo er einen dauerhaften Aufenthaltsstatus genießt. 
„Hier in den USA besitzt die FGG (Fethullah Gülen Gemeinschaft) mehr als 
90 öffentliche Schulen in mindestens 20 Staaten. [...] Die Tatsache, dass so 
wenig über die FGG Schulen hier in den USA geschrieben wurde, sowie die 
Auszeichnung der FGG als ein Modell des ‚Moderaten‘ durch einige in un-
serer Regierung, scheint zu bestätigen, dass die FGG und ihre Schulen der 
Position und Ermahnung Gülens folgen [nämlich der Folgenden:] ‚Bewegt 
euch mit eurer Existenz unbemerkt im System, bis alle Zentren der Macht 
erreicht sind‘“ (Rodgers 2009). 
Die Gülensche Botschaft der Toleranz und des interreligiösen Dialogs, 
die die FGB auf die internationale Ebene überträgt, passt ausgezeichnet zur 
Vorstellung des Westens, insbesondere der US-Politik, „befreundete Mus-
lime“ im Kampf gegen den internationalen Terrorismus zu fördern. Sharon-
Krespin bewertet diese Politik wie folgt: „Was die türkischen Islamisten 
wirklich wollen, ist die Abkehr von den Grundprinzipien der türkischen Re-
publik. Solange die Offiziellen der USA und des Westens nicht erkennen, 
dass Gülens Rhetorik der Toleranz nur oberflächlich ist, […] müssen sie ei-
ne Antwort auf die Frage finden: ‚Wer verliert die Türkei?‘“ (Sharon-
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Krespin 2009: 66) Das Hauptanliegen der FGB ist die Errichtung eines is-
lamischen Staates, und zielt insbesondere auf den Kampf um die Kontrolle 
des öffentlichen Raums. Augenfällig wird dies besonders an ihrem Ver-
ständnis von der Rolle der Frau. Innerhalb der Gemeinschaft sind nur Ehen 
zwischen den Mitgliedern erlaubt und werden von älteren „Brüdern“ und 
„Schwestern“ diktiert. So nimmt die Zahl der Frauen zu, die freiwillig be-
ginnen, ein Kopftuch zu tragen. Doch darf nicht vergessen werden, dass sie 
bereits im Kindesalter in den „Isik Schulen“ dazu verpflichtet werden. Dies 
ist keine Freiheit der Kleidungswahl oder gar ein Menschenrecht, wie das 
von der FGB und der derzeitigen türkischen Regierung proklamiert wird. 
Der französisch-iranische Schriftsteller Djavann schreibt: „[E]s ist unange-
messen, die Motivationen eines jeden jungen Mädchens mit dem Tragen des 
Schleiers zu prüfen, denn auf dem Spiel steht die politische Agenda. [...] Es 
gibt einen Islam ohne Schleier, aber das islamistische System kann nicht 
ohne ihn handeln, weil der Schleier ein Symbol, die Fahne und das Kern-
stück des islamistischen Systems ist“ (Maruani 2009: 2). Man könnte eine 
Parallele zwischen der FGB und der protestantisch missionarischen Bewe-
gung des neunzehnten Jahrhunderts ziehen, doch erhob diese keinen An-
spruch auf staatliche Macht. Die scheinbar humanitären Diskurse und Akti-
vitäten der FGB und ihre Betonung der Toleranz und des interreligiösen Di-
alogs könnten als „unschuldige” Statements aufgefasst werden. Allerdings 
lässt ihre gesamte Erscheinung und Zielrichtung keinen Zweifel daran, dass 
die Islamisierung der türkischen Gesellschaft beabsichtigt wird. Der Ein-
fluss von Gülens Politik zeitigt immer mehr Folgen für die Beziehungen 
zwischen der Regierungspartei und den Säkularisten. Laut Meinungsumfra-
gen ist die Zahl der Menschen, die der AKP-Regierung kein Vertrauen 
schenken, deutlich gestiegen (vgl. Erdem 2009: 10). Denn die AKP-Führung 
hat bislang mit ihrer Politik bestätigt, dass sie die Verdachtsmomente und 
Ängste der Bevölkerung missachtet. Im Wesentlichen ist die AKP nicht ge-
nötigt, die Islamisierung unmittelbar selbst zu betreiben, denn sowohl die 
FGB als auch andere Bruderschaften sind hierin sehr erfolgreich. Zwischen 
den diversen Bruderschaften, der FGB und der türkischen Regierung besteht 
ein Zusammenspiel, welches heute keineswegs nur ein innertürkisches Pro-
blem ist, sondern auch Auswirkungen auf den traditionellen diplomatischen 
Verhaltenskodex und die Staatskunst hat. Dies zeigt sich in den aktuellen 
internationalen Beziehungen und den diplomatischen Skandalen, die von 
türkischen Staats- und Regierungschefs ausgelöst wurden. 
 
 
POPULISMUS IN DER AUSSENPOLITIK DER AKP 
 
Seit Beginn der AKP-Regierung vollzieht sich nicht nur innenpolitisch, son-
dern auch außenpolitisch eine Trendwende. Bereits vor seiner Wahl zum 
Premierminister versprach Erdogan im Jahre 2002 dem damaligen US-
Präsidenten George W. Bush jr., im drohenden Krieg gegen den Irak das 
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türkische Territorium den US-Truppen zu öffnen. Doch dieses Versprechen 
war ein Eigentor, und zwar eines zu Lasten der bilateralen Beziehungen. In-
dem sich Erdogan auf die AKP-Mehrheit im Parlament verließ, ignorierte er 
die Geschichte der türkischen Außenpolitik sträflich. Denn trotz aller Alli-
anzen hatte der republikanische Staat niemals in seiner Geschichte einen 
Krieg gegen Nachbarstaaten unterstützt, ausgenommen Operationen unter 
Führung der Vereinten Nationen, wie während des Ersten Golfkriegs von 
1991. Die Stationierung von US-Truppen mit kriegerischen Absichten wur-
de durch eine Mehrheit im Parlament im März 2003 abgelehnt. Die Rech-
nung für dieses „Scheitern“ wurde der türkischen Regierung in Form einer 
Schmähkampagne der USA gegen die Türkei präsentiert (vgl. Criss 2006). 
Dieser erste Fauxpas von Erdogan geriet allerdings in der Hitze des Krieges 
in Vergessenheit. Seinen zweiten Skandal produzierte Erdogan im Novem-
ber 2005, beim Abschluss eines Staatsbesuchs in Kopenhagen. Während der 
Pressekonferenz mit dem dänischen Ministerpräsidenten Anders Fogh Ras-
mussen bemerkte Erdogan die Anwesenheit des Senders Roj TV, der als 
pro-PKK (Arbeiterpartei Kurdistans) bekannt ist. Erdogans Proteste in Rich-
tung seines Gastgebers waren so peinlich, dass mit ihm die gesamte Türkei 
als intolerant gegenüber einem akkreditierten Nachrichtensender zur Ziel-
scheibe europäischer Kritik wurde (vgl. Hürriyet, 18.11.2005). 
Im Laufe der Zeit verstärkte sich Erdogans Überzeugung, dass den Men-
schen in der Türkei seine Art der populistischen Darstellungskunst als „har-
ter Mann aus dem Volke“ gefalle. Das Bild vom „harten Mann“ gewann 
immer mehr Bedeutung für die Gestaltung der Außenbeziehungen des Lan-
des und wurde etwas Ähnliches wie ein Grundsatz der „nationalen Interes-
sen“. Inhaltlich träfe der Begriff „nationale Interessen“ allerdings keines-
wegs die neue Ausrichtung der türkischen Außenpolitik, wenn man bedenkt, 
dass die Weltanschauung der islamistischen Gemeinschaft keineswegs auf 
Nationen, sondern auf die Gesamtheit der Muslime ausgerichtet ist. So 
kommt die sich ständig ausweitende Islamisierung der internationalen Be-
ziehungen der Türkei wenig überraschend. Im Juli 2008 lud die AKP-
Regierung den Präsidenten des Sudan, Omar al-Bashir, auch als der 
„Schlächter von Sudan“ bekannt, trotz aller Mahnungen westlicher Verbün-
deter zum Afrika-Gipfel ein. Es schien, als ob sich die türkische Führung 
nicht daran störte, dass Bashir für das Massaker an 200.000 nicht-arabischen 
Afrikanern sowie drei Millionen Flüchtlingen verantwortlich ist (vgl. Cetin-
kaya 2008; Cagaptay 2009a). Hier hatten Investitionsmöglichkeiten und das 
sudanesische Öl Vorrang, gedeckt vom Mantel islamischer Verbundenheit.  
Am 2. März 2009 schließlich, auf dem Davoser Weltwirtschaftsforum, 
leistete sich Erdogan einen weiteren Skandal. Hier beleidigte er Israels Prä-
sident Shimon Peres. Wutentbrannt und ganz „starker Mann“ verließ Erdo-
gan die TV-Sitzung und schwor, niemals nach Davos zurückzukehren. In-
nerhalb einer Woche erklärten arabische Länder wie Saudi-Arabien, Jorda-
nien und Ägypten öffentlich über ihre Außenminister, dass sich Dritte aus 
dem Prozess der Normalisierung zwischen Arabern und Israel herauszuhal-
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ten hätten (vgl. Cerrahoglu 2009). Pensionierte Botschafter drängten in ei-
nem öffentlichen Aufruf auf eine Feinabstimmung in den außenpolitischen 
Beziehungen, fanden jedoch bei Erdogan kein Gehör (vgl. Sanberk 2009). 
Im April 2009 forderte ein Journalist der Financial Times die türkische Re-
gierung auf, Ruhe einkehren zu lassen und zur stillen Diplomatie zurückzu-
kehren. Der Redakteur argumentierte, dass der scharfe Ton in der internati-
onalen Politik nicht nur schädlich für das Land, sondern auch unbegründet 





In der Frage nach den Auswirkungen populistischer Tendenzen in der Au-
ßenpolitik der Türkei stimmen Analysen darin überein, dass die AKP das 
Ansehen der Türkei mit ihrer Politik beschädige (vgl. Cagaptay 2009b; Özel 
2009). Der derzeitige Imageverlust ist in mehrfacher Hinsicht beunruhigend. 
In erster Linie stellt sich die Frage, ob die Partei und der Staat zu einer Enti-
tät verwachsen. Wenn ja, hat das fatale Folgen für die Zukunft der Demo-
kratie des Landes. Es wäre unrealistisch und auch schädlich, die traditionel-
len Verhaltensregeln in den auswärtigen Beziehungen aufzukündigen, denn 
in der Außenpolitik ist kein Raum für emotionalen Populismus. Die Last 
populistischer Politik eines unberechenbar agierenden „allmächtigen starken 
Mannes“ wird die Gesellschaft aber wohl noch längere Zeit ertragen müs-
sen. Darüber hinaus ist der Schulterschluss mit radikalen islamistischen 
Gruppierungen im Nahen Osten nicht förderlich für die Friedensbildung in 
der Region und wird ursprünglich wohlgesonnene arabische Länder wie 
Ägypten und Jordanien sowie Israel zunehmend der Türkei entfremden. 
Schließlich ist der scharfe Ton Erdogans gegen Israels Politik und die natio-
nalistisch-islamistische anti-jüdische Propaganda gegen türkische Juden 
mehr als besorgniserregend. Denn unter dem Einfluss der AKP verbreitet 
sich der Trend unter den Islamisten, die Unterscheidung zwischen den türki-
schen Juden und dem Staate Israel zu verwischen. Wenngleich nach öffent-
lichen Appellen prominenter türkisch-jüdischer Geschäftsleute und der jüdi-
schen Organisationen in den USA an Erdogan öffentliche Verunglimpfun-
gen und Proteste gegen Juden vorerst gestoppt wurden und der Ministerprä-
sident gelobte, sich gegen den Antisemitismus in der Türkei zu wehren, 
bleibt offen, wie er mit seiner Politik dazu beitragen kann (vgl. Jewish 
World 2009; Uslu 2009; The Jerusalem Post 2009). Darüber hinaus sind 
derzeit die institutionellen Barrieren gegen die Islamisierung der Gesell-
schaft, die die Bruderschaften und insbesondere die missionarischen Aktivi-
täten der Fethullah Gülen Bewegung vorantreiben, geschwächt. Aber die 
Islamisten, ob moderat oder extremistisch, definieren sich weiterhin über 
politischen Islamismus, die talibanesque Weltanschauung,4 zunehmende 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Hass gegen Frauen, die allesamt Hand 
in Hand gehen mit einem zunehmenden sozialen Konservatismus, wie wis-
POPULISMUS UND ISLAM IN DER TÜRKEI | 77 
senschaftliche Umfragen und Analysen belegen. Eine im Juli 2007 von Yil-
maz Esmer in 33 Provinzen vorgenommene Umfrage ergab, dass 29 Prozent 
der Türken die Einführung der Scharia als allgemeines Recht fordern. Dar-
unter ist nicht nur die Einschränkung von Frauenrechten zu verstehen, son-
dern auch die „Steinigung von Frauen“ als Form der Todesstrafe (vgl. Kara-
kas 2007). Ein Trost ist, dass eine zu diesem Thema durchgeführte Untersu-
chung im Jahre 1999 einen weitaus höheren Unterstützerkreis fand. Eine 
Studie von Binnaz Toprak über den zunehmenden Konservatismus kommt 
zu dem Ergebnis, dass die Kluft zwischen dem säkularen politischen und 
rechtlichen System und der Islamisierung der Gesellschaft kontinuierlich 
zunimmt (vgl. Toprak 2009). Dies zeige sich gerade in unterschiedlichen 
Diskriminierungserscheinungen gegenüber weltlich eingestellten Frauen au-
ßerhalb der Metropolen Ankara, Istanbul und Izmir. Ein weiterer beach-
tenswerter Punkt in Topraks Studie ist, dass die Menschen gezwungen wer-
den, sich in der Öffentlichkeit konservativ zu verhalten, um beruflich und 
gesellschaftlich anerkannt zu werden. Daher bezeichnet die Wissenschaftle-
rin die gesellschaftliche Umwandlung nicht als eine Islamisierung, sondern 
als eine konservative Transformation (vgl. The Washington Institute for 
Near East Policy 2009). Ein weiterer gesellschaftspolitischer Faktor ist die 
Definition der Sozialdemokratie und der Linken als das „Andere“, wodurch 
sie im Wettstreit um die politische Dominanz zwischen Liberalen, Nationa-
listen und Islamisten isoliert und zermürbt werden (vgl. Sahin 2008). Die 
gefährliche Zunahme des Konservatismus im Alltag und des „Nachbar-
schaftsdrucks“ wird zwangsläufig säkulare Bereiche des öffentlichen Le-
bens einengen (vgl. Bozan/Cakir 2008: 98). Der zunehmende sozioökono-
mische Einfluss des türkischen Islamismus ist der Nährboden für die AKP. 
Mit der AKP steuert das Land in ein Labyrinth von Neoliberalismus und 
türkischem Islamismus zu. Allerdings wäre es irreführend, die AKP als ei-
nen passiven Vollstrecker dieser Politik zu sehen. Tatsächlich ist die AKP 
eine der dynamischsten gesellschaftspolitischen Kräfte des Landes und prä-
sentiert sich als Lobbyistin wirtschaftlicher Entwicklung und Demokratisie-
rung. Von Anfang an hat sich die AKP bereitwillig der politischen Agenda 
gefügt, die in der Türkei traditionell auf wirtschaftliche und politische Stabi-
lität, Demokratisierung und den EU-Beitritt ausgerichtet ist. Vor allem hat 
sie nahezu alle Auflagen des Internationalen Währungsfonds umgesetzt. Da-
rüber hinaus stellte sich die AKP als eine Partei mit klarem Willen zur wei-
teren Integration in die EU dar. Hier genießt sie besonderes Wohlwollen 
großer Unternehmergruppen, der Mainstream-Medien und liberaler Intellek-
tueller, die den EU-Integrationsprozess als „externen Anker“ der weiteren 
Demokratisierung und wirtschaftlichen Stabilität werten. Außerdem begrei-
fen diese Kreise den Schritt der AKP in Richtung eines EU-Beitritts als ei-
nen klaren Beweis für die radikale Distanzierung von der antiwestlichen 
Haltung der Milli Görüs. So konnte die AKP in ihrer ersten Regierungszeit 
vom Wohlwollen weiter Kreise profitieren und präsentierte sich als eine 
starke Regierung und Garanten für politische und wirtschaftliche Stabilität 
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(vgl. Hosgör 2008). Dennoch ist die AKP eine Partei, die „nicht nur ver-
sucht, gewisse Einschränkungen aufzuheben“ (ebd.: 308), sondern insbe-
sondere darauf ausgerichtet ist, die Staatsform durch eine neue Staatsvor-
stellung, institutionelle Veränderungen, populistische Einflüsse auf den Ge-
sellschaftsvertrag und Eingriffe in die Judikative von Grund auf umzuwan-
deln. So eskalieren in der AKP-Ära scharfe Auseinandersetzungen zwischen 
verschiedenen gesellschaftspolitischen Gruppen über die Form des Staates. 
Diese Eskalation schlägt sich in ihrer starken Ausprägung in einer Reihe 
von Krisen nieder. Als Abdullah Gül ohne parlamentarischen Konsens und 
willkürlich für die Wahl zum Präsidenten im Jahre 2007 von der AKP auf-
gestellt wurde, meldete sich der Generalstab mit einem „elektronischen 
Memorandum“ auf seiner Website, und machte auf die Gefahr aufmerksam, 
die dem Säkularismus drohe. Auch die AKP verschärfte das politische Kli-
ma, indem sie das Kopftuchverbot an Universitäten durch eine Änderung 
der Verfassung beseitigte und damit eine Schließungsklage der General-
staatsanwaltschaft bewirkte. Trotz all dieser Entwicklungen und trotz der 
gesellschaftlichen Kritik hat die AKP, gestützt durch den Erdrutschsieg in 
den Parlamentswahlen von 2007, mittels ihrer auf spezifisch türkischen 
Voraussetzungen fußenden Variante populistischer Politik Einfluss auf die 
Institutionen des Landes gewinnen können. Allerdings kann dies nicht als 
eine Konsolidierung der Demokratie verstanden werden, denn die politische 
Führung setzt auf eine Machtkonzentration, in der die mit staatlichen Insti-
tutionen und mit den anderen gesellschaftlichen Kräften streitende AKP dik-
tatorische Züge annimmt. Ernsthafte Zweifel über die Zukunft des demokra-
tischen Regierens werden heute immer lauter. Denn sich verschlechternde 
Aussichten für die Zukunft der türkischen Demokratie und der zunehmende 
Konservatismus im Alltag sind zwei Trends, die im Gegensatz zum EU-
Beitrittsprozess und den Demokratisierungs-Paketen stehen und zugleich die 





1  Die Begriffe „Zentrum“ und „Peripherie“ wurden im türkischen Kontext 
von Serif Mardin eingeführt. Vgl. Mardin 1973. 
2  Zu diesem Ansatz vgl. Yavuz 2006; Cizre 2008; Cizre/Cinar 2003; Ci-
nar 2006; Insel 2003. 
3  So war es kein Zufall, dass Erbakan seine erste islamistische Partei kurz 
nach dem Militärputsch von 1971 auf Einladung des damaligen Luftwaf-
fengenerals Muhsin Batur gründete. Vgl. Criss 1991. 
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Über den Rechtsextremismus und die Mitte werde ich in der folgenden 
Skizze sprechen, indem ich einige markante Verwendungen der Interpretati-
onsfigur vom „Extremismus der Mitte“ in ihrer zeitlichen Abfolge nach-
zeichne.1 
Dabei leitet mich kein historiographisches Motiv. Der Rückblick auf äl-
tere Verwendungsweisen soll vielmehr dabei helfen, aktuelle Phänomene 
genauer zu charakterisieren. Der Hintergrund dieses Versuchs ist meine Tä-
tigkeit an der Arbeitsstelle Jugendgewalt und Rechtsextremismus des Zent-
rums für Antisemitismusforschung der TU Berlin. Aufgabe dieser Arbeits-
stelle ist die Information, Fortbildung und Beratung in den Themenfeldern 
Jugendgewalt und Rechtsextremismus. Diese Aufgabenstellung bringt es 
mit sich, dass sowohl die rechtsextreme Bewegung als auch die Anti-
Rechts-Bewegung zu unseren Beobachtungsobjekten gehören.  
Die Formel vom Rechtsextremismus aus der Mitte hat heute ihren festen 
Platz in den Diskursen der Anti-Rechts-Bewegung. Anhand einiger empiri-
scher, methodologischer und wissenssoziologischer Befunde zu Gehalt und 
Verwendung dieser Interpretationsfigur möchte ich die These belegen, dass 
die Rede vom Rechtsextremismus aus oder in der Mitte der Gesellschaft 
heute in Deutschland vor allem ein Topos innerhalb der Anti-Rechts-
Bewegung ist, der mehr mit der Dynamik und den Handlungszwängen die-
ser Bewegung als mit der Situation des Rechtsextremismus zu tun hat. 
 
 
II. SEMANTIK DER FORMEL 
 
Die Formel vom Extremismus der Mitte ist semantisch widersprüchlich. Die 
Paradoxie der Verbindung von zwei konträren Vorstellungs- und Assoziati-
onsinhalten hat an sich schon einen erheblichen rhetorischen Reiz, der im 
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Falle unserer Formel noch durch ihre Anschaulichkeit gesteigert wird. Mitte 
und Extrem verweisen geometrisch oder topographisch aufeinander, können 
aber nicht identisch sein. Kurt Lenk hat in einem jüngeren Aufsatz noch 
einmal die beruhigende Anmutung dechiffriert, die sich mit der Vorstel-
lungswelt der Mitte verbindet (vgl. Lenk 2009; Lenk/Franke 1987: 97-100). 
Wie soll ein Ethos des richtigen Maßes, wie soll eine Position, die in Äqui-
distanz zu den Polen eines Spektrums ruht, selbst extrem sein oder Extre-
mismus hervorbringen können? 
Die Einheit des Gegensätzlichen qualifiziert die Formel als Stolperstein 
im Gang der Kommunikation und prädestiniert sie, als Einspruch gegen 
gängige Normalitätsannahmen, als Kritik oder als Vorwurf zu fungieren. 
Die Attraktivität des Wortes ist darüber hinaus in den vielfältigen Interpreta-
tionsmöglichkeiten begründet, was mit „Mitte“ und was mit „Extremismus“ 
jeweils gemeint sein kann. 
 
 
III. LIPSET UND DIE DEUTSCHE REZEPTION 
 
Der Gedanke und die Formulierung eines „Extremismus der Mitte“ gehen 
bekanntlich auf Seymour Martin Lipset zurück, der 1958 den Begriff 
„extremism of the center“ geprägt hat. Lipsets Ansatz war es, die häufige 
Verwendung des Etiketts „Faschismus“ auf seine Legitimität hin zu befra-
gen. Seine Analyse will tiefgreifende Unterschiede dort sichtbar machen, 
wo andere nur Ähnlichkeiten wahrnehmen können. 
Gaullisten und Poujadisten gelten ihren politischen Gegnern gleicher-
maßen als „Faschisten“, ebenso wie Dollfuß und Hitler unter dem gleichen 
Rubrum geführt werden. Ziel Lipsets ist eine systematische, empirisch be-
gründete Klassifikation. Dazu bezieht er sich auf die Dimension der Ideolo-
gie und der politischen Unterstützung, soweit sie sich in Wählerstimmen 
ausdrückt. Ideologie und soziale Basis werden von Lipset nicht als zwei 
selbständige Dimensionen angelegt und empirisch-historisch analysiert. So-
ziale Basis und Ideologie werden bereits konzeptionell kurzgeschlossen. 
Demnach votieren Arbeiter für Sozialismus, Mittelschichten für Liberalis-
mus und Oberschichten für Konservatismus. Lipset reduziert die Elastizität 
seines Ansatzes noch weiter dadurch, dass er die drei gesellschaftlichen 
Hauptschichten mit den aus der politischen Rhetorik stammenden topogra-
phischen Begriffen von Links, Mitte und Rechts identifiziert. Die konzepti-
onellen Probleme dieses Modells wurden von Heinrich August Winkler her-
ausgearbeitet: Massenbasis, gesellschaftliche Funktion, strategische Zielset-
zung einer Partei und Herrschaftsmethoden lassen sich nicht mit einem iden-
tischen Begriffsinstrumentarium angemessen erfassen (vgl. Winkler 1972).  
Allein als prägnant gebündelte Wiederaufnahme der zeitgenössischen 
Diskussion um die Rolle des Mittelstandes vor 1933 konnte Lipsets Mitte-
theorem Geltung beanspruchen – allerdings mit der bekannten Relativierung 
DER RECHTSEXTREMISMUS UND DIE MITTE | 87 
 
von Falter, die NSDAP sei keine Mittelstandspartei, sondern „eine Volks-




IV. DIE REZEPTION IN DEN 1980ER UND  
 1990ER JAHREN 
 
Der Irritations- und Provokationswert des Gedankens eines Extremismus der 
Mitte wurde in der alten Bundesrepublik seit den 1980er Jahren wieder zur 
Geltung gebracht. Dies geschah zunächst in der politischen Publizistik. 
Oskar Negt hatte 1980 davor gewarnt, die Ursachen der politischen Ge-
walt von rechts gesellschaftlich zu externalisieren. In seinen Augen muss 
das gewalttätige Verhalten als Folge vorenthaltener Möglichkeiten von 
Selbstentfaltung und unterdrückter Versuche verstanden werden, den ju-
gendtypischen „Phantasieüberschuß“ auszuleben. Negt trägt seine Überle-
gungen als Gegenthese vor, als Gegenthese zu der Behauptung, die damali-
gen rechtsterroristischen Anschläge seien das Werk von einzelnen Außen-
seitern. 
Seine These, „der Faschismus ist immer eine Frage des Zentrums der 
Gesellschaft, nicht der Randgruppen“ (Negt 1981: 56) ist allerdings nicht 
wie bei Lipset – schichtenspezifisch – gemeint, sondern system- und kultur-
kritisch: Die Reproduktion des Immanenzzusammenhanges ist es, die in sei-
nen Augen Rebellionsimpulse freisetzt. In ihrer Folge kommt es zu einer 
Mischung „von richtigen Ursprungsmotiven und falschen Mitteln“. „Zent-
rum der Gesellschaft“ (ebd.: 54, 50) sind bei ihm nicht herrschende Diskur-
se oder identifizierbare Schichten, sondern es ist das Ganze der Gesellschaft. 
Mit den überraschenden Erfolgen der Partei „Die Republikaner“ wurde 
die Formel Ende der 1980er Jahre auf deren Aktivkerne und Anhänger an-
gewandt (vgl. Kraushaar 1994b II: 73). Vor dem Hintergrund massiver Ge-
waltakte gegen Migranten gehörte sie – das hat Kraushaar penibel nachge-
zeichnet – in der ersten Hälfte der 1990er Jahre zu den Kampfbegriffen in 
den innenpolitischen Debatten (vgl. Kraushaar 1994a, 1994b). Aus der poli-




V. AKTUELLE VERWENDUNGSWEISEN 
 
In den letzten Jahren hatte die Formel vom Rechtsextremismus der Mitte er-
neut Konjunktur. Innerhalb der Anti-Rechts-Bewegung hat sie heute den 
Status eines Topos. An den aktuellen Verwendungsweisen dieser Formel 
möchte ich im Folgenden drei Aspekte hervorheben. 
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Erstens: Anders als in den früheren Verwendungen wird die Formel heute 
mehr und mehr auf Einstellungen in der Bevölkerung bezogen. Bei Lipset 
ging es um Wahlverhalten und in den 1980er Jahren vorzugsweise um 
rechtspopulistische Parteien; Anfang der 1990er wurde sie bezogen auf die 
Urheber von Gewaltstraftaten, auf die Effekte eines faktischen Zusammen-
wirkens von Polizei und antimigrantischen Rassisten sowie auf rechtskon-
servative Ideologie (vgl. Kraushaar 1994a: 26). 
Wenn heute Einstellungen im Mittelpunkt stehen, so bedeutet das zu-
nächst, dass sich der Fokus von einem beobachtbaren politischen oder kri-
minellen Verhalten verschoben hat hin zu Phänomenen, die ohne die Vorar-
beit der Demoskopie oder der Einstellungsforschung kaum greifbar wären. 
Man kann dies auch anders formulieren und sagen: Die Messlatte ist tiefer 
gelegt worden, die Kriterien wurden erweitert, heute setzt die kritische Be-
obachtung und das Konstatieren von „Rechtsextremismus“ nicht erst bei po-
litisch motivierten Handlungen oder politisch relevantem Verhalten an, son-
dern bereits bei den Ergebnissen der Einstellungsmessung. 
Was bedeutet diese Aufmerksamkeitsverschiebung für die Maßstäbe der 
öffentlichen Diskurse? Es verändert sich die Gewichtung im Verhältnis zwi-
schen den beiden gängigen Konzepten von Extremismus. Das erste Konzept 
betrachtet Extremismus als aktiven Kampf gegen die Institutionen und Ver-
fahren der parlamentarischen Demokratie und des Rechtsstaates, also als ak-
tive Systemgegnerschaft. Das zweite Extremismus-Konzept bezieht darüber 
hinaus auch Meinungen, Einstellungen oder politische Positionen mit ein. 
Dieses Konzept umfasst also auch das Geschehen der politischen Kultur. 
Das zweite Grundkonzept ist offen dafür, dass sich mit den herrschenden 
Diskursen auch deren implizite Wertorientierungen verändern und dass folg-
lich auch die Legitimitätskriterien einem Wandel unterworfen sind (vgl. 
Lipset/Raab 1977: 4-7). Eine Äußerung, die vor 50 Jahren als unanstößig 
galt, könnte heute einen Skandal auslösen.  
Bezogen auf die Unterscheidung dieser beiden Grundkonzepte bedeutet 
die „Sensibilitätserhöhung“, also das Hervorheben von Ergebnissen der Ein-
stellungsforschung für die Erstellung von Rechtsextremismusdiagnosen, die 
Aufwertung jenes Extremismus-Konzepts, das mit Politischer Kultur ver-
bunden ist. Gleichzeitig bedeutet sie die Abwertung des Konzepts, das unter 
dem Stichwort der „streitbaren Demokratie“ für die Praxis des polizeilichen 
Staatsschutzes und den Verfassungsschutz maßgeblich ist. Es darf bezwei-
felt werden, dass dies ein Gewinn für die Liberalität des Gemeinwesens ist. 
 
Zweitens: Die These vom Rechtsextremismus in der Mitte wird heute vor al-
lem auf die Einstellungsebene bezogen. Anders als noch in den frühen 
1990er Jahren sind mit der Extremismus-Mitte-Formel weniger das Wahl-
verhalten, soziologische Einordnungen der Urheber von Gewaltstraftaten 
und in den meisten Bundesländern auch nicht mehr die Intensität und Kon-
sequenz der Strafverfolgung gemeint. Die mittlerweile entstandenen empiri-
schen Untersuchungen zeigen allerdings, dass nicht die Mitte, sondern der 
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untere Rand in überproportionalem Maß rechtsextrem wählt und die Ge-
waltstraftäter stellt. Ich verweise auf die Studien zum Wahlverhalten, so-
wohl auf die auf Individualdaten basierenden Arbeiten von Kai Arzheimer 
wie auf die sozialökologischen Studien im Umfeld von Uwe Backes und 
Henrik Steglich sowie auf die Forschungen zu den Urhebern rechter Gewalt 
von Helmut Willems bis Klaus Wahl.  
Wie aber verhält es sich empirisch mit der These, rechtsextreme Einstel-
lungen hätten einen festen Platz „in der Mitte der Gesellschaft“, eine These, 
die u.a. von Oliver Decker und Elmar Brähler vertreten wird (Decker/Bräh-
ler 2008: 6)? Sie ist meiner Ansicht nach nicht haltbar. Decker und Brähler 
konstatieren 2006 bei 8,6 Prozent und 2008 bei 7,6 Prozent der Befragten 
das Vorhandensein von rechtsextremen Einstellungen (vgl. ebd.: 37) – das 
ist weniger als ein Zehntel der deutschen Bevölkerung. Über die sozialstruk-
turelle, die alters- oder geschlechtsbezogene Verteilung dieser rechtsextrem 
Eingestellten treffen sie weder in ihrer Studie aus dem Jahr 2006 noch in ih-
rer Studie aus dem Jahr 2008 überhaupt eine Aussage. 
Doch wie wird die These von den rechtsextremen Einstellungen in der 
Mitte der Gesellschaft begründet? Die Forscher stützen sich zunächst auf ei-
ne wissenschaftliche Übereinkunft, der zufolge rechtsextreme Einstellungen 
als Syndrom von sechs inhaltlichen Dimensionen zu verstehen seien (vgl. 
Decker/Brähler/Geißler 2006: 20; Decker/Brähler 2008: 11). 
Von einer rechtsextremen Einstellung ist demnach zu sprechen, wenn 
die Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur, wenn Chauvinismus, 
Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus, Sozialdarwinismus und eine Zu-
stimmung zum historischen Nationalsozialismus bei Befragten stark ausge-
prägt sind. Innerhalb der empirischen Sozialforschung wird „rechtsextreme 
Einstellung“ also als ein mehrdimensionales Konstrukt definiert. Diese De-
finition wird aber bei Decker/Brähler unterlaufen, indem der Akzent der 
Darstellung nicht auf das Syndrom, sondern auf dessen einzelne Elemente 
gelegt wird. Dies ist zunächst ein Verstoß gegen die Logik, insofern Ele-
mente auf einer niederen Abstraktionsstufe angesiedelt sind als die aus ihrer 
Kombination konstituierte Einheit. Der methodologische Fehler besteht dar-
in, dass nicht die Fälle ausgezählt werden, die im Durchschnitt aller sechs 
Dimensionen eine starke Merkmalsausprägung aufweisen, sondern diejeni-
gen, die bereits in den einzelnen Dimensionen überdurchschnittliche Werte 
haben. Mit der isolierten Auswertung geht nun aber gerade die das Kon-
strukt „Rechtsextremismus“ definierende Mehrdimensionalität verloren. Das 
bedeutet beispielsweise, dass Missverständnisse der Befragten bei der Be-
antwortung mehrdeutiger Items durch die interne Relationierung zu den an-
deren Antworten nicht kompensiert werden können. Mit der Betonung der 
isolierten Auszählung erhalten die einzelnen Dimensionen und Items ein 
neues Gewicht. Dem Gütekriterium der Validität hat nun nicht die Skala als 
ganze, sondern haben die Einzeldimensionen zu genügen. 
Hier sind starke Zweifel angebracht. Ich möchte dies an den Werten zu 
den Dimensionen Chauvinismus und Ausländerfeindlichkeit zeigen. Dabei 
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handelt es sich um die Dimensionen, die mit Abstand die höchsten Zustim-
mungswerte aufweisen: 2008 lag die Zustimmung zu „Chauvinismus“ bei 
knapp 15 Prozent und zu „Ausländerfeindlichkeit“ bei über 21 Prozent. Die 
hohen Werte etwa in der Dimension „Chauvinismus“ kommen dadurch zu-
stande, dass die Zustimmung zu einem Item wie „Wir sollten endlich wieder 
Mut zu einem starken Nationalgefühl haben“ hoch ausfällt. Es ist zu bezwei-
feln, dass die Zustimmung zu dieser Aussage heute wirklich als Beleg für 
eine rechtsextreme Position anzusehen ist. Hier scheint eine ältere Problem-
definition schlicht beibehalten worden zu sein. 
Hinsichtlich der Dimension „Ausländerfeindlichkeit“ kommen zwei zu-
sätzliche Einwände zum Tragen: Die verwendete Rechtsextremismus-Skala 
bietet den Befragten keine Möglichkeit, eine eventuell vorhandene negative 
Einstellung zur Einwanderungs- und zur Integrationspolitik der letzten Jahr-
zehnte zu dokumentieren. Es wird also theoretisch nicht hinreichend zwi-
schen unterstellten Eigenschaften und Folgen eines Verhaltens von Auslän-
dern einerseits und dem Politikfeld Migration und Integration andererseits 
unterschieden. Deshalb kann angenommen werden, dass die hohen Zustim-
mungswerte zur Dimension der sogenannten „Ausländerfeindlichkeit“ auch 
über eine Verlagerung zustande kommen – das Nichteinverständnis mit der 
deutschen Politik und mit gesellschaftlichen Entwicklungen wird in der Be-
fragung „den Ausländern“ als Personengruppe zugeschrieben. Darüber hin-
aus ist die Kategorie „Ausländerfeindlichkeit“ fragwürdig, insofern mit 
„Feindlichkeit“ normalerweise die Intentionalität eines Handelns assoziiert 
wird. Die drei zugehörigen Items beziehen sich auf Sozialstaatsmissbrauch, 
auf die Behebung eines Arbeitsplatzmangels durch Ausweisung von Aus-
ländern und auf Gefühle einer Bedrohung der kulturellen Identität. Die „den 
Ausländern“ unterstellten Verhaltensweisen mögen verallgemeinernd und 
die Furcht vor dem Verlust einer kulturellen Identität sozial unerwünscht 
sein, sie bedeuten aber an sich noch keine Feindschaft (vgl. Eckert 2006). 
Die isolierte Auszählung einzelner Items und Dimensionen sowie die 
verengten theoretischen Annahmen bei der Konstruktion der Skala lassen 
die Behauptung einer stark verbreiteten rechtsextremen Einstellung auf 
schwachen Füßen stehen. 
 
Drittens: Die These vom Rechtsextremismus in der Mitte der Gesellschaft 
ist heute keine gültige Wirklichkeitsbeschreibung, sondern lediglich ein To-
pos, der in der Anti-Rechts-Bewegung gepflegt wird. Wie alle sozialen Be-
wegungen, so braucht auch diese Bewegung ein framing, in das einzelne In-
formationen eingetragen werden und das der Fülle des Wissens Kontur und 
Richtung gibt. Diese Funktion übernimmt heute die Formel vom Rechtsex-
tremismus in der Mitte der Gesellschaft. 
Die Anti-Rechts-Bewegung kann sich auf solche wissenschaftlichen 
Studien stützen, die in der Präsentation ihrer Ergebnisse auf die Wirkung 
großer Zahlen setzen. Neben den kostenfrei und in hoher Auflage vertriebe-
nen Arbeiten von Decker/Brähler gehören hierzu die Erhebungen zur soge-
DER RECHTSEXTREMISMUS UND DIE MITTE | 91 
 
nannten „Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“, also die jährlich er-
scheinenden Studien von Heitmeyer (als Beispiel für diese Rezeptionspra-
xis: Speit 2007). Dass die Mainzer Schule und die Arbeiten von Backes und 
Jesse im Rezeptionsranking auf den hinteren Plätzen rangieren, überrascht 
nicht. Denn mit ihnen lässt sich kaum begründen, dass weitere Projekte ge-
braucht werden, die sich mit rechtsextremen Einstellungen in der Bevölke-
rung befassen. 
Der relativ geringe Anteil der als rechtsextrem eingestellt Geltenden 
wird in den hier kritisch erwähnten Publikationen meistens nicht verschwie-
gen; betont und hervorgehoben werden aber – bereits von den Autoren – 
methodisch fragwürdige Ergebnisse. Diese Strategie wird durch entspre-
chende Stellungnahmen auf Pressekonferenzen unterstützt. In der allgemei-
nen Berichterstattung erscheinen die ausgewählten Ergebnisse anhand der 





Mit der Framingfunktion der Formel sind Weichenstellungen für die gesell-
schaftlichen Diskurse über den Rechtsextremismus verbunden, die sich aus 
meiner Sicht als problematisch darstellen. Drei Aspekte möchte ich zum 
Abschluss anführen: 
Die Fokussierung auf die Einstellungen ist geeignet, das eigenständige 
Problem der Gewalttätigkeiten unterzubewerten, das als „rechte Gewalt“ in 
der Polizeistatistik erfasst wird. Rechte Gewalttaten haben nur in rund ei-
nem Fünftel der Fälle mit politischen Absichten und Ideologie zu tun; ihrer 
wird man nicht Herr, indem man sich mit rechtsextremen Einstellungen be-
schäftigt. 
Es kommt zu einer Überschätzung der Massenbasis des Rechtsextre-
mismus, manchmal auch zu einer Dämonisierung. Das steht einer realisti-
schen Einschätzung entgegen. Anders als das Wort vom Extremismus aus 
der Mitte suggeriert, hat sich der Rechtsextremismus heute zwar als Bewe-
gung formiert. Er ist aber keineswegs – wenn man dies mit Robert O. Pax-
ton als zweite Stufe betrachten will – im politischen System verwurzelt, ge-
schweige denn, dass ein „Griff nach der Macht“ erfolgen könnte (Paxton 
2006: 41). 
Es gibt kein Bündnis mit politischen oder wirtschaftlichen Eliten, staat-
licherseits werden seit Jahren Programme gegen Rechtsextremismus aufge-
legt; die herrschenden Diskurse in der Öffentlichkeit lehnen die rechtsex-
treme Wertorientierung ab. Die Ergebnisse bei Wahlen sind im Durchschnitt 
schwach. 
Mit der Überbewertung des Rechtsextremismus als zentraler Bedrohung 
der Demokratie kann sich das Dethematisieren anderer Gefährdungen ver-
binden. Kraushaar (2005) zufolge war es ein Motiv Lipsets, zeitgenössische 
Gefährdungen von Demokratie theoretisch angemessen in den Blick zu be-
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kommen, konkret also zwischen extremen Konservativen und extremen Mit-
telständlern zu unterscheiden. Lipset machte damit darauf aufmerksam, dass 
der Demokratie Gefahren von einer Seite drohen können, mit der man nicht 
rechnet und die nicht schon seit Jahren bekannt sind. Dieses Motiv, nicht die 
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„Kampf um das Stadion“ 
Fußball als gesellschaftliches Konfliktfeld und 
Einflusszone der extremen Rechten  
RICHARD GEBHARDT 
DIE „SCHÖNSTE NEBENSACHE DER WELT“  
IM VISIER DER NEONAZIS 
 
Im September 2009 sorgte der Pressesprecher der Nationaldemokratischen 
Partei Deutschlands (NPD), Klaus Beier, für Aufsehen, als er in einer Sen-
dung des Rundfunks Berlin-Brandenburg (RBB) gegen den türkischstämmi-
gen Bremer Spielmacher Mesut Özil polemisierte und dessen Position in der 
deutschen Nationalmannschaft in Frage stellte. Das Nachrichtenportal Spie-
gel-Online (Spon) zitierte den NPD-Kader mit den Worten: „Gut, es ist ein 
Plaste-Deutscher, sprich ein Ausweis-Deutscher und ein Deutscher entspre-
chend wie Herr Klose […]“ (Spon 2009). Beier forderte die Wiedereinfüh-
rung des Preußischen Staatsbürgerschaftsrechts von 1913 und beantwortete 
die Frage, ob Özil in einem NPD-regierten Deutschland spiele dürfe, knapp: 
„Wenn er entsprechend deutscher Abstammung wäre, wenn die Eltern, ein 
Elternteil deutsch ist, dann könnte er spielen“ (ebd.). 
Beier agierte als Wiederholungstäter. Schon im Vorfeld der Weltmeis-
terschaft 2006 in Deutschland – unter dem Motto: „Die Welt zu Gast bei 
Freunden“ – sorgte die NPD mit einem geplanten WM-Kalender für Aufse-
hen. In diesem Kalender geriet der damals bei Werder Bremen spielende 
afro-deutsche Profi Patrick Owomoyela ins Visier der extremen Rechten. 
Besagter WM-Terminplaner trug den Titel „Weiß. Nicht nur eine Trikotfar-
be. Für eine echte NATIONAL-Mannschaft“ und illustrierte diese Losung 
mit dem Konterfei eines weißen Spielers, der die Trikotnummer 25 trug – 
eine Nummer, die für den „dunkelhäutigen Spieler“ Owomoyela vorgesehen 
war (vgl. Geisler/Gerster 2009: 190). Zusammen mit dem NPD-Vorsitzen-
den Udo Voigt und dem Parteigeschäftsführer Frank Schwendt musste sich 
Beier vor Gericht verantworten; er selbst wurde zu sieben Monaten auf Be-
währung sowie zu einer Geldstrafe verurteilt. 
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Diese Beispiele zeigen Methode. In einem Nachtrag zur 2009 in Schwe-
den ausgetragenen Europameisterschaft der U21-Mannschaften klagte das 
NPD-Organ Deutsche Stimme, dass angesichts von deutschen Spielernamen 
wie Boateng, Khedira, Özil oder Castro auch der „König Fußball“ im „Netz 
der Globalisierung“ gefangen sei:1  
 
„Kann man nach dem Finale der DFB-Elf gegen England, wobei die Briten eine ähn-
lich konstruierte ‚eurasisch-negroide-Zukunfts-Elf‘ im Rennen hatten, wirklich noch 
von Deutschland als U21-Europameister sprechen? War dieses Turnier tatsächlich 
noch eine  Europa-Meisterschaft oder nicht vielmehr ein ‚eurasisch-negroider‘ Sport-
wettbewerb mit europäischer Restbeteiligung?“ (Flug 2009: 27) 
 
Die Interventionen der NPD wirken spektakulär, sind aber keinesfalls ein 
Novum in der jüngeren Geschichte des deutschen Fußballs, präziser: des 
deutschen Männerfußballs. In Schlachtgesängen kündigen Fußballfans an, 
eine „U-Bahn nach Auschwitz“ zu bauen, in der die Anhänger der gegneri-
schen Mannschaft transportiert werden. In Stadien erschallte (und erschallt 
bisweilen heute noch) der Ruf „Asylanten! Asylanten!“ zur Schmähung des 
Gegners, ertönen herabsetzende Rufe und Affenlaute, die sich – wie noch 
Ende Januar 2009 beim Pokalspiel Schalke 04 vs. Carl Zeiss Jena – bei-
spielsweise gegen den Schalker Stürmer und ehemaligen deutschen Natio-
nalspieler Gerald Asamoah richten.  
Rassismus wird in den Stadien heute offiziell geahndet. Die Fußballver-
bände FIFA, DFL und DFB haben mehrfach Kampagnen gegen Gewalt und 
Rassismus initiiert (vgl. Blaschke 2008). Beispielhaft sind hierfür bundes-
weite Aktionstage des DFB unter dem Motto „Zeig Rassismus die rote Kar-
te“ oder die Schilderaktion „Kein Platz für Rassismus“. DFB-Präsident 
Theo Zwanziger erhielt 2009 für sein gesellschaftspolitisches Engagement 
den renommierten Leo-Baeck-Preis des Zentralrats der Juden in Deutsch-
land. Dennoch bricht das virulente rassistische Potential immer wieder auf. 
Die oben genannte Liste ließe sich zudem mit Vorfällen aus den unteren 
Amateurligen erweitern. Rassistische Vorfälle begleiten die gesamte Ge-
schichte der Bundesliga und sind heute vorwiegend in den unteren Ligen der 
Kreis- und Bezirksklassen anzutreffen. Amateurkicker sorgen gegenwärtig 
für Skandale, über die auch überregionale Medien berichten. So verließen 
die Kicker des TUS Makkabi (ein jüdischer Sportverein mit Sitz in Berlin) 
im September 2006 während einer Partie gegen die VSG Altglienecke den 
Platz, nachdem der Schiedsrichter mehrfach antisemitische Beleidigungen 
aus dem Publikum ignoriert hatte. Dem TUS Makkabi wurde daraufhin vor-
geworfen, den Vorfall zur Selbstinszenierung zu nutzen (vgl. Blaschke 
2008: 125). Ende Oktober 2009 kam es bei einem Auswärtsspiel der Fuß-
ballmannschaft des alternativen Breitensportvereins Roter Stern Leipzig 
(RSL) bei FSV Brandis zu einem Übergriff von ca. 50 Personen aus dem 
neonazistischen Spektrum auf Spieler, Fans und Funktionäre des in rechts-
extremen Kreisen als „links“ verfemten RSL. Während demokratische Fan-
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proteste sowie die Sanktionierung rassistischer Äußerungen durch DFB, 
DFL und FIFA zu einem Rückgang in den Stadien der Profiligen geführt 
haben, lässt sich gleichzeitig ein Anstieg entsprechender Vorkommnisse im 
Amateurfußball verzeichnen (Pilz 2009).2 Die Berliner taz berichtet am 26. 
April 2010 vom Abbruch des Bezirksklassespiels zwischen dem SV Mü-
geln-Ablaß und Roter Stern Leipzig: 
 
„Wie die Polizei mitteilte, beendete der Schiedsrichter das Spiel zehn Minuten vor 
Schluss, nachdem Neonazis rechte Parolen gerufen und rassistische Lieder gesungen 
hatten. Die Leipziger teilten mit, es seien Parolen wie ‚Ein Baum, ein Strick, ein Ju-
dengenick und ‚Eine U-Bahn bauen wir, von Jerusalem bis nach Auschwitz‘ gerufen 
worden (taz 26.4.2010, S.18). 
 
Auch von homophoben Äußerungen und gegenseitigen Schuldzuweisungen 
wegen des Spielabbruchs berichtet die Presse. Die taz zitiert den Stadion-
sprecher von Mügeln mit den Worten: „Der Rote Stern hat feige gehandelt. 
Oliver Kahn ist auch mit Bananen beworfen worden und hat nur darüber ge-
lacht“ (ebd.).  
Die Austragungsstätte der Auseinandersetzung ist bezeichnend: Mügeln 
ist der Ort, in dem im Sommer 2007 ein Mob aus 50 Personen eine Gruppe 
Inder durch die Stadt jagte. Schon damals war der Bürgermeister von Mü-
geln, Gotthard Deuse, um Schadensbegrenzung bemüht, in dem er einen 
rechtsextremen Zusammenhang leugnete. Auch 2010 zitiert ihn die taz mit 
den Worten „Solange ich beim Spiel war, habe ich keine Nazi-Sprüche ge-
hört“ (Ruf 2010: 19). 
Dieser Essay untersucht die Frage, wie sich im Fußball, der ja als Spiel 
an sich nicht eindeutig politisch und zunächst weder links noch rechts veror-
tet werden kann, Rassismus und Antisemitismus manifestieren. Neben der 
Darstellung der neonazistischen Einflussnahme auf den Fußball soll die 
Frage nach den Ursachen der gegenwärtigen Strategie der extremen Rechten 
im Mittelpunkt stehen. Meine These lautet, dass sich angesichts der kosmo-
politischen Realität auf dem Rasen sowie der aus der Kommerzialisierung 
des Profifußballs resultierenden Auflagen durch FIFA, DFL und DFB eine 
signifikante Veränderung gegenüber früheren Jahren zeigt. Gegenwärtig 
lässt sich eine Verlagerung der extrem rechten Potentiale unter den Fans in 
jene Amateurligen verzeichnen, die weniger strikte Auflagen aufweisen und 
zugleich weniger mediale Aufmerksamkeit erhalten. Offener Rassismus 
zeigt sich im Fußball in der jetzigen Situation vor allem dort, wo die 
Scheinwerfer der Medien nicht ins Publikum strahlen. Die extreme Rechte 
und ihr Umfeld in den Reihen der Fußballfans geben heute – wie das para-
digmatische Beispiel aus der Deutschen Stimme zeigt – eine völkische Ant-
wort auf das Unbehagen an den kosmopolitischen und kommerziellen Ver-
änderungen im Fußball und versuchen so, an virulente Ressentiments in der 
Mehrheitsgesellschaft anzuknüpfen.3 
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I. „TAGAUS, TAGEIN DIE FALSCHE HAUTFARBE“ 
 
Rassismus gehört zur Geschichte der Bundesliga wie Wettskandale, Do-
pingverdachtsfälle und Fehlentscheidungen. Anschaulich illustriert die afro-
deutsche Spielerlegende Erwin Kostedde die Atmosphäre in der Frühphase 
der Bundesliga. Kostedde berichtet im Interview mit dem Fußballmagazin 
11 Freunde über das Spiel Kickers Offenbach gegen Eintracht Frankfurt im 
Jahre 1972. Bei dieser Begegnung spielte Kostedde eine zentrale Rolle und 
erzielte u.a. das entscheidende Siegtor zum 3:2 für Offenbach. Der Tor-
schütze erinnert sich: „Am Montag darauf musste ich mit meinem Auto zu 
meiner Fiat-Werkstatt nach Frankfurt: Die haben mich nicht bedient! Nach 
einer Stunde bin ich abgehauen. Dann das Rückspiel im Waldstadion. Tau-
sende von Frankfurtern sangen: ‚Zehn Schwule und ein Nigger!‘“ (Kostedde 
2009) 
Kostedde formuliert in dem Interview auch eine prägende Erfahrung im 
Leben sogenannter „Mischlinge“ in der deutschen Nachkriegszeit: „Ich habe 
Dinge erlebt, die kann ich nicht erzählen. Im ‚schwarzen‘ Münster war es 
schon schlimm, wenn Du sonntags in Jeans herumliefst, aber ich trug tag-
aus, tagein die falsche Hautfarbe“ (Kostedde 2009). 
Nicht immer war der Rassismus gegenüber den Spielern so deutlich; 
mitunter zeigte sich auch die vermeintliche Banalität des Rassismus. Noch 
in den frühen 1990er Jahren war die deutsche Öffentlichkeit im Umgang mit 
Spielern afrikanischer Herkunft völlig unbeholfen. Legendär ist die Antwort 
des aus Ghana stammenden Frankfurter Stars Anthony Yeboah auf die Fest-
stellung eines Interviewers des Nachrichtenmagazins Der Spiegel, der ver-
wundert feststellte, Yeboah wirke in seinem Reihenhaus mit Schrankwand, 
BMW und Vorgarten „wie ein deutscher Musterbürger“. Yeboah konterte 
damals trocken mit den Worten: „Soll ich ein Lagerfeuer im Wohnzimmer 
machen?“ (Yeboah 1992: 248)  
 
1. Varianten des Rassismus 
 
Die Beispiele zeigen auch, dass Rassismus nicht an sich, sondern in vielfa-
chen Varianten existiert. Wilhelm Heitmeyer schlägt in seinen Studien zur 
„gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“ folgende Definition vor: „Ras-
sismus umfasst jene Einstellungen und Verhaltensweisen, die Abwertungen 
auf der Grundlage einer konstruierten ‚natürlichen‘ Höherwertigkeit der Ei-
gengruppe vornehmen“ (Heitmeyer 2005: 15). 
Heitmeyers Definition überzeugt in Hinsicht auf die Kampagne der 
NPD, deren Kader die rassenbiologische Ideologie des Nationalsozialismus 
tradieren. Über welches Weltbild deren Aktivisten verfügen, hat im Sommer 
2009 ein NPD-Funktionär aus Thüringen verraten, als dieser im Wahlkampf 
meinte: „Ich kann einem Schwein einen Pferdepass ausstellen, es vier Wo-
chen in einem Pferdestall leben lassen, und trotzdem wird es kein Pferd“ 
(Zitat nach Erb 2009). 
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Die Zugehörigkeit zur deutschen Nation definiert sich für die NPD in 
der Tradition des Nationalsozialismus über die Genetik und wird nicht nach 
dem Ort der Geburt bestimmt. Im Gegensatz dazu lässt sich die Frage des 
Spiegel-Interviewers an Anthony Yeboah nicht als rassenbiologische Ideo-
logie der Ungleichheit identifizieren. Keinesfalls muss der Redakteur der 
Meinung sein, Yeboah könne nicht für die deutsche Nationalmannschaft 
spielen. Der fragende Berichterstatter behandelt Yeboah eher unbedacht als 
„Fremden“. Ihm scheint klar: Mein Gegenüber ist ‚nicht wirklich‘ von hier. 
Das Alltagsbewusstsein des Reporters ist Ausdruck der deutschen Verhält-
nisse. Jahrzehntelang wurde offiziell die Losung „Deutschland ist kein Ein-
wanderungsland“ ausgegeben. Reformiert wurde dass deutsche Staatsbür-
gerschaftsrecht erst im Jahre 2000. Das deutsche Bewusstsein ist selbst stark 
vom ius sanguinis – vom Recht der Blutsbande – geprägt, da das Preußische 
Staatsbürgerschaftsrechts von 1913 noch nachwirkte. Zudem ist das, was 
Asamoah und das was Lukas Podolski – ein Spieler mit polnischem Migra-
tionshintergrund – auf deutschen Fußballplätzen an partieller Ablehnung 
begegnet, nicht dasselbe. Bei den gegen ‚schwarze‘ Spieler gerichteten Af-
fenlauten schwingt immer die unterstellte Inferiorität mit. Klose und Po-
dolksi werden dagegen vielmehr mit kulturalistischen Vorurteilen konfron-
tiert. Die verwunderte Feststellung, Yeboah wohne wie ein Deutscher, lässt 
sich mit Mark Terkessidis als „Banalität des Rassismus“ begreifen. Rassis-
mus wird demnach nicht nur von einer moralisch verwerflichen Ideologie 
der Ungleichheit gefördert, sondern durch einen „gesellschaftlichen ‚Appa-
rat‘, in dem Menschen überhaupt erst zu Fremden gemacht werden“ (Ter-
kessidis 2010: 88). Dieses Konglomerat aus Sondervorschriften und Vorur-
teilen fördert das „rassistische Wissen“, wonach Yeboah wie „ein Afrika-
ner“ zu wohne habe und als deutsch identifiziertes Interieur und Statussym-
bole den Beobachter eher verblüfft. Im Gegensatz zur Rassenbiologie der 
NPD sind diese Urteile aber leichter wandelbar und können schon bald von 
einer gesellschaftlichen Mehrheit als anachronistisch bewertet werden. 
 
2. Kosmopolitischer Profifußball 
 
So scheinen heute die bleischweren Zeiten, in denen die gesamte Bundesre-
publik dem tiefschwarzen Münster zur Zeit des jungen Erwin Kostedde 
glich, Vergangenheit. Im Gegensatz zu früheren Jahren ist die alleinige Tat-
sache der Vertragsunterzeichnung bei einem ausländischen Verein kein 
Grund mehr für die Nichtnominierung in der Nationalmannschaft. Selbst der 
„Kaiser“ Franz Beckenbauer wurde nach seinem Wechsel zur All-Star-
Mannschaft von Cosmos New York noch derart sanktioniert. Schon lange 
aber werden deutsche Mannschaften wie die U21 häufig von Spielern mit 
Migrationshintergrund und nicht mehr von bio-deutschen Markennamen wie 
Müller, Maier oder Beckenbauer geprägt. Dies veranschaulicht ein Blick auf 
den Kader der Meistermannschaft von Bayern München aus dem Jahre 
2005. Die Spielernamen des Deutschen Meisters 2005 lauten: Lizarasu, 
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Sagnol, Guerrero, Demichelis, Zé Roberto, Salihamidžić, Pizarro, Santa 
Cruz sowie Thorsten Frings, Michael Ballack und Oliver Kahn. – Eine 
Mannschaftsaufstellung, welche die Präsenz von Sport-Kosmopoliten auf 
dem Platz verdeutlicht. Der einstige Regelfall ist heute oft die Ausnahme: 
Der ehemalige Nationalspieler Thorsten Frings kommt noch aus dem nord-
rhein-westfälischen Alsdorf bei Aachen und Olli Kahn war gerade für die 
internationalen Medien der Prototyp des teutonischen Titanen schlechthin. 
Aber auch er hat durch seinen lettischen Großvater einen internationalen 
Stammbaum. Und der deutsche Kapitän Michael Ballack war streng ge-
nommen ebenfalls „Ausländer“ – zumindest zu seiner Zeit in der Jugendliga 
der DDR. Der damalige Meistertrainer Felix Magath ist wiederum ein in 
Aschaffenburg geborener Spross eines aus Puerto Rico stammenden Solda-
ten der US Army.  
Es ist fast schon ein Allgemeinplatz – der deutsche Männerfußball der 
Gegenwart hat einen kosmopolitischen Charakter und hat sich ebenso wie 
das Gesicht der bundesdeutschen Gesellschaft verändert. Die gegenwärtige 
Form des Rassismus in den Stadien und auf den Fußballplätzen lässt sich 
nur verstehen, wenn diese demographische Veränderung in die Analyse ein-
bezogen wird. 
 
3. Fußball – ein „Spiegel der Gesellschaft“? 
 
Der Breitensport Fußball wird gerne als Seismograph für politische Stim-
mungen begriffen; Fußballvereine gelten als soziale Phänomene, die wie ein 
„Parabolspiegel“ (Staud 2008: 1) gesellschaftliche Konflikte sichtbar ma-
chen und aufweisen, wie Stimmungen vom rechten Rand in die Mitte der 
Gesellschaft einwirken. In der Tat: Als im Rahmen der Asyldebatte Anfang 
der 1990er Jahre Politik und Presse über eine sogenannte „Asylflut“ berich-
teten, ging häufig eine rassistische „La-Ola-Welle“ mit dem Ruf „Asylan-
ten! Asylanten!“ durch das Stadion – vom Stehplatz der Stiefelfaschisten bis 
zur Sitztribüne kamen im Stadion politische Stimmungen zum Ausbruch, 
die sonst bevorzugt an Stammtischen oder in den heutigen Internetforen die 
Ebene der Latenz verlassen. Doch inwieweit trägt der populäre Topos vom 
Fußball als „repräsentativem Abbild der Gesellschaft“? 
Fußball, so schreiben Verena Scheuble und Michael Wehner in einem 
Aufsatz über „Fußball und nationale Identität“. „ist einer von vielen Spie-
geln der Gesellschaft und ein Barometer nationaler Befindlichkeit“ 
(Scheuble/Wehner 2006: 29). So verführerisch diese Gleichung4 auch ist, so 
sehr verstellt der beliebte Topos jedoch den Blick dafür, dass der transnatio-
nal agierende Fußball eigene Regeln etabiert hat, die „quer“ zu den Prakti-
ken der Nationalgesellschaften stehen können. Moderne Ligavereine agieren 
wie Großkonzerne. Während Arbeitsmigranten lange auf ihren Pass warten 
müssen, ermöglicht der DFB Spielern mit Migrationshintergrund einen pri-
vilegierten Zugang zur deutschen Staatsbürgerschaft. Diese Praxis ist be-
merkenswert in einer Gesellschaft, die offiziell erst spät eingeräumt hat, ein 
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Einwanderungsland zu sein. Davon zeugt die erst im Jahr 2000 erfolgte Re-
form des deutschen Staatsbürgerschaftsrechts, das jahrzehntelang vom ius 
sanguinis bestimmt wurde und im europäischen Vergleich reaktionär war. 
Es ist vor diesem Hintergrund kein Zufall, wenn sich Klaus Beier am Preu-
ßischen Staatsbürgerschaftsrecht von 1913 orientiert und über (nicht erfüll-
bare) Aufnahmebedingungen von Mesut Özil in die deutsche Nationalmann-
schaft spekuliert. 
Dass der Fußball „die“ Gesellschaft nicht einfach widerspiegelt, zeigt 
sich auch beim Thema Homosexualität. Während Repräsentanten aus den 
Bereichen Politik und Kultur sich inzwischen zu ihrer Homosexualität weit-
aus offener bekennen können als in der Vergangenheit, ist im Männerfuß-
ball ein coming out nach wie vor ein Tabu. Die Homophobie im deutschen 
Männerfußball zeigt, wie stark anachronistische und männerbündische Re-
likte diesen Sport dominieren und im Fußball als einem sozialen System ei-
gene Konstitutionsregeln herrschen, die es ihm gestatten, bestimmte gesell-
schaftliche Entwicklungen – hier: die zunehmende Akzeptanz von Homose-
xuellen in der Gesellschaft – zu verlangsamen. Wird dem Fußball in Bezug 
auf die Repräsentation von Migranten und Sport-Kosmopoliten eine Avant-
garde-Rolle zugeschrieben (Theweleit 2006: 189ff.), zeigt sich beim Thema 
Homophobie der begrenzte Erkenntniswert der nicht nur bei Funktionären 
beliebten Redewendung vom Fußball als „Spiegel der Gesellschaft“. Der 
Topos verkennt die Spezifika des populärsten deutschen Massensports. Gerd 
Dembowski und Marvin Chlada ist zuzustimmen, wenn sie kritisieren, der 
Fußball biete durch sein 
 
„[…] starres Regelwerk mit Befehl, Gehorsam und Bestrafung ein Präsentationsfeld 
für konventionelle, patriarchale Wertvorstellungen und autoritäre Charaktere. Das 
ihm zugrunde liegende männliche Weltbild kann autoritäre Charakterstrukturen, Na-
tionalismus, Rassismus, Gewalt, Identitätsdenken, Chauvinismus, Sexismus verstär-
ken“ (Chlada/Dembowski 2000: 5). 
 
Die Bedeutung der beliebten Gleichung muss präzisiert werden Denn der 
Fußball wirkt eher wie ein aufschlussreicher Zerrspiegel der sozialen Reali-
tät, changiert er doch zwischen einer prekären Avantgarde-Rolle und reakti-
onären Tendenzen sowie Positionen, die in der Gesamtgesellschaft als über-
holt gelten. Klaus Theweleit formuliert den Abbildcharakter des Fußballs 
genauer: „Regel: Wer mitbekommt, was sich im Fußball wann und wie ver-
schiebt, ist über andere Gesellschaftsbereiche osmotisch informiert“ (The-
weleit 2006: 120). 
Theweleit ergänzt: „So stellte sich im Rückgang der Bedeutung des 
Rurgebietsfußballs auch die seit den 50er Jahren immer weiter fortschrei-
tende politische Entmachtung der Arbeiterbewegung dar“ (ebd.). Osmotisch 
informiert meint in diesem Sinne, dass im Fußball der Blick für soziale Pro-
zesse geschärft werden kann, ohne dass ein Kausalzusammenhang zwischen 
dem Geschehen auf dem Platz und den Tendenzen außerhalb der Stadien 
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unterstellt wird. Schließlich wäre auch eine mögliche Meisterschaft von 
Schalke 04 kein Vorbote einer Renaissance der Rurkohle. 
Fußball ist also ebensowenig wie Synchronschwimmen, Golfsport oder 
Zwölftonmusikabende ein unvermittelter „Spiegel der Gesellschaft“. Fuß-
ball ist vielmehr ein soziales System mit eigenen Regeln. Jedoch ist die Re-
aktion auf die spektakulären und alltäglichen Ereignisse im Fußball ein 
Seismograph für gesellschaftliche Tendenzen, Werte und Konfliktlinien. So 
gibt die vielfach erhobene öffentliche Klage, dass sich kein Männerfußball-
profi als homosexuell outen könne, Auskunft über den Grad gesellschaftli-
cher Anerkennung von Homosexuellen im hegemonialen Diskurs. Es 
scheint politischer Konsens zu sein, dass diese vormals verfemte Minderheit 
(zur Erinnerung: der einschlägige Paragraph 175 wurde in der Bundesrepu-
blik erst 1994 gestrichen!) heute öffentliche Positionen bekleiden kann. 
Dass aber dieser Umstand überhaupt erwähnenswert erscheint, zeigt 
zugleich, wie wenig die sexuelle Orientierung der Individuen tatsächlich als 
Teil der Normalität anerkannt ist. Zugleich verraten die im Männerfußball 
herrschenden Tabus und Ausschlusskriterien, wie wenig die hegemonialen 
Normen „der“ Gesellschaft dort gelten.  
Der Blick auf das Verhältnis von Fußball und Gesellschaftspolitik muss 
folglich geschärft werden. Als Breitensport – der DFB verfügt über rund 6,5 
Millionen Mitglieder in knapp 26.000 Vereinen mit über 180.000 Mann-
schaften – ist Fußball ein Barometer für latente Stimmungen sowie ein os-
motischer Indikator für Tendenzen in der deutschen Mehrheitsgesellschaft, 
deren Zusammensetzung analytisch seziert werden muss. Denn die domi-
nanten Figuren der Fanszene sind nach wie vor männliche Jugendliche so-
wie Männer, die zum Teil über eine jahrzehntelange Stadionerfahrung ver-
fügen. Rassismus kann jedoch nicht als bloßes subkulturelles Fanphänomen 
betrachtet werden. Welch anachronistischen Ideen noch in den Köpfen der 
alten DFB-Führung präsent waren, davon lieferte der ehemalige DFB-
Vorsitzende Gerhard Mayer-Vorfelder ein beredtes Zeugnis ab, als dieser, 
beeindruckt von der (multiethnisch zusammengesetzten) französischen 
Weltmeistermannschaft von 1998, in einem Interview sagte: 
 
„Deutschland kann eben nicht, wie Weltmeister Frankreich oder die Niederlande, auf 
Spieler aus den Kolonien zurückgreifen. Es soll nicht chauvinistisch klingen, aber 
hätten wir 1918 die deutschen Kolonien nicht verloren, hätten wir heute in der Natio-
nalmannschaft wahrscheinlich auch nur Spieler aus Deutsch-Südwest“ (Mayer-
Vorfelder 1999). 
 
Weil Deutschland diese koloniale Tradition nicht habe, müssten angesichts 
von sieben Millionen Ausländern Sichtungslehrgänge stattfinden und mit 
den Eltern über eine Einbürgerung geredet werden (vgl. ebd.). Und während 
die gegenwärtige Präsenz von migrantischen Fußballern wie ein vermeintli-
cher Liberalisierungsgrad erscheint, belegen die Äußerungen des heutigen 
DFB-Ehrenpräsidenten,5 dass der privilegierte Status der Sport-Kosmo-
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politen de facto auf die internationale Konkurrenz im Profigeschäft reagiert. 
Der Kosmopolitismus auf dem Rasen spiegelt die Realität der deutschen 
Einwanderungsgesellschaft nicht wider. 
 
 
II. „BRASILIANER ALLER LÄNDER“ – ETHNISCHE 
 HETEROGENITÄT UND KOMMERZIALISIERUNG  
 
Doch auch wenn die Profisport-Kosmopoliten im Gegensatz zu den Ar-
beitsmigranten der Einwanderungsgesellschaft privilegiert werden, stehen 
Spieler mit Migrationshintergrund offenbar unter einer besonderen Beo-
bachtung. So war Lukas Podolskis ausgebliebener Torjubel beim EM-Spiel 
2008 der deutschen Mannschaft gegen die Polen Anlass vielfältiger Betrach-
tungen und feuilletonistischer Meditationen über die Transnationalität im 
Fußball. In einem Essay für die Wochenzeitung Der Freitag hat der Migra-
tionsforscher Mark Terkessidis damals auf einen anderen, ebenso bedeutsa-
men Aspekt während dieses Spiels hingewiesen: 
 
„Als für Polen Roger Guerreiro kommen sollte, blendeten die Kameras ein, wie Trai-
ner Leo Beenhakker dem Mittelfeldspieler noch ein paar taktische Anweisungen gab. 
Derweil grübelte der Kommentator, in welcher Sprache der aus den Niederlanden 
stammende Trainer wohl seine Erklärungen abgeben würde und mutmaßte: Spanisch. 
Guerreiro jedenfalls kann kein Polnisch, bloß Portugiesisch. Eine interessante Szene 
allemal: Der polnische Nationaltrainer, der Niederländer ist, gibt offenbar auf Spa-
nisch Direktiven für einen ehemaligen Brasilianer, der unterdessen für Polen auf-
läuft“ (Terkessidis 2008). 
 
Die nationalen Identitäten im Profifußball verschwimmen: Ein Viertel der 
Spieler der deutschen Nationalmannschaft hat nicht-deutsche Eltern und 
zählt zu den Profisport-Kosmopoliten. Auch im Amateurbereich ist der 
Spieleranteil von Migranten relativ hoch. Dieser Prozess ist Ausdruck einer 
Kommerzialisierung des Fußballs. Diese unterläuft die vielfältigen Mytho-
logisierungen eines „authentischen“ Spiels, die vor allem von Fans geschaf-
fen werden. „Fußball ist unser Leben“ lautet der Titel eines für die WM 
1974 komponierten Schlagers – und dass der Ballsport elementarer Teil der 
Sozialisierung ist, kommt in Buchtiteln wie „Wenn du am Spieltag beerdigt 
wirst, kann ich leider nicht kommen“ (Biermann 1995) prägnant zum Aus-
druck. Fußball ist demnach eine existentielle Angelegenheit. Legendär ist in 
diesem Kontext ein Ausspruch der Liverpooler Trainerlegende Bill 
Shankley: „Es gibt Leute, die denken, Fußball ist eine Frage von Leben und 
Tod. Ich mag diese Einstellung nicht. Ich kann ihnen versichern, dass es 
noch sehr viel ernster ist“ (zitiert nach Ridder 2006). Da verwundert es 
nicht, dass neben dem Stadion des Hamburger Sportvereins (HSV) ein 
Friedhof für zu Lebzeiten besonders vereinstreue Fans angelegt wurde. Das 
Stadion ist in der Welt der Fußballfans ein Hort des Authentischen, eine 
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Heimat, die aus deren Sicht heute allzu leicht in die Fänge der Sponsoren 
gerät. Denn nicht nur auf Schalke weicht das traditionsreiche Parkstadion 
einer schnöden Veltins-Arena, wird aus dem altehrwürdigen Münchner
die Zeiten, als Vereinspräsidenten noch ihr Veto gegen Firmeneinflüsse und 
Sponsoren – wie aktuell Red Bull – durchsetzen konnten oder wollten. Fuß-
ball ist ein turbulenter und umkämpfter Marktplatz für Heerscharen von Be-
ratern, Verbandsfunktionären, Vereinspräsidenten, Fanvertretern, Spielern, 
Spielerfrauen, Spielervermittlern, Sponsoren, Werbeagenturen, Wettbüros, 
Lizenzinhabern und last but not least Medienvertretern, in deren Ressorts 
Summen in der Höhe von ganzen Staatshaushalten transferiert werden. 
Schon 1974 zitierte Gerd Hortleder ein sinniges Leitmotiv von Uli Hoeneß: 
„Fußball ist ein Geschäft. Und Geschäft ist Geschäft“ (Hortleder 1974: 9).   6
Klassische Spielertypen und Idole, die wie Fritz Walter (1. FC Kaisers-
lautern) oder Gerd Müller (FC Bayern München) unmittelbar mit einem 
Verein identifiziert werden, geraten im neuen Spieler-Weltmarkt zur Rarität. 
Das Original des Vereins (affirmativ gesprochen: der Markenkern) sind heu-
te alleine die Fans. Diese propagieren eine lebensweltliche Bastion gegen 
die Systemimperative der Kommerzialisierung. Während Spieler zur Ware 
werden, kommt für die Fans die Vereinstreue einem altmodischen Ehever-
sprechen gleich. Dies erklärt vielleicht die Übergriffe von aufgebrachten 
Fans gegen Spieler und Funktionäre der „eigenen“ Mannschaft. Vor diesem 
Hintergrund versucht die extreme Rechte, sich als Gralshüterin des „wah-
ren“ Fußballs zu präsentieren und gegen die Verfallserscheinungen des mo-
dernen Fußballs zu protestieren. 
 
1. Boßmann-Urteil und Asyldebatte 
 
Die spätestens seit 1995 durch das sog. „Boßmann-Urteil“ einsetzende Ent-
wicklung hin zu einem gigantischen liberalisierten Spieler-Weltmarkt, hat 
zwei zentrale Konsequenzen: Erstens hat die mit der Kommerzialisierung 
einhergehende „familienfreundliche“ Gestaltung die Fußballstadien in den 
beiden Profiligen ziviler gemacht. Die Sicherheitsauflagen wurden verstärkt 
und die Gewalt im Stadion (die in den 1980er Jahren an der Tagesordnung 
war) so – trotz phasenhaft gegenläufiger Tendenzen – insgesamt verringert. 
Zweitens dämmen die Auflagen von FIFA, DFL und DFB rassistische Be-
leidigungen ein. Dies war zu der Zeit, als „dunkelhäutige“ Spielerpersön-
lichkeiten wie Anthony Yeboah oder Jimmy Hartwig noch Ausnahmen auf 
dem Rasen waren, nicht so. So verweist die Autobiographie von Jimmy 
Hartwig auf Beispiele für rassistische Ausfälle, die damals kaum geahndet 
wurden (Hartwig 1994). 
Besonders nach der Wiedervereinigung war das Thema „Rechtsextre-
mismus und Rassismus im Fußball“ in den großen Stadien präsent. 1990 
schrieben Anthony Baffoe, Souleman Sane und Anthony Yeboah anlässlich 
rassistischer Schmähgesänge einen Offenen Brief an die Bild-Zeitung mit 
Olympiastadion ein Technologiepark namens Allianz-Arena. Vorbei scheinen 
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dem Kernsatz: „Bitte helft uns, wir wollen kein Freiwild sein“ (Theweleit 
2007). Und genau an diesen fortwirkenden Rassismus in den Stadien woll-
ten im Sommer 2006 bzw. Herbst 2009 die Kampagnen der NPD gegen Pat-
rick Owomoyela anknüpfen. Die Voraussetzungen für solche Stimmungen 
sind weiterhin vorhanden: Noch nach der Phase des angeblich so harmlos-
verspielten deutschen Party-Nationalismus dachte Gerald Asamoah ange-
sichts erneuerter rassistischer Schmähungen während des Pokalspiels gegen 
Hansa Rostock II im Jahre 2006 darüber nach, nie mehr für Deutschland zu 
spielen. Hier findet sich ein Potenzial, an das die NPD anknüpfen will. 
 
2. Ausweitung der Kampfzone 
 
Im Rahmen ihrer „Säulenstrategie“ führt die NPD einen selbsterklärten 
„Kampf um die Straße“, die Parlamente, die Köpfe und – bis Juni 2009 – 
den organisierten Willen (Brandstetter 2006). Der „Kampf um das Stadion“ 
wird in den Papieren nicht explizit aufgeführt, gehört aber zum strategischen 
Kern der extremen Rechten. Der NPD-Bundessprecher Klaus Beier sagte 
dem (inzwischen eingestellten) Fußballmagazin Rund (Titelausgabe „Nazis 
vergiften den Fußball“): 
 
„Für uns ist die Zweite Liga interessant, vor allem aber die Regional- und Oberligen, 
was unsere nationalen Botschaften angeht. Die Bundesliga selbst ist schon so kom-
merziell, und die meisten Besucher dort sind politisch völlig abgestumpft; das sind 
doch nur Brot und Spiele. Für die unteren Ligen könnten wir aber ein spezielles 
Flugblatt entwickeln. Wenn wir wieder Geld in den Kassen haben, könnten wir auch 
mit einer Stadion-CD nach außen gehen“ (Beier 2007). 
 
Dieses politische Wunschdenken konnte angesichts der personellen Schwä-
che der Neonazis gerade im Westen der Republik nicht flächendeckend um-
gesetzt werden. Allerdings sind Ankündigungen wie diese als Dokumente 
für die Strategie der extremen Rechten zu werten: Die unteren Ligen stehen 
parteioffiziell im Visier rechter Kader (dazu auch Geisler/Gerster 2009: 
197f.). 
 
Das Beispiel Lokomotive Leipzig 
Wie diese Strategie sich vollzieht, zeigt eindringlich ein im September 2009 
in der Zeit erschienenes Dossier mit dem Titel „Angriff von rechts außen“ 
(Blaschke 2009). Der Autor arbeitet darin heraus, wie Neonazis die Fansze-
ne des Fußballclubs Lokomotive Leipzig okkupieren bzw. dort auf ein wil-
liges Hinterland treffen. Zentral für den Erfolg dieser Einflussstrategie sind 
die regionalen Bedingungen, unter denen die extreme Rechte vor Ort agie-
ren kann. Über die politische Situation im Umfeld des „Plache-Stadions“, 
das im von hoher Arbeitslosigkeit geprägten Probstheida angesiedelt ist, 
heißt es: „In Probstheida gibt es zwei Volksbewegungen: die Rechtsradika-
len und die Fußballszene“ (Blaschke 2009). 
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Wie sich die Szenen durch die kontinuierliche Graswurzelarbeit rechter 
Kader annähern und die NPD ihre Arbeit fortsetzt, das Stadion trotz Aufla-
gen wie Platzverweisen oder Protesten von Sponsoren zu einer „national be-
freiten Zone“ zu machen, wird deutlich beschrieben: 
 
„Einmal stellten sich Lok-Fans im Stadion so nebeneinander auf, dass ein riesiges 
menschliches Hakenkreuz entstand. Auf Transparenten stand: ‚Wir sind Lokisten, 
Mörder und Faschisten.‘ Die Gegner wurden als ‚Juden‘ und ‚Zigeunerpack‘ be-
schimpft. Nachts beschmierten Fans die Stadionwände mit fremdenfeindlichen Paro-
len. Und in der Woche vor den Landtagswahlen schob sich ein NPD-Laster mit der 
Aufschrift ‚Arbeit zuerst für Deutsche‘ zwischen Tausenden Fußballfans in Richtung 
Hauptbahnhof. Einige von ihnen brüllten: ‚Hier regiert die NPD!‘ Und das sind le-
diglich die sichtbaren Zeichen einer Bewegung, die sich auf den Straßen und im Sta-
dion mittlerweile nur noch vereinzelt zeigt. Die Bewegung hat dazugelernt. Sie hat 
sich in Zonen breitgemacht, die der Verein und die Polizei kaum kontrollieren kön-
nen. Und auch nicht stoppen“ (Blaschke 2009). 
 
Der Rückzug ist also nur taktischer Natur. Durch spezielle Angebote für die 
Fans halten NPD-Aktivisten Kontakt zur Szene. Fußballplätze werden so zu 
einer politischen Arena, zu einer Kampfzone, in der politische Grundwerte 
verteidigt werden müssen.  
 
Das Beispiel Alemannia Aachen 
Wie aber sähe diese Verteidigung aus? Als Antwort auf diese Frage dient 
ein Beispiel aus der Aachener Region: Vor dem Meisterschaftsspiel gegen 
Borussia Mönchengladbach im Jahre 2006 wurden antisemitische Schmiere-
reien am Aachener Westbahnhof („Juden – your end is near“ neben der Foh-
lenraute) entdeckt. Als Urheber wurden hier Jugendliche aus den Reihen des 
Ultra-Nachwuchses vermutet (o.V. 2007: 10ff.). Die Ultras sind eine Fan-
kultur, die im Stadion vor allem durch aufwendige Choreographien sichtbar 
sind und lautstark gegen die Kommerzialisierung und sogenannte „Versitz-
platzung“ der Stadien protestieren. Ursprünglich stammt das Fanmodell 
„Ultra“ aus Italien und entstand dort Ende der 1960er Jahre. Bis heute 
zeichnen sich die (oft sehr jungen) Ultrafans durch eine lautstarke und bunte 
Performance in den Blöcken aus, wo Spruchbänder, Fahnen, Fangesänge 
und Megaphonrufe dominieren. Bei den Sicherheitsbehörden und der Ver-
einsleitung sowie in der Presseberichterstattung gelten die Ultras nicht sel-
ten als gewaltbereites Problempotenzial, das eine gewisse Affinität zu 
rechtsextremen Positionen aufweist (kritisch dazu Gabler 2009). 
Der Vorfall am Aachener Westbahnhof blieb nicht ohne Folgen. Nach 
gesellschaftlichem Druck von Vereinsführung, Alemannia-Fans und natür-
lich DFB und DFL sowie interner Kritik in den Reihen der Fangruppe sel-
ber, distanzierten sich die Gründer der Aachen Ultras (ACU) von neonazis-
tischen Aktivitäten und schlossen im Frühjahr 2007 Mitglieder ihrer Nach-
wuchsgruppe aus. In einer Stellungnahme richteten sich die Ultras gegen 
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„politische Extremisten“: „Wir sind Ultras und dies ist nach unserer Auffas-
sung mit Realpolitik nicht kompatibel“ (o.V. 2009: 4). 
Was hier zum Ausdruck kommt, ist das „no-politics“-Dogma dieser 
Fankultur.
7
 Politik sei, so sich diese nicht ausdrücklich auf Vereinspolitik 
bezieht, nicht mit den Zielen der Fans kompatibel. Diese Position gilt bei 
Teilen der Ultra-Fankultur als veraltet. Denn schon die Kritik der willkürli-
chen Datenerfassung und Kommerzialisierung in deutschen Stadien ist an-
gesichts der politischen Ökonomie des Profifußballs Realpolitik pur. Es gibt 
Ultra-Gruppen, in denen Teile der Mitgliedschaft ein anderes Selbstver-
ständnis haben. In Köln unterstützte die Ultra-Gruppe „Wilde Horde“ u.a. 
die Demonstration gegen die rechtsextreme „Bürgerbewegung“ Pro Köln 
und bietet Antifa-Workshops an. Die in der Münchner Allianz-Arena aktive 
Fangruppe „Schickeria“ organisiert regelmäßig Stadionbesuche für illegale 
Flüchtlinge (Gabler 2009: 119ff.). Ultras von St. Pauli wiederum diskutieren 
über die auffällige Diskrepanz zwischen kosmopolitischen Sport-Migranten 
auf dem Rasen und fehlender migrantischer Präsenz auf den Stadionrängen. 
Diese Ultras sind politisch keinesfalls per se gewalttätig und/oder rechtsex-
trem, sondern mit antirassistischen Basisgruppen vergleichbar, die wie das 
„Bündnis aktiver Fußballfans“ (BAFF) seit langem – und schon lange bevor 
die DFB-Vorstandetagen sich regten – ein waches Auge auf den „Tatort 
Stadion“ richteten.  
Das Stadion ist immer ein politischer Ort, auch wenn dort eigene Spiel-
regeln herrschen. Im Fallbeispiel Alemannia Aachen wurde durch Anwei-
sungen der DFL, Interventionen der Vereinsführung, Stadiondurchsagen 
und Aktivitäten der Fans bewirkt, dass die Häufung rassistischer Äußerun-
gen im Stadion nachgelassen hat. Das Problem wird durch Auflagen und 
Proteste demokratischer Fans zumindest eingedämmt – gelöst wird es auf 
dem Fußballplatz oder in Stadien jedoch nicht. 
 
 
III. STRATEGIE DER EINDÄMMUNG 
 
Von dieser Strategie der Eindämmung wäre auch im Amateurbereich zu ler-
nen. Zuvor aber müssen Fans und Vereinsverantwortliche sich von der Illu-
sion verabschieden, wonach der Fußball außerhalb der Gesellschaft stehe. 
Wie stark Fußballplätze in einer Einwanderungsgesellschaft auch Konflikt-
felder sind, zeigt ein Blick auf die Sportgerichte der unteren Ligen. Das All-
tagsbewusstsein der „autochthonen“ deutschen Spieler ist oft von vermeint-
lich erfahrungsgesättigten Zuschreibungen geprägt, wonach insbesondere 
„mediterrane“ Spieler aggressiv agieren würden. Die Berichte, die bei den 
Sportgerichten eingereicht werden, scheinen diesen Befund zu bestärken: 
Spieler mit Migrationshintergrund sind an zwei Dritteln der Spielabbrüche 
beteiligt. Zudem müssen diese sich signifikant häufiger wegen „rohen 
Spiels“ und andere Tätlichkeiten verantworten. Nicht selten sind auch An-
griffe gegen den Schiedsrichter zu verzeichnen. In der Konsequenz bekom-
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men Spieler mit Migrationshintergrund vor den Sportgerichten höhere Stra-
fen als „einheimische“ Spieler. Diese dominieren jedoch in der Kategorie 
„unsportliches Verhalten“. Phänomene wie diese hat Gunter Pilz näher un-
tersucht. Der Sportsoziologe kam in seiner Untersuchung „Rote Karte statt 
Integration“ zu dem Ergebnis, dass der Tätlichkeit auf dem Platz oft Provo-
kationen vorausgingen – verursacht durch „einheimische“ Spieler sowie 
Provokationen aus dem Publikum. Die Schiedsrichter wiederum stehen des-
halb im Mittelpunkt der Angriffe, weil diese die Provokationen nach Auf-
fassung migrantischer Spieler häufig ignorieren würden. Im Gegensatz zu 
den „deutschen“ Spielern erscheinen angeklagte Spieler mit Migrationshin-
tergrund meist ohne Vereinsbetreuer vor den Sportgerichten. Dort werden 
sie im Ergebnis für die gleichen Vergehen häufig länger gesperrt (vgl. Pilz 
2002). 
Politisches Bewusstsein ist deshalb auch im Amateurbereich erforder-
lich. Denn gerade die Plätze der unteren Ligen – wo sich z.T. unmittelbar 
die multikulturelle Realität in Deutschland zeigt und wo die Vereinsverant-
wortlichen am Puls der Probleme arbeiten – eignen sich als Einflusszonen, 
wenn diese der extremen Rechten ein ruhiges Hinterland bieten. Klaus Beier 
sagte in dem bereits zitierten Interview mit der Zeitschrift Rund: „Wenn von 
vornherein bekannt ist, wie auch auf St. Pauli beispielsweise oder bei ande-
ren Ruhrvereinen, dass es viele politisch aktive Fanclubs aus der linken 
Richtung gibt oder Fanprojekte gegen rechte Tendenzen, dann macht es kei-
nen Sinn, dort aktiv zu werden“ (Beier 2007). 
 
1. Aufklärung und Sanktionen 
 
Faninitiativen wie die antifaschistischen Gruppierungen des St. Pauli oder 
Institutionen wie das Bündnis Aktiver Fußball-Fans (BAFF) sind die Kraft-
zentren an der Basis im Engagement gegen die extreme Rechte, weshalb 
NPD-Kader Beier hier keinen Freiraum für seine Aktivitäten vermutet. Die 
Autonomie basisorientierter Fangruppen darf in der Kooperation mit Ver-
bänden etc. nicht zur Disposition stehen, zumal Fan-Akteure häufig infor-
mierter und näher am Geschehen sind als professionelle Berater der staatli-
chen Stellen oder Instanzen der sozialpädagogischen Prävention. 
Doch auch wenn offizielle Symbolpolitik stets an Grenzen stößt, ist ihr 
Einsatz notwendig. So wird dem faschismusaffinen Teil der Publikums für 
alle wahrnehmbar signalisiert, was gesellschaftlich toleriert wird und was 
nicht. Es ist darüber hinaus sinnvoll, einen antirassistischen Verhaltensko-
dex in die Vereinssatzung auch der Amateurclubs aufzunehmen. Gleichzei-
tig kann auch im Amateurfußball kenntlich gemacht werden, dass Anhän-
gern rechtsextremer Parteien parteipolitische Werbung innerhalb des Ver-
eins ausdrücklich verboten ist. Rund 50 Prozent der Bundesligavereine ha-
ben nach einer Empfehlung des DFB einen „Antidiskriminierungsparagra-
fen“ in die Stadionordnung aufgenommen. Die Regularien der FIFA sehen 
vor, dass rassistische Diskriminierungen mit Stadionverboten sanktioniert 
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werden können (Glaser 2009: 101). Die Herausforderung besteht darin, mit-
hilfe einer Kombination von Aufklärung und Sanktionen, den extremen 
Rechten in jedem Verein zu zeigen, dass eine Aktivität im Stadion „keinen 
Sinn“ macht. So wird das Problem einer strategischen Ausweitung der ex-
tremen Rechten zumindest eindämmt. Deren Reaktion auf die Veränderun-
gen im deutschen Profifußball hat angesichts der Demographie des deut-
schen Profisports einen eindeutig anachronistischen Zug. 
 
2. Avantgarde Fußball? 
 
Denn der Spieler-Weltmarkt der „Brasilianer aller Länder“ hat die ethnische 
Homogenität auf dem Rasen aufgelöst. So besteht die Avantgarde-Rolle der 
Fußball-Kosmopoliten in der Auflösung der völkischen Herkunftslinie als 
Bestimmung dessen, was „deutsch“ sei. Der Identifikationscharakter der 
deutschen Nationalmannschaft fördert ein Selbstbild der deutschen Gesell-
schaft, das nicht mehr wirkt, wie von Caspar David Friedrich gemalt. Doch 
schon auf den Rängen zeigt sich ein anderes Bild. Migrantische Fankulturen 
sind nach wie vor häufig an den Mannschaften ihrer vermeintlichen ‚Her-
kunftsländer‘ orientiert – selbst wenn die Fans in Köln-Ehrenfeld geboren 
wurden und Städte wie Istanbul nur aus dem Urlaub bekannt sind.  
Spitzen wir am Schluss dieses Essays die Frage nach der Repräsentation 
von Migranten im Fußball nochmals zu: Gerne lobt zum Beispiel die Bild-
Zeitung bei erfolgreichen Spielen „unsere Polen“ Lukas Podolski und Mi-
roslav Klose. Ein Lob mit zwiespältigem Charakter. Terkessidis hat im Vor-
feld der EM 2008 überzeugend darauf hingewiesen, dass Fußballer mit so-
genanntem Migrationshintergrund oder doppelter Staatsbürgerschaft ihre na-
tionale Loyalität mehrfach beweisen müssen. Er zitiert den aus dem Kosovo 
stammenden Schweizer Spieler Valom Behrami, der in einem Interview mit 
dem Magazin 11 Freunde den Zusammenhang auf den Punkt brachte: Wenn 
ein Philipp Degen schlecht spiele, so habe er einen schlechten Tag erwischt. 
Spiele er, Behrami, schwach, werde die Charakterfrage gestellt (Terkessidis 
2008). Diese Selbsteinschätzung legt nahe, dass Spieler mit Migrationshin-
tergrund trotz der Privilegierung einen prekären Sonderstatus haben:  
 
„Bei den aus Brasilien stammenden Spielern in Diensten unterschiedlicher National-
mannschaften dürfte der Druck noch höher sein. Die willkürliche Einbürgerung einer 
Person im ‚nationalen Interesse‘ ist ja an die Erbringung bestimmter Leistungen ge-
koppelt: In Schwächephasen ist dann schnell das Argument bei der Hand, jene Perso-
nen würden der Nation nicht nutzen, sondern sie ausnutzen“ (Terkessidis 2008). 
 
Die Einschätzung der Position des modernen Fußballs als politische Arena 
und Konfliktfeld zwischen kosmopolitischen Tendenzen und Einflussnah-
men der extremen Rechten bleibt ambivalent. Selbst progressive Entwick-
lungen bleiben fragwürdig. So wurde in der Kölner Boulevardzeitung Ex-
press Lukas Podolski nach seiner Rückkehr vom FC Bayern mit einer 22-
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seitigen Extrabeilage gefeiert, die einem modernen Personenkult glich. Po-
dolskis „polnische Wurzeln“ werden respektvoll dargestellt und trotzdem 
zeichnet der Express ihn als echten „kölschen Jung“ aus. Das wäre eine po-
sitive Veränderung, denn hier wird regionale Identität nicht über das völki-





Im schlechten Fall aber blieben Fußball-Migranten, bleiben „unsere Polen“ 
oder – wie das Zitat von Behrami anschaulich zeigt – „unsere Kosovaren“ 
millionenschwere „edle Wilde“ mit deutschem oder schweizerischem Pass – 
und Sonderstatus. Sie sind kein verallgemeinerbares Beispiel einer demo-
kratischen Einwanderungsgesellschaft, sondern bleiben – um ein bekanntes 
Politikerwort umzuwandeln – Deutsche auf dem Papier, nämlich eingekauf-
te Ausländer, die uns nützen sollen, also einer besonderen Funktions- und 
Verwertungslogik unterworfen sind. An dieser Stelle ist Clemens Pornschle-
gel zuzustimmen, wenn er schreibt: „Der Fußballnationalismus wird folglich 
auch erst dann verschwunden sein – und keinen Tag früher –, wenn das poli-
tische Prinzip des Nationalstaates sich verabschiedet haben wird“ 
(Pornschlegel 2002: 111). 
Das völkische Deutschtum, die ethnische Homogenität der Müller, Mai-
er, Beckenbauer wurde so zwar partiell aufgelöst und trägt zur Änderung 
des Selbstbilds der deutschen Gesellschaft bei. Die Sonderrolle des „Ande-
ren“ ist aber auch in einer „multiethnischen“ Nationalmannschaft nicht ü-
berwunden. Die Kommerzialisierung des Fußballs wiederum, die als Kon-
sequenz eines „farbenblinden“ Liberalkapitalismus nicht nach der Herkunft, 
sondern der Leistung fragt, fördert eine funktionale Logik des Spiels. Ob die 
Trainer und Torschützen Klose, Klinsmann oder Kuranyi heißen, ist neben-
sächlich, solange die fußballerische Qualität erbracht wird. Doch dort, wo 
keine Sponsoren um ihren Ruf fürchten müssen, wo das Publikum nicht das 
dumpfe Unbehagen an der Einwanderungsgesellschaft verdrängen muss, ist 
das „zivilisatorische Element“ der Kommerzialisierung hinfällig, öffnen sich 
die Einflusszonen für die extreme Rechte. 
So zeigt der hier geschärfte Blick, welche die Stadien und Fußballplätze 
als politische Arenen begreift, dass der „Kampf um das Stadion“ nicht nur 
ein Kampf um sportliches fair play ist. Der Fußball ist Deutschlands popu-
lärster Breitensport – und zugleich ein gesellschaftliches Konfliktfeld, in 
dem um kommerzielle Hegemonie und die Repräsentation von Minderheiten 
gerungen wird. 
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ANMERKUNGEN 
 
1  Der im August 2009 erschienene Artikel des im nordrhein-westfälischen 
Siegen aktiven NPD-Kommunalpolitikers Stephan Flug in der Deut-
schen Stimme gibt außerdem Auskunft über die verschwörungstheoreti-
sche Grundierung rechtsextremen Denkens. Mit Verweis auf den Be-
gründer der „Paneuropa“-Bewegung, Richard Nicolaus Coudenhove-
Kalergie (1894-1972), der hier als Freimaurer und Propagandist einer 
„eurasisch-negroide[n] Zukunftsrasse“ vorgestellt wird, schreibt Flug: 
„Neben den optisch erkennbaren Wurzeln zahlreicher Spieler führen zu 
aller Verwunderung auch noch andere Details auf die Spuren brisanter 
Hintergrundpläne im Sinne eines Coudenhove-Kalergie. Die Pyramide 
ist eines der am häufigsten verwendeten Symbole besagter Logenbrüder. 
Man findet sie u.a. auf der Ein-Dollar-Note oder im Firmenlogo von 
Medienkonzernen, Banken, Versicherungen und nicht zuletzt im Logo 
des Deutschen Fußballbundes. Der Schriftzug des DFB entspricht näm-
lich drei ineinander verschachtelten Pyramiden. Dreht man das DFB-
Logo um 90 Grad nach links, so hat man eines der klassischen Freimau-
rersymbole vor Augen. Alles nur Zufall? Die Zukunft wird es zeigen“ 
(Flug 2009: 27). 
2  Der Sportwissenschaftler Gunter A. Pilz präzisiert diesen Befund: „Der 
Rückgang von rassistischen, bzw. rechtsextremen Verhaltensweisen in 
den oberen Spielklassen bedeutet nicht unbedingt einen Rückgang von 
problematischen Einstellungsmustern, vielmehr ist eine Diskrepanz zwi-
schen Einstellungen und Verhaltensweisen festzustellen. Der Rassismus 
und die Fremdenfeindlichkeit werden – wo soziale und ordnungspoliti-
sche Kontrollen greifen – verdeckter und subtiler. Damit wird auch deut-
lich, dass Kontrolle und Strafen allein das Problem nicht lösen, sondern 
zunächst einmal nur verdrängen.“ (Pilz 2009: 564f.) 
3  Vgl. zu den latenten und manifesten rechtsextremen Einstellungsmustern 
in der Bevölkerung die Studie „Vom Rand zur Mitte“ (De-
cker/Brähler/Geißler 2006), wonach 8,6 Prozent der Bevölkerung ein 
„geschlossen rechtsextremes Weltbild“ haben.  
4  Exemplarisch dazu auch Clemens Pornschlegel: „[…]Fußball ist ein 
immer wieder neue justierter Spiegel, ein Ort des Selbstbildes der Ge-
sellschaft, ein ‚Spiegel` im exakten mythologischen Sinn“ (Pornschlegel 
2002: 106); bzw. „Fußball funktioniert sehr wohl als ein privilegierter 
‚Spiegel’ der ganzen Gesellschaft (die bislang bekanntlich noch national 
organisiert ist), und er besitzt bezüglich der Individuen repräsentative, 
also formierende, normative und sozialisierende Kraft“ (ebd.: 109).  
5  2009 gelang es der Jungen Freiheit nicht, Gerhard Mayer-Vorfelder zum 
Kronzeugen gegen die vom DFB unterstützen „Kampagnen gegen 
rechts“ zu machen. Wollte die JF in ihrer Ausgabe 31-32 (24./31. Juli 
2009) auf dem Titelblatt noch die „Rote Karte für die Politik“ zeigen, 
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scheiterte JF-Redakteur Moritz Schwartz in seinem „Streitgespräch“ mit 
dem Vorhaben, Mayer-Vorfelder eine eindeutige Distanzierung von der 
Politik seines Nachfolgers Theo Zwanziger (auch er ein Mitglied der 
CDU) zu entlocken. Stattdessen erhielt die Graue Eminenz des DFB im 
Leitartikel ein vergiftetes Lob: „Für Mayer-Vorfelder wiederum spricht, 
dass es nur schwer vorstellbar ist, dass der frühere CDU-Minister die 
Kompassnadel des Schwulen Netzwerks NRW erhält – wie Zwanziger 
vor drei Wochen“ (Hausner 2009: S.1). 
6  Dass der vielgeschmähte Uli Hoeneß – über Jahrzehnte das Feindbild in 
der Bundesliga – dennoch immer wieder als Mäzen und Förderer (etwa 
des FC St. Pauli) in Erscheinung getreten ist, sei zur adäquaten Würdi-
gung dieser Reizfigur des deutschen Profifußballs ausdrücklich ver-
merkt.  
7  Das Selbstbild dieser Fangruppierung liest sich im Mullejan, dem Organ 
der Aachen Ultras 1999 (ACU 99) so: Die Gruppe sei gezwungen, ein 
Thema anzuschneiden, „welches niemals Teil von ACU sein sollte: PO-
LITIK. Liebe Leser, aufgepasst! Die Gruppe Aachen Ultras und all ihre 
Mitglieder verfolgen als solche keine politischen Ziele! Wir sind es leid, 
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Bürgerbeteiligung vor Ort als Strategie 





EINLEITUNG UND FRAGESTELLUNG 
 
Seit im Gefolge der deutschen Einheit ein die Öffentlichkeit merklich irritie-
render Rechtsextremismus in Deutschland (wieder-)erstarkte, ist der Frage, 
wie dieser Entwicklung begegnet werden könne, sehr viel Aufmerksamkeit 
gewidmet worden. Bücher, Broschüren, Filme, Veranstaltungen, also Hand-
reichungen und Projekte jeglicher Art, sind längst nicht mehr zu zählen. Da-
bei stehen im Vordergrund Strategien des Umgangs mit rechtsextremen Par-
teien – seit Mitte der 90er Jahre insbesondere mit der NPD – aber auch mit 
Organisationen, Kameradschaften und sonstigen Personengruppen, die vor 
allem in den Neuen Bundesländern in manchen Landstrichen und Kommu-
nen zu wachsendem Einfluss bis hin zur partiellen Dominanz kommen. For-
derungen an staatliche Akteure nach Verboten etwa der NPD oder anderer 
rechtsextremer Gruppen sind dabei spätestens seit Ende der 90er Jahre häu-
fig zu vernehmen. Staatlich geförderte Programme gegen Rechts sollen Ak-
tive fördern und vernetzen und in die Gesellschaft wirken lassen; umgekehrt 
gibt es zunehmend Ausstiegsangebote an rechte Mitläufer und wankende 
Kader. Die politische Bildung gegen Rechts soll breit in Schulen, Vereinen 
und Jugendgruppen verankert werden. Und selbstverständlich ist damit auch 
in den letzten Jahren die Publikationsflut zum Thema Rechtsextremismus 
mit analysierenden, beschreibenden und handlungsanleitenden Beiträgen 
fast ins Uferlose angeschwollen. Diese hier nur sehr summarisch gezeichne-
te Entwicklung ist erst einmal zu begrüßen, weil sie zeigt, dass sich deutsche 
Gesellschaft, Politik und Kultur in erheblichem Ausmaß sensibel gegenüber 
einem Anwachsen von Rechtsextremismus darstellen. Fraglich ist aller-
dings, inwieweit diese Reaktionsformen bisher schon Erfolg gehabt haben 
und auf längere Sicht Erfolg haben werden. So ist etwa den staatlich geför-
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derten Programmen öfters vorgehalten worden, die bereitgestellten Mittel 
würden eher zur Förderung von Eigeninteressen (etwa zur Einrichtung von 
Sozialpädagogenstellen) oder gar nur zum Kampf gegen den Konservati-
vismus missbraucht. Ernster als solche parteipolitisch motivierte Kritik ist 
allerdings jene zu nehmen, die auf einen Abstumpfungseffekt (vor allem) 
bei Jugendlichen hinweist, der durch zu massiv aufgetragene politische Bil-
dung eintreten könnte. Erst durch kontinuierlich durchgeführte Evaluierun-
gen der verschiedenen Maßnahmen wird man auf Dauer die Spreu vom 
Weizen trennen können. Zusätzlich zu solchen expliziten Aktivitäten gegen 
rechts finden seit Jahren auch eher implizite Aktivitäten statt, die vor allem 
als Präventionsmaßnahmen gegen Rechts angesehen werden können. Eine 
dieser Maßnahmen ist Beteiligung der Bürger und Bürgerinnen1 an der Lö-
sung politischer Probleme und Konflikte. 
Wenn ich mich im Folgenden mit Bürgerbeteiligung vor Ort als einer 
Strategie gegen Rechtsextremismus befassen möchte, dann nicht in dem 
Sinne, dass hier etwas völlig Neues vorgetragen würde: Demokratie lernen, 
um Rechtsextremismus vorzubeugen, wird durchaus in verschiedenen For-
men bereits erprobt (vgl. etwa Molthagen/Klärner/Korgel/Pauli/Ziegen-
hagen 2008; Braun/Hörsch 2004). Vielmehr geht es mir darum, Bürgerbetei-
ligung als eine Art „Mehrzweckwaffe“ stark zu machen, die einerseits gegen 
Rechtsextremismus eingesetzt werden und gegen ihn immun machen kann, 
die aber darüber hinaus viel stärker im öffentlichen Leben gebraucht werden 
sollte, weil sie zentrale demokratische Einstellungen und Handlungsweisen 
entwickeln und stärken kann, ohne welche lebendige und an Nachhaltigkeit 
orientierte Demokratien auf Dauer nicht bestehen können. Ich will meine 
Überlegungen dazu in zwei Schritten entfalten: 
Zuerst werde ich zwei unterschiedliche Weisen der Konfliktaustragung 
skizzieren, eine autoritäre und eine pluralistisch-demokratische, die sich 
konträr gegenüberstehen. Sodann werde ich die von mir skizzierte pluralis-
tisch-demokratische Weise der Konfliktaustragung als praktizierte Bürger-
beteiligung vorstellen, ihre Kriterien in Bezug auf die Stärkung demokrati-
scher Einstellungen und Handlungsweisen reflektieren und kurz ihre Chan-
cen ausloten. Eine zusammenfassende These zur Prävention von Rechtsex-
tremismus durch Bürgerbeteiligung beschließt meinen Beitrag.  
 
 
ZWEI MODELLE VON KONFLIKTAUSTRAGUNG 
 
Die folgende Übersicht stellt die beiden Modelle gegenüber, die ich im An-
schluss erläutern werde. 
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Übersicht: Zwei Modelle von Konfliktaustragung 
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Die beiden Modelle unterscheiden sich bereits grundlegend darin, dass in 
dem einen Modell Konflikte etwas sind, was möglichst vermieden werden 
soll. Konflikte stören danach nur das reibungslose Funktionieren eines Sys-
tems, also etwa einer Gruppe, einer Organisation oder einer Partei. Konflik-
te zeigen demnach, dass beispielsweise eine Partei nicht geschlossen hinter 
der Führungsriege stehe, was in den Augen der Wähler wiederum als Manko 
gelte. Wer Konflikte schüre, sei ein Quertreiber, und man sollte ihm im Inte-
resse der Homogenität der Gruppe Einhalt gebieten, weil er damit das „Ge-
samtwohl“ verletzt. Konflikte schwächen natürlich auch die Durchsetzungs- 
und Überlebensfähigkeit der Gruppe nach außen.  
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Gegenüber dieser Vorstellung von Konflikten als Schwächung eines 
Systems geht das alternative Modell davon aus, dass Konflikte ubiquitär 
sind, also in menschlichen Zusammenschlüssen immer und überall vorhan-
den sind oder zumindest vorhanden sein können – aber nicht nur dies, son-
dern auch vorhanden sein dürfen, ja sollen. Unter Bezug auf den bekannten 
Satz von Immanuel Kant: „Der Mensch will Eintracht; aber die Natur weiß 
besser, was für seine Gattung gut ist: sie will Zwietracht“, wird für Ralf 
Dahrendorf, den bekannten Theoretiker des modernen Liberalismus, sozia-
ler Wandel „in Richtung und Rhythmus bestimmt durch jene Kraft der Un-
ruhe, für die es so schwer ist, einen hinlänglich allgemeinen Namen zu fin-
den, eben durch Unvertragsamkeit, Zwietracht, Antagonismus, Widerspruch 
und Widerstand, durch Konflikt.“ Und diese, so „lästig“ sie auch immer sein 
mögen, „sie sind doch Kräfte der Zukunft“ (Dahrendorf 1987: 39f., 56). 
Um Konflikte im System möglichst auszumerzen, ist im autoritären Mo-
dell das Ziel eines Konfliktaustrags, den Gegner zu besiegen, um die Ursa-
chen des Konflikts zu beseitigen. Gelangt man mit dem Gegner nur zu ei-
nem Kompromiss, ist der nächste Konflikt bereits programmiert, weil jeder 
nur darauf wartet, eine Schwächung des anderen für den eigenen Sieg aus-
zunutzen. Kompromisse sind also „halbe Sachen“ und letztlich Ausdruck 
eigener Schwäche, die es möglichst zu beseitigen gilt. Hoffnung auf Kon-
fliktlösungen, bei denen beide Kontrahenten gewinnen, sogenannte Win-
Win-Lösungen, ist danach Ausdruck einer gefährlichen Utopie, die den 
prinzipiell antagonistischen Charakter politischer Konflikte nicht erkennt 
oder nicht erkennen will.  
Im alternativen Modell geht es hingegen keineswegs darum, Konflikte 
auszumerzen, sondern darum, Konflikte einzuhegen, zu „managen“, also die 
Auseinandersetzung so zu gestalten, dass möglichst wenig Verletzungen 
ausgeteilt und empfangen, somit Schäden minimiert werden und das kreati-
ve und entwicklungsfördernde Potential von Konflikten optimiert wird. 
Kompromisse sind insofern durchaus Ziel eines Konfliktaustrags, noch bes-
ser aber ist die Suche nach Lösungen, die beide Seiten zu Gewinnern ma-
chen (Win-Win-Lösung). Dies ist, so wird realistisch gesehen, kein leichtes 
Unterfangen, aber möglich. Daher legt man von vornherein Wert darauf, die 
Beziehungen zum Konfliktgegner nicht abbrechen zu lassen, sondern darauf 
hinzuarbeiten, dass (wieder) gegenseitiges Vertrauen diese Beziehungen un-
terfüttert; man will aus der Konfliktgegnerschaft in eine Konfliktpartner-
schaft gelangen. Dazu ist es nötig, auch die Sichtweise der Gegenseite 
wahrzunehmen, also ihre Interessen, ihre Schwierigkeiten, ihre Ziele, sowie 
darauf hinzuarbeiten, dass die Gegenseite ebenso verfährt. Eine solche Ver-
schränkung der Perspektiven (im Fachterminus „Reziprozität der Perspekti-
ven“) setzt allerdings die vorherige Herstellung gleicher „Augenhöhe“ vor-
aus, was ohne Pflege eines beiderseitigen starken Selbstbewusstseins kaum 
gelingen kann. Diese Prozesse vertrauensbildender Maßnahmen sind natür-
lich umso eher möglich, je weniger weit ein Konflikt bereits eskaliert ist. 
Wenn ein Konflikt schon so weit fortgeschritten ist, dass im gegenseitigen 
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Hass nur noch die Vernichtung des Gegners, der zum Todfeind geworden 
ist, das Ziel ist, greift dieses Modell erst einmal nicht mehr. Aber es ver-
sucht, alles daran zu setzen, eine solche Eskalationsstufe sich erst gar nicht 
entwickeln zu lassen. Ist ein Konflikt nämlich in Hege, geht es darum, ihn in 
gemeinsamer Arbeit so lange zu bearbeiten, bis sein Spaltpotential nicht 
mehr bedrohlich ist und sein Wiederaufflackern gemeinsam verhindert wer-
den kann. 
Das Gegenmodell geht prinzipiell vom worst case aus: Echte Konflikte 
stellen immer eine Freund-Feind-Situation dar – andernfalls wären es nur 
Meinungsverschiedenheiten. Schuld am Konflikt hat nur der Feind, die ei-
gene Position wird verteidigt und gerechtfertigt. Insofern ist die Suche nach 
Sündenböcken in diesem Modell fest verankert. Im Konflikt kommt es also 
darauf an, sich selbst so weit wie nur möglich zu stärken, sich Vorteile zu 
verschaffen, den Feind hingegen wo es nur geht zu schwächen und zu schä-
digen. Statt Versuche zu unternehmen, gemeinsam den Konflikt zu bewälti-
gen, kann es hier nur darum gehen, dem Gegner den eigenen Stil aufzu-
zwingen, Strategien und Taktiken vor dem Feind zu verbergen, falsche 
Fährten zu legen, die gegnerischen Absichten auszuspähen. Folgerichtig ist 
dabei nichts schlimmer, als dem Gegner Vertrauen entgegen zu bringen; im 
Niedermachen des Feindes wird das eigene Selbstbewusstsein gestärkt. Ist 
der Konfliktgegner besiegt, geht es darum, ihn mit allen Mitteln nicht wie-
der hochkommen zu lassen. Ist man selbst der Unterlegene, sinnt man auf 
Rache und sucht den baldigst möglichen Wiedereinstieg in den Konflikt. 
Auch Kompromisse befrieden nicht auf Dauer, sondern tendieren zum Wie-
deraufleben des Konflikts. Letztlich zeigt sich in diesem Modell eine Sicht-




EINSTELLUNGEN UND VERHALTENSWEISEN GEMÄSS 
DER MODELLE 
 
Diese zwei hier vorgestellten Modelle der Konfliktaustragung korrespondie-
ren natürlich nicht zufällig mit grundlegenden Einstellungs- und Persönlich-
keitsmustern, die wir bei demokratischen bzw. autoritären Menschen wahr-
nehmen können. Seit den Forschungen zur „autoritären Persönlichkeit“  
(Adorno et al. 1950) Mitte des vorigen Jahrhunderts ist immer wieder darauf 
verwiesen worden – erst kürzlich erneut in Studien aus der Friedrich-Ebert-
Stiftung (vgl. Decker/Brähler 2006; Decker/Rothe/Weissmann/Geißler/ 
Brähler 2008; Decker/Brähler 2008) –, dass für ein autoritäres und/oder 
rechtsextremes Einstellungsmuster die politische Deprivation, d.h. „das Ge-
fühl, politisch einflusslos zu sein“, von zentraler Bedeutung ist, ja sogar 
noch wichtiger als das Gefühl, ökonomisch zu kurz gekommen zu sein. Als 
bedeutsam wird des Weiteren ein „emotional kaltes und gewaltvolles Erzie-
hungsklima“ (Decker/Brähler 2008: 7) angesehen, das sich oft in einem ge-
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ringen Selbstwert sowie in einem Gefühl niederschlägt, in seiner Umgebung 
nicht richtig akzeptiert zu sein. Somit fühlt man sich in seinem Umfeld auch 
eher unwohl und unsicher. Dieses mangelnde Gefühl von Sicherheit verhin-
dert die Ausbildung der Fähigkeit, mit unsicheren und belastenden Situatio-
nen selbstbewusst umzugehen. Diese geringe „Ambiguitätstoleranz“ will 
und kann nichts in der Schwebe lassen, sondern fordert schnelle Entschei-
dungen, im Zweifelsfall sogar lieber eine falsche als gar keine. Charakteris-
tisch ist auch die Suche nach Sündenböcken, begleitet oft von einer domi-
nanten, verschlossenen, misstrauischen, ja ängstlichen und depressiven 
Stimmung (vgl. Decker/Brähler 2006: 85-130). Zu einer im engeren politi-
schen Sinne rechtsextremen Einstellung kommen nach diesen Forschungen 
zu den bisher genannten Merkmalen noch generelle „Ungleichwertigkeits-
vorstellungen“ hinzu, die sich politisch als Befürwortung einer rechtsgerich-
teten Diktatur; Chauvinismus sowie Verharmlosung des Nationalsozialis-
mus, in sozialer Hinsicht als Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus sowie 
Sozialdarwinismus ausdrücken (vgl. dazu insgesamt Decker/Brähler 2006: 
20f.). Ein derartiges rechtsextremistisches Einstellungspotential wird derzeit 
bei rund 10 bis 15 Prozent der deutschen Bevölkerung angenommen (Stöss 
2007: 67; Decker/Brähler 2006: 1312), stellt also kein bloßes „Randphäno-
men“ (Stöss 2007: 74; Decker/Brähler 2006, 2008) dar, sondern reicht 
durchaus partiell „in die Mitte der Gesellschaft“.  
Sehen wir uns das Alternativmodell an, dann korrespondieren ihm de-
mokratisch-pluralistische Verhaltensweisen und Einstellungen, die sich etwa 
wie folgt darstellen: Solche Menschen haben keine Scheu vor Konflikten, 
versuchen aber, Konflikte nicht ausufern zu lassen, sondern sie zu hegen. 
Sie wissen, dass dies nur mit dem Konfliktgegner oder besser: Konfliktpart-
ner geht, denn sie akzeptieren auch dessen Menschenwürde und das gleiche 
„Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit“. Sie wissen dabei, dass 
dieses Recht meist im Spannungsfeld der Rechte anderer steht, wie Art. 2 
GG unmissverständlich sagt.3 Kompromisslose Durchsetzung eigener Inte-
ressen in Konflikten ist insofern keine realistische und schon gar nicht (je-
denfalls in diesem Modell) erwünschte Zielvorstellung. Vielmehr geht es 
darum, in selbstbewusster Weise die möglichen Zumutungen anderer aufzu-
nehmen und seine eigenen Interessen ins Spiel zu bringen. Die Einübung in 
diskursive Streitkultur, der Verzicht auf jegliche Form von Gewalt, das Set-
zen auf Fairness und Offenheit im Umgang mit dem Gegenüber und schließ-
lich Vertrauen in die Kraft gemeinsamer Anstrengungen, die Konflikte zu 
lösen, fordern und fördern eine stabile und sozial versierte Persönlichkeit. 
Sie kann darauf verzichten, entweder den gordischen Knoten einfach zer-
schlagen zu wollen oder, anders herum, den anfallenden Konflikten lieber 
ganz aus dem Weg zu gehen.  
 
 
BÜRGERBETEILIGUNG ALS STRATEGIE GEGEN RECHTSEXTREMISMUS | 123 
 
 
PROZESSE DER BÜRGERBETEILIGUNG ALS 
FÖRDERUNG UND ENTWICKLUNG DEMOKRATISCHER 
EINSTELLUNGEN UND VERHALTENSWEISEN 
 
Nun liegt der Einwand nicht zu fern, solche demokratisch vorbildlichen Per-
sönlichkeiten seien wohl nicht der Regelfall, sondern vielleicht sogar eher 
die Ausnahme. Das hier vorgestellte demokratisch-pluralistische Modell sei 
daher durchaus sympathisch, aber doch ziemlich utopisch. Einer solchen 
Einschätzung wäre wohl kaum zu widersprechen, würde man Konfliktpar-
teien unvermittelt mit- und gegeneinander agieren lassen. Wo dieses ge-
schieht, eskalieren Auseinandersetzungen oft bis hin zum Gewalteinsatz und 
einer Sieg/Niederlage-Beendigung oder bis zu einer oft nur noch gewaltsa-
men Schlichtung von außen. Aus diesen Gründen heraus verlangen Kon-
fliktsituationen realistischerweise nach einer schlichtenden Institution, nach 
einem Schiedsrichter, einem Vermittler – und natürlich nach Regeln, die 
Gewalt ausschließen und friedlichen Ausgleich zum Ziel haben, also dem 
pluralistisch-demokratischen Modell entsprechen.  
Meine These ist nun, dass Bürgerbeteiligung in Konfliktfällen pluralis-
tisch-demokratische Einstellungen und Verhaltensweisen erlebbar macht, 
stärkt und damit vor dem Abgleiten in autoritäre Entscheidungsmuster 
schützt. Dies gilt allerdings nur, wenn solche Beteiligung den Kriterien des 
pluralistisch-demokratischen Modells entspricht. Dass diese zum Einsatz 
kommen und realisiert werden, ist die zentrale Aufgabe von Schlichtern, 
Moderatoren, Mediatoren. Diese werden immer dann benötigt, wenn die 
Konfliktgegnerschaft bereits so weit gewachsen ist, dass eine Verständigung 
auf jene Kriterien und ihre Umsetzung durch die Konfliktparteien allein 
nicht mehr erwartbar ist oder schon nicht mehr gegeben ist – also im Groß-
teil ernsterer Konfliktfälle. Für den Schlichter bedeutet dies eine schwere 
Aufgabe. Wie dieser Erfolg versprechend realisiert werden kann, soll im 
Folgenden in Grundzügen dargestellt werden. 
 
 
DIE ROLLE DES KONFLIKTMODERATORS – EINIGE 
GRUNDSÄTZLICHE REFLEXIONEN AUS ERFAHRUNG 
 
Ich will dazu aus eigenen Erfahrungen berichten, die vor 20 Jahren began-
nen und insgesamt zehn Projekte umfassen und einige Wochen oder Mona-
te, teilweise aber auch mehrere Jahre andauerten.4 Aus diesen Projekten sind 
auch drei Dissertationen entstanden (vgl. Feindt 2001; Busch 2007; Maßlo 
2010), eine vierte ist in Arbeit5. Im Übrigen decken sich die hier gewonne-
nen Erfahrungen in weitem Bereich mit der einschlägigen Literatur (vgl. 
insbesondere Glasl 2002). Bei all diesen Erfahrungen handelt es sich um 
Bürgerbeteiligungen, bei denen Konflikte unterschiedlicher Herkunft (Pla-
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nungsprobleme, soziale Probleme, Alltagskonflikte usw.) von Bürgerinnen 
und Bürgern weitgehend in Eigenregie, aber unterstützt von mir als Modera-
tor/Mediator, allein oder im Team, gemanagt wurden. Von einem Moderator 
spricht man in Kurzform üblicherweise, wenn jemand Drittes eine (konflik-
täre) Kommunikation lenkt, steuert, von einem Mediator dann, wenn er dar-
über hinaus die Parteien zu einer gemeinsamen Vereinbarung führen soll. 
Nicht in allen von mir geleiteten Konfliktmanagement-Prozessen sind am 
Ende Ideallösungen entstanden, jedoch ist es (fast) überall gelungen, die 
Konfliktparteien zueinander zu führen und gemeinsame Ergebnisse zu pro-
duzieren, auch wenn manchmal (meist kleine) Teile davon in einem ge-
meinsam definierten Dissens bestanden. Dies alles ist insofern erwähnens-
wert, als dass in weit mehr als der Hälfte der Fälle der Konflikt – zu Beginn 
meiner dortigen Moderationstätigkeit – schon soweit fortgeschritten war, 
dass er in jene Stufen der Eskalation hineinragte, in denen nicht oder kaum 
mehr miteinander gesprochen wurde, sondern gegenseitige Verteufelungen 
und Drohungen Platz griffen, man also kurz davor stand, in eine „Lose-
Lose“-Situation zu geraten, in der man dem anderen auf jeden Fall schaden 
zufügen will, auch wenn man selbst dabei verliert. Nach Friedrich Glasls 
Eskalationsstufen-Modell war also der Konflikt weit über jenes Niveau be-
reits eskaliert, auf dem noch „Win-Win“-Lösungen erwartbar sind, und be-
reits dort angelangt, wo „Win-Lose“-Denken vorherrscht, (das heißt mein 
Gewinn also dein Verlust ist und umgekehrt), ja sogar schon dorthin reichte, 
wo – wie gesagt – ohne Rücksicht auf eigene Verluste dem anderen Schaden 
zugefügt werden soll (vgl. Glasl 2002: 215ff.).  
Gerade in solchen Fällen, aber auch in leichteren Konfliktsituationen, 
erachte ich es als unerlässlich für die Konfliktschlichtung, damit zu begin-
nen, in bilateralen Gesprächen zu versuchen, das Vertrauen in den Modera-
tor und das Selbstwertgefühl der Konfliktparteien zu stärken. Am besten 
eignen sich dazu dialogische Interviews, die auch als Gruppeninterviews 
laufen können (vgl. bereits Gessenharter et al. 1994: 22ff., 44ff.). Weil sol-
che Interviews in der Moderatorenpraxis offenbar nicht die Regel sind, will 
ich ihnen hier besondere Aufmerksamkeit schenken. Bei diesen Interviews, 
die nicht als Frage-Antwort-Spiel, sondern streng dialogisch ablaufen, sind 
die Interviewten ganz aktiv eingebunden, weil der Interviewleitfaden ihnen 
jegliche Freiheit in der Beantwortung, in der Schwerpunktsetzung der zu 
behandelnden Fragen sowie in der Ausführlichkeit der Antworten lässt. Das 
Interesse, das der Moderator an der Sichtweise des Interviewpartners durch 
aktives Zuhören zeigt, sowie die Empathie, die er beispielsweise durch ver-
ständnisvolles Nachfragen deutlich machen kann, ermöglichen die Erfah-
rung bei den Interviewten, dass die eigene Sichtweise respektiert wird, und 
verstärken damit in der Regel deren Selbstwertgefühl. Durch Förderung der 
Kreativität im Wahrnehmen, Strukturieren und Bewerten der Konflikte ist es 
leichter, alternative Lösungsvorschläge zu ermitteln. Dazu ist es allerdings 
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notwendig, frühzeitig den zentralen Gedanken einzuführen, dass die Men-
schen gleich(berechtigt) und unterschiedlich sind, letzteres auch sein dürfen 
und es daher selbstverständlich sein sollte, dass jeder/jede ein Recht auf eine 
eigene Interessenlage hat – also auch der Konfliktgegner. Insofern umfassen 
unsere dialogischen Interviews, wenn sie vollständig durchgeführt werden 
können, nicht nur Fragen nach der optimalen bzw. maximalen Zielvorstel-
lung, der sogenannten Königsfrage, sondern auch nach den erwartbaren 
Hindernissen bei der Realisierung solcher Vorstellungen. Zur Abschätzung 
solcher Hindernisse ist es zielführend, sich in den Gegner hineinzuverset-
zen. Gleichzeitig bedeutet dieses Sichhineinversetzen auch den Beginn eines 
Perspektivenwechsels, der unumgänglich ist, wenn später gemeinsame Ver-
handlungen anstehen. So unumgänglich dieser Wechsel ist, so schwierig ist 
er, weil sich Leute, die in einem Konflikt stehen, eher fragen: „Warum soll 
ich mir über diesen Menschen auch noch ‚einen Kopf machen‘?“  
Hier ist spätestens der Zeitpunkt, wo der Moderator deutlich seine eige-
ne Position im Konflikt zu erkennen gibt: Er ist, was seine Stellung zu den 
am Konflikt beteiligten Personen oder Gruppen angeht, allparteilich sowie, 
was die Konfliktinhalte betrifft, neutral. Gleichzeitig ist er Förderer und 
Wächter der – für Demokratien übrigens insgesamt kaum zu überschätzen-
den – Ressource „Vertrauen“: Ohne Vertrauen seitens der Konfliktparteien 
in seine Allparteilichkeit und Neutralität kann er nämlich seine Aufgabe 
nicht erfüllen, und zugleich legt er damit das Fundament für gegenseitiges 
Vertrauen der Konfliktpartner, das es im gesamten Verfahren auszubauen 
gilt. Misstrauen nämlich treibt Menschen auseinander, was die Römer schon 
bei ihrem Spruch „divide et impera“ wussten: Wenn du Menschen beherr-
schen willst, trenne sie voneinander, vereinzele sie, was besonders gut durch 
Streuen von Misstrauen geht.  
Ein weiteres Instrument, um einen reflektierten und selbstbewussten 
Standort im Konfliktfeld zu erarbeiten, stellt nach meinen Erfahrungen die 
Akteurskonstellation dar, die wir den Interviewpartner zu erarbeiten bitten: 
Hierbei identifiziert er nicht nur Gegner und Unterstützer, sondern differen-
ziert auch zwischen Machtunterschieden im Gegnerfeld. Dadurch wird der 
„Feind“, zentraler Ansatzpunkt im autoritären Modell, entdiabolisiert, Al-
ternativen im Umgang mit Gegnern werden sichtbar.  
Besonders bedeutsam für die Bereitschaft, sich beim Konfliktmanage-
ment überhaupt aktiv zu beteiligen, ist es, wenn, z.B. bereits bei den Einla-
dungen zu den Interviews, glaubhaft gemacht werden kann, dass die von 
den Teilnehmern erarbeiteten Konfliktregelungen und sonstigen Ergebnisse 
auch effektive Wirkung in der Realität haben werden (und nicht nur die Ak-
tenablage in einer Behörde erhöhen). Dadurch wird die Selbstwirksamkeits-
erfahrung gestärkt – im Übrigen eines der besten Mittel gegen Politikverd-
rossenheit. In einer jüngst erschienenen Studie zum Kinder- und Jugendbei-
rat der Stadt Reinbek (bei Hamburg) kann der Autor (Maßlo 2010) gut her-
ausstellen, dass dieser Beirat nach zwei Jahren deshalb schon wieder schei-
terte, weil den Jugendlichen eben diese Selbstwirksamkeitserfahrungen im 
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kommunalpolitischen Alltag vorenthalten wurden. Die einschlägigen Inter-
viewäußerungen der Jugendlichen dazu sind geradezu klassisch. 
Die Ergebnisse der dialogischen Interviews zu Beginn einer Konflikt-
moderation sind ein unschätzbares Reservoir für die folgenden Moderati-
onsprozesse. Es versteht sich von selbst, dass der Moderator mit den ge-
wonnenen Kenntnissen absolut vertraulich umgeht. Gleichwohl sind sie die 
Grundlage dafür, wie er den weiteren Prozess strukturiert. Aber auch jetzt 
sind die Konfliktgegner nicht Objekte seiner Bemühungen, sondern er muss 
ihnen deutlich machen, dass er für die inhaltliche Strukturierung und die 
Regeln, die für die Verhandlungen gelten sollen, nur Vorschläge macht, die 
von den Teilnehmern angenommen werden – erfahrungsgemäß umso eher, 
je mehr Vertrauen er sich in den Vorgesprächen erarbeiten konnte. Ziel 
muss es immer sein, gleichberechtigte, also die Dominanz einer Partei ver-
meidende, offene, vertrauensvolle Situationen und Prozesse herzustellen. 
Die gleiche „Augenhöhe“ stärkt das Selbstwertgefühl bei den Konfliktpar-
teien, weil man sich zunehmend akzeptiert und sicher fühlt. Dies bedeutet 
für den Moderator, dass er deshalb bei Verstößen gegen die akzeptierten 
Regeln klar und unmissverständlich interveniert. Solche Interventionen sind 
oft eine Gratwanderung, denn der Moderator muss seine Unterscheidung 
deutlich machen können zwischen einer möglichen Herabwürdigung des 
Gegners und einer Kritik in der Sache, die oft auch hart ausfallen kann. Da-
bei muss er immer wieder um das gemeinsam getragene Verständnis ringen, 
dass die im Konflikt aufeinander treffenden Menschen gleich, im Sinne von 
gleichwertig, jedoch untereinander höchst ungleich sind.  
Es hat sich immer wieder gezeigt, wie wichtig es für ein erfolgreiches 
Konfliktmanagement ist, sich bei der Analyse von Konflikten, bei der Er-
zeugung von Lösungsmöglichkeiten, deren Umsetzung in Verabredungen 
und Handlungssequenzen sowie deren Evaluierung nicht unter zu starken 
Zeitdruck zu setzen und setzen zu lassen. Geduld im Umgang miteinander 
ist die Zwillingsschwester des gegenseitigen Vertrauens. Der Schnellschuss 
dagegen ist eher Markenzeichen autoritärer Festsetzung, die sich als alterna-
tivlos darstellt und Kritik scheut. Die Herstellung gegenseitigen Vertrauens 
ist zudem meist ein länger währender Prozess, der oft auch vor Rückfällen 
in die vordem feindlichen Haltungen nicht gefeit ist. Bis beide Parteien so 
weit sind, dass sie sich gegenseitig respektieren und die Sichtweisen der je 
anderen austauschen, wahrnehmen und akzeptieren können, ist viel Geduld 
nötig. Ist aber erst einmal diese Reziprozität der Perspektiven, wie es im 
Fachterminus heißt, erreicht, wird es immer leichter, auf Win-Win-
Lösungen hinzuarbeiten. Ich selbst habe verschiedentlich Konfliktprozesse 
erlebt, die sich derart entwickelten und zu Ergebnissen fanden, die vordem 
niemand zu erreichen gehofft hatte. Solche Lösungen sind dann tatsächlich 
nachhaltig, weil niemand mehr die Notwendigkeit empfindet, sie infrage zu 
stellen. Denn wenn die gegnerische Partei bereit ist, der anderen ihren Ge-
winn zu gönnen, und wenn dies umgekehrt auch gilt, gibt es große Chancen, 
dass diese Gewinne die im Kompromiss erfahrenen Verluste beiderseits 
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kompensieren. Aber selbst wenn es nicht zu dieser Ideallösung kommt, ist 
schon viel gewonnen, wenn beide Parteien Gemeinsamkeiten erkennen und 
verstärken, Differenzen wo immer möglich aufzulösen versuchen oder zu-
mindest diese Unterschiede gemeinsam als solche anerkennen und womög-
lich einhegen – getreu dem pluralistisch-demokratischen Grundsatz: we 
agree to disagree.  
Verhängnisvoll und völlig demotivierend wirken sich jedoch Konstella-
tionen aus, in denen die zerstrittenen Parteien sich zwar einigen können, die 
gefundenen Lösungen jedoch von politischen Gremien plötzlich torpediert 
werden. Ich habe diese Situation gottlob nur einmal erlebt. Dass durch sol-
che Verhaltensweisen Verärgerung und Politikverdrossenheit entsteht, dürf-
te nur zu verständlich sein. Ich habe mir deshalb, wo immer es möglich war, 
vertraglich zusichern lassen, dass die im Moderationsprozess von den Teil-
nehmern gemeinsam erarbeiteten Vorschläge von den politisch Verantwort-
lichen entweder umgesetzt würden oder öffentlich begründet würde, was 
einer Umsetzung im Wege stände.  
Jedenfalls erfahren die Teilnehmer, wie schwierig und oft auch langdau-
ernd es ist, einen veritablen Konflikt nachhaltig zu meistern, also einen 
Konflikt, in dem die Interessen in ihrer ganzen Unterschiedlichkeit aufein-
ander prallen, dennoch aber ihre Gleichwertigkeit vorausgesetzt wird. 
Trotzdem können sie in den meisten Fällen erfahren, dass Win-Win-
Lösungen insgesamt um ein Vielfaches zeit- und kostengünstiger sind, als 
wenn etwa sofort zu justiziellen Lösungswegen gegriffen wird. Als ein-
drückliches Beispiel sei hier die Erweiterung und Modernisierung der inner-
städtischen Hamburg-Messe angeführt, die ursprünglich von der betroffenen 
Quartiersbevölkerung vehement abgelehnt wurde. Die im Jahr 2000 von mir 
(zusammen mit Peter H. Feindt) geleitete Bürgerbeteiligung führte zu einem 
Kontrakt, der Grundlage für die in den folgenden acht Jahren durchgeführ-
ten Baumaßnahmen wurde. 2005 formulierte ich folgendes Zwischenresü-
mee: „Die mittlerweile längst angelaufenen Bau- und Umbauvorhaben 
konnten bislang ohne nennenswerte Zeitverzögerung durchgeführt werden. 
Irritationen, die zu Einsprüchen führen könnten, konnten zumeist durch In-
formation bereits im Vorfeld behoben werden. Angesichts der Probleme bei 
der Airbus-Landebahn-Verlängerung muss dies allein schon als großer Er-
folg gelten. Es scheint allen Seiten bewusst zu sein, dass es sich hier um ei-
nen sehr sensiblen Prozess handelt, bei dem sich schnell kleinere Irritationen 
zu massiven Störungen entwickeln könnten, wenn sich eine Seite ohne 
nachvollziehbare Begründung vom gemeinsam verabredeten und getragenen 
Ziel entfernen sollte“ (Gessenharter 2005). Ohne dass es auch in der Folge-
zeit einen juristischen Einspruch seitens der Bevölkerung oder anderer Be-
troffener gegeben hätte, konnte im Jahre 2008 der gesamte Erweiterungs- 
und Modernisierungsprozess planungs- und termingerecht abgeschlossen 
werden, und dies bei einem Projekt, das über 300 Millionen Euro kostete! 
Verallgemeinernd lässt sich durchaus der Schluss ziehen, dass die Beteili-
gung von Bürgern an konfliktären Entscheidungen nicht nur deren demokra-
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tische Einstellungen und Verhaltensweisen fördern, sondern auch Ergebnis-
se produzieren kann, die für alle Teile akzeptabel und daher auch dauerhaft 
sind: Demokratie und Effizienz sind keine Gegensätze, sondern ergänzen 
sich gegenseitig. 
Angesichts dieser Erfahrungen sollte man annehmen, dass Bürgerbetei-
ligung angeboten und wahrgenommen wird, wo immer sich Gelegenheit 
bietet. Und Gelegenheiten gibt es nicht nur auf dem lokalen Sektor, sie kann 
vielmehr auf allen politischen und gesellschaftlichen Ebenen eingesetzt 
werden.6 Dass sich mit den Ebenen auch die Formate solcher Beteiligungen 
ändern können und manchmal müssen, spricht nicht gegen ihren Einsatz. 
Wir verfügen dafür inzwischen über viele Beispiele und Erfahrungen, und 
zwar nicht nur aus dem nationalen Raum, sondern auch aus vielen anderen 
Ländern.  
Von einem Boom der Bürgerbeteiligung zu sprechen, wäre dennoch völ-
lig verfehlt. 1998 hatte zwar die damalige rotgrüne Koalition in ihre Koaliti-
onsvereinbarungen ein Kapitel aufgenommen, das „Sicherheit für alle – 
Bürgerrechte stärken“ überschrieben war und dabei unter anderem einen 
verstärkten Kampf gegen Rechtsextremismus ankündigte. Während dieser 
Kampf tatsächlich intensiviert wurde (für manche allerdings nicht entschie-
den genug), blieb die Stärkung der Bürgerrechte im Sinne von Beteiligungs-
rechten weitgehend aus. Auch für die große Koalition blieb dieser Bereich 
ziemlich unter- bzw. unbelichtet. Helmut Klages hat 2007 in seinem Bericht 
„Beteiligungsverfahren und Beteiligungserfahrungen“ (Klages 2007) von 
„Rückläufigkeiten des Beteiligungsangebots“ in den letzten Jahren gespro-
chen. Diese Entwicklung hängt sicherlich auch mit Ermüdungserscheinun-
gen bei der Bevölkerung zusammen, ist jedoch ebenfalls Folge davon, dass 
immer weniger von Seiten der Politik auf Beteiligungsverfahren neuerer Art 
zurückgegriffen wird, sondern sich – vor allem auf lokaler Ebene – offenbar 
erneut die eingefahrenen Muster von Interessendurchsetzung breitmachen: 




ZUSAMMENFASSUNG – EINE THESE 
 
Zum Schluss will ich meine Gedanken in einer These zusammenfassen: Ei-
ne wirksame Bekämpfung rechtsradikaler Entwicklungen kann durch eine 
effektive und effiziente Beteiligung von Menschen an für sie wichtigen 
Dingen bewirkt werden. Kurz: Wer eine gute Partizipationserfahrung ge-
macht hat, ist für den Rechtsradikalismus/Rechtsextremismus gleichsam ret-
tungslos verloren. Er weiß nämlich jetzt aus eigener Anschauung, wie 
schwierig das politische Geschäft sein kann und dass ideologische Worthu-
berei nur stört, dass aber Kompromisse meist unumgänglich und oft auch 
gar nicht so schlecht sind. Darüber hinaus wird sein Selbstbewusstsein 
wachsen, das ihn davon abhält, defätistisch die Dinge dem „starken Mann“ 
BÜRGERBETEILIGUNG ALS STRATEGIE GEGEN RECHTSEXTREMISMUS | 129 
 
 
anzuvertrauen, Sündenböcke zu suchen und „den schnellen Prozess“ zu ma-
chen. Vielmehr wird er versuchen, die fälligen Konflikte im Austausch mit 
anderen, insbesondere mit den Konfliktgegnern, einer soweit wie möglich 
gemeinsam erarbeiteten Regelung zuzuführen. Zielbild müssen immer Win-
Win-Lösungen sein, weil nur durch sie nachhaltige Konfliktregelungen 
möglich sind. Freund-Feind-Vorstellungen sind in diesem Konfliktrege-
lungsmuster nicht Ausgangs- und Endpunkt von Politik, wie im Denken 
Carl Schmitts und seiner neurechten Adepten, sondern mögliche Stationen 
in einem Konfliktablauf, die es zu überwinden gilt. Das mögliche Scheitern 
einer Suche nach Win-Win-Lösungen gilt dabei nicht als Beweis der Un-
möglichkeit solcher Suchprozesse, sondern als Aufforderung, es erneut zu 
versuchen. Wer „Politik“ vom klassisch-griechischen polemos, d.h. Krieg, 
her definiert, hat schon verloren – oder vielleicht auch einmal gewonnen, 
aber für wie lange? Jene andere Vorstellung aber von einer „politischen Mit-
te“, in der diese Konflikte sich quasi von selbst erledigten, hat Kurt Lenk 
trefflich als gefährlichen „Mythos“ entlarvt: Der Drang zur Mitte, der heute 
fast alle Parteien kennzeichne, verrate einen Drang zu Harmonie und Unent-
schiedenheit, der allerdings auch oft mit Verketzerung Andersdenkender 
gepaart sei (vgl. Lenk 2009: 20). Wer dagegen „Politik“ vom altgriechi-
schen polis ableitet, setzt darauf, dass nur gemeinsame, dialogische Arbeit 
daran, gegenseitiges Vertrauen zu schaffen, die allfälligen Konflikte einhe-





1  Im folgenden Text verwende ich oft nur die männlichen Formen – aus-
schließlich der Kürze halber. 
2  Decker/Brähler 2006 gehen von etwa zehn Prozent der Deutschen aus. 
3  Art. 2, Abs. 1 GG: „Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner 
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht ge-
gen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.“ 
4  Mannheim: Umweltbewusstsein bei Böhringer-Mannheim (1989); Bux-
tehude: Zusammenleben mit Ausländern (1993/94); Hamburg – St. Ge-
org: Drogenprobleme am Hauptbahnhof (1998/1999); Hamburg: Erwei-
terung und Modernisierung der Hamburg Messe (2000); Hamburg: Air-
bus – Ausstattungshalle (Moderation Sept./Okt. 2002); Bremen: Pauli-
ner Marsch/Werder Bremen (2004/05); Hamburg: Schulprojekt „Dialo-
gische Selbstbeobachtung an Schulen und in ihrem sozialen Umfeld“ 
(1998-2006); Bremen: Moderation des Runden Tischs zur A 281 (Okto-
ber 2007-April 2008); Hamburg: Moderation Kompromissgespräch Be-
zirk Eimsbüttel und Isebeck-Initiative (April 2010); Hamburg: Seit Ja-
nuar 2010 Moderation der Koordinierungsgruppe zur Bürgerbeteiligung 
am Masterplan/Zukunftsplan Altona. 
 
130 | WOLFGANG GESSENHARTER 
 
 
5  Sie wird die Erweiterung und Modernisierung der Hamburg Messe 
2000-2008 rekonstruieren und analysieren.  
6  Ich habe im letzten Jahr einen Projekt-Vorschlag zur politischen Partizi-
pation Jugendlicher formuliert, der vorsieht, dass Jugendliche in ihrer 
Kommune an allen sie betreffenden Planungen und Problemen beteiligt 
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 Zustand und Zukunft der Demokratie 

Skandale der Bonner Republik 
Ein Anstoß zu demokratischen Veränderungen 
ANDREA MORK 
Demokratietheoretisch sind Skandale nicht 
etwa skandalös, sondern paradoxerweise 
nötig (Papcke 1994: 50). 
 
 
Die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland auf ihre Skandale hin zu 
untersuchen, stellt in der Tat eine erkenntnisträchtige Perspektive dar. Sie 
lenkt den Blick auf die Unvollkommenheiten und Widersprüche der Gesell-
schaft, ihre Defekte, Ungleichzeitigkeiten, Machtkämpfe, Intrigen und 
Scheinheiligkeiten. Skandale lassen schlaglichtartig die Unauflösbarkeit von 
Wertkonflikten erkennen und weisen auf die Unmöglichkeit hin, die allge-
mein geltenden politischen und moralischen Normen umfassend durchzu-
setzen. Aber sie zeigen auch plastisch die Lernfähigkeit und Korrekturmög-
lichkeiten einer Demokratie. Kurz: Der Skandal ist besser als sein Ruf (vgl. 
Haus der Geschichte 2007).1 
 
 
EINE KURZE BEGRIFFSGESCHICHTE  
 
Ob im privaten Gespräch oder in der öffentlichen Auseinandersetzung, ob in 
eher gesellschaftlichen oder politischen Zusammenhängen: Die Kategorie 
„Skandal“ wird ins Spiel gebracht, um einer Kritik besonderen Nachdruck 
zu verleihen. Doch die Wortbedeutung ist bei näherem Hinsehen alles ande-
re als eindeutig. 
Der Begriff „Skandal“ geht auf griechische Wurzeln zurück: In seiner 
ursprünglichen Bedeutung bezeichnete „skándalon“ konkret das unter Span-
nung stehende Stellhölzchen einer Tierfalle, das bei Berührung umfällt und 
damit die Falle zuschnappen lässt. In der Bibel bedeutet „skándalon“ bezie-
hungsweise das lateinische „scandalum“ einen Verstoß gegen den Glauben, 
einen Stein des Anstoßes, einen Anlass zum Unglauben. Diese Konnotation 
des Anstößigen erhält mit dem Hinweis auf die öffentliche Empörung eine 
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weitere Bedeutungsnuance, als das „scandalum“ über den Umweg des Fran-
zösischen im deutschen Sprachraum Verwendung findet. So bezeichnet 
Immanuel Kant den Skandal als „ein öffentlich gegebenes Beispiel der Ver-
achtung strenger Pflichtgesetze“ (Kant 1797: 289) und akzentuiert damit die 
Öffentlichkeit als das Medium, in dem allein sich Skandale bilden können. 
Ohne unabhängige Öffentlichkeit kann es Skandale nicht geben. Diesem 
Wortverständnis entsprechend definieren die Gebrüder Grimm in ihrem 
Deutschen Wörterbuch Skandale als „öffentliches ärgernis erregende ge-
schichten“ (Grimm 1905: 1306). Bei diesem Sprachgebrauch ist es im 
Grunde bis heute geblieben.  
Der Begriff „Skandal“ in der hier verwendeten Bedeutung bezeichnet 
Verfehlungen, die im Zuge ihrer Enthüllung eine weithin empfundene öf-
fentliche Empörung auslösen. Im eigentlichen Wortsinn wird der Skandal 
demnach durch die Trias „Normverstoß – Enthüllung – öffentliche Empö-
rung“ definiert und damit vom Alltagsverständnis abgegrenzt, in dem die 
Unterschiede zu „Affäre, Kampagne, Straftat, Revolte, Hetze“ oder zum 
„Vorwurf“ oftmals verwischen. Das heißt, nicht alles, was als skandalös 
empfunden oder umgangssprachlich so genannt wird, ist ein Skandal. Erst 
die breite gesellschaftliche Empörung lässt den Missstand zum Skandal 
werden (vgl. Ebbinghausen/Neckel 1989; Käsler 1991). 
 
 
WIRKUNG UND FUNKTION 
 
Skandale gibt es wie Sand am Meer. Die Skandalisierung ist in einer Me-
diengesellschaft ein Dauerzustand. Der investigative Journalismus stellt eine 
Fülle an Skandalangeboten bereit, in denen Kritik an politischen und gesell-
schaftlichen Ereignissen oder Zuständen breitenwirksam zum Ausdruck ge-
bracht wird. Er schlägt Alarm, um das Publikum zu interessieren. Doch nur 
einen Teil des Angebots nimmt die Gesellschaft als Skandal an und verfolgt 
ihn weiter. Wie die jeweilige Wirkung und Funktion eines Skandals zu be-
werten ist, lässt sich nicht kategorisch, sondern nur aus ihrem jeweiligen 
historischen Kontext heraus erklären. Dabei kristallisieren sich unterschied-
liche Skandaltypen heraus, die im Folgenden erläutert werden: Der Skandal 
als Ventil der moralischen Entrüstung, als Initial der Enttabuisierung eines 
Themas, als Motor des Wertewandels und politischer und juristischer Re-
formen, als Instrument der Machtkontrolle und zur Aufdeckung von Regel-
verstößen, als Medium der gesellschaftlichen Selbstvergewisserung. 
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INDIKATOREN DES WANDELS 
 
Der Gang durch die bundesdeutsche Skandalchronik geht dem Wandel mo-
ralischer und ethischer Werte nach, wobei die Skandale als Kristallisations-
punkte in einem gesellschaftlichen Veränderungsprozess erscheinen. Jeder 
Skandal hat seine Moral. „Große“ Skandale sind solche, die den Nerv der 
Zeit treffen, also in einem krassen Gegensatz zu den jeweils vorherrschen-
den Normen und Werten stehen. Die zeitliche Abfolge der Skandale ver-
deutlicht zudem den Funktionswandel der Öffentlichkeit, in der das Echo 
der allgemeinen Empörung immer stärker nachhallt. Da sich in der Boule-
vardpresse und im investigativen Journalismus ein Markt für Enthüllungen 
anbietet, ist die Geschichte der Skandale schließlich auf das engste mit der 
Geschichte der Massenmedien verknüpft. Die Untersuchung „großer“ bun-
desdeutscher Skandale ist demnach weit mehr als die bloße Addition beson-
ders eindrucksvoller Einzelfälle. Mit Blick auf das gesellschaftliche Werte-
system, die Reaktionsweisen der Öffentlichkeit und die Macht der Medien 
lassen sich zentrale Wandlungsprozesse der politischen Kultur in der Bun-
desrepublik Deutschland diagnostizieren und begreifbar machen. 
 
Der Fall Nitribitt 
 
Der Fall Rosemarie Nitribitt (1957) ist der größte Gesellschaftsskandal der 
Nachkriegszeit und gilt bis heute als typisch für die Doppelmoral der frühen 
Bundesrepublik (vgl. Schirmbeck 1994). Nach der Katastrophe des Natio-
nalsozialismus sind die Jahre des Wiederaufbaus und Wirtschaftswunders 
von dem Bemühen geprägt, moralische Integrität wiederzugewinnen und 
„bürgerliche Wohlanständigkeit“ an den Tag zu legen. Benimmbücher ha-
ben Konjunktur. Das gesellschaftliche Leitbild wird geprägt vom Rückzug 
in die kleinfamiliäre Häuslichkeit. Der Fall Nitribitt lässt etwas in Erschei-
nung treten, das im damaligen Wertesystem keine Existenzberechtigung hat-
te. Nur vordergründig ging es um den Mordfall an einer Edelprostituierten, 
der erst dadurch zum Skandal wurde, dass Nitribitt mit ihrem unsittlichen 
Gewerbe beachtlichen Reichtum erworben und Zugang zur „feineren Ge-
sellschaft“ gefunden hatte. Ostentativ trug sie ihren Erfolg zur Schau, der 
sich vor allem in ihrem Markenzeichen, einem Mercedes 190 SL, manifes-
tierte, mit dem sie auf Kundenfang ging und die Träume ihrer Freier von der 
großen Welt bediente. 
Die Ermordete war wegen ihres extravaganten Auftretens ebenso be-
kannt wie wegen ihres zahlungskräftigen und zum Teil prominenten Kun-
denkreises. „Wer waren die Freunde der Toten?“ fragte die Frankfurter 
Rundschau am 4. November 1957 und mutmaßte: „Es scheint nicht ausge-
schlossen, dass prominente Angehörige aus Wirtschaftskreisen mit Rosema-
rie Nitribitt bekannt waren.“ Presse und Öffentlichkeit warteten gespannt 
auf die Enthüllung von Namen derer, die in die Affäre verstrickt waren. So 
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wurde der Sittenskandal um die Edelprostituierte zu einem Medienereignis. 
Er bot reichlich Vorwände, sich ungeniert über Tabuthemen zu unterhalten. 
Der Weg der jungen Frau vom Fürsorgezögling zur Edeldirne wurde detail-
liert vor den Augen der Öffentlichkeit ausgebreitet, die Preise für ihren Lie-
besdienst, ihre Vermögensbestände, Methoden der Berufsausübung und 
Konsumgewohnheiten in den Meiden debattiert und bekannt gemacht. Die 
Neugier der Öffentlichkeit fand ihren Niederschlag in der Berichterstattung 
und den Kommentaren der Tagespresse, in verschiedenen Romanen, Fil-
men, Tatsachenberichten der Wochenblätter sowie Leserbriefen und Nitri-
bitt-Witzen. 
Zur jahrelangen Skandalisierung trug zudem der Eindruck bei, dass bei 
den polizeilichen Ermittlungen im Mordfall Nitribitt einflussreiche Kunden 
geschont und Hintergründe verheimlicht würden. „In der Phantasie der Leu-
te ist die sogenannte Hautevolée in jenem Haus der Stiftstraße ein- und aus-
gegangen. Wenn so etwas vermutet wird, dann vermutet man die Verschlei-
erung, die Vertuschung“ (Frankfurter Rundschau, 8.2.1958). Tatsächlich 
schloss ein Rechtsvertreter der Firma Krupp mit Heinz Pohlmann, dem 
Hauptzeugen und Angeklagten im Prozess, einen Schweigevertrag ab, um 
Enthüllungen über das Verhältnis eines Mitglieds der Krupp-Dynastie, Ha-
rald von Bohlen und Halbachs, zu der Prostituierten einen Riegel vorzu-
schieben. Pohlmann verpflichtete sich in diesem Vertrag am 17. Oktober 
1959 gegen die Zahlung von 50.000 DM, sein Wissen über den Kundenkreis 
der Nitribitt nicht öffentlich zu machen. Der Mörder wurde nie gefasst, der 
Mordfall nicht aufgeklärt, so dass der Fall Nitribitt im Grunde auch einen 
Justizskandal darstellt.  
Die Geschichte vom Aufstieg und Fall der Nitribitt rückte Widersprüche 
und Schattenseiten der Wirtschaftswunderzeit ins Bild: Prostitution nicht am 
Rande, sondern mitten in der Gesellschaft, unter den geachteten Repräsen-
tanten ihrer wirtschaftlichen Elite. Das Ausmaß der Erschütterung, die die-
ser Skandal auslöste, bezeugt Friedrich Sieburg, damals Feuilletonchef der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, als er den gesellschaftspolitischen 
Sprengstoff beschwor, der in diesem Fall steckte. Befürchtete er doch zu-
nächst, die Enthüllungen über die moralische Verworfenheit der Kapitäne 
des Wirtschaftswunders könnten im schlimmsten Falle die Grundlagen der 
neu gegründeten Wirtschaftsordnung erschüttern. „Man werde erfahren“, so 
schrieb er, „daß diejenigen Kreise, die das deutsche Erwerbsleben [...] zum 
Wirtschaftswunder gesteigert haben, in Laster und moralische Verkommen-
heit verstrickt seien und ihre unermesslichen Reichtümer zur Abhaltung von 
Orgien im Stile des Kaisers Tiberius benutzten.“ Doch Pohlmann schwieg, 
das Verfahren wurde eingestellt und Sieburg konnte am Ende das Weltbild 
seiner Leser wieder zurechtrücken: „Unser Zeitalter ist eher puritanisch als 
wollüstig, es ist eher kühl als schwül, eher feige als lasterhaft“ (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 8.7.1960). 
In das kollektive Gedächtnis hat sich der Skandal insbesondere durch 
den Erfolgsfilm „Das Mädchen Rosemarie“ von Rolf Thiele und Erich Kuby 
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(1958) eingebrannt. Der Film machte den Fall zu einem Lehrstück über die 
Amoral der Wirtschaftswunderzeit und hat die Rezeptionsgeschichte maß-
geblich geprägt. Der Fall Nitribitt wurde zum Ventil einer Gesellschaft, die 
sich moralisch entrüsten konnte, ohne dabei auf eigene Schwachstellen zu 
stoßen. Vor allem aber wirft der Fall Nitribitt – wie schon der vorangegan-
gene und für die 50er Jahre in gleicher Weise zeittypische Skandal, der sich 
an dem Film „Die Sünderin“ wegen seiner verklärenden Darstellung der Ta-
buthemen Prostitution, Sterbehilfe und Selbstmord entzündete – eine grelles 
Licht auf das, was nicht thematisiert wurde: die soziale und berufliche Inte-
gration selbst schwer belasteter Funktionseliten des „Dritten Reichs“ in die 
Bundesrepublik. 
 
Der Fall Oberländer 
 
Das, was unter dem Signum des „Schlussstrichs“ bislang keine öffentliche 
Beachtung gefunden hatte, führte 1959 zum ersten großen Politikskandal der 
jungen Bundesrepublik. Er entzündete sich an der NS-Vergangenheit und 
der reibungslosen politischen Karriere von Vertriebenenminister Theodor 
Oberländer und erzwang schließlich dessen Rücktritt (vgl. Wachs 2000). 
Der Skandal rückte ein verdrängtes Thema und die Notwendigkeit von des-
sen Aufklärung schlagartig ins Bewusstsein der Öffentlichkeit. Zwar war die 
Rolle von Theodor Oberländer als Osteuropa-Experte, Gauamtsleiter der 
NSDAP, SA-Obersturmführer und Abwehroffizier seit 1953, dem Jahr sei-
nes Amtsantritts als Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte im Kabinett von Kanzler Konrad Adenauer (CDU) be-
kannt. Doch erst 1959 erregte dieses Wissen aufgrund eines sich verändern-
den Problembewusstseins breites publizistisches Aufsehen. Mehrere Ereig-
nisse trugen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die aus der national-
sozialistischen Vergangenheit resultierenden politischen Probleme bei. Be-
trächtliche Aufmerksamkeit erregte 1958 bereits der „Ulmer Einsatzgrup-
penprozess“ gegen Gestapo-, SD- und Polizeiangehörige, die an der Er-
schießung von Juden im litauisch-deutschen Grenzgebiet beteiligt gewesen 
waren. Im gleichen Jahr nahm die Zentralstelle der Landesjustizanstalten zur 
Aufklärung von NS-Verbrechen in Ludwigsburg ihre Arbeit auf. 1959 wur-
de die Identität des SS-Obersturmbannführers Prof. Dr. Werner Heyde auf-
gedeckt, der die nationalsozialistischen Euthanasie-Aktionen maßgeblich 
mitverantwortet hatte und unter dem Namen Fritz Sawade in Schleswig-
Holstein als ärztlicher Gutachter tätig war. In der Weihnachtsnacht des Jah-
res 1959 beschmierten zwei junge Männer die gerade geweihte Kölner Syn-
agoge mit Hakenkreuzen. In den Folgewochen häuften sich ähnliche Delik-
te. 
Ausgangspunkt des Skandals Oberländer waren Anschuldigungen, die 
von der DDR-Propaganda in den Westen lanciert und von der bundesdeut-
schen Presse aufgegriffen wurden. Die Zeit sprach „von den „schwersten 
Anklagen […], die bisher gegen ein amtierendes Mitglied der deutschen 
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Bundesregierung erhoben worden sind“ (Die Zeit, 15.1.1960). Oberländer 
wurde beschuldigt, 1941 beim deutsch-ukrainischen Bataillon „Nachtigall“ 
in Lemberg maßgeblich an Verbrechen gegen die Zivilbevölkerung beteiligt 
gewesen zu sein. 
Die Bundesregierung bezog zu den Vorwürfen gegen Minister Oberlän-
der bis zum Herbst 1959 nicht Stellung, obwohl bald die ersten Rücktritts-
forderungen laut wurden. Sogar die regierungsnahe Zeitung Rheinischer 
Merkur schrieb am 27. November 1959 unter dem Titel „Was ist mit Ober-
länder? Die Klärung der Vorwürfe gegen den Bundesvertriebenenminister 
ist unumgänglich“, es gehe „im Fall Oberländer nicht um den Vorwurf ei-
genhändiger Beteiligung“ an den Lemberger Ausschreitungen, „sondern um 
die intellektuelle Mitverantwortung für die Taten derer, die er als Volks-
tumsexperte in Kenntnis ihrer antijüdischen und antipolnischen Affekte 
nach Lemberg hineinführte“. Der CDU-Bundestagsabgeordnete Gerd Buce-
rius brachte in der Zeit die Empörung im In- und Ausland auf den Punkt: 
„Gewiß klebt kein Blut an Oberländers Händen. Aber darum geht es nicht“, 
betonte Bucerius. Seine Folgerung war eindeutig: „Nein, dieser Oberländer 
gehört nicht in das Bundeskabinett. Kanzler und CDU-Fraktion sollten ihn 
nach Hause schicken“ (Die Zeit, 29.2.1960). Obwohl der Parteivorstand die 
Angriffe zurückwies und sich voll hinter Oberländer stellte, schien auch der 
CDU der Verbleib des Vertriebenenministers im Amt einer aufgebrachten 
Öffentlichkeit immer weniger vermittelbar. Der Ring christlich-
demokratischer Studenten (RCDS) urteilte, die „Vergangenheit Oberländers 
komme einer Selbstdisqualifizierung für höchste Ämter in der Bundesrepu-
blik gleich“ (Frankfurter Rundschau, 2.2.1960). Der Fraktionsvorsitzende 
Dr. Heinrich Krone notierte am 9. Februar 1960 in sein Tagebuch: „Immer 
wieder Oberländer. Er sollte gehen. Doch nicht, weil die Kommunisten ihn 
angreifen. Würde der Osten dann nicht einen anderen aufs Korn nehmen? 
Das macht die Sache schwierig.“ Bundeskanzler Adenauer aber stellte sich 
hinter seinen Minister und verteidigte ihn am 15. Februar 1960 vor der auf-
gebrachten Kölner Studentenschaft: „Herr Oberländer war braun, wenn Sie 
so wollen, war er tiefbraun, aber er hat nie etwas getan, was gegen seine Eh-
re war“ (Schwarz 1991: 530). 
Je länger der „Fall Oberländer“ andauerte, desto mehr traten in der öf-
fentlichen Diskussion die konkreten Schuldvorwürfe in den Hintergrund. 
Nicht die vermeintlich neu enthüllten Fakten ließen Oberländer zunehmend 
untragbar erscheinen. Als empörend wurde vielmehr empfunden, dass einem 
durch seinen Werdegang während des „Dritten Reiches“ vorbelasteten 
Mann ganz selbstverständlich der Aufstieg in die politische Elite der Bun-
desrepublik möglich war. Eine wichtige Rolle spielte dabei die Neubewer-
tung seiner Biografie, er wurde gewissermaßen als Nationalsozialist der ers-
ten Stunde enttarnt: Am 9. November 1923 war er in München bei Adolf 
Hitlers Marsch auf die Feldherrnhalle dabei gewesen. Der NSDAP trat er 
am 1. Mai 1933 bei. Als Osteuropaforscher und Verbandspolitiker vertrat 
Oberländer völkisch-nationale und rassistische Positionen. Er unterstützte 
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das Ziel der Eroberung neuen Lebensraums im Osten. Zwar war er mehrfach 
für eine schonende Behandlung der Einheimischen in den Besatzungsgebie-
ten eingetreten, hatte Juden aber ausdrücklich davon ausgenommen. 
„Der Fall Oberländer – eine Bewährungsprobe unserer Demokratie“, ti-
telte der Vorwärts am 1. April 1960. Oberländer war angesichts der breiten 
Empörung nicht länger haltbar. Am 3. Mai 1960 trat er zurück, der erste 
hochrangige westdeutsche Politiker, der wegen seiner NS-Vergangenheit 
sein Amt aufgeben musste. Das Oberste Gericht der DDR verurteilte ihn im 
April 1960 in Abwesenheit zu lebenslanger Haft, die Bonner Staatsanwalt-
schaft stellte mangels Tatverdacht im September des gleichen Jahres die 
Ermittlungen gegen Oberländer ein.  
Der Skandal Oberländer brachte ein lange verdrängtes Thema in die öf-
fentliche Debatte. Er illustriert zudem ein gewandeltes journalistisches 
Selbstverständnis. Mit Nachdruck hatte die Presse, indem sie der Politik der 
Regierung entgegentrat, ihren Einfluss als „vierte Gewalt“ im Staate geltend 
gemacht. Schließlich markiert die Tatsache, dass die Regierung immer stär-
ker unter den Druck der publizistischen Öffentlichkeit geriet, eine deutliche 
Zäsur gegenüber dem die Frühzeit der Bundesrepublik kennzeichnenden 
„gouvernementalen“ Umgang mit der NS-Vergangenheit (Norbert Frei), bei 
der es der Bonner Regierung darum ging, die moralische Abgrenzung vom 
„Dritten Reich“ mit der Einstellung der weithin unpopulären Entnazifizie-
rung und Strafverfolgung und der sozialen und politischen Integration der 




Dass der Skandal als Initial und Motor eines gesellschaftlichen Wertewan-
dels wirkt und sich dabei die Grenzen zwischen privater und öffentlicher 
Kommunikation verschieben, zeigt beispielhaft der Fall Contergan (vgl. 
Steinmetz 2003). Behinderung, ein Thema, das bis dahin unterhalb der 
Schwelle öffentlicher Wahrnehmung lag, wurde zum Gegenstand der öffent-
lichen Auseinandersetzung. Seit seiner Markteinführung 1957 war Conter-
gan rasch zu einem der meistverkauften Schlafmittel geworden. Das Medi-
kament galt als besonders gut verträglich. Trotz vieler Hinweise auf schwere 
Nebenwirkungen wie Taubheitsgefühle und andere Nervenschäden hielt die 
Herstellerfirma Grünenthal jahrelang daran fest, Contergan rezeptfrei zu 
verkaufen. Gleichzeitig sorgte ein sprunghafter Anstieg von körperlichen 
Fehlbildungen bei Neugeborenen in der Bundesrepublik für Aufsehen. Zwi-
schen 1958 und 1962 kamen etwa 5.700 körperbehinderte Kinder zur Welt, 
etwa 3.000 von ihnen überlebten die ersten Monate nicht. Der Hamburger 
Kinderarzt Widukind Lenz deckte den Zusammenhang zwischen Contergan 
und den Fehlbildungen auf. Am 15. November 1961 informierte er die Her-
stellerfirma Grünenthal über seine Vermutungen. Am 18. November 1961 
versicherte das Unternehmen in einem Rundschreiben an Apotheker und 
Ärzte: „Die relativ seltenen Nebenerscheinungen dürften mit den Vorzügen 
142 | ANDREA MORK 
 
[…] mehr als aufgewogen sein.“ Erst nachdem Lenz unter dem Titel „Miß-
geburten durch Tabletten?“ in der Welt am Sonntag vom 26. November 
1961 Alarm geschlagen hatte, sah sich Grünenthal unter dem Druck der Öf-
fentlichkeit gezwungen, das Medikament vom Markt zu nehmen. 
Ein aufsehenerregender Strafprozess in den Jahren 1968 bis 1970 sollte 
die Schuldfrage klären. Die Firma Grünenthal stritt jedoch jede Verantwor-
tung ab. Schließlich wurde das Verfahren wegen geringfügiger Schuld ein-
gestellt. Grünenthal und die Bundesregierung verpflichteten sich allerdings 
zu Entschädigungszahlungen an die Opfer. 
Die 60er Jahre waren eine von Fortschrittseuphorie und Technikgläu-
bigkeit geprägte Zeit. Der Skandal machte schlagartig Grenzen des medizi-
nischen Fortschritts und die mangelnde Kontrolle der Medikamentenpro-
duktion offenbar. In Folge des Skandals reformierte die Regierung die Arz-
neimittelgesetzgebung grundlegend. Ein komplexes und langwieriges Zulas-
sungsverfahren löste schließlich 1978 die bloße Registrierungspflicht für 
neue Medikamente ab. Im neuen Arzneimittelgesetz wurde erstmalig eine 
Haftung des Herstellers für seine Medikamente festgeschrieben.  
Die Gesellschaft sah sich durch die Medienberichterstattung, die den 
Umgang mit Behinderten zum Thema machte, mit dem Schicksal tausender 
Contergan-Kinder konfrontiert. „Völlig falsch“ sei es, „körperbehinderte 
Kinder vor der Öffentlichkeit verbergen zu wollen“, schrieb der Kölner 
Stadtanzeiger am 3. Dezember 1963. Dagegen rief der Schriftsteller Frede-
ric W. Nielsen zur „völligen Absonderung“ der Kinder auf (vgl. Nielsen 
1963). Die Medien machten sich zum Fürsprecher der Behinderten, indem 
sie über deren Schicksal informierten und um Verständnis warben. Die 
Gründung der „Stiftung Sorgenkind“ 1964 war eine unmittelbare Folge des 
Contergan-Skandals, auch sie rückte das Thema einem Massenpublikum 
näher. Der Skandal hat das Thema enttabuisiert und ein nachhaltiges Prob-
lembewusstsein für die Behinderung und ihre individuellen und sozialen 
Folgen geschaffen. Allmählich setzte ein Wertewandel ein, dessen Tragwei-
te heute evident ist. Anerkennung und Chancengleichheit für Behinderte ha-




Die „Spiegel-Affäre“ löste den folgenschwersten politischen Skandal der 
1960er Jahre aus (vgl. Flemming/Ulrich 2005; Grosser/Seifert 1966). We-
gen des Vorwurfs des Landesverrats ließ die Bundesanwaltschaft am 26. 
Oktober 1962 die Redaktionsräume des Nachrichtenmagazins Der Spiegel 
besetzen und durchsuchen. Insgesamt wurden acht Redakteure verhaftet und 
umfangreiches Aktenmaterial beschlagnahmt. Anlass für diese Maßnahme 
war die am 10. Oktober 1962 im Spiegel veröffentlichte Titelgeschichte 
„Bedingt abwehrbereit“ über das NATO-Herbstmanöver Fallex. Der Beitrag 
prangerte die Pläne von Verteidigungsminister Franz Josef Strauß zur Aus-
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stattung der Bundeswehr mit taktischen Atomwaffen unter Vernachlässi-
gung der konventionellen Rüstung an. Den Verantwortlichen des Spiegels 
wurden Landesverrat und Bestechung vorgeworfen. Der Verfasser des Arti-
kels, Conrad Ahlers, wurde in der Nacht des 26. Oktober 1962 an seinem 
Urlaubsort bei Malaga von spanischen Behörden festgesetzt. Spiegel-
Herausgeber Rudolf Augstein stellte sich am nächsten Tag. 
Die „Spiegel-Affäre“ verursachte einen Sturm der Entrüstung. In kürzes-
ter Zeit konstituierte sich eine kritische Öffentlichkeit, um die Regelverstöße 
des Staates anzuprangern: die Verletzung der Pressefreiheit und die Miss-
achtung der Gewaltenteilung. In den Großstädten der Bundesrepublik fan-
den Protestkundgebungen statt. Die Demonstranten sahen in dem Polizei-
einsatz den Versuch, die Pressefreiheit außer Kraft zu setzen, um ein der 
Regierung unbequemes Presseorgan zu treffen. Studenten organisierten 
Sitzstreiks nach dem Motto: „Wer sich nicht setzt, kann morgen schon sit-
zen.“ Sprechchöre machten der Empörung Luft: „Sie schlagen den Spiegel 
und meinen die Demokratie.“ Der Stil der Durchsuchungen und Verhaftun-
gen gemahne „an gewisse Zeiten, in denen das Ziel solcher Unternehmen 
war, Terror auszuüben, die Presse unter Druck zu setzen“ (Frankfurter All-
gemeine Zeitung, 30.10.1962). 
In einer für politische Skandale typischen Form der Personalisierung 
konzentrierte sich die Aufmerksamkeit immer mehr auf den Drahtzieher der 
Aktion. Der damalige Verteidigungsminister Franz Josef Strauß gab schließ-
lich zu, selbst die Festnahme von Ahlers in Spanien durch ein persönliches 
Telefonat mit dem Militärattaché der deutschen Botschaft in Madrid veran-
lasst zu haben. Mehrfach hatte er Parlament und Öffentlichkeit mit der Be-
hauptung belogen, nicht beteiligt gewesen zu sein. Der Skandal führte zu 
einer Regierungskrise. Die fünf FDP-Minister legten am 19. November 
1962 ihr Amt nieder, tags darauf die CDU/CSU-Minister. Die vierte Regie-
rung Adenauer zerbrach und Strauß wurde wegen seiner Amtsanmaßung 
zum Rücktritt gezwungen. 
Die Spiegel-Affäre ist ein klassisches Lehrstück über die kritischen 
Funktionen des politischen Skandals im Sinne einer „Normenkontrollklage“ 
(Klaus Laermann). Sie wurde zum Symbol für eine durchsetzungsfähige li-
berale Öffentlichkeit und für die gewachsene Akzeptanz einer kritischen 
Presse als „vierte Gewalt“. Zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesre-
publik Deutschland formierte sich auf breiter Linie massiver öffentlicher 
Protest gegen das Handeln der Bundesregierung, der zu einer Regierungs-
krise führte. Damit wirkte der Skandal als Instrument der Herrschaftskon-
trolle: Mit der Skandalisierung des Machtmissbrauchs wurden die Verlet-
zung allgemeiner Regeln angeprangert und politische Konsequenzen durch-
gesetzt. 
Die Wirkungen der Spiegel-Affäre waren auch im institutionellen Be-
reich außerordentlich. Die Vorwürfe des Landesverrates gegen den Spiegel 
erwiesen sich als haltlos. 1965 stellte der Bundesgerichtshof das Verfahren 
ein. Der Skandal wurde zum Meilenstein in der Geschichte der Pressefrei-
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heit, insofern das Bundesverfassungsgericht in seinem abschließenden Urteil 
1966 die Rolle der Medien stärkte: Sicherheitsinteressen des Staates genie-
ßen keine Priorität im Interessenkonflikt zwischen Staat und Medien. 
Die weitere Karriere der Beteiligten hat der Skandal allerdings nicht 
aufgehalten: Franz Josef Strauß, der in seinen Memoiren behauptet: „Ich bin 
danach behandelt worden wie ein Jude, der auf dem Parteitag der NSDAP 
hätte auftreten wollen“, blieb CSU-Vorsitzender und wurde 1966 Finanzmi-
nister der großen Koalition (Strauß 1989: 424). Staatsanwalt Siegfried Bu-
back, der in Hamburg die Aktion geleitet hatte, wurde später Generalbun-
desanwalt. Die Spiegel-Affäre hat jedoch das politische Klima in der Bun-
desrepublik nachhaltig verändert. „Im Rückblick erscheint die ‚Spiegel-
Affäre‘ fast wie eine ‚zweite Staatsgründung‘ der Bundesrepublik, insofern 
ein Großteil ihrer Bevölkerung sich entschlossen zeigte, jede Einschränkung 




Der Skandal hat reinigende Funktion, dient der moralischen Selbstvergewis-
serung und gesellschaftlichen Verständigung über grundsätzliche Fragen des 
historischen Selbstverständnisses. So bestimmte die Auseinandersetzung mit 
der NS-Vergangenheit immer wieder die öffentliche Diskussion. Auch des-
halb ist die Liste der um den Nationalsozialismus kreisenden Skandale lang. 
Neben Theodor Oberländer, Hochhuths „Der Stellvertreter“, Beate Klars-
felds Ohrfeige gegen Kiesinger, die Veröffentlichung der gefälschten Hitler-
Tagebücher im Stern hat vor allem auch die Gedenkrede des Bundestagsprä-
sidenten Philipp Jenninger bei der Gedenkveranstaltung im Deutschen Bun-
destag zum 50. Jahrestag der Pogrome gegen deutsche Juden im Jahre 1938 
eine beträchtliche öffentliche Aufmerksamkeit gefunden (vgl. Ass-
mann/Frevert 1999). Während die Rede des Bundespräsidenten Richard von 
Weizsäckers zur fünfzigjährigen Wiederkehr des 8. Mai 1945 als Meilen-
stein auf dem Weg zu einer Neueinschätzung der Niederlage Deutschlands 
im Zweiten Weltkrieg gilt, geriet die Rede Jenningers zum Eklat, weil er 
versuchte, die Begeisterung der Deutschen für den Nationalsozialismus zu 
erklären. Bei vielen Zuhörern entstand der Eindruck fehlender Distanz und 
des Versuchs einer Rechtfertigung. „Eine Zumutung in Inhalt, Sprache und 
Stil“ (Hamburger Morgenpost, 11.11.1988). Als skandalös wurde vor allem 
empfunden, dass Jenninger es sich auf einer den Opfern gewidmeten Ge-
denkfeier zur Aufgabe gemacht hatte, über die Motive der Täter zu referie-
ren. Dabei gelang es ihm nicht, die notwendige Distanz zu den von ihm ge-
schilderten Vorgängen zum Ausdruck zu bringen. „Immer wieder wird es 
auch wohlwollenden Zuhörern beklommen zumute, wenn sie aus Jenningers 
Mund Worte aus dem Wörterbuch des Unmenschen hören, ohne dass immer 
klar genug wird, dass er nur zitiert“ (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
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11.11.1988). Die Rede verunglückte wegen mangelnder Sensibilität und 
rhetorischer Unbeholfenheit. 
Was an diesem Skandal verblüfft, ist die schnelle Folge der Ereignisse. 
Noch am selben Tag empfahl Kanzler Helmut Kohl Jenninger nach einem 
Treffen der Fraktionsspitzen von CDU und CSU den Rücktritt. Die unmit-
telbar auf das rhetorische Versagen folgende Konsequenz zeigt, wie sehr die 
kritische Aufmerksamkeit in der Auseinandersetzung mit dem Nationalsozi-
alismus inzwischen in der breiten Öffentlichkeit und in den politischen Par-




Der Flick-Konzern wurde in den 1980er Jahren zum Namensgeber für den 
Skandal, der wie kein anderer die späten Jahre der Bonner Republik über-
schattet hat. Hinter dieser Bezeichnung verbarg sich ein ganzes Netz illega-
ler Parteispenden – zwischen zahlreichen deutschen Unternehmen und den 
Parteien CDU, CSU, FDP und SPD, das heißt allen damals im Deutschen 
Bundestag vertretenen Parteien. Jahrelang hielten die Enthüllungen von 
Steuerhinterziehung, schwarzen Kassen, illegalen Parteispenden sowie die 
Prozesse gegen Politiker und Wirtschaftsvertreter wegen des Vorwurfs der 
Bestechlichkeit die Gesellschaft in Atem. Es stellte sich heraus, dass sowohl 
Geber wie Nehmer gegen Steuergesetze und gegen das Parteispendengesetz 
verstoßen hatten (vgl. Wirsching 2006). 
Der Skandal erreichte seinen Höhepunkt, als der Verdacht aufkam, der 
Flick-Konzern könnte mit Spenden eine Steuerbefreiung erkauft haben. Die 
Firma hatte Steuerfreiheit für Veräußerungsgewinne beim Verkauf ihrer 
Mercedes-Aktienpakete beantragt, die ihr von den Wirtschaftsministern 
Hans Friderichs und Otto Graf Lambsdorf und den Finanzministern Hans 
Matthöfer und Hans Apel zum größten Teil gewährt wurde. Das Wort von 
der „gekauften Republik“ machte die Runde. Der maßgeblich an der Ent-
hüllung des Skandals beteiligte Spiegel fasste den Skandal drastisch zu-
sammen: „Seit Mitte Dezember liefert Bonn eine neue Definition: BRD = 
Bananenrepublik Deutschland“ (14.12.1981). „Ein Bonner Watergate“ titel-
te die Süddeutsche Zeitung (28.12.1981). „Das Geld zieht an den Strippen, 
an denen die Politiker tanzen“, schrieb die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
(25.10.1984). 
Hochrangige Politiker und Manager wie Wirtschaftsminister Otto Graf 
Lambsdorff, Hans Friderichs, zu dieser Zeit Vorstandssprecher der Dresdner 
Bank, und Bundestagspräsident Rainer Barzel gerieten unter Korruptions-
verdacht und traten 1984 von ihren Ämtern zurück. Graf Lambsdorff und 
Friderichs wurden zwar vom Vorwurf der Bestechlichkeit 1987 freigespro-
chen, wohl aber wegen Steuerhinterziehung zu Geldstrafen verurteilt. 1986 
begann die Staatsanwaltschaft gegen den amtierenden Bundeskanzler zu 
ermitteln, ein Novum in der Geschichte der Bundesrepublik. Helmut Kohl 
musste sich wegen des Verdachts der uneidlichen Falschaussage verantwor-
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ten. Er hatte vor dem Parteispenden-Untersuchungsausschuss in Mainz die 
Frage verneint, ob er die Parteispendenpraxis über den Umweg der Staats-
bürgerlichen Vereinigungen kenne. Einer Anklageerhebung entging er nur 
mit der Erklärung, die Frage falsch verstanden zu haben. Schon damals ver-
lieh Kohl seinem „eigenwilligen“ Rechtsverständnis Ausdruck, als er im 
Herbst 1983 während einer Debatte über ein Amnestiegesetz meinte, es sei 
für ihn „ein unerträglicher Vorgang, dass völlig unbescholtene Bürger, Zeit-
genossen, die aus ihrer besonderen Verantwortung heraus auf Bitten von 
Repräsentanten demokratischer Parteien, die einen Verfassungsauftrag zu 
erfüllen haben, Mittel zur Verfügung gestellt haben, jetzt kriminalisiert wer-
den!“ (Wirsching 2006: 69) Letztendlich steht auch sein Rücktritt vom Amt 
des Ehrenvorsitzenden der CDU im Januar 2000 in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der skandalösen Parteispendenpraxis. 
Der Spendenskandal wirkte jahrelang nach. Das Image der Politik war 
schwer angeschlagen. Wachsende Politikverdrossenheit machte sich in der 
Öffentlichkeit breit. Der Skandal hatte zwar die Neuordnung der Parteienfi-
nanzierung zur Folge, doch diese konnte nicht verhindern, dass weiterhin 
illegale Spendentätigkeiten für Schlagzeilen sorgten. Dies zog im Zuge der 
Affäre um schwarze Konten der CDU 1999 eine weitere Verschärfung des 
Parteiengesetzes nach sich. Die Parteien müssen beim Bundestagspräsiden-
ten Unrichtigkeiten im Rechenschaftsbericht anzeigen. Bei Verstößen gegen 




DEMOKRATIETHEORETISCHE BEDEUTUNG  
DER SKANDALE 
 
Die Zahl der Skandale hat in den zurückliegenden sechzig Jahren massiv 
zugenommen (vgl. Ebbighausen 1993). Eine Voraussetzung dafür war die 
Ausweitung der Massenmedien; die Entwicklung selbst ging damit einher, 
dass sich die Gesellschaft immer stärker politisierte, demokratisierte und 
pluralistisch auffächerte. Die öffentliche Sensibilität für Inhalte und Formen 
politischer Machtausübung ist erheblich gewachsen. Politisches Handeln 
erfordert heute ein höheres Maß an Legitimation. Die wachsende Differen-
zierung der Lebenswelten und der gesellschaftliche Wertewandel haben die 
vormals allgemein akzeptierten Normen der Gesellschaft in Frage gestellt 
und deren Selbstverständnis in politischen, kulturellen und moralischen Fra-
gen immer weiter differenziert. Soziale Bewegungen steigern die Bereit-
schaft zur Skandalisierung von Wertkonflikten. 
Die Wirkung des Skandals ist umstritten. Die bislang genannten Beispie-
le zeigen: Als Instrument der Herrschaftskontrolle hat er eine positive Funk-
tion. Gesellschaften lernen mit Hilfe von Skandalen, ihr Normensystem wei-
terzuentwickeln beziehungsweise allgemeine Handlungsrichtlinien zu über-
prüfen. Skandale wirken integrativ, insofern sie in der allgemeinen Empö-
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rung die ansonsten in vielfältiger Weise fragmentierte Gesellschaft vorüber-
gehend als eine ungeteilte erleben lassen. „Mag alles sich ändern in der 
schnelllebigen Welt: Skandale sind darin eine Art ruhender Pol, eine ver-
lässliche Größe, geradezu ein Symbol für die ewige Wiederkehr des Glei-
chen“ (Hondrich 2000: 9). Zudem kommt ein systemstabilisierender Effekt 
dadurch zustande, dass sich durch die regelmäßig auftretenden Skandale der 
Eindruck bestätigt, die Medien würden in der freien Gesellschaft unerbitt-
lich über die Aufrechterhaltung von Sitte und Moral, Recht und Ordnung 
wachen. 
Andererseits sind Skandale „oberflächlich und kurzatmig“ (Schütze 
1992: 24). Sie sind ein Zerrbild kritischer Öffentlichkeit, das in seiner emo-
tionalisierenden und personalisierenden Form eine gesellschaftliche Ver-
ständigung eher blockiert als fördert. Zudem besteht ihre negative Wirkung 
darin, das Vertrauen in Führungseliten und Institutionen zu untergraben und 
dadurch langfristig zur Politikverdrossenheit beizutragen. 
Die genannten Beispiele zeigen: Wie die jeweilige Wirkung und Funkti-
on der vorgestellten Skandale zu bewerten ist, lässt sich nicht kategorisch, 
sondern nur aus ihrem jeweiligen historischen Kontext heraus darstellen. 
„Dass Einzelne oder Interessengruppen aus Skandalen lernen, ihre Ziele zu 
ändern, mag bezweifelt werden. Offensichtlich ist hingegen, dass Gesell-
schaften mit Hilfe von Skandalen lernen, ihr Normensystem aufzubauen“ 
(Beule/Hondrich 1990: 155). 
Diese Feststellung gilt es jedoch einzuschränken: Skandale bringen nicht 
die im Hinblick auf ihre gesellschaftliche Relevanz und Tragweite wirklich 
gravierenden strukturellen Probleme zutage, wie zum Beispiel die system-
bedingte Ungleichheit in der Weltwirtschaft oder die weltweite Kinderar-
mut. Diese können gar nicht zum Skandal werden, weil sie einen dauerhaf-
ten Missstand darstellen, der zu kompliziert ist, um eine rasche und wohlfei-
le Empörung zuzulassen. Ein Skandal hingegen funktioniert nach den „Re-
geln der Dramatisierung und Personalisierung“ (Laermann 1984: 171). Er 
betrifft immer eine einzelne Verfehlung, die konkret und anschaulich ist und 
deshalb einen massenhaften Aufschrei der Entrüstung entfesseln kann. 
Der Skandal ist Bestandteil und Merkmal einer demokratischen Gesell-
schaft; er ist Mittel der Kritik, Regulativ zur Machtkontrolle, Katalysator für 
politisch-gesellschaftlichen Wandel. Faszinierend ist der Artenreichtum der 
Skandale, der unterhalb von Konsens und Normalitätserwartung sichtbar 
wird. Überraschend und beeindruckend ist die Wirkungsmächtigkeit der 
Skandale. Eine eilfertige Rhetorik beschwört mit ihrer negativen Bewertung 
der Skandale die Fragilität und politische Anfälligkeit der Demokratie her-
auf und beklagt die wachsende Politikverdrossenheit. Als ob die Kritikfä-
higkeit der Bürger eine Gefahr sei. Das Gegenteil ist der Fall. Die genannten 
Beispiele zeigen: Die großen Skandale zählen zu den vitalsten Phasen der 
deutschen Nachkriegsgeschichte. In der Skandalisierung findet das Prinzip 
einer Demokratisierung der Öffentlichkeit sein radikalstes Durchsetzungs-
mittel. 




1  Diese Typologie der Funktionsweise des Skandals basiert auf der Kon-
zeption der Ausstellung „Skandale“, die 2007/2008 im Haus der Ge-
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Politische Partizipation und Apathie  





Dass die Beschäftigung mit der modernen Demokratie die Auseinanderset-
zung mit ihrem antiken Ursprung2 voraussetzt, ist eine umstrittene Hypothe-
se. So lassen diejenigen, die einen solchen Strukturbezug verneinen, die Ge-
schichte der demokratischen Herrschaftsform erst in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts mit der Amerikanischen und der Französischen Revolution 
beginnen. Die Argumente, auf die sie sich berufen, sind oft genannt worden: 
Weder kannte die athenische Demokratie Repräsentation und auf Dauer ge-
stellte Parteien. Noch gab es in ihr eine naturrechtlich begründete, dem 
staatlichen Zugriff tendenziell entzogene Sphäre individueller Grund- und 
Menschenrechte sowie ein professionalisiertes Rechtssystem, das, auf der 
Trennung von Moralität und Legalität beruhend, zu einer Verrechtlichung 
des politischen Systems führte, wie sie für die moderne Demokratie charak-
teristisch ist. In der attischen Polis, so wird weiter argumentiert, existierte 
kein gesellschaftlicher und politischer Sachverhalt, der nicht der Entschei-
dungsbefugnis der Volksversammlung unterstand. 
Die liberale Demokratie dagegen reduziere den Demokratieprimat auf 
ein Politikfeld unter anderen: Vom unmittelbaren Mehrheitsentscheid seien 
der Rechtsstaat mit seiner Garantie richterlicher Unabhängigkeit, das Föde-
rativsystem, die Landeszentralbanken und das Sozialstaatsprinzip ausge-
nommen. Dem Bundesverfassungsgericht werde sogar unabhängig vom Par-
lament die Befugnis eingeräumt, volkssouverän-majoritäre Gesetze außer 
Kraft zu setzen oder zu modifizieren. Vor allem aber sei die direkte Volks-
herrschaft der Antike auf überschaubare Stadtstaaten festgelegt, während 
sich die modernen Demokratien von Anfang an auf großflächige Territorien 
ausrichteten. Und schließlich habe die attische Demokratie Herrschaft als 
eine natürliche Größe begriffen, während ihre neuzeitlichen Nachkommen 
sie konsensual auf den Vertrag ursprünglich Gleicher und Freier gründeten. 
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Ist angesichts dieser Divergenzen der Versuch, die politische Partizipati-
onsbereitschaft attischer Demokraten zu einer analytischen Folie zu stilisie-
ren, auf der sich die Gründe für die politische Apathie der Bürger in den li-
beralen Demokratien heute abbilden lassen, nicht von vorne herein ein Irr-
weg? Wird ein solcher Rekurs nicht allein schon durch die gänzlich ver-
schiedenen sozio-politischen Rahmenbedingungen antiker und moderner 
Bürgerbeteiligungen blockiert? Müssen, marxistisch gesprochen, Sklaven-
haltergesellschaften auf der Grundlage agrarischer Oikos-Wirtschaften nicht 
gänzlich andere Motivationslagen bzw. Apathiepotenziale hervorbringen als 
ein globalisierter Kapitalismus auf postindustriellem Niveau? Doch wer die-
sen marxistischen Problemhorizont ernst nimmt, hat sich mit einem Sach-
verhalt auseinanderzusetzen, den Marx in den Kunstwerken der antiken 
Griechen feststellen zu können meinte. Zwar seien sie an gewisse gesell-
schaftliche Entwicklungsformen gebunden. Aber dennoch gelte der Satz, 
„daß sie uns noch Kunstgenuss gewähren und in gewisser Beziehung als 
Norm und unerreichbare Muster gelten“ (Marx 1953: 31), obwohl sich der 
sozio-ökonomische Kontext heute im Vergleich zur Antike grundlegend ge-
ändert hat. Warum sollte diese Aussage nicht auch auf andere Überbauphä-
nomene wie die auf Selbstbestimmung zielende politische Ethik der atti-
schen Demokraten zu beziehen sein? 
Dies vorausgesetzt, ist meine These, dass sich das Gelingen demokrati-
scher Partizipation und die ihr entsprechende Verhinderung politischer Apa-
thie in ihren antiken Ursprüngen in der attischen Volksherrschaft unverstell-
ter rekonstruieren lässt, als in den späteren Entwicklungsphasen der moder-
nen Demokratie, in denen sie Kompromisse eingehen und zahlreiche Ver-
werfungen über sich ergehen lassen musste, um auch für ihre Gegner akzep-
tabel zu sein (vgl. Saage 2005: 237-260). Aber gleichzeitig liegt es dem 
Verf. fern, die attische Demokratie zu einem Ideal zu stilisieren, in dessen 
Licht der Zustand ihrer modernen Variante heute nur als Tiefpunkt einer 
längerfristigen Verfallsgeschichte erscheinen muss. Und noch weniger kann 
es ihm um eine romantisierende Reaktualisierung eines in der Weltgeschich-
te einmaligen und unwiederholbaren Vorgang gehen: Der Rekurs auf ihn hat 
ausschließlich kognitive Gründe. Was Fritz W. Scharpf einst über das De-
mokratiepotenzial der Kritischen Theorie bemerkte, trifft in gewisser Weise 
auch auf eine aktualisierende Deutung der attischen Demokratie zu: Ohne 
die in ihr gelebte Selbstbestimmung des Demos zu einem operationalen 
Strukturmodell zu verdichten, soll sie vielmehr als kritischer Maßstab zur 
„Aufdeckung unnötiger Herrschaft und unausgeschöpfter Partizipations-
chancen“ (Scharpf 1975: 55) der modernen liberalen Demokratie unter den 
Bedingungen des heutigen Konsumkapitalismus dienen (vgl. Barber 2007).  
Dennoch kann die attische Demokratie als kritisches regulatives Prinzip 
nur dann greifen, wenn es neben den genannten Differenzen zumindest ru-
dimentäre Übereinstimmungen zwischen beiden Varianten gibt. Zwar sind 
die dunklen Seiten der attischen Demokratie nicht zu leugnen: Wie ihr Im-
perialismus nach den Perserkriegen zeigt, entwickelte sie eine außenpoliti-
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sche Dynamik, die mit zu ihrem eigenen Untergang beitrug. Doch wird man 
ihr nicht gerecht, wenn man ihr die restriktiven Kriterien der Vollbürger-
schaft vorhält, die sie als Demokratie disqualifiziere. Wer so argumentiert, 
vergisst, dass die erste moderne Demokratie der Welt in den USA erst um 
die Mitte des 19. Jahrhunderts die Sklaverei abschaffte und z.B. in Deutsch-
land nicht vor 1918 das Frauenwahlrecht eingeführt wurde. In gewisser 
Weise kann die Vollbürgerqualifikation der attischen Demokratie sogar als 
ein früher Vorläufer des allgemeinen Wahlrechts interpretiert werden. Das 
welthistorisch Neue an ihr war nämlich in einer politischen Welt steiler hie-
rarchischer Strukturen nicht der Ausschluss von Sklaven, Metöken und 
Frauen, sondern der Einschluss aller freien athenischen Männer auf der 
Grundlage einer großzügigen Diätenregelung in die Vollbürgerschaft, unab-
hängig von ihrem sozialen Status. Neu war auch die Erfahrung der Konse-
quenzen dieses Einschlusses: Dadurch, dass das demokratische Gemeinwe-
sen aufgrund einer Minimierung innenpolitischer Repression einen Großteil 
seiner Energien zur Entfaltung der kreativen Möglichkeiten der Bürger-
schaft nutzen konnte, stellte die attische Volksherrschaft eine wichtige Vor-
bedingung jener kulturellen Potenzen dar, denen selbst der Demokratiekriti-
ker Jacob Burckhardt seinen Respekt nicht verweigerte. 
Der Althistoriker Wilfried Nippel weist ferner in seiner Rezeptionsge-
schichte der attischen Demokratie von ihrer Blütezeit bis zur Gegenwart 
nach, dass es weitere Übereinstimmungen zwischen der antiken und der 
modernen Demokratie gab, ohne deren Berücksichtigung ein vertieftes Ver-
ständnis der letzteren nicht möglich ist (vgl. Finley 1980; Nippel 2008: 339-
350). Er verdeutlicht, dass Demokratie von den alten Griechen ohne Theo-
rieanleitung in einem langwierigen, von den Unterschichten gestützten Pro-
zess „erfunden“ wurde und trotz ihrer pejorativen Theoretisierung durch de-
zidierte Gegner wie Platon und Aristoteles bis auf den heutigen Tag „Herr-
schaft des Volkes“ bedeutet: Kontrovers sind lediglich die institutionellen 
Ausformungen, unter denen sie sich in der sozio-politischen Realität Gel-
tung verschafft. Mag die Differenz zwischen einer direkten und einer reprä-
sentativen Volksherrschaft auch noch so gravierend sein, so können beide 
Varianten ihrem Begriff nur dann entsprechen, wenn das Handeln der Bür-
ger auch von Tugenden geleitet wird, die über die enge individuelle Nut-
zenmaximierung hinausgehen (II.), der Staat zumindest in einigen seiner 
Kernbereiche wirklich der Umsetzung der Interessen der Bürger und nicht 
unkontrollierter Oligarchien dient (III.), sich eine demokratische politische 
Kultur herausbildet, die durch ein hohes Maß an politischer Bildung und 
Informiertheit der Bürger geprägt ist (IV.) und die Demokratie, die sich im 
antiken Kontext als Herrschaftsform der kleinen Leute verstand, in gesell-
schaftlicher Hinsicht ein Mindestmaß an sozialer Gerechtigkeit garantiert 
(V.).  
Alle drei Aspekte diskutiert der vorliegende Aufsatz im Folgenden unter 
antiken und modernen Bedingungen, um herauszufinden, welche strukturel-
len Gründe vorliegen könnten, die in den modernen Industriegesellschaften 
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massenhaft politische Apathie hervorbringen. Dabei bezieht er sich auf den 
Höhepunkt der attischen Demokratie im fünften Jahrhundert v. Chr. und auf 
die liberalen Demokratien des Westens, wie sie sich seit den 1980er Jahren 
unter der neoliberalen Hegemonie und im Schatten der konsumorientierten 





Bei aller Pluralität und allen Differenzen der materiellen und kulturellen In-
teressen kommt auch eine freie Gesellschaft ohne einen normativen Basis-
konsens nicht aus, den Ernst Fraenkel einst im nichtkontroversen Sektor 
seines neo-pluralistischen Modells verankerte. Gemeint ist damit ein Werte-
kodex, der sowohl von den Eliten als auch den Nicht-Eliten einer Gesell-
schaft geteilt wird. Eine der wenigen antiken Quellen, die darauf eine pole-
misch nicht verzerrte Antwort gibt, ist die berühmte Totenrede des Perikles 
angesichts der ersten Athener Gefallenen im Kampf gegen Sparta, die Thu-
kydides in seiner „Geschichte des Peloponnesischen Krieges“ (vgl. Thuky-
dides 1981: 139-147) der Nachwelt überlieferte. Perikles kam es nicht nur 
darauf an, in einer durch den Krieg bedingten Krisensituation den Zusam-
menhalt des athenischen Demos mit rhetorischen Mitteln zu festigen. Eben-
so wichtig war für ihn, das politische Selbstverständnis der athenischen Po-
lis von dem der Spartaner abzusetzen. Dem Militärstaat Sparta, der auch von 
seinen Vollbürgern unbedingten Gehorsam verlangte, setzte er einen auf 
Freiheit und Gleichheit gegründeten Individualismus entgegen, der sich frei-
lich nicht in das enge Korsett des seinen eigenen Nutzen maximierenden 
homo oeconomicus pressen lässt. Der attische Demokrat, so Perikles, kennt 
zwar die Trennung zwischen „privat“ und „öffentlich“. Doch seine Pri-
vatheit vollendet sich erst im öffentlichen Raum wie umgekehrt das Enga-
gement für das öffentliche Wohl seine individuellen Interessen optimiert. 
Aus diesem Grund betonte Perikles, dass die Sorge um das eigene Haus 
immer auch die für die Stadt, d.h. die Polis, mit einschließe. Der Bürger, der 
in politischer Apathie und Desinteresse verharrt, sei daher kein stilles, son-
dern ein schlechtes Mitglied des Gemeinwesens. Gleichzeitig folgt aus die-
sem Postulat, dass Politik niemals vorwiegend den Experten überlassen 
bleiben dürfe, sondern Angelegenheit aller sein müsse, weil niemand ohne 
ein politisches Urteil sei, unabhängig davon, welcher Beschäftigung er 
nachgehe. In diesem Zusammenhang hebt Perikles die „glückliche Vielsei-
tigkeit“ der Bürger hervor. Sie ist das Resultat einer Erziehung für die Frei-
heit und nicht – wie bei den Spartanern – zum militärischen Gehorsam. Im 
Kern stellt sie die Voraussetzung dafür dar, dass alle politisch relevanten 
Probleme der Polis gemeinsam von den Bürgern durchdacht und entschie-
den werden. Der zentrale Satz lautet: „Und nur wir entscheiden in den 
Staatsgeschäften selber oder denken sie doch richtig durch. Denn wir sehen 
nicht im Wort eine Gefahr fürs Tun, wohl aber darin, sich nicht durch Reden 
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zuerst zu belehren, ehe man zur nötigen Tat schreitet“ (Thukydides 1976: 
142).  
Der politische Wertekanon der attischen Demokratie, so kann zusam-
menfassend festgestellt werden, stellt ein einzigartiges Mischmodell dar: Ihr 
Grundwert, die Autonomie des Bürgers, lässt sich nur in der öffentlichen 
Dimension der „Partizipation der Vollbürger am diskutant aufzuhellenden 
politischen Entscheidungsprozess“ (Euchner 1973: 18) realisieren. Aber sie 
löscht die Privatheit nicht aus; im Gegensatz zum Militärstaat Sparta bleibt 
sie auch im öffentlichen Diskurs stets präsent. Genau dieser Tatbestand wird 
von zahleichen konservativen Kritikern der attischen Demokratie bestritten: 
Sie sehen gerade in der Hegemonie der Bürgerbeteiligung als herrschender 
Norm den Einstieg in die Tyrannis. Doch diese Konsequenz ist nach den 
Resultaten der neueren althistorischen Forschung nicht zwingend (vgl. Nip-
pel 2008: 201-215). So gelingt es Nippel vorzüglich, den aufklärerischen 
Wert einer quellenorientierten und möglichst vorurteilsfreien Geschichtsfor-
schung herauszuarbeiten, wenn er den Topos der Ineinssetzung der atheni-
schen Demokratie mit „Pöbelherrschaft“ im Allgemeinen und den Terror 
der Jahre 1793/94 in der Französischen Revolution im Besonderen mit em-
pirisch gesättigten Argumenten konfrontiert. Statt Willkürherrschaft als 
Signum direkter Volksherrschaft mit der Tendenz zur Tyrannenherrschaft 
zeigt die neuere althistorische Forschung, dass der Willensbildungsprozess 
in der Volksversammlung zur Vermeidung des Machtmissbrauchs hoch in-
stitutionalisiert war; dass fehlgeleitete Volksbeschlüsse durch die direkte 
Demokratie selbst korrigiert wurden; dass selbst verdeckte Oligarchisierun-
gen aufgrund institutioneller Vorkehrungen wie das Losverfahren kaum eine 
Chance hatten und dass die Mitglieder der Volksversammlung aufgrund ih-
rer häufigen Präsenz in den Volksversammlungen und ihrer umfangreichen 
Amtstätigkeiten über ein Maß an politischer Bildung verfügten, das die Ur-
teilsfähigkeit heutiger Wähler in den repräsentativen Demokratien bei wei-
tem übersteigt. Statt totalitärer Meinungskontrolle war – wie selbstverständ-
lich – die attische Komödie das Medium beißender Demokratiekritik, die in 
aller Öffentlichkeit geübt wurde. Diese kritische Selbstreflexion demokrati-
scher Prinzipien vertrug sich sehr wohl mit dem, was alle attischen Demo-
kraten als normatives Leitbild verband: dem Streben nach individueller Au-
tonomie, d.h. nach einem Minimum fremdbestimmter Herrschaft (vgl. Nip-
pel 2008: 17-87).  
Der Wertekanon der modernen liberalen Demokratie unterscheidet sich 
von dem ihres antiken Vorgängers dadurch, dass er zwar auch an der Unter-
scheidung zwischen „öffentlich“ und „privat“ ansetzt. Aber die Relation 
zwischen beiden Sphären ist entgegengesetzt akzentuiert. Ausgangspunkt 
der Autonomie des Bürgers ist nicht wie in der attischen Polis der öffentli-
che Sektor, der den privaten Bereich gleichsam umhegt, ohne ihn freilich 
auszulöschen. Vielmehr stehen beide Bereiche in einem umgekehrten Ver-
hältnis zueinander: Die Autonomie des Bürgers in der liberalen Demokratie 
hat in der Privatheit ihren Ursprung. Die ursprünglich Gleichen und Freien 
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kämpfen als Private im Naturzustand ums Überleben. Aber ihre private Au-
tonomie verwandelt sich in dem Augenblick in öffentliche Selbstbestim-
mung, in dem sie einen Vertrag schließen, aus dem die Regeln hervorgehen, 
unter denen sie koexistieren können. Ihre Privatheit im Rücken, treten sie so 
ins Licht der Öffentlichkeit. Es handelt sich um einen Vorgang, der Impulse 
des antiken Citoyen aufnimmt und die Leitfigur des mündigen, d.h. diskus-
sions- und entscheidungsfähigen Bürgers konstituiert, der sich mit anderen 
Bürgern und Bürgerinnen über das bonum commune öffentlich verständigt. 
Doch in dem Maße, wie die neoliberale Hegemonie im Begriff ist, sich zu 
verabsolutieren, droht die Reaktivierung des Naturzustandes als notwendige 
Folge einer umfassenden Privatisierungsstrategie: Sie okkupiert systema-
tisch den öffentlichen Raum und reduziert die Autonomie des Bürgers auf 
seine marktkonforme Kauffreiheit als Konsument. Die Konsequenzen dieses 
Vorganges sind weitreichend. „Die Privatisierung ist so etwas wie die Um-
kehrung des Gesellschaftsvertrages“, schreibt Benjamin R. Barber, „sie zer-
stört die Bindungen, die uns zu freien Gemeinwesen und demokratischen 
Republiken zusammenschließen. Sie versetzt uns in den Naturzustand zu-
rück, in dem wir ein natürliches Recht haben, alles zu bekommen, was wir 
mit eigener Kraft beschaffen können, in dem wir aber jede reale Fähigkeit 
verlieren, das, worauf wir Anspruch haben, zu sichern“ (Barber 2007:146). 
Am Ende fänden wir uns in einer Welt wieder, „in der die Starken über die 
Schwachen herrschen und letztlich die Starken wie die Schwachen der  
Anarchie unterliegen, die die Sicherheit beider untergräbt – und genau die-
sem Dilemma sollte der ursprüngliche Gesellschaftsvertrag abhelfen“ (Bar-
ber 2007: 147). 
Die Leitfigur des Neoliberalismus ist, wie man weiß, der Idealtypus des 
homo oeconomicus, der sein Handeln konsequent an der Maxime der indivi-
duellen Nutzenmaximierung ausrichtet. Ihn gab es, solange der Kapitalis-
mus seit der Frühen Neuzeit besteht. Doch neu ist, dass er nun auch auf Ge-
biete des gesellschaftlichen Lebens übertragen wird, in denen er bisher kei-
ne Rolle spielte: z.B. auf die Universitäten, auf den öffentlichen Dienst und 
– was in unserem Kontext besonders interessiert – auf die Entscheidungs-
räume der liberalen Demokratie. Schon lange vor der Existenz des Neolibe-
ralismus hat es in der Nachfolge Josef A. Schumpeters (vgl. Schumpeter 
1975) theoretische Versuche gegeben, Markt und liberale Demokratie, d.h. 
den Primat der individuellen Nutzenmaximierung und demokratische Parti-
zipation als vereinbar nachzuweisen. Den stringentesten Vorstoß dieser Art 
hat Anthony Downs in seiner „Ökonomischen Theorie der Demokratie“ 
(vgl. Downs 1968) in den 1960er Jahren unternommen. Sein Versuch, die 
liberale Demokratie als Marktdemokratie zu verstehen, beruht auf zwei An-
nahmen. In der Sicht künftiger Abgeordneter und Regierungsmitglieder bie-
tet die Wahl die Chance der Machtmaximierung. Wie bei jedem Geschäfts-
unternehmen sind zur Erreichung dieses Ziels Geld und Zeit zu investieren. 
Da aber auch andere Teilnehmer auf Machtmaximierung aus sind, entsteht 
Konkurrenz, welche die öffentliche Arena in einen Politikmarkt verwandelt. 
POLITISCHE PARTIZIPATION UND APATHIE | 157 
Den Parteien und Politikern stehen die Wähler gegenüber, die wie jene ihr 
Verhalten ebenfalls vom Prinzip der Nutzenmaximierung leiten lassen. In 
dem Maße, wie sie sich von der Option für die Partei A oder B einen Nutzen 
erwarten, sind sie bereit, sich über deren Programme zu informieren, Dis-
kussionen im Fernsehen, Radio oder Internet zu verfolgen, Zeitungen zu le-
sen und schließlich im Wahllokal den Stimmzettel auszufüllen und in die 
Urne zu werfen. 
Im Gegensatz zu seinem Ideengeber Josef A. Schumpeter ging Downs 
davon aus, dass der einzelne Wähler durchaus über die Rationalität verfügt, 
die Zweck-Mittel-Relation zur Erreichung des Ziels seiner Nutzenmaximie-
rung realistisch einzuschätzen. Welche Auswirkung hat dann aber diese 
Prämisse auf sein Wahlverhalten, wenn ihm klar wird, dass in einer Mas-
sendemokratie des allgemeinen Wahlrechts seine Stimmabgabe ein fast un-
erhebliches Gewicht hat, sofern er nicht über ökonomische Macht verfügt, 
die ihm über den bloßen Wahlakt hinaus Einfluss auf die politische Wil-
lensbildung verschafft? Die Antwort, die aus der Downschen Nutzen-
Maximierungs-Logik folgt, ist unausweichlich: Wenn der Demos realisiert, 
dass die Kosten für die Informationsbeschaffung als Voraussetzung der 
Wahl höher sind, als der mögliche individuelle Nutzen, der aus ihr folgt, 
dann wird er sich der Stimmabgabe enthalten. Nun haben amerikanische Po-
litologen die These vertreten, dass eine solche Apathie eher ein Beleg für 
die Akzeptanz der Demokratie als für deren Krise sei: Die Nichtwahl deute 
vielmehr auf die Zufriedenheit des Bürgers mit der liberalen Demokratie 
hin; sie sei Ausfluss seines Vertrauens in ihre Mechanismen, die auch ohne 
seine Stimmabgabe funktionierten (Berelson 1954: 220, 398, 314). Doch 
was passiert, wenn sich die große Masse der Bürger von der Wahl – aus 
welcher Motivlage heraus auch immer – fernhält? Das System der liberalen 
Demokratie müsste zusammenbrechen, weil ihr selbst das Minimum an Le-
gitimation abhanden gekommen wäre. 
Diese Konsequenz vor Augen, gab Downs dann auch zu, dass sein Ver-
such, die liberale Demokratie auf den Prämissen des homo oeconomicus zu 
gründen, im Kern zum Scheitern verurteilt sei. Er sah sich gezwungen, das 
Nutzenmaximierungsmotiv durch die Konzession zu ergänzen, dass es in 
einer Demokratie „rationale Menschen [...] gibt, die bis zu einem gewissen 
Grade durch ein soziales Verantwortungsbewusstsein motiviert [sind], das 
von ihren eigenen kurzfristigen Gewinnen und Verlusten relativ unabhängig 
ist“ (Downs 1968: 26). Oder anders formuliert: Das reine Nutzenmaximie-
rungsprinzip, das das Verhalten des homo oeconomicus auf dem freien 
Markt steuert, bringt nicht jenes Streben nach Autonomie hervor, sich am 
politischen Willensbildungsprozess in der Demokratie auch dann zu beteili-
gen, wenn es nicht dem eigenen unmittelbaren Nutzen, sondern dem Ge-
meinwohl dient. Was jedoch mit der liberalen Demokratie geschieht, wenn 
das Nutzenmaximierungsprinzip zu einer universalen Maxime mutiert, die 
tendenziell alle Bereiche der Gesellschaft umfasst, wie es für die radikale 
Variante des Neoliberalismus charakteristisch zu sein scheint, ist evident: 
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Die hegemonial werdende politische Apathie würde sie unter sich begraben. 
Demgegenüber ist die attische Demokratie nicht am Desinteresse ihrer Bür-
ger, sondern an der bewaffneten Macht der makedonischen Monarchie nach 
Alexanders Tod und ihrer oligarchischen Kollaborateure zugrunde gegan-
gen. Ob die liberale Demokratie im 21. Jahrhundert Mittel finden wird, ih-





Politische Beteiligung der Bürger am Willensbildungsprozess der Demokra-
tie ist immer dann zu erwarten, wenn es ihren Akteuren gelingt, den Nach-
weis zu erbringen, dass die Interessen des Demos die Richtschnur ihres 
Handelns sind. Umgekehrt wird politischer Apathie der Weg bereitet, wenn 
die Politik einer strukturell anderen Logik als der des Demos folgt. Eine sol-
che Entwicklung von Anfang an zu verhindern, war die zentrale Aufgabe 
des institutionellen Aufbaus der attischen Demokratie. Die Rechte des De-
mos konkretisierten sich in der Teilnahme an der Volksversammlung und 
am Geschworenengericht. Eine Versammlung von Tausenden von Vollbür-
gern wäre ohne eine vorbereitete Tagesordnung nicht durchführbar gewesen. 
Diese Funktion erfüllte der Rat der Fünfhundert, der sich durch Losent-
scheid aus der Athener Bürgerschaft rekrutierte. Zwar konnte der Rat einen 
Gesetzesvorschlag unterbreiten, aber die endgültige Entscheidungsgewalt 
lag in der Hand der Volksversammlung: Sie konnte die Initiative ablehnen, 
akzeptieren oder modifizieren. Es gab praktisch keine verfassungsmäßigen 
Beschränkungen, die die in der Ecclesia anwesenden Vollbürger daran hin-
derte, Beschlüsse nach Gutdünken zu fassen. Allerdings wurde diese Kom-
petenz im 4. Jahrhundert eingeschränkt. 
Bekanntlich galt das aktive und passive Wahlrecht nur für freie Athener 
Bürger. Die historische Forschung geht davon aus, dass etwa 43.000 Män-
ner aus einer Gesamtbevölkerung von 315.000 Personen der Aktivbürger-
schaft angehörten. Die durchschnittliche Zahl der Anwesenden in der 
Volksversammlung wird auf etwa 6.000 geschätzt: ein vergleichsweise ho-
her Anteil der Aktivbürgerschaft, wenn man bedenkt, dass die antiken Ver-
kehrsverhältnisse die Teilnahme der in den ländlichen Gebieten ansässigen 
Bauern an den Volksversammlungen faktisch verhinderten, auch wenn nach 
Perikles’ Tod Diäten für die ärmeren Athener Vollbürger eingeführt wurden, 
um ihnen die Wahrnehmung ihrer politischen Rechte in der Ecclesia zu er-
möglichen. Wir müssen davon ausgehen, dass die Motivation der attischen 
Bürger, sich mit der Volksversammlung zu identifizieren, außerordentlich 
hoch gewesen ist: Sonst wäre ihre in geregelten Bahnen verlaufende Wie-
derherstellung nach den beiden oligarchischen Umstürzen nicht möglich 
gewesen. Die Gründe sind auch heute noch nachvollziehbar. Es gab, wie 
schon hervorgehoben, keinen öffentlichen oder privaten Problembereich, 
den die Volksversammlung nicht entscheiden konnte. Sie hatte die Kompe-
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tenz, Gesetze zu erlassen und zu novellieren, Beamte zu wählen und abzu-
setzen, sowie über Krieg und Frieden zu entscheiden. 
Zu Recht weist der amerikanische Althistoriker Donald Kagan darauf 
hin, dass in Athen die städtische Bürgerschaft auch unmittelbar außenpoliti-
sche Fragen entschied, bei denen es für sie und ihre Stadt unter Umständen 
um Leben und Tod ging. Dieser Tatbestand, so Kagan, müsse den Bürger 
der modernen repräsentativen Demokratie um so mehr beeindrucken, wenn 
er sich vor Augen führte, wie analoge Krisen heute bewältigt werden (vgl. 
Kagan 1992: 82). Als Lehrstück hätte er die Kuba-Krise von 1962 durch-
spielen können. Zunächst informierte der CIA den amerikanischen Präsiden-
ten über die Stationierung sowjetischer Raketen auf Kuba. Diese Informati-
on behandelte man streng vertraulich. Außer den Präsidenten erreichte sie 
nur wenige Personen im Weißen Haus und im Pentagon. Noch entscheiden-
der in unserem Kontext jedoch ist, dass nur ein kleiner geschlossener Kreis 
darüber befand, wie die Regierung auf die Bedrohung reagieren sollte. Die 
endgültige Entscheidung traf nicht der Kongress, sondern ein einzelner 
Mann, der damalige Präsident der USA John F. Kennedy. Während in der 
attischen Demokratie die Aktivbürgerschaft die Kompetenz hatte, die Krise 
mit friedlichen oder kriegerischen Mitteln zu lösen, wurde im Fall des Ku-
ba-Konflikts die Bevölkerung erst in dem Augenblick informiert, als alle 
Beschlüsse gefasst waren. 
Freilich darf dieses Beispiel nicht verabsolutiert werden. Es zeigt wohl 
zutreffend die Welten auf, die zwischen politischen Entscheidungsprozessen 
einer direkten und einer repräsentativen Regierungsform klaffen. Es bedeu-
tet aber keineswegs, dass es heute noch möglich wäre, die Athener Variante 
der Bürgerbeteiligung als unerreichtes Vorbild zu empfehlen. Denn die atti-
sche Demokratie musste selber einsehen, dass sie gegen die Gefahr nicht 
gefeit war, törichte Gesetze in der Volksversammlung zu beschließen, wie 
die Möglichkeit der Kassation oder der Gesetzesänderung durch eine Jury 
zeigt. Noch wichtiger aber ist, dass es abwegig wäre, Entscheidungsmecha-
nismen eines vergleichsweise überschaubaren Gemeinwesens auf hochkom-
plexe postindustrielle Massengesellschaften des 21. Jahrhunderts zu über-
tragen. Allerdings lehrt uns das Athener Beispiel auch, dass politische Apa-
thie in einer Demokratie nur dann zu verhindern ist, wenn sich der Bürger 
zumindest in Teilaspekten mit dem demokratischen Gemeinwesen zu identi-
fizieren vermag: eine Erkenntnis, die auch auf die moderne liberale Demo-
kratie übertragbar ist. So hat der amerikanische Politologe Colin Crouch die 
Tendenz des Staates in den liberalen Demokratien zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts, den öffentlichen Sektor privaten Dienstleistern zu überlassen, mit 
dem Begriff der „Postdemokratie“ charakterisiert. Mit der von ihm aufge-
zeigten Kommerzialisierung öffentlicher Leistungen, die einer Zerstörung 
des Wohlfahrtsstaates gleichkommt, trocknet zugleich eine wichtige Quelle 
politischer Partizipation aus, weil für den Bürger durch die marktkonforme 
Privatisierung des öffentlichen Sektors ein wichtiges Motiv entfällt, sich mit 
dem demokratischen Gemeinwesen zu identifizieren. Zwar existiert das Ins-
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titutionengefüge der liberalen Demokratie weiter. Da aber ihre Inhalte nicht 
mehr durch das Medium der öffentlichen Diskussion und der Bürgerbeteili-
gung geprägt sind, sondern der Logik des Marktes folgen, entfällt das, was 
das Gegengift politischer Apathie gewesen ist: dass „sich eine große Anzahl 
von Menschen lebhaft an ernsthaften politischen Debatten und an der Ges-
taltung der politischen Agenda beteiligt und nicht allein passiv auf Mei-
nungsumfragen antwortet“ (vgl. Crouch 2008: 9). 
Es kann hier nicht darum gehen, die Bedingungen aufzuzeigen, unter 
denen die moderne Demokratie seit den 1980er Jahren unter die Hegemonie 
des neoliberalen Marktmodells geraten ist. Doch fest steht, dass ihre Legiti-
mationsstrategie ebenso wie die faktischen inhaltlichen Konsequenzen im 
diametralen Gegensatz zum Selbstverständnis der demokratischen Ursprün-
ge in der Antike steht, die aus ihr folgen. Der attische Demokrat sah in der 
Polis den Ausdruck seines autonomen Willens als mündiger Bürger. Der 
Neoliberalismus gesteht zwar dem modernen Bürger ebenfalls Autonomie 
zu. Aber es ist die konsumorientierte Selbstbestimmung des seinen indivi-
duellen Nutzen maximierenden Bürgers, der selbstbewusst genug ist, auf 
staatliche Leistungen zu verzichten und seine Ziele im Rahmen der Markt-
wirtschaft zu erreichen. Politische Apathie ist so eine notwendige und zu 
begrüßende Konsequenz seiner Selbstdefinition nicht als Citoyen, sondern 
als Bourgeois. Gewinnt eine solche Selbstdefinition hegemoniale Kraft, die 
auch, von den ökonomischen Eliten und ihren Verbündeten in den Massen-
medien unterstützt, große Teile der Bevölkerung erfasst, dann hat dies Fol-
gen, die jeder attische Demokrat als den Tod der Volksherrschaft bezeichnet 
hätte. Crouch hat sie auf einen pointierten Begriff gebracht, wenn er 
schreibt: „Tatsächlich gilt: Je mehr sich der Staat aus der Fürsorge für das 
Leben der normalen Bürger zurückzieht, und zulässt, dass diese in politische 
Apathie versinken, desto leichter können Wirtschaftsverbände ihn – mehr 
oder minder unbemerkt – zu einem Selbstbedienungsladen machen“ (vgl. 
Crouch 2008: 30f).  
Sollte sich so der Trend durchsetzen, dass zwar der Staat nicht in die 
Wirtschaft, diese aber jederzeit in den öffentlichen Sektor intervenieren darf, 
dann ist nach den bisherigen Erfahrungen die Reaktion vieler Bürger abseh-
bar: Sie geben das auf, was die attische Demokratie auszeichnete – den An-
spruch auf aktive Politikgestaltung, was in der Regel die Flucht in die Apa-
thie zur Folge hat. Bestenfalls üben Bürger passive Kritik an der Korruption 
der Eliten oder engagieren sich in Nichtregierungsorganisationen, Bürgerini-
tiativen, Selbsthilfegruppen etc.: in Organisationen also, die ihre Existenz 
zwar der Demokratie mit verdanken, aber selbst kaum als Demokratie-
Ersatz einstufbar sind. 
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IV. 
 
Wie ist nun aber die Qualität der politischen Kultur als Voraussetzung parti-
zipativen Handelns in der Demokratie unter antiken und modernen Bedin-
gungen zu bewerten? Die meisten Angriffe der antiken Autoren, allen voran 
die des Platon und des Aristoteles, richteten sich gegen die in Athen herr-
schende Praxis, durch Massenversammlungen die Regierungsgeschäfte zu 
führen sowie gegen die Besetzung staatlicher Ämter durch Losentscheid. 
Diese direktdemokratischen Strukturen führten zu inkompetenten politi-
schen Entscheidungen (vgl. Platon 428b-429a) und letztlich zum Chaos, das 
quer stehe zu einer politischen Kultur, welche diesen Namen verdiene. Auch 
wenn die attischen Demokraten bestimmte Funktionen wie militärische 
Aufgaben, den Flottenbau, die Administration der Finanzen und die Organi-
sation der Wasserversorgung nicht durch Losentscheid, sondern durch per-
sönliche Wahl vergaben, weil sie Spezialkenntnisse sowie besondere Fertig-
keiten und Erfahrung voraussetzten, trifft zu, dass exklusives Fachwissen 
allein als unvereinbar mit dem demokratischen Gedanken galt. Doch wer 
daraus den Schluss ableitet, die attische Demokratie sei die Inkarnation 
fachlicher Inkompetenz, steht vor dem Erklärungsproblem, wie es möglich 
war, dass diese Regierungsform über 200 Jahre existierte, mit Hilfe des At-
tisch-Delischen Seebundes für einige Zeit zu einer Hegemonialmacht avan-
cierte und kulturelle Leistungen hervorbrachte, die selbst die Gegner dieses 
Regierungstyps anerkennen. 
Tatsächlich hat die neuere althistorische Forschung herausgefunden, 
dass in den Debatten der Volksversammlung keineswegs geltungssüchtige 
und törichte Leute eine bedeutende Rolle spielten. Einerseits schränkten in-
formelle Abschreckungsmethoden die Zahl der Sprecher in der Volksver-
sammlung stark ein, weil inkompetentes Gerede eine öffentliche Blamage 
nach sich zog. Andererseits gab es aber auch formelle Vorkehrungen, die 
dafür sorgten, dass die Hemmschwellen für unqualifizierte öffentliche Äu-
ßerungen nachhaltig wirkten. Zwar konnte jeder Bürger gegen einen Antrag 
des Rats der Fünfhundert oder der Volksversammlung Einspruch erheben. 
Der Antragsteller musste dann vor einem Geschworenengericht erscheinen. 
Wurde seine Kritik zurückgewiesen, hatte er mit einer Geldstrafe zu rech-
nen. Bei drei Verurteilungen ging er seines Bürgerrechts verlustig. Doch 
entscheidend sind in letzter Instanz nicht die formellen und informellen Bar-
rieren, die den politischen Diskussionsprozess in der attischen Demokratie 
charakterisierten. Viel wichtiger ist, dass sich die Volksversammlung selbst 
zu einer Institution der politischen Bildung entwickelte, wie sie die Welt 
vorher nicht erlebte und deren Niveau und Intensität in ihrer Breitenwirkung 
später wohl kaum wieder erreicht worden ist. Die Gründe für diesen erstaun-
lichen Sachverhalt sind leicht nachvollziehbar: Sie verweisen auf den Erfah-
rungsraum der Ecclesia und der nach dem Losentscheid zu vergebenden 
Regierungsämter selbst. Die Diskussionen in den Volksversammlungen wa-
ren, wie schon hervorgehoben, keine unverbindlichen Schaukämpfe, son-
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dern ernsthafte Auseinandersetzungen. Wurden die Debatten auch geprägt 
von den gewählten Beamten, ehemaligen Amtsinhabern, den führenden Po-
litikern wie Perikles oder den Fachleuten der verschiedenen Ressorts, so be-
einflussten und bildeten sie doch tiefgreifend die große Masse der in der 
Volksversammlung präsenten Bürger. Eine solche nachhaltige Wirkung hat-
te zur Voraussetzung, dass jeder Athener Bürger als Mitglied des Rats der 
Fünfhundert oder der Geschworenengerichte und anderer Ämter praktische 
Erfahrungen im Umgang mit administrativen und politischen Problemen der 
Staatsgeschäfte sammeln konnte. 
Selbstverständlich lässt sich dieses antike Muster des Erwerbs von poli-
tischer Bildung nach dem Prinzip des learning by doing nicht auf moderne 
repräsentative Demokratien übertragen. Aber die antike Erfahrung, dass eine 
Demokratie nur funktionieren kann, wenn die politischen Entscheidungen 
nicht fast ausschließlich von Experten, sondern zu einem erheblichen Teil 
auch von den betroffenen Bürgern selbst geprägt werden, hat bis auf den 
heutigen Tag Bestand. Dieses Leitbild des „mündigen Bürgers“, das für die 
direkte Demokratie Athens ebenso relevant ist wie für die parlamentarischen 
und präsidialen Repräsentationssysteme der Gegenwart, hat dann auch dazu 
geführt, dass die letzteren Institutionen für die Förderung der politischen 
Bildung schufen: So haben die Schulen, die Massenmedien und selbst die 
politischen Parteien an der politischen Willensbildung mitzuwirken: sei es 
direkt wie die Teilhabe an der innerpartlichen Demokratie; sei es indirekt 
wie in den Schulen oder den Massenmedien. Doch wie sieht die Wirklich-
keit heute unter den Bedingungen der neoliberalen Globalisierung aus? Heu-
te herrscht in der Phase des konsumorientierten Kapitalismus eine Tendenz, 
die quer steht zum Leitbild des mündigen Bürgers. Autonomie gilt als Er-
mächtigung bereits der Kinder und Jugendlichen zum Konsum. Dergestalt in 
seinen Bedürfnissen durch subtile Reklametechniken infantilisiert, gibt der 
konsumierende Bourgeois seine Rolle als Citoyen auf. Zwar trifft er seine 
private Wahl, aber er „kann nur eingeschränkt an Gemeinschaften teilneh-
men oder Änderungen bewirken, und sein öffentliches Urteil ist vermindert“ 
(Barber 2007: 42). 
Wie Colin Crouch am Beispiel der Massenmedien und der politischen 
Parteien in den westlichen Demokratien zeigen kann, wird der Staatsbürger 
„in seinem Vermögen, über öffentliche Angelegenheiten zu urteilen, perma-
nent unterfordert“ (Offe 2008). Er reagiert auf die so „resultierenden Sozia-
lisationsschäden teils mit Apathie und Passivität, teils mit personalisieren-
den Fehldeutungen des politischen Lebens“ (Offe 2008). Colin Crouch hat 
in seinem Essay „Postdemokratie“ gezeigt, was passiert, wenn sich Schulen, 
Massenmedien und politische Parteien dem neoliberalen Marktdiktat unter-
werfen. Jede Schule, die sich nicht primär ihrem pädagogischen Auftrag 
verbunden fühlt, sondern mit marktkonformen Werbemethoden die Zahl ih-
rer Schüler aufzustocken sucht, gerät in den Sog der Einstellungen der Schü-
ler und ihrer Eltern, auch wenn dies konträr zu dem für das Funktionieren 
einer Demokratie notwendigen Wissen einerseits und zu den für sie konsti-
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tutiven Werten andererseits steht. Ähnlich verhält es sich mit den Massen-
medien. Insbesondere die öffentlich-rechtlichen Anstalten minimieren ihren 
Auftrag, zur politischen Erziehung beizutragen, wenn sie sich zunehmend 
der Konkurrenz mit privaten Fernsehsendern um optimale Einschaltquoten 
auch dann stellen zu müssen glauben, wenn dies nachweislich mit der Min-
derung der Qualität ihrer Sendungen erkauft wird. 
Auch die Parteien unterliegen der Gefahr der Kommerzialisierung, wie 
Berlusconis Sforza Italia zeigt. Einerseits wie ein Industrieunternehmen ge-
führt, ist andererseits die Werbung nach außen nicht auf Parteiprogramme, 
sondern auf Personen festgelegt, deren Image in den Medien nach den Me-
thoden ökonomischer Reklame buchstäblich verkauft wird. Crouch bringt 
diesen Trend auf die folgende Formel: „Das kommerzielle Modell trium-
phiert [...] über andere Formen der politischen Kommunikation. Politische 
und andere Nachrichten sind allmählich neu definiert worden – als beson-
ders kurzlebige Konsumgüter. Der Konsument hat über den Staatsbürger 
triumphiert“ (Crouch 2008: 67). Gleichzeitig sind Parteivorstände geneigt, 
ihre Politik an den Meinungsumfragen auszurichten und die wichtigen Ent-
scheidungen aus den Partei- und Parlamentsgremien in sog. Expertengrup-
pen auszulagern. Damit ist die innerparteiliche Demokratie marginalisiert, 
dem Engagement der Mitglieder der Boden entzogen und gleichzeitig eine 
wichtige Voraussetzung für Politikverdrossenheit als Vorbedingung für die 





Das wichtigste Gegengift politischer Apathie in der attischen Demokratie 
resultiert aus der Tatsache, dass sie als eine Regierungsform der „kleinen 
Leute“ bezeichnet werden kann. Niemand unter den zeitgenössischen Auto-
ren hat diesen Sachverhalt schärfer analysiert als Aristoteles. Ihm zufolge 
hat die attische Demokratie, die er auch als „äußerste Demokratie“ charakte-
risierte, ihre soziale Basis im Kleinbürgertum, Kleinhandwerk sowie in der 
Masse der Tagelöhner und Hafenarbeiter. Er sieht sie vor allem durch ihre 
rasche politische Mobilisierung gekennzeichnet: Im Gegensatz zu den auf 
dem flachen Lande verstreuten Bauern versammeln sich Mitglieder dieser 
Schichten auf dem athenischen Markt, diskutieren über politische Angele-
genheiten und stellen in der Volksversammlung den Großteil der Aktivbür-
gerschaft. Begünstigt durch die nach Perikles eingeführten Diäten, gestalten 
sie die Politik von der Basis her aktiv mit. Wirtschaftlich für ein bescheide-
nes Leben abgesichert, weil quasi besoldet, verfügen sie auch über die not-
wendige Muße, um in der Volksversammlung ihre Interessen durchsetzen zu 
können; denn sie „sind von keinerlei Sorge für ihre eigenen Angelegenhei-
ten abgehalten, wohl aber die Reichen, so daß diese oft an Volksversamm-
lungen oder Gerichten nicht teilnehmen. Daher wird die Menge der Armen 
im Staat Herr und nicht das Gesetz“ (Aristoteles 1968: 193a). Diese zahl-
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reichste Gruppe in der attischen Demokratie nannte Platon „das Volk“. Er 
meinte damit alle Bürger Athens, die mit eigenen Händen arbeiten und über 
wenig Besitz verfügen. Von seinen sophistischen Führern, den Demagogen 
manipuliert, gehe es unter deren Leitung darum, durch eine forcierte Be-
steuerung der Reichen eine Umverteilung von oben nach unten durchzuset-
zen. Am Ende beschere die „regierungslose und buntscheckige Verfassung“ 
„gleichmäßig Gleichen wie Ungleichen eine gewisse Gleichheit“ (Platon: 
558c). Die Reichen gerieten dadurch in Opposition zum demokratischen 
System. Es komme zu gegenseitigen Anklagen, Rechtsstreitigkeiten und so-
zialen Konflikten, die am Ende den Demos verleiten, zugunsten einer Ty-
rannis seine Freiheit und damit die Demokratie zu opfern. 
Wir wissen heute, dass die Tyrannis als Konsequenz der Demokratie ei-
ne Fehldeutung ist: Seit Perikles’ Reformen 461 v. Chr. funktionierte die 
Demokratie in Athen bis zu ihrem Untergang ununterbrochen, abgesehen 
von dem oligarchischen Umsturz von 411/410, der nur wenige Monate dau-
erte, und den bereits erwähnten zwei kurzen oligarchischen Zwischenspie-
len. Stets wurde die Demokratie wieder hergestellt, ohne dass es zu großen 
Wirren gekommen wäre. Richtig aber an der Analyse von Platon und Aris-
toteles ist, dass die Demokratie als Basis der kleinen Leute stets auch mit 
sozialen Reformen zu ihren Gunsten verbunden war, deren Kosten die Rei-
chen zu tragen hatten. Allerdings stand die Institution des Privateigentums 
niemals zur Disposition, obwohl die Volksversammlung die einschneidends-
ten gesellschaftlichen und ökonomischen Veränderungen hätte bewirken 
können. Zwar war die politische Gleichheit ein fundamentales Prinzip der 
attischen Demokratie. Doch die ökonomische Gleichheit hätte in der Volks-
versammlung niemals eine Mehrheit gefunden. Nicht zufällig enthielt der 
Archonteneid den Satz: „Ich werde nicht zulassen, daß Privatschulden erlas-
sen und ebenso wenig, daß Grundstücke oder Häuser athenischer Bürger 
umverteilt werden“ (zit. n. Kagan 1992: 95). 
Auch im Blick auf die materielle Fundierung der liberalen Demokratie 
in den Massen verbietet sich eine einfache Eins-zu-Eins-Analogisierung mit 
der antiken Demokratie als der Herrschaftsform der „kleinen Leute“. In dem 
Maße, wie das Prinzip der Demokratie als Selbstbestimmung des Volks er-
setzt wurde durch das Prinzip einer Methode zur Generierung staatlicher 
Normen (Schumpeter), ist sie, auch vermittelt über das Repräsentationsprin-
zip, längst zu einer Herrschaftsform geworden, die auch für die reichen 
Schichten des Volks akzeptabel geworden ist, weil sie den Beweis längst 
erbracht hat, dass in ihrem Rahmen auch die ökonomisch privilegierten Inte-
ressen sehr gut und vor allem dauerhaft durchsetzbar sind. Doch es gibt ei-
nen wichtigen Traditionszusammenhang, der die moderne liberale Demo-
kratie mit ihrem antiken Vorläufer verbindet: Letztere ist nur dann stabil, 
wenn die Kluft zwischen Armen und Reichen durch ein Mindestmaß an 
wohlfahrtsstaatlicher Umverteilung gemildert wird.  
Das war nach dem Zweiten Weltkrieg bis in die 1970er Jahre der Fall, 
als es in vielen liberalen Demokratien des Westens zu einem Ausgleich zwi-
POLITISCHE PARTIZIPATION UND APATHIE | 165 
schen Kapital und Arbeit gekommen war. „Im Austausch für den Fortbe-
stand des Kapitalismus und des Abflauens des Protestes gegen die Un-
gleichheiten, die dieses System hervorbrachte, nahmen die ökonomischen 
Eliten Beschränkungen ihrer Macht in Kauf. Im Rahmen des Nationalstaats 
war die politische Steuerungskapazität überdies derart gebündelt, daß die 
Regierungen in der Lage waren, diese Beschränkungen auch zu verteidigen, 
da die Unternehmungen weitgehend nationalen Autoritäten unterstanden“ 
(Crouch 2008: 15). Ohne Frage bedeutete die Steigerung des Lebensstan-
dards einen effizienten Anreiz für die Massen, sich mit der modernen De-
mokratie zu identifizieren und sich gleichzeitig gegenüber dem kommunisti-
schen Modell zu immunisieren: durchaus in Analogie zu den materiellen 
Leistungen, welche die attische Demokratie ihren einfachen Bürgern bot. 
Doch Ende der 1980er Jahre veränderte sich unter dem Einfluss der deregu-
lierten und globalisierten Finanzmärkte der Schwerpunkt der wirtschaftli-
chen Dynamik auf die Aktienmärkte. Die Folgen waren gravierend. Bereits 
unter der Regierung Reagan kam es zur Destruktion der wohlfahrtsstaatli-
chen Einrichtungen der Roosevelt-Ära in den USA mit der Konsequenz ei-
ner extremen sozialen Polarisierung zwischen den reichen und armen Seg-
menten der Gesellschaft: ein Trend, der, wenn auch im Vergleich zur Zwi-
schenkriegszeit auf einem höheren materiellen Niveau, bis auf den heutigen 
Tag in der westlichen Welt, vor allem in der Bundesrepublik Deutschland, 
anhält.  
Was im Zuge dieser sozialen Polarisierung übrig zu bleiben droht, ist der 
Wahlakt am Ende einer Legislaturperiode. Eigentlich hatte erst jetzt die Re-
alität das Schumpetersche Modell der Konkurrenz-Demokratie, Anfang der 
1940er Jahre konzipiert, in allen seinen Aspekten eingeholt. War in der atti-
schen Demokratie das Steuersystem auf Umverteilung eingestellt, um die 
bürgerlichen Teilhaberechte auch materiell zu fundieren, so geht es jetzt im 
Kern um Armenfürsorge, um Marginalisierung der Gewerkschaften als Vor-
aussetzung des Abbaus von Gegenmacht der Arbeiter in den Betrieben und 
um einen Staat, der die Bedingungen des freien Marktes abzusichern hat. 
Wer immer nach den Ursachen der politischen Apathie heute forscht, wird 





1  Andreas Mehl habe ich für die kritische Lektüre dieses Aufsatzes und 
wichtige Hinweise zu danken. 
2  Meine Informationen über die athenische Demokratie habe ich folgender 
Forschungsliteratur entnommen: Sterling 1965: 9-63; Meier 1970; Tar-
kiainen 1972; Finley 1980; Bleicken 1986; Kagan 1992; Pabst 2003; 
Eder 1995; Welwei 1999; Nippel 2008. Da für den in diesem Aufsatz 
angestellten Vergleich nur bekannte Informationen über die athenische 
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Demokratie eine Rolle spielen, verzichte ich im Detail auf explizite 
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Die Funktion von Ideologien, so Kurt Lenk am Ende seiner problemge-
schichtlichen Einleitung zum Ideologiebegriff, besteht „vornehmlich darin, 
die Strukturen einer Gesellschaftsordnung zu verdecken“ (1971: 58). Diesen 
Kerngedanken aufnehmend, möchte ich im Folgenden die These entwickeln, 
dass nicht nur der alltagssprachliche, sondern auch Teile des politikwissen-
schaftlichen Diskurses über Demokratie in diesem Sinne zunehmend einen 
ideologischen Charakter bekommen. Meine Ausgangsbeobachtung lautet: Je 
weniger es infolge von Entparlamentarisierungs- und Privatisierungsprozes-
sen demokratisch zu entscheiden gibt, desto wichtiger scheint es, sich des 
demokratischen Gehalts spätmoderner Gesellschaften zu vergewissern. Die-
se Beobachtung und meine daran anschließende These möchte ich in drei 
Schritten entwickeln. Zunächst soll in der gebotenen Kürze auf jene Ent-
wicklungen verwiesen werden, die Anlass dafür geben, mit Blick auf westli-
che politische Systeme von postdemokratischen Zuständen zu sprechen (I). 
In einem zweiten Schritt möchte ich mich jener Deutung zuwenden, die an-
gesichts zunehmender zivilgesellschaftlicher Formen politischen Handelns 
weniger von einem Substanzverlust als von einem Gestaltwandel demokrati-
scher Politik ausgeht. Dabei zeigt sich, dass die unkonventionellen Formen 
politischen Handelns vornehmlich von jenen Bevölkerungsgruppen verfolgt 
werden, die über ein vergleichsweise hohes soziales Kapital verfügen (II). 
Am Ende steht der Versuch, diese Befunde ideologiekritisch zu deuten (III). 
 
 
I. DIE AUFWERTUNG VON EXPERTENWISSEN  
 UND DIE DIAGNOSE DER POSTDEMOKRATIE 
 
Moderne westliche Demokratien verfügen über eine liberale und eine repu-
blikanische Säule. Beinhaltet die erste Säule den Schutz individueller Frei-
heiten und die Vermeidung einer „Tyrannei der Mehrheit“ durch Rechts-
staatlichkeit, Minderheitenschutz, Repräsentativsystem und Gewaltentei-
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lung, so beinhaltet die zweite, ideengeschichtlich ältere Säule das Verspre-
chen der gleichen und möglichst unmittelbaren Teilhabe an den politischen 
Entscheidungen. Im Zuge der zweiten demokratischen Transformation (vgl. 
Dahl 1989) ist es zu einer Verschmelzung dieser beiden Säulen im Modell 
der liberalen Demokratie gekommen. Moderne Demokratien sind bei allen 
Unterschieden im Detail – etwa hinsichtlich des Mehrheits- oder Verhält-
niswahlrechts, präsidentieller oder parlamentarischer Systeme und mehr  
oder weniger stark ausgeprägter direktdemokratischer Verfahren – durch 
eine Balance der beiden Säulen gekennzeichnet. Zumindest ist dies das Bild, 
welches die Lektüre einführender Darstellung zur Demokratietheorie ver-
mittelt (vgl. Sartori 1997; Vorländer 2003; Schmidt 2010; Möllers 2008). 
Auch die Kriterien, die den diversen Spielarten der Demokratiemessung zu-
grunde gelegt werden, bestätigen dieses Zwei-Säulen-Modell (vgl. Lauth 
2004; Müller/Pickel 2007). Allerdings mehren sich die Indizien, dass die 
Balance in der Wirklichkeit moderner Demokratien nicht nur temporär, son-
dern nachhaltig zuungunsten der republikanischen Säule gestört ist. Zwar ist 
das Ideal der gleichen Partizipationsmöglichkeiten immer nur ein Verspre-
chen gewesen, das nie vollständig eingelöst werden konnte (vgl. Bobbio 
1988), das allgemeine Wahlrecht hat aber in westlichen Gesellschaften zu-
mindest dazu beigetragen, dass die politischen Eliten responsiv agiert haben. 
Die Folge hiervon waren ein Ausbau der sozialen Sicherungssysteme und 
eine – vergleichsweise – hohe Zufriedenheit mit der Demokratie und ihren 
Repräsentanten. 
Damit scheint es aber vorbei zu sein. Das liberal-demokratische Modell 
– und seine sozialdemokratische Inanspruchnahme –, bei dem die Bürgerin-
nen und Bürger mittels Wahlen die Gesellschaft steuern, ist insofern nicht 
mehr angemessen, als die gewählten Repräsentanten den in sie gesetzten 
Erwartungen kaum noch entsprechen können. Ihnen sind, bildlich gespro-
chen, die Hände gebunden. Ursächlich hierfür ist in erster Linie die „groß-
flächige Auslagerung formaler Entscheidungskompetenzen und faktischer 
Entscheidungsgewalt aus den politischen und politisierbaren Entscheidungs-
arenen der Nationalstaaten in internationale Exekutivorgane oder Regulie-
rungsagenturen“ (Streeck 2009: 22). Zu nennen sind hier vor allem die Or-
gane der Europäischen Union wie Kommission, Europäische Zentralbank 
und Europäischer Gerichtshof, die Welthandelsorganisation und die Weltfi-
nanzinstitutionen (Weltbank, Internationaler Währungsfonds), die bei der 
politischen Gestaltung gegenüber nationalstaatlichen Regierungen und Par-
lamenten in den letzten Jahrzehnten erheblich an Einfluss gewonnen haben. 
Darüber hinaus hat sich eine Vielzahl von Regimes und Organisationen, 
teilweise rein privater Natur, in den vergangenen Jahren immer mehr Rege-
lungskompetenzen angeeignet. Es bilden sich neue Formen des Regierens 
heraus, die einer demokratischen und auch einer zivilgesellschaftlichen 
Kontrolle zunehmend entzogen sind. Zudem werden immer mehr Entschei-
dungsmaterien in nationale wie transnationale „Public-Private-Policy-
Networks“ (Greven 2005) ausgelagert. Was aber erst einmal privatisiert 
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worden ist – man denke hier nur an den Bereich, den man früher einmal als 
die „öffentliche Daseinsfürsorge“ bezeichnet hat –, ist nur schwer wieder 
unter demokratische Kontrolle zu bringen, stehen dem doch die Eigentums-
rechte der Anteilseigner entgegen. 
Vollständig losgelöst von demokratischer Einflussnahme agieren zudem 
globale Rating-Agenturen wie Moody’s Investors Service und Standard & 
Poor’s Ratings Group. Dort ist ein ebenso spezifisches wie wirkmächtiges 
Wissen nahezu monopolisiert. Dem Ziel der Einschätzung der Kreditwür-
digkeit privater und öffentlicher Gläubiger verpflichtet, führen deren exper-
tokratische Einstufungen zu einem erheblichen Anpassungsdruck an die Er-
wartungen der internationalen Finanzmärkte, um eine Abstufung und damit 
finanzielle Schwierigkeiten zu vermeiden.1  
Doch handelt es sich hierbei nicht lediglich um eine – übrigens politisch 
vollzogene2 – Verlagerung der Entscheidungsfindung in neue, demokratie-
ferne Räume. Es ist zudem eine entscheidende und in der demokratietheore-
tischen Debatte nicht hinreichend reflektierte Veränderung der Entschei-
dungslogik erfolgt. Dies lässt sich aus einer systemtheoretischen und ten-
denziell affirmativen Perspektive als die Umstellung von einem normativen 
auf einen kognitiven Modus der Entscheidungsfindung beschreiben. Ange-
sichts der immensen Komplexität lateraler Weltsysteme, verstanden als ei-
genlogisch und jenseits nationalstaatlicher Verpflichtungen operierender 
Subsysteme, sei deren demokratische Steuerung weder durchführbar noch 
wünschenswert. Insbesondere die Vorstellung, diese lateralen Weltsysteme 
mittels Recht demokratisch programmieren zu können, müsse aufgegeben 
werden. Dies liest sich bei Helmut Willke wie folgt: „Es [das Recht, D.J.] 
muss durch Selbstbeschränkung kompetenter werden für den Umgang mit 
höheren Graden von Heterogenität. Die Welle der Deregulierung und Ent-
staatlichung ist in dieser Sicht nur ein Vorbote der notwendigen tiefgründi-
geren Transformation des Rechts in Richtung auf ein post-konventionelles, 
post-interventionistisches, post-normatives Recht, das in der Lage ist, eine 
Steuerungsleistung zu erbringen, die sich auf Augenhöhe mit einer hyper-
komplexen Gesellschaft bewegt“ (Willke 2006: 54). Aus dieser Perspektive 
erweist sich die Kombination von Recht und demokratischer Politik als eine 
„Fehlspezialisierung der Menschheitsgeschichte“ (ebd.; vgl. Luhmann 
1975). Die Vorteile des privaten Rechts bestehen demgegenüber laut Willke 
in dessen Flexibilität und Effektivität, die es den Systemen gestattet, sich 
immer wieder einer sich rapide wandelnden Umwelt anzupassen.3 
Es fällt nicht schwer, diese systemtheoretische Abklärung der Demokra-
tie als Konstrukt mit einer verdeckten Normativität zu entlarven. Doch sollte 
man hier nicht allzu voreilig sein. Denn ungeachtet aller Normativität, die 
der Systemtheorie eingeschrieben ist, liefert sie ein Instrumentarium, wel-
ches in besonderer Weise den Blick für reale Entdemokratisierungsprozesse 
öffnet. Und hier lässt sich in der Tat in den vergangenen 20 bis 30 Jahren 
eine Umstellung von einem demokratischen auf einen kognitiven Modus 
sowohl der Entscheidungsgenerierung als auch der Kontextsteuerung be-
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obachten. In Organisationen wie den nationalen und internationalen Regu-
lierungsbehörden, dem „Council“ der Welthandelsorganisation, aber auch 
der Europäischen Kommission und der Europäischen Zentralbank sitzen 
Experten, die nach ‚besten’ Lösungen suchen und sich dabei durchaus auch 
von der diskurstheoretisch geadelten Logik des „arguing“ leiten lassen. Nur 
erfolgt dies in der Regel hinter verschlossenen Türen und nach experten-
zentrierten Rationalitätsstandards. Richard Münch (2009b: 25) spricht dies-
bezüglich von einem „Strukturwandel der Herrschaft“, der für demokrati-
sche Kontrolle kaum noch Raum lässt.4 Dies ist besonders gut im Rahmen 
der Europäischen Union, der ein liberaler Politikstil institutionell einge-
schrieben ist, zu beobachten (vgl. Scharpf 2009). Insofern insbesondere die 
europäische Rechtsprechung immer mehr Politikfelder unmittelbar oder mit-
telbar beeinflusst, wird der Gestaltungsspielraum der demokratisch legiti-
mierten nationalstaatlichen Gesetzgebung, aber auch des Verwaltungshan-
delns immer stärker eingeschränkt. Dies hat unter anderem Konsequenzen 
für das System der sozialen Sicherungen, das Kräfteverhältnis von Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern sowie die Bereitstellung öffentlicher Güter. Mit 
Scharpf lässt sich von einer zunehmenden Dominanz neoliberaler gegenüber 
demokratisch-republikanischen Politikmustern ausgehen. 
Diese Phänomene sind für Colin Crouch (2008) Anlass, von postdemo-
kratischen Zuständen zu sprechen. Ihm zufolge zeichnen sich postdemokra-
tische Regime durch folgende Struktur aus: Die Institutionen der parlamen-
tarischen Demokratie – periodische Wahlen, Wahlkämpfe, Parteienkonkur-
renz, Gewaltenteilung – sind formal gesehen völlig intakt; und eben dadurch 
unterscheiden Postdemokratien sich grundlegend von prädemokratischen 
Gesellschaften. Doch stimmt die dahinter stehende Figur der Legitimation 
politischen Handelns durch die Partizipation des Volkes nicht mehr mit den 
realen Gegebenheiten überein. Der öffentliche Wahlkampf ist Crouch zufol-
ge ein von rivalisierenden Teams professioneller Spindoctors kontrolliertes 
Spektakel. Sie bestimmen die politische Agenda durch die Auswahl und an-
schließende Inszenierung von wenigen Themen, die zudem immer stärker 
personalisiert werden. Die meisten Bürger spielten dabei lediglich eine pas-
sive, stille, bisweilen gar apathische Rolle, unfähig zur eigenen Gestaltung 
der politischen Auseinandersetzung. Im Rücken dieser Inszenierung des 
‚Wahlspiels’ finde der tatsächliche politische Prozess statt, und zwar in 
Form einer privatisierten Interaktion zwischen gewählten Regierungen und 
Eliten, die größtenteils die Interessen wirtschaftlich starker Akteure verträ-
ten. An die Stelle einer durch Wahlen vermittelten Teilhabe der Bürgerinnen 
und Bürger an den politischen Entscheidungen seien intransparente Ver-
handlungen getreten und der demokratische Prozess diene einzig der Erzeu-
gung von Massenloyalität. Laut Crouch zeichnen sich postdemokratische 
Systeme durch ein komplexes und widersprüchliches Nebeneinander von 
demokratischen und expertokratischen, von staatlichen und privaten, von 
nationalen und globalen Formen des Regierens aus. Damit ist der ‚Postde-
mokratie’ eine grundlegende Ambivalenz eingeschrieben: Demokratische 
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Beteiligungsformen werden einerseits eingefordert, andererseits aber auch 




II. NEUE FORMEN DER POLITISCHEN BETEILIGUNG: 
 ALLES HALB SO SCHLIMM? 
 
Die Diagnose von Crouch scheint empirische Evidenz zu besitzen. Die Ver-
lagerung der Entscheidungsgewalt von demokratisch legitimierten Parla-
menten in supranationale und nicht-öffentliche Arenen ist ebenso gründlich 
dokumentiert (vgl. Benz 1998; Blumenthal 2003) wie der Rückgang der Un-
terstützung der grundlegenden politischen Institutionen und ihrer Repräsen-
tanten durch die Bürgerinnen und Bürger, der sich am deutlichsten in Phä-
nomenen wie Politikverdrossenheit, mangelnder Bereitschaft zur Mitarbeit 
in Parteien und dem Rückgang der Wahlbeteiligung niederschlägt und bis-
weilen gar zum Demokratiefrust führt (vgl. Putnam/Pharr 2000; Dalton 
2004; Hay 2007; Embacher 2009). Auch der von Crouch diagnostizierte 
Trend zu Politainment und zur Personalisierung wird in der politikwissen-
schaftlichen Literatur seit längerem thematisiert (vgl. Dörner 2002; Körö-
sényi 2005; Meyer 2006). Derartigen Krisendiagnosen stehen indes die Aus-
sagen von Autoren gegenüber, die weniger von einer Bedrohung der Demo-
kratie als von einem Formwandel ausgehen. Verwiesen wird dabei auf die 
Zunahme neuer Beteiligungsverfahren in Form von Mediationsverfahren, 
Bürgerforen, Bürgerhaushalten oder auch die Einführung von Referenden in 
den letzten beiden Jahrzehnten. Diese ‚participatory revolution’ tritt, wenn 
auch in unterschiedlichem Ausmaß, in allen OECD-Staaten auf und ist von 
vielen als Anzeichen einer Stärkung direktdemokratischer Elemente auf 
Kosten repräsentativer Institutionen, ja als Beleg für die Lebendigkeit der 
Demokratie gedeutet worden (vgl. Ingelhart/Welzel 2005; Dalton/Klingel-
mann 2007). Wir sind zwar Zeugen eines Abbaus von klassischen demokra-
tischen Entscheidungsprozessen durch die Auslagerung in Expertengremien, 
gleichzeitig lässt sich aber auch eine Ausdehnung von Partizipationsformen 
beobachten. Und hierzu zählen neben Demonstrationen nun eben auch die 
vielfältigen Bürgerforen, denen ein deliberativer Charakter zugeschrieben 
wird. 
Eine anspruchsvolle demokratietheoretische Deutung dieser neuen For-
men der zivilgesellschaftlichen Beteiligung hat Pierre Rosanvallon unter 
dem Titel Counter-Democracy (2008) vorgelegt. Er unterscheidet dort zwi-
schen drei Formen der „Gegendemokratie“ oder der negativen Politik, die 
ihm zufolge in den vergangenen Jahren mehr und mehr an die Seite des 
Wählens getreten seien: erstens die zivilgesellschaftliche Überwachung po-
litischen Handelns durch die Mechanismen der Beobachtung, Anprangerung 
und einer möglichst neutralen Evaluation politischer Entscheidungen, zwei-
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tens die „democracy of rejection“ (Rosanvallon 2008: 15) in Form der Wei-
gerung zivilgesellschaftlicher Akteure, die zur Umsetzung der Entscheidun-
gen erforderlichen Ressourcen bereitzustellen, und schließlich drittens die 
gerichtliche Bekämpfung politischer Entscheidungen. „Increasingly, voters 
have been replaced as political actors by the three metaphorical figures we 
have just discussed: the people as watchdogs, the people as veto-wielders, 
and the people as judges. Sovereignty has thus come to be exercised indi-
rectly, in ways not specified by constitutional rules“ (ebd.: 17). Rosanvallon 
zeigt anhand vieler empirischer Beispiele, dass die Möglichkeiten und auch 
die Inanspruchnahme der zivilgesellschaftlichen Gegendemokratie in mo-
dernen Gesellschaften zugenommen haben und deutet dies als einen insge-
samt begrüßenswerten Gestaltwandel der Demokratie. Er erwähnt zwar die 
Gefahr, dass diese neue Form der negativen Demokratie den Trend zur Ent-
politisierung verstärken könne, insgesamt sieht er in ihr aber mehr Chancen. 
Diese bestehen insbesondere in der Möglichkeit, die Rationalität politischer 
Entscheidungen zu erhöhen sowie in dem Zwang der politischen Eliten, ihre 
Entscheidungen gegenüber zivilgesellschaftlichem Protest zu rechtfertigen. 
Doch Rosanvallons Verschiebung der Bürgerrolle von der des Wählers 
zu der des zivilgesellschaftlichen Richters und Veto-Spielers kann als Alter-
native zur Diagnose der Postdemokratie nicht überzeugen. Im Gegenteil, 
gerade die von ihm so hoch gelobte Rolle des Bürgers als Richter verlangt 
eine Unparteilichkeit und Sachkenntnis, die gerade nicht dazu beitragen, die 
politischen Leidenschaften der Vielen anzusprechen und mithin demokrati-
sche Beteiligungsformen zu revitalisieren.5 Politik wird bei Rosanvallon, der 
hier der deliberativen Demokratietheorie nahe steht, als eine möglichst neut-
rale und sachliche Form der Entscheidungsfindung begriffen. Dies verstärkt 
aber lediglich den oben beschriebenen Trend zur Verwissenschaftlichung 
der Politik.6 Auch die Idee einer Politik der Verweigerung ist nicht zwangs-
läufig demokratisch, etwa wenn sich mächtige Veto-Spieler demokratisch 
legitimierten Direktiven entziehen. 
Zudem sind die von Rosanvallon, aber auch von den Vertretern der deli-
berativen Demokratietheorie präferierten neuen Formen der Beteiligung 
sehr voraussetzungsvoll. Nicht alle Bürgerinnen und Bürger verfügen je-
doch über jene Ressourcen, derer es für die erfolgreiche Partizipation an de-
liberativen Verfahren bedarf. Hierzu zählen neben Zeit und einer zumindest 
rudimentären Sachkenntnis nun eben auch rhetorische Fähigkeiten und ein 
selbstbewusstes Auftreten. Gerade letztere sind in spätmodernen Gesell-
schaften jedoch ungleich verteilt. Daher ist es auch nicht verwunderlich, 
dass diese neuen Formen vornehmlich von den gut ausgebildeten Mittel-
schichten dominiert werden, und dies gilt selbst für vermeintlich niedrig-
schwellige Formen des zivilgesellschaftlichen Protestes wie Demonstratio-
nen.7 Damit wird aber lediglich ein Trend fortgeschrieben, wenn nicht sogar 
forciert, den wir bereits bei Wahlen beobachten können. An den neuen, un-
konventionellen Beteiligungsformen am politischen Prozess partizipieren 
Ober- und Mittelschichtangehörige zu einem signifikant höheren Anteil als 
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Angehörige der Unterschicht. Dies wird von Franz Walter unterstrichen: 
„Die Fähigkeit zur Partizipation ist eben gebunden an besondere Ressour-
cen: Sprachgewandtheit, Kompetenz, Selbstbewusstsein, Informationen. 
Partizipation prämiert den privilegierten Zugang zu Bildungsgütern. Bürger-
gesellschaftliche Partizipation verfestigt und steigert so noch die Eliten-
struktur moderner Demokratien; sie konsolidiert und fördert dadurch noch 
die Oligarchisierung des Willensbildungsprozesses“ (Walter 2009: 113). 
Insofern in deliberativen Verfahren und zivilgesellschaftlichen Protestfor-
men besonders die Kompetenzen gut ausgebildeter Akademiker honoriert 
werden, wohnt dem deliberativen Demokratieverständnis in seiner prakti-
schen Umsetzung innerhalb kapitalistischer Gesellschaften ein elitärer Bias 
inne.8 Doch nicht nur dies, die Berufung auf zivilgesellschaftliche Akteure 
droht auch zur ideologischen Rechtfertigung einer zunehmend gespaltenen 
Gesellschaft missbraucht zu werden. 
 
 
III. DEMOKRATIE ALS SPIELWIESE DER GUT 
 AUSGEBILDETEN MITTELSCHICHTEN 
 
Bei Ingolfur Blühdorn findet sich der ebenso interessante wie provozierende 
Versuch, das scheinbar paradoxe Nebeneinander der Zunahme neuer For-
men der Beteiligung und der oben beschriebenen Verlagerung von Ent-
scheidungskompetenzen in Expertengremien als zwei Seiten einer Medaille 
zu lesen. Die Gleichzeitigkeit von Entdemokratisierungsprozessen zum 
Zwecke der Effektivitätssteigerung auf der einen Seite und der Ausweitung 
von neuen Beteiligungsformen auf der anderen Seite stellt Blühdorn zufolge 
ein Charakteristikum einer spezifischen spätmodernen Vergesellschaftungs-
form dar, deren Legitimität über „practices of simulation“ gesichert werde. 
Es geht dabei, wie er im Anschluss an Crouch formuliert, um das „maxi-
mum level of minimal participation“ (Blühdorn 2009: 42). Laut Blühdorn 
besitzen diese neuen Formen der Bürgerbeteiligung daher vornehmlich eine 
kompensatorische Funktion. Sie überbrücken jene Kluft, die in spätmoder-
nen Gesellschaften durch die Intensivierung demokratischer Forderungen 
auf der einen Seite und die wachsende Komplexität politischer Prozesse auf 
der anderen Seite entstanden ist. „Such exercises provide citizens with op-
portunities to articulate their concerns, experience their identity, and gain a 
sense of political efficacy, yet they leave the actors and processes of depo-
liticised technocratic governance essentially undisturbed” (ebd. 2009: 42f.). 
Die Diagnose Blühdorns, die unverkennbar in der Tradition der Ideolo-
giekritik steht, wirkt weniger weit hergeholt, wenn man sich vergegenwär-
tigt, dass demokratische Beteiligungsformen immer auch Rituale sind, in 
denen die symbolische Integration der Gesellschaft sichergestellt und repro-
duziert wird. Sie dienen ebenso der Vergewisserung eines Zusammengehö-
rigkeitsgefühls wie der Bestätigung fundamentaler politischer Ideale. An-
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dreas Dörner spricht von einem demokratischen Mythos, der durch die mas-
senmediale Inszenierung etwa von Wahlkämpfen, aber auch von unkonven-
tionellen Formen der Beteiligung immer wieder aufs Neue aktualisiert und 
reproduziert wird. Demokratische „Rituale geben Orientierungssicherheit, 
und sie vermitteln den Menschen das Gefühl, bei den wirklich wichtigen 
Dingen ihrer Bezugsgemeinschaft ‚dabeizusein’“ (Dörner 2002: 29). Die 
Bedeutsamkeit demokratischer Wahlen sowie der neuen, deliberativen For-
men politischen Engagements besteht also zumindest auch in der wechsel-
seitigen Vergewisserung demokratischer Ideale, und dies scheint umso 
wichtiger zu werden, je mehr die tatsächlichen Entscheidungsmaterien aus 
den demokratischen Institutionen in Expertengremien und auf die supra-
nationale Ebene auswandern, je weniger es also demokratisch zu entschei-
den gibt. Diese Ideale haben aus der Perspektive der Teilnehmer in den ver-
gangenen Jahren an Relevanz eher noch zugenommen, jedenfalls für jene, 
die in der Lage sind, sich am gesellschaftlichen und politischen Leben aktiv 
zu beteiligen. 
Denn was für unkonventionelle Beteiligungsformen gilt, lässt sich auch 
immer häufiger bei Wahlen beobachten. Auf den Trend zum Rückgang der 
Wahlbeteiligung, der in nahezu allen OECD Staaten, aber ebenso – und be-
sonders ausgeprägt – in vielen der neuen Demokratien Mittel- und Osteuro-
pas beobachtet werden kann, ist bereits verwiesen worden. Es ist indes nicht 
allein der quantitative Rückgang im Ganzen, der aus demokratietheoreti-
scher Perspektive als problematisch, wenn nicht gar als alarmierend einzu-
stufen ist. Die empirischen Befunde sind noch aufschlussreicher, wenn sie 
nach soziostrukturellen Faktoren aufgeschlüsselt werden. Dass ich nicht zur 
Wahl gehe oder über die Angehörigen der politischen Elite verdrossen bin, 
ist umso wahrscheinlicher, je niedriger mein Bildungsabschluss und mein 
Einkommen sind (vgl. Embacher 2009; Schäfer 2010). Anders ausgedrückt: 
Es sind vornehmlich jene Menschen, die durch die „Reformen“ der vergan-
genen 20 Jahre mehr und mehr ihren lebensweltlichen Halt verloren haben 
und die zunehmend den Gang zur Wahlurne verweigern. Und darin lässt 
sich eine nicht unvernünftige Reaktion sehen. 
Die Angehörigen der „neuen Unterschichten“ mussten in der jüngeren 
Vergangenheit immer wieder die Erfahrung machen, dass ihre Stimmabgabe 
nicht den gewünschten Einfluss auf die politischen Entwicklungen hat. Be-
trachtet man beispielsweise die Landtagswahlen in Mecklenburg-Vorpom-
mern seit 1990, so haben die Wähler dort nacheinander nahezu sämtliche 
Regierungsbündnisse ausprobiert: über schwarz-gelb, schwarz-rot, rot-rot 
und jetzt rot-schwarz. Auch waren sie während dieser Zeit an der Wahl un-
terschiedlicher Koalitionen im Bund beteiligt. Doch waren mit diesen Wah-
len keine spürbaren Verbesserungen in den Lebensbedingungen jener Men-
schen verbunden, die sich den neuen Anforderungen, etwa hinsichtlich der 
Flexibilität oder des lebenslangen Lernens, nicht anpassen konnten oder 
wollten. Im Gegenteil, der Niedergang ganzer Landstriche hat in den letzten 
Jahren zugenommen. Wer es irgendwie schaffte, ging Richtung Westen; es 
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blieben die alten und sogenannten bildungsfernen Bürger. Es sind diese 
ländlichen Gegenden, aber auch städtischen Plattenbausiedlungen, in denen 
die Wahlbeteiligung besonders niedrig ausfällt. Viele der Menschen, die 
dort leben, erhoffen sich nichts mehr von der Politik. 
Ähnliches lässt sich über viele ehemalige Industriestandorte im Westen 
der Republik sagen. Auch hier sind es vornehmlich die Opfer des Übergangs 
zur Dienstleistungsgesellschaft, die den Gang zur Wahlurne verweigern. So 
lag die Wahlbeteiligung bei den jüngsten Kommunalwahlen in Nordrhein-
Westfalen etwa in Oberhausen, einer Stadt, die besonders stark vom Struk-
turwandel betroffen ist, bei 46 Prozent, in der Beamtenstadt Münster dage-
gen bei 58 Prozent.9 Differenziert man das Ergebnis nach Stadtteilen, so fällt 
die Beteiligung dort besonders niedrig aus, wo die „neuen Unterschichten“ 
leben. 
Politische Beteiligung droht mithin zu einer Spielwiese der Modernisie-
rungsgewinner zu verkommen. In diesen Milieus besitzt das Bewusstsein 
der demokratischen Pflicht des Wählens weiterhin seine Geltung. Insbeson-
dere Akademiker begreifen es als einen nicht zuletzt moralisch gebotenen 
Akt, ihren politischen Willen in der Wahlkabine zum Ausdruck zu brin-
gen.10 Ganz anders dagegen bei den Modernisierungsverlierern. Diese Men-
schen haben sich von den demokratischen Ritualen zu großen Teilen verab-
schiedet. Darin kann man eine, wenn auch verzweifelte, Form der Rationali-
tät sehen. Denn in der durch den Wahlakt gestifteten Gemeinschaft der 
„Demokraten“ können sich viele Menschen kaum wiederfinden und der 
Gang zur Wahlurne würde eine Ordnung legitimieren, die sie aus ihrer Per-
spektive massiv benachteiligt. Warum sollten sie denn auch ein Ritual be-
folgen, von dem sie sich nichts (mehr) erhoffen können? Warum zur Wahl 
gehen, wenn das sowieso wenig bis nichts an der persönlichen Situation än-
dert? 
Der Akt des Wählens und auch die viel gelobten unkonventionellen 
Formen der politischen Beteiligung haben – so meine These – in den ver-
gangenen Jahren eine andere Bedeutung gewonnen. Es geht tendenziell 
nicht mehr um die inhaltliche Bestimmung der Politik, sondern um das Be-
kenntnis zur liberalen Grundordnung. Durch die Wahl findet mithin eine 
Selbstbestätigung als „guter Demokrat“ statt. Doch gerade diejenigen, die in 
der Soziologie als das „neue Prekariat“ oder als „die Ausgeschlossenen“ 
(Heinz Bude) bezeichnet werden, haben durchaus Gründe, dieses Bekennt-
nis zu verweigern. Denn sie machen die Erfahrung, von der „demokrati-
schen“ Gesellschaft und ihren Eliten nicht mehr hinreichend anerkannt zu 
werden. 
Wie gesehen, können auch die oftmals gepriesenen neuen Beteiligungs-
formen wie Demonstrationen und deliberative Verfahren den Vertrauensver-
lust seitens der so genannten Modernisierungsverlierer nicht aufwiegen. 
Diese werden mehrheitlich von jenen Bürgern in Anspruch genommen, de-
ren Demokratiezufriedenheit vergleichsweise hoch ist. Zudem laufen diese 
unkonventionellen Beteiligungsformen oftmals ins Leere, werden von ver-
178 | DIRK JÖRKE 
 
meintlichen Sachzwängen ausgebremst oder von der Verwaltung schlicht-
weg ignoriert (vgl. Parkinson 2004, 2006). Deliberative Verfahren, so hat 
jüngst Marcus Höreth (2009) überzeugend dargelegt, können insbesondere 
nicht jene demokratische Legitimationslücke füllen, die durch die Prozesse 
der Internationalisierung und der Deparlamentarisierung politischen Ent-





1  Dies ist in der jüngsten Euro-Krise deutlich hervorgetreten; zur Rolle der 
Ratingagenturen in der Weltfinanzkrise von 2008/2009 vgl. Rudolph 
(2010). 
2  Die Rolle politischer Akteure bei dieser Transformation der Demokratie 
wird von Hay (2007) unterstrichen. 
3  Eine kritische Beschreibung des Trends zur Verwissenschaftlichung des 
Regierens liefert Münch (2009a). 
4  Dies scheint mir auch einer der wesentlichen Gründe dafür zu sein, dass 
die zivilgesellschaftlichen Proteste gegen das expertokratische Manage-
ment der Weltfinanz- und Wirtschaftskrise wie ein ritualisierter Reflex 
ohne Gestaltungsvisionen wirken. Sie setzen einen Rahmen voraus, in 
dem politische Eliten responsiv agieren können. 
5  Zur Bedeutung von Leidenschaften gerade für demokratische Formen 
der Politik vgl. Walzer (1999). 
6  Für eine ausführliche Kritik dieser expertokratischen und entpolitisie-
renden Züge bei Rosanvallon vgl. Urbinati (2010). 
7  Dies konnte man selbst bei den „Montagsdemonstrationen“ gegen die 
Hartz-Gesetze der rot-grünen Bundesregierung beobachten; vgl. 
Rucht/Yang 2004; Munsch 2005. 
8  Dass über zivilgesellschaftliche Kanäle durchaus auch spezifische Inte-
ressen von Besitz und Bildung gegen die Ansprüche von Marginalisier-
ten durchgesetzt werden, ließ sich im Sommer 2010 am Hamburger 
Schulstreit studieren. 
9  Diese Spreizung ist übrigens bei der Bundestagswahl auf etwas höherem 
Niveau (Münster 77,7 Prozent, Oberhausen 69,9 Prozent) bestätigt wor-
den. 
10  Davon zeugen auch die sicherlich gut gemeinten Wahlwerbespots von 
Kulturschaffenden, mit der die Bundeszentrale für Politische Bildung im 
Vorfeld der letzten Bundestagswahl die Internetgemeinde beglückte. 
„Wer kuscheln will, der muss auch wählen gehen“, so etwa die Bot-
schaft des Barden Gunter Gabriel. Was bei diesem und vielen ähnlichen 
Werbespots, aber auch bei vielen Kommentaren zur sinkenden Wahlbe-
teiligung auffällt, ist deren unterschwellige moralische Botschaft: Wer 
 




nicht zur Wahl geht, ist ein schlechter Demokrat, wenn nicht gar ein 
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Gibt es einen heimlichen Lehrplan von 




I. FRAGESTELLUNG UND HERANGEHENSWEISE 
 
Eine Argumentationsfigur aus der kritischen Pädagogik kann hilfreich sein, 
um eine bestimmte Form des Regierens in industrie-kapitalistischen Gesell-
schaften kritisch zu beleuchten. Eine solche Figur ist „der heimliche Lehr-
plan“. Sie wird hier als Folie angewendet, um „Governance“ zu betrachten. 
„Governance“ ist eine Form des Regierens, die sich für die Sozialwissen-
schaft als wahre Wachstumsindustrie erwiesen hat.1 
Das Ziel dieses Essays ist es, einen kritischen Blick auf diese Regie-
rungsweise zu werfen, die viel diskutiert wird und offenbar große politische 
Relevanz besitzt, weil sie politischen Verantwortungstragenden häufig als 
adäquate Form kollektiver Entscheidungsfindung nahe gelegt wird. 
Meine These ist, dass diese Form des „Regierens“, wie andere Formen 
auch, sinnvoll betrachtet werden kann unter dem Blickwinkel ihrer langfris-
tig sozialisierenden Wirkungen. Es geht nicht um Ideologiekritik im einfa-
chen Sinne, die „Governance“ als Trick der Herrschenden entlarvt, etwa als 
eine große Täuschung, die allen Beteiligten nur vorgaukelt, politischen Ein-
fluss auszuüben. Mich interessiert, was „wahr“ ist an Governance, „wahr“ 
im Sinne von alltagstauglich und „einleuchtend“ (vgl. Hall 2004: 189). 
 
 
II. WAS MEINT „DER HEIMLICHE LEHRPLAN“? 
 
In Lehranstalten gibt es einen offiziellen und einen „heimlichen“ Lehrplan. 
Zu diesem Ergebnis kommen – unter vielen anderen – der Soziologe Philip 
W. Jackson bei seiner teilnehmenden Beobachtung am Unterricht in US-
amerikanischen Grundschulen und der Psychologe Benson Snyder anhand 
seiner Untersuchungen des Verhaltens von Studierenden und Professoren 
am Massachusetts Institute of Technology (MIT). Ihnen zufolge sieht man 
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an der Oberfläche in den Lehranstalten einen Lehrplan, bei dem es darum 
geht, die Methoden und Inhalte der Fächer zu lernen, die zum spezifischen 
Lernabschnitt einer Biographie gehören. Es geht um das Begreifen von Tex-
ten, von Theorien, mathematischen Modellen und das Bestehen von forma-
lisierten Prüfungen. Aber eben nicht nur darum. 
 
„Ein Schüler lernt, in die Regeln, Regelungen und Rituale, die ihn umgeben, ruhig 
einzuwilligen. Er lernt, die kleinen Versagungen des Alltags hinzunehmen und die 
höherenorts beschlossenen Verfahrensweisen zu akzeptieren, auch wenn ihre Logik 
unerklärt und ihr Sinn unklar bleiben. Gleich den Insassen anderer Zwangsorganisa-
tionen lernt er, mit den Achseln zu zucken und zu sagen: ‚So ist nun mal das Leben‘“ 
(Jackson 1975: 31). 
 
Jacksons Formulierung zeigt uns den wesentlichen Mechanismus des „heim-
lichen Lehrplans“: Die Subjekte innerhalb einer bestimmten Institution, in 
diesem Fall der Schule, lernen sich innerhalb dieses sozialen Raums zu-
rechtzufinden. Wie jede Ideologie kennzeichnet die des heimlichen Lehr-
plans eine restringierende und ermöglichende Konstitution der Subjekte. Sie 
werden auf bestimmte Rollenprofile verpflichtet, aber erlangen damit 
zugleich Kompetenzen, die sich auch immer für andere Praktiken als die 
institutionell vorgeschriebenen eignen (vgl. Therborn 1980: 17). Gerade 
weil es zwei Lehrpläne gibt, den offenkundig sichtbaren und den „heimli-
chen“, ist dieser Prozess nicht als einfache Prägung, als passiver Anpas-
sungsprozess an extern gegebene Vorgaben vorstellbar. Anhand der Erstse-
mester-Studierenden am MIT zeigt Benson Snyder, wie eine Spannung ent-
steht aus der gleichzeitigen Existenz und gleichzeitigen Verbindlichkeit von 
offiziellem und heimlichem Lehrplan. Die Studierende soll auf der einen 
Seite kreativ sein und sich in den Lernprozess einbringen. Auf der anderen 
Seite muss sie ein bestimmtes Lernpensum erfüllen, muss vorgefertigte Prü-
fungen bestehen, in denen eine spezielle und keine andere Antwort von ihr 
erwartet wird.  
„Der Jahrgang benötigt einige Zeit, diese Botschaften zu sortieren, die 
Unterschiede herauszufinden, diese widersprüchlichen Signale zu verstehen, 
die durch die Gegenwart eines öffentlichen und eines heimlichen Lehrplans 
zustande kommen“ (Snyder 1971: 9)2. Schon Snyder bemerkt, dass diese 
Konstellation nicht nur in pädagogischen, sonder vermutlich in allen gesell-
schaftlichen Institutionen beheimatet ist, die das Leben strukturieren. 
 
„Sicherlich ist [diese Situation] in allen Gruppen und Organisationen gegenwärtig – 
Konzernen, Familien, der Regierung. Entscheidend ist nicht die Gegenwart formaler 
Regeln und informeller Antworten, sondern vielmehr die Arten von Unstimmigkeit, 
die durch den Abstand zwischen beiden erzeugt werden; und die Art in der Arbeitge-
ber und Arbeiter, Eltern und Kinder, ProfessorInnen und Studierende die Konflikte 
und Themen herausarbeiten, verständlich machen und diskutieren, die meistens ver-
deckt bleiben“ (Snyder 1971: 9). 
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Die Betroffenen sind keine passiven Behälter für das, was der heimliche 
Lehrplan ihnen nahe legt. Es erfordert ihre Tätigkeit als Subjekte, mit den 
widersprüchlichen Erwartungen, die ihnen von den beiden Lehrplänen ent-
gegen gebracht werden, umzugehen. Es ist unmöglich, alle an die Lernen-
den gerichteten Erwartungen gleichzeitig zu erfüllen. Man kann nicht für 
alle Prüfungen gleichermaßen lernen, nicht in jedes Term Paper für jedes 
Vertiefungsseminar dieselbe Menge Arbeit stecken, und erst recht nicht 
dann auch noch der Erwartung genügen, alle „extra-curricular activities“ 
tatsächlich in dem Umfang gemacht zu haben, wie sie nachher im Lebens-
lauf auftauchen. Man sollte Snyder nicht in der Annahme folgen, dass diese 
Spannungssituation absichtlich herbeigeführt wird (vgl. ebd.: 18). „Hidden 
Curriculum“ ist nicht dasselbe wie „Hidden Agenda“. Gegen die These ab-
sichtlicher Planung des „heimlichen Lehrplans“ als Ganzem spricht eben die 
starke Widersprüchlichkeit der Signale, die er aussendet. Alle Mitglieder 
von Fachschaft, Fakultätsrat, Senat oder zuständigen Kommissionen, die die 
Vorbereitung und ständige Nachbesserung bei den Bachelor- und Master-
Studiengängen kennen, werden bezeugen können, dass es den einheitlichen 
Lehrplan eines neoliberalen Zentralkomitees, allen Studierenden ein „unter-
nehmerisches Selbst“ anzuerziehen, definitiv nicht gibt. Die nicht formal 
gesetzten, aber dennoch subtil sozialisierend wirkenden Institutionen der 
Bildungseinrichtungen sind teils geplant, aber die geplanten Wirkungen 
durchkreuzen sich mit anderen geplanten und nicht geplanten Einflüssen. 
Der heimliche Lehrplan besteht im Kern aus den von Jackson genannten 
Regeln, der Verknüpfung und Hierarchisierung bestimmter Regeln, denen 
man innerhalb einer Institution unterliegt, und den Ritualen, die hier regel-
mäßig vollzogen werden. 
Um den „heimlichen Lehrplan“ einer Institution zu kennen, muss nach 
dem Lehr-Lernverhältnis dort Ausschau gehalten werden. Welche Erwar-
tungen werden ungeschrieben an die Teilnehmenden gestellt? Welcher 
Spielraum bleibt den Betroffenen, mit diesen Erwartungen umzugehen? Wie 
sieht das System von Belohnungen und Bestrafungen aus, durch das die 
Handlungen der Beteiligten sanktioniert werden? Welche Hierarchie der Be-
teiligten wird damit etabliert? 
 
 
III. GIBT ES „HEIMLICHE LEHRPLÄNE“ AUCH IN 
 POLITISCHEN STRUKTUREN? 
 
Meine These ist nun: Ein „hidden curriculum“ gibt es in allen Poren der Ge-
sellschaft, und nicht zuletzt in allen Arenen des politischen Handelns. Im 
Raum des Politischen werden alle Mitwirkenden wieder und wieder zu Sub-
jekten gemacht. In den Institutionen, d.h. den formalisierten Handlungszu-
sammenhängen des politischen Lebens lernt man, was ist, was richtig ist 
und was möglich ist (vgl. Therborn 1980: 18). Politische Institutionen sind 
nicht nur zu begreifen als verstetigte Apparaturen zur Aggregation politi-
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scher Präferenzbekundungen oder Regelsysteme, sondern als sozialisierende 
Instanzen, die das Verteilungsmuster politischer Identitäten und Machtres-
sourcen in einer Gesellschaft wesentlich mit bestimmen (vgl. March/Olson 
1989: 164); so kommen auch Wechselbeziehungen zwischen Gesellschaft 
und Politik in den Blick.  
Es handelt sich um einen originär politik-soziologischen Zugang im 
Sinne Kurt Lenks: 
„So wie die Institutionen erscheint auch das Politische selbst nicht als 
ein eigener, gesonderter Sachbereich, sondern als eine bestimmte Verfas-
sung, ein spezifischer Aggregatzustand der Gesellschaft“ (Lenk 1982: 13). 
Dieser Befund für politische Institutionen gilt paradoxerweise umso eher, je 
mehr man von einer liberalen Regierung sprechen kann. Liberal ist eine Re-
gierung dann, wenn sie durch Macht, anstatt durch Gewalt regiert. Der poli-
tische Liberalismus vollendet diese Regierungsform, deren Unterworfene 
nicht Untertanen sind, sondern Citoyens. 
 
„Wenn man die Ausübung von Macht als eine Handlung beschreibt, die sich auf an-
dere Menschen bezieht, wenn man diese Praktiken als die Regierung von Menschen 
durch andere Menschen entziffert […], dann schließt es ein wichtiges Element ein: 
Freiheit. Macht wird über freie Subjekte ausgeübt, und zwar nur insoweit sie frei 
sind“ (Foucault 1982: 790). 
 
Das Moment der Freiheit wird wiederum umso wichtiger, je mehr die Re-
gierenden auf Gewalt zur Gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
verzichten, je mehr sie auf die Einbindung der Regierten setzen und zu Zu-
geständnissen bereit sind, mit anderen Worten: Je mehr sich eine soziale 
Gruppe bemüht, mittels Hegemonie statt durch Gewalt ihre politischen Ziele 
zu erreichen. Aber schon diese einfachen Bestimmungen des Regierens un-
ter liberalen Bedingungen, mit anderen Worten: in einer bürgerlichen Ge-
sellschaft reichen aus, um sich das pädagogische Element politischer Herr-
schaft klar zu machen. Die Regierenden müssen diejenigen, über die sie 
Macht ausüben wollen, kennen lernen. Sie müssen wissen, wie das Kollek-
tiv, das es zu regieren gilt, sich zusammensetzt, wie es sich selbst versteht, 
zu seinen Bedürfnissen und Interessen kommt, durch welche Leidens- und 
Erfolgsgeschichte es gegangen ist, die es respektiert wissen will – wie soll-
ten sie sonst Zugeständnisse machen wollen, die den Regierten als echte Er-
folge erscheinen? Aber auch die Regierten sind keinesfalls passive Contai-
ner für die Ideen, die Interessen und Handlungsmotive, die ihnen seitens der 
Regierenden nahe gelegt werden. Es gibt nicht nur ein Herrschaftswissen, 
sondern auch ein Beherrschtenwissen. All die „Regeln, Regelungen und Ri-
tuale“ (1975: 31), von denen Philip Jackson im Bezug auf den Schulalltag 
spricht, können von den Regierten auch immer anders gedeutet werden als 
von Regierten geplant. Die Regierten lernen die Möglichkeiten und Grenzen 
ihrer Freiheit kennen. Sie begreifen die Schwächen der regierenden Gruppe. 
Das ist noch nicht gleichbedeutend damit, deren Position aufzuheben. Aber 
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es hilft ihnen zu wissen, was sie sich leisten können und was nicht, und wie 
sie unbemerkt einige der Anweisungen unterlaufen. Politik ist von Kämpfen 
geprägt, von Siegen und Niederlagen, von Kräftespielen und Kompromis-
sen. Sie lassen die Institutionen, die das politische Geschehen einrahmen, 
nicht unberührt. Deswegen verändern sich auch die subtilen Signale, die Be-
lohnungen und Bestrafungen, die „Logik der Angemessenheit“, die den 
BürgerInnen, vor allem aber den politischen Eliten seitens der Institutionen 
signalisiert werden (vgl. March/Olson 1989: 160; Borchert 2003: 21). Inso-
fern gibt es in der Politik ein „lebenslanges Lernen“, und vielleicht ist dieses 
Lernen, weil es dort mit intensiven Rivalitäten zu tun hat, viel deutlicher 
geprägt von einem „heimlichen“ als einem offiziellen Lehrplan. Von 
Gramsci stammt die These, dass jedes Verhältnis von Hegemonie „notwen-
digerweise ein pädagogisches Verhältnis“ sei (Gramsci 1994 [1932-35]: 
1335). Es lasse sich nicht auf die „spezifisch schulischen Beziehungen“ ein-
grenzen, weil dasselbe Beziehungsmuster immer dort auftritt, wo „die neuen 
Generationen in Kontakt mit den alten treten und deren historisch notwendi-
ge Erfahrungen und Werte aufnehmen, indem sie eine eigene, geschichtlich 
und kulturell höhere Persönlichkeit ‚zur Reife bringen‘ und entwickeln“ 
(ebd.). Aus Sicht einer gesellschaftskritischen politischen Soziologie ist 
deswegen die Kenntnis Subjekt-konstituierender Effekte der politischen In-
stitutionen zentral, um die Mechaniken des „Regierens“ zu verstehen. Die 
Verbindlichkeit ihrer Anrufungen erhalten die Institutionen durch die stets 
im Hintergrund stehende „latente ‚Androhung‘ von Erzwingungsgewalt“ 
(Greven 1999: 104), welche sich im Staatsapparat organisiert findet. Diese 
Potenz macht es umso dringlicher, ihre subtilen Wirkungen von Weltver-
ständnis und Selbstverständnis der Menschen zu kennen. 
 
 
IV. WAS HEISST ES, „REGIERT ZU WERDEN“? 
 
Unter „Regierung“ wird meistens eine Form des politischen Handelns ver-
standen, die es mit Lenkung der Gesellschaft zu tun hat (regieren von latei-
nisch „regere“; führen, leiten). Regieren als politische Praxis lässt sich in 
zwei Schritten verständlich machen, wenn wir im Anschluss an Marx unsere 
bürgerliche Gesellschaft betrachten.  
Was die bürgerliche als Gesellschaftstyp auszeichnet, ist das strukturelle 
Verhältnis von politischer Allgemeinheit und kapitalistisch-marktwirt-
schaftlicher Produktionsweise. Im Gegensatz zu nicht-säkularen Regimen, 
die eine Fortsetzung der offiziell verordneten Lebensweise des Unterworfe-
nen in der Privatsphäre vorschreiben, erklärt der Staat in der bürgerlichen 
Gesellschaft die Überzeugungen und Neigungen der Herrschaftsunterworfe-
nen zu legitimen und nicht antastbaren Gegenständen der privaten Willkür. 
Dieses Motiv der Trennung, d.h. der Abschottung gesellschaftlicher Teilbe-
reiche mit eigenen Institutionen, Handlungslogiken und Idiosynkrasien vor 
dem Zugriff der im Staat imaginierten Allgemeinheit findet historisch seine 
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kongeniale Rationalisierung zu einem politischen Programm im Liberalis-
mus (vgl. Walzer 1984: 315). Das erfolgreiche Bürgertum entledigt sich des 
Ancien Régime mittels formalisierter Interventionsbeschränkungen. Der 
Untertan als Herrschaftsunterworfener verschwindet. Die neue Herrschafts-
form lässt Menschen als BürgerInnen in zwei Rollen zerfallen: Als indivi-
duelles Mitglied der vorgestellten politischen Allgemeinheit, der Staatsbür-
gerInnennation, sind sie citoyen, und regiert als Gleiche. Als Ausübende ih-
rer legitimen privaten Interessen, die untereinander über durchaus ungleiche 
Ausstattungen verfügen, sind sie bourgeois (vgl. Marx in Zur Judenfrage, 
MEW 1: 355).  
Für „bourgeois“ und „citoyen“ gelten unterschiedliche Handlungslogi-
ken. Für den bourgeois findet aktive Betätigung Realität vor allem in der 
Anwendung und Vergrößerung seines Eigentums. Es bedeutet im Kern, alle 
anderen von dessen Genuss ausschließen zu können. Der citoyen hingegen 
kann in einer Massengesellschaft, die übersichtliche vor-moderne Gemein-
schaftsstrukturen irreversibel abgelöst hat, überhaupt nur dann wirklich 
werden, wenn mehrere Bürgerinnen und Bürger sich zu kollektivem Han-
deln zusammenschließen. In einer Massendemokratie braucht es den Zu-
sammenschluss von Bürgerinnen und Bürgern, um politische Eliten und eine 
Agenda zu bestimmen, nach der Menschen regiert werden sollen (vgl. 
Schattschneider 1960: 141). Nur durch gemeinschaftliches Agieren als Teil 
eines verstetigten Handlungszusammenhangs werden aus den citoyens „Se-
kundärbürger“ (vgl. Schmitter 1995: 50). 
Was heißt dann aber Regierung? Darunter fällt zunächst die Gesamtheit 
der institutionell auf Dauer gestellten Praktiken, durch die „autoritativ be-
stimmte Maßnahmen, Regeln oder Vorschriften zur Regulierung des gesell-
schaftlichen Handelns in bestimmten politischen Räumen verbindlich ge-
macht werden“ (Greven 1999: 83). Auf die beiden verschiedenen Seiten des 
menschlichen Subjekts, bourgeois und citoyen, wirken diese Praktiken 
durchaus unterschiedlich. Als citoyen, einem Menschen als Teil der vorge-
stellten politischen Allgemeinheit, ist man zumindest der Möglichkeit nach 
Mit-Autor der Gesetze, denen man sich unterwirft. Der bourgeois bleibt da-
von unberührt innerhalb seiner Freiheitsparzelle, deren Grenzen durch eben 
diese Gesetze gezogen werden. 
Folgt man aber der These vom heimlichen Lehrplan, dann stimmt es ge-
nau nicht, dass nur die Bürgerin als Staatsbürgerin von Regierungstechniken 
erfasst wird. Der offizielle Lehrplan mag sie als citoyenne ansprechen, für 
den heimlichen Lehrplan ist sie auch bourgeoise. Hier geht es auch um ihre 
Leidenschaften, um ihre Präferenzen, die im liberalen Selbstbild zum unan-
tastbaren Reservat ihrer Freiheitssphäre gehören. Insofern erweist sich An-
tonio Gramsci hier als Vorläufer von Foucault, weil schon er darauf besteht, 
dass die vom Liberalismus behauptete Trennung von Staat und Zivilgesell-
schaft nur eine scheinbare ist. 
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„Da in der Wirklichkeit der Tatsachen Zivilgesellschaft und Staat ein und dasselbe 
sind, ist festzuhalten, dass auch der Liberalismus eine ‚Regulierung‘ staatlicher Natur 
ist, eingeführt und aufrechterhalten auf dem Wege der Gesetzgebung und des Zwan-
ges: er ist eine Tatsache des sich der eigenen Ziele bewussten Willens und nicht der 
spontane, automatische Ausdruck der ökonomischen Tatsache“ (Gramsci 1996 
[1932-34]: 1566). 
 
Dass die Menschen auch in ihrer Eigenschaft als bourgeois regiert werden, 
lässt sich anhand der Bürgerin im bundesdeutschen Wohlfahrtsstaat zeigen. 
„Regierung“ entspricht dann augenscheinlich in etwa dem, was Michel Fou-
cault in einem seiner letzten Essays als Struktur der Macht bezeichnet, näm-
lich einer „Struktur der Handlungen, die auf andere Handlungen wirken“ 
(Foucault 1982: 789). Der Bürgerin im bundesrepublikanischen Wohlfahrts-
staat kommen Rechte auf soziale Sicherung teils als citoyenne zu, teils als 
bourgeoise. Aber in den Genuss wirklich lebensstandardsichernder Leistun-
gen kommt sie erst dann, wenn ihr Leben als bourgeoise einem bestimmten 
Rollenprofil entspricht. Ohne entsprechende Erwerbsbiographie gibt es kei-
ne abschlagsfreie Rente (die gibt es demnächst sowieso nicht mehr). Im 
konservativ-korporatistischen Wohlfahrtsstaat Deutschland bleibt dieses 
Anforderungsprofil noch immer einem traditionellen Familienbild verhaftet. 
Man erkennt diesen institutionell eingeschriebenen Bias noch deutlicher, 
wenn der Blick nicht allein auf verliehene Rechte auf Geldleistungen oder 
Inanspruchnahme sozialer Dienste gerichtet wird, sondern auf die temporale 
Autonomie. Haus- und Erziehungsarbeit leistende Elternteile gelangen dank 
staatlicher Transfers in den Genuss einiger selbstbestimmter Stunden, was 
bei existierender Präferenz- und Einkommensverteilung in der Bevölkerung 
die „Hausfrauenehe“ belohnt (vgl. Goodin et al 2008: 150). Zu widersprüch-
lichen Signalen durch die politischen Institutionen kommt es, weil inzwi-
schen ein Alleinverdiener-Einkommen oft nicht zur finanziellen Absiche-
rung einer Familie ausreicht. Wegen der sich widersprechenden Signale an 
die Regierten ist Regierung deswegen nie eine „totale“ Struktur von Hand-
lungen, wie Foucault annimmt (vgl. 1982: 789), sondern lässt immer Raum 
oder wird sogar zum Anstoß für Eigensinn und widerständige Praxis. 
 
 
V. WAS IST „GOVERNANCE“? 
 
„Governance“ ist nun ein bestimmter Modus des Regierens, der im heutigen 
Kapitalismus besondere Prominenz erfahren hat. Nicht nur als sozialwissen-
schaftliches Konzept. Mit Schlagworten wie „Global Governance“ und vor 
allem „Good Governance“ bezeichnet man heute anerkannte Konzepte, de-
ren Kriterien bspw. Regierungen der Peripherie erfüllen müssen, wenn sie in 
den Genuss von Entwicklungshilfe oder Krediten einer internationalen Fi-
nanzinstitution kommen wollen. Weil es sich zugleich um einen Modebe-
griff handelt, muss seine Verwendung eingegrenzt werden. Es geht hier 
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nicht um eine Variante mit spezieller Reichweite wie Global, Regional oder 
Local Governance, sondern um diese Regierungsweise „an sich“. Ich benut-
ze den Begriff weitestgehend gleichbedeutend mit „Verhandlungsstaat“ oder 
„Politik in Verhandlungssystemen“. Governance-Strukturen zeichnen sich 
dadurch aus, dass entgegen dem Bild, das wir traditionellerweise von Regie-
rung haben, Ordnungssetzung nicht alleine oder nicht vorrangig durch die 
staatliche Hierarchie als Regelsystem gesteuert wird (vgl. Benz 2004: 25). 
Der zugrunde liegende Wandel liegt unter anderem darin begründet, dass 
just die Grenzziehung von Privat- und StaatsbürgerInnen zunehmend zerfa-
sert, immer mehr private Interessen kollektiv organisiert werden und forma-
le Bestätigung als Gesprächs- und eben VerhandlungspartnerInnen staatli-
cher, d.h. vor allem demokratisch legitimierter AkteurInnen erfahren. Da-
durch hat sich der „Aggregatzustand“ der Gesellschaft massiv verändert und 
auch die Art und Weise, wie Interdependenzen zwischen sozialen Bezie-
hungen und politischen Entscheidungen organisiert werden. Die „Durchor-
ganisierung“ gesellschaftlicher Verhältnisse führt Renate Mayntz darauf zu-
rück, dass der Staat „verschiedenen gesellschaftlichen Teilbereichen – Wirt-
schaft und Wissenschaft, Kultur und Erziehung – und damit auch den in ih-
nen agierenden Organisationen eine relative Autonomie gewährt“ habe 
(2004: 71). Darauf beruhe die Fähigkeit zur Selbstregelung von „gesell-
schaftlichen Teilbereichen“ wie „Wirtschaft und Wissenschaft, Kultur und 
Erziehung“, zugleich aber auch „die Möglichkeit einer direkten Interaktion 
zwischen gesellschaftlichen und staatlichen Instanzen“: „Mit den Wirt-
schaftsverbänden BDI und BDA kann der Kanzler oder der Wirtschaftsmi-
nister reden, nicht jedoch mit den Abertausenden einzelner Unternehmen“ 
(ebd.).  
Es handelt sich um ein zweischneidiges Schwert. Weil eine gewisse so-
ziale Organisiertheit in gesellschaftliche Bereichen besteht, sind sie als Ge-
genstände politischer Intervention ansprechbar. Gäbe es nur eine atomisierte 
Menge von vereinzelten Einzelnen im Bereich der Unternehmen, des Ge-
sundheits- oder Bildungssektors – eine politische Steuerung wäre kaum 
möglich, weil die Reaktionen auf staatliche Gestaltung in unzählige, nicht 
aggregierbare, handhabbare Einzelfälle zerfielen. Der sozialen Organisiert-
heit verdankt sich, dass „kooperatives Kollektivhandeln aus seiner Bindung 
an traditionell-gemeinschaftliche Zuschreibungen“ herausgelöst werden 
konnte (Geser 1983: 114), und damit sowohl eine Vervielfachung der denk-
baren Ziele, als auch der disponiblen Mittel zu ihrer Erreichung. Aber auf-
grund der Integration bestimmter Interessen in Verbände haben es Regie-
rungen mit einem strukturierten Feld zu tun, bei dem es eher möglich wird, 
die Konsequenzen von Steuerungsversuchen abzuschätzen. Richtigerweise 
nennt Arthur Benz denn auch das „Steuern und Koordinieren (oder auch 
Regieren) mit dem Ziel des Managements von Interdependenzen zwischen 
(in der Regel kollektiven) Akteuren“ (2004: 25) als Bestandteil seiner Defi-
nition von Governance. Auf der anderen Seite erhalten aber die organisier-
ten Interessen zunehmend Veto-Macht, die es den demokratisch legitimier-
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ten AkteurInnen zunehmend schwieriger macht, ohne deren Zustimmung zu 
regieren. Demokratietheoretisch gesprochen kann man es so ausdrücken: 
Man erhofft sich von Regierungen in Verhandlungssystemen bessere kalku-
lierbare Ergebnisse von Politik, ja überhaupt eine Beibehaltung der Steuer-
barkeit von gesellschaftlichen Strukturen. Die zugrunde liegende Annahme 
ist sowohl bei vielen AutorInnen in der Wissenschaft, als auch beim politi-
schen Personal die, dass demokratische Staaten einen Großteil ihrer Steue-
rungsfähigkeit eingebüßt haben (vgl. Offe 2009: 555f.). Zufriedenstellende 
Ergebnisse können sie nur noch liefern, wenn sie die „Input-Seite“ des de-




VI. DER HEIMLICHE LEHRPLAN VON „GOVERNANCE“ 
 
Zunächst sind zwei kritische Einwänden gegen „Governance“ als Regie-
rungsweise zu diskutieren, die sich als unzureichend erweisen, um dann zu 
zeigen, warum der „heimliche Lehrplan“ von Governance als Ansatzpunkt 
für eine politik-soziologische Kritik einen größeren Ertrag verspricht. 
Ein erster bekannter Kritikpunkt gegen Governance-Strukturen betrifft 
dessen Abweichung vom Idealtyp liberaler Demokratie. Diese ist zwar auch 
nicht perfekt, zeichnet sich aber zumindest der Vorstellung nach dadurch 
aus, dass man die getroffenen politischen Entscheidungen einer demokra-
tisch legitimierten Elite zurechnen kann. Anders bei Governance bzw. im 
Verhandlungsstaat, so die Kritik von Karsten Fischer. Governance bedeute 
Einbindung privater Kollektivakteure, deren Interessen nicht unbedingt mit 
der in demokratischen Wahlen artikulierten politischen Präferenz der Bürge-
rinnen und Bürger übereinstimmen, die aber doch auf staatliche Steuerungs-
kompetenzen Einfluss nehmen. Der Staat werde im Netzwerk zum „Infra-
strukturbereitsteller und Insolvenzversicherer“ der gut organisierten Kollek-
tivakteure herabgesetzt (ebd.: 52f.). Man könne von einer solchen Struktur 
keine Wohlfahrtsgewinne erwarten. Vielmehr schafften es organisierte pri-
vaten Interessen, auf Kosten der Allgemeinheit ihre Verluste zu sozialisie-
ren. In einer Metapher bringt Fischer diese Argumentation auf den Punkt: 
 
„Bleibt man im Bild, so ist der im Zentrum des Netzwerkes befindliche Staat also 
weniger die Spinne als vielmehr die von Kollektivakteuren im Netz gefangene und 
nach Kräften ausgesaugte Fliege. Einmal zum Netzwerk-Staat mutiert, ist es das Di-
lemma des Staates, dass er fortan die Policy-Netzwerke benötigt, um Kollektivakteu-
re überhaupt zu koordiniertem Handeln bringen zu können, während er gleichzeitig 
beobachten muss, wie seine eigenen Politikgestaltungen von diesem Netzwerk 
obstruiert werden. Nicht zufällig fertigt ein solchermaßen beschränkter Staat auch 
nunmehr als Selbstbescheidung wirkende Selbstbeschreibungen an, die mit Adjekti-
ven wie kooperativ, moderierend, gewährleistend etc.pp. verbunden sind“ (ebd.). 
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Die Zurechenbarkeit und damit letztlich Sanktionierbarkeit von Politiker-
gebnissen gehe verloren, weil für Bürgerinnen und Bürger kaum mehr ein-
sichtig ist, wer welchen Aspekt bestimmter Politiken zu verantworten hat 
und wer dafür zur Verantwortung gezogen werden kann (vgl. ebd.: 54). 
Ganz zu schweigen vom Fehlen der Möglichkeit, die nicht-staatlichen Teil-
nehmer an den Aushandlungsprozessen durch einfache Mechanismen wie 
periodische Wahlen vom politischen Meinungsbildungsprozess ausschließen 
zu können. Fischers Beobachtung wird mit der These einer „Dialektik der 
Demokratisierung“ zugespitzt. Die Ausweitung der Teilhabe an politischer 
Herrschaft, einsetzend mit formalen Errungenschaften, habe sich „unter 
Globalisierungseinfluss“ so weit ausgedehnt und die Eingriffsmöglichkeiten 
vervielfacht, „dass deren Zunahme und wachsende Einflussnahme die staat-
liche Basis der Demokratie erodieren und durch informelle Netzwerke erset-
zen“ (ebd.: 55, Herv.i.O.).  
Diese Kritik macht auf wichtige Probleme aufmerksam, sie rekurriert 
aber implizit zu deutlich auf das individualistische Ideal einer liberalen De-
mokratie, deren gesellschaftliche Grundlagen nicht mehr existieren. Vor al-
lem aber scheint die Antwort, die Fischer und manche sozialdemokratische 
ReformerInnen vorschlagen, eher naiv: „Mehr Staat wagen!“ Es ist zwar 
sicherlich richtig, dass die rabiate Privatisierung öffentlicher Güter und In-
stitutionen zurückgenommen gehörte, wenn man ein bestimmtes Niveau von 
Daseinsvorsorge für alle BürgerInnen unabhängig von ihrem Einkommen 
bereitstellen möchte. Was an den verhandlungsstaatlichen Strukturen aller-
dings kritikwürdiger erscheint als der elitäre Bias (den wird es in einer Mas-
sendemokratie immer geben), ist die soziale Zusammensetzung der teilneh-
menden Gruppen. Aus etlichen Studien ist mittlerweile bekannt, dass schon 
bei Parlamentswahlen die sogenannten „bildungsfernen Schichten“ sich 
nicht oder kaum beteiligen. Bei intensiver politischer Partizipation fällt die 
soziale Ungleichheit in der Beteiligung umso deutlicher auf (vgl. Schäfer 
2009: 10f.). Die Beteiligung der sozial Benachteiligten zu stärken, sollte 
hier das Ziel sein, anstatt alleine darauf zu vertrauen, dass der wieder aufge-
päppelte Staat es schon richten wird.  
Ein zweiter Kritikpunkt an Governance beklagt, dass Menschen im 
Rahmen von Governance funktionalisiert werden – eingeordnet in ein politi-
sches Vorhaben, in dem sie als Ressource dienen, statt als Subjekte. Ulrich 
Brand bspw. kritisiert am Global Governance-Diskurs, dass Demokratie 
funktionalistisch verstanden werde, „insbesondere [wird] ein funktionalisti-
scher Begriff von Partizipation gestärkt, indem diese auf Effektivitätskrite-
rien enggeführt wird“ (Brand 2001: 103). Machtasymmetrien zwischen den 
AkteurInnen würden durch diese Sichtweise verstärkt, weil die dominanten 
Effizienz- und Effektivitätsvorstellungen bereits ihr Produkt sind.  
Dem zweiten Teil dieser Kritik ist zuzustimmen, wobei er letztlich re-
dundant ist – solange Effektivitäts- und Effizienzgesichtspunkte Ergebnisse 
von Machtbeziehungen sind, werden sich diese immer auf den politischen 
Prozess auswirken. Die Frage ist vielmehr, wer die Macht hat, und welche 
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Alternativen auf dem Tisch liegen, über die überhaupt verhandelt werden 
kann. Jede Regierungsform muss sich aber auch bei Effizienz- und Effekti-
vitätskategorien bedienen, weil der Prozess des Regierens spätestens bei der 
Ausführung auf solche Anhaltspunkte angewiesen ist, und sei es nur, um 
keine knappen Ressourcen zu verschwenden. Außerdem gibt es keine ande-
re Möglichkeit, auf Gegenstände des Regierens Zugriff zu erhalten, als 
durch Praktiken des Regierens. 
 
„Gegenstände sind genau das, was uns gegeben ist als Gegenstände unserer Prakti-
ken, unserer ‚Regierungsprojekte‘ – die uns erlauben, mit der Welt umzugehen. In 
dieser Hinsicht kann der Versuch, zu regieren als allgegenwärtige Eigenschaft des 
gesellschaftlichen Lebens angesehen werden“ (Malpas/Wickham 1995: 47). 
 
Bob Jessops in dieselbe Richtung gehender Begriff des „Staatsprojekts“ ist 
etwas zu großzügig in der zugrunde liegenden Annahme, dass man so ein 
komplexes Gebilde wie einen Staatsapparat mittels eines politischen Diskur-
ses zu einer handlungsfähigen Einheit vereinheitlichen kann (vgl. Jessop 
2002: 41f.). Aber er trifft den richtigen Kern, nämlich, dass die Politik for-
mulierenden und ausführenden Organe den Zielen eines politischen Pro-
gramms untergeordnet werden – und insofern werden sie grundsätzlich 
funktionalisiert. 
Deswegen lautet hier die abschließende These: Der heimliche Lehrplan 
von „Governance“ ist die Annäherung an die ernüchternde Einsicht und das 
beständige, immer unzureichende Umgehen-Lernen mit der Tatsache, dass 
liberale industriekapitalistische Gesellschaften strukturell unregierbar sind. 
Claus Offe (2003 [1979]: 58f.) bezeichnet eine Gesellschaft dann als unre-
gierbar, wenn die normativ geregelten, bedeutungstragenden Handlungen 
ihrer Mitglieder („Sozialintegration“) und die Mechanismen „objektiver 
funktionaler Verbindungen“ („Systemintegration“) der Gesamtstruktur mit-
einander unvereinbar werden. Das ist grundsätzlich möglich, weil es sich bei 
den Regeln, die soziale Interaktion strukturieren oder eben „regieren“, um 
bewusst befolgte handelt, bei den Rückkoppelungsmechanismen der Sys-
temintegration aber um anonyme Zwänge, wie die Imperative kapitalisti-
scher Akkumulation, Allokation, Distribution und Konsumtion. Das Motiv 
der „Unregierbarkeit“ wurde in den 70er Jahren von der neokonservativen 
Autoren als theoretisches Kampfinstrument gegen die gestiegenen Repro-
duktionsansprüche der Lohnabhängigen und die gewachsene Vielfalt hand-
lungsanleitender Werte in Stellung gebracht. Die wenig inspirierende Medi-
zin, die Konservative und Neoliberale verordneten, lautete, die Handlungs-
reichweite der Menschen auf das systemkompatible Maß zurechtzustutzen 
(vgl. kritisch dazu ebd.: 55). Sprich: Wenn hohe Löhne in eine Lohn-Preis-
Spirale führen, dann muss Schluss sein mit hohen Lohnforderungen. Wenn 
der Abschied von der bürgerlichen Lebensweise die soziale Reproduktion 
gefährdet („Deutschland schafft sich ab“, wie Thilo Sarrazin schreibt), dann 
muss man die Familie stärken und bildungsnahen Frauen „Gebärprämien“ 
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zahlen. Wenn der Parteienwettbewerb in der Demokratie zur gegenseitigen 
Überbietung bei sozialpolitischen Wohltaten führt, dann muss die Option 
zur stärkeren Belastung von „LeistungsträgerInnen“ irgendwie dem politi-
schen Prozess entzogen werden. So weit die wenig inspirierende Idee der 
Neokonservativen und Neoliberalen, die heute zu Beginn einer neuen Ära 
der Austerität eine heitere Renaissance als intellektuelle Begleitmusik feiert. 
Dank Sarrazin, Sloterdijk, Paul Nolte, aber auch Peer Steinbrück und ande-
ren.  
„Governance“ ist auf der Folie des „heimlichen Lehrplans“ insofern 
auch ein Notbehelf der Regierenden, ganz gleich welcher Partei, durch Ein-
beziehung möglichst aller organisations- und konfliktfähigen Gruppen, den 
Verhältnissen wieder ein Stück Regierbarkeit abzugewinnen. Dass demokra-
tisch gewählte Regierungen das versuchen, kann man ihnen kaum übel 
nehmen – schließlich wurden sie gewählt, um die Verhältnisse gezielt in ei-
ne bestimmte Richtung zu beeinflussen, eben zu lenken. Colin Crouch 
macht in seinem Buch Postdemokratie auf diesen Ausweg aufmerksam, der 
auch nötig wurde, weil nach jahrzehntelangem Outsourcing der Staatsappa-
rat selbst manche ihm zugeschriebenen Kernaufgaben nicht mehr selbst oh-
ne Weiteres erfüllen kann (vgl. Crouch 2004: 41). 
In dem Maße, in dem soziale Gruppen sich an Governance-Strukturen 
beteiligen, sollen sie ein Stück weit in die Praxis des Regierens mit hinein 
geholt werden. Sie sollen die Systemerhaltung oder Systemveränderung als 
notwendige Tatsache akzeptieren (vgl. ähnlich schon zum Korporatismus 
Vobruba 1983: 163) – das ist eine Bedingung, die nicht groß enthüllt zu 
werden braucht. Die Rückseite dieser Vorbedingungen für die Teilnahme 
von organisierten Gruppen oder „SekundärbürgerInnen“ an Governance-
Strukturen ist allerdings, dass politische Opposition als Handlungsoption 
neutralisiert wird. Opposition, verstanden als organisierter Widerspruch ge-
gen die herrschende Art, regiert zu werden, ist nur möglich, wenn eine Ab-
lösung eben dieser Art regiert zu werden, denkbar erscheint (vgl. Fischer 
2006: 56). Wenn aber eine breite Masse an KollektivakteurInnen sich an den 
Governance-Strukturen beteiligt, dann bleibt den darauf kritisch blickenden 
Organisationen nur die Wahl zwischen stiller Enthaltung oder de facto 
struktureller Opposition nicht nur gegen die Inhalte des Regierens, sondern 





1  Verwiesen sei auf etliche Sammelbände, Monographien, Zeitschriften-
aufsätze und eigene Institutionen wie den Sonderforschungsbereich an 
der Freien Universität Berlin mit dem sperrigen Titel „Governance in 
Räumen begrenzter Staatlichkeit“. 
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Historischer Materialismus und 
Antisemitismus.  
Ideologiekritik bei Marx  Adorno Horkheimer  






Im Werk von Kurt Lenk spielen Fragen und Probleme der Ideologie-
kritik eine zentrale Rolle. Dafür stehen vor allem die bedeutende 
Monographie Marx in der Wissenssoziologie. Studien zur Rezeption 
der Marxschen Ideologiekritik (1972), der Textband Ideologie, der 
1961 erstmals und 1984 in der 9. Auflage erschien, und ferner die 
jüngst veröffentlichte Aufsatzsammlung Von Marx zur Kritischen 
Theorie. Dreißig Interventionen (2009). Der gemeinsame Nenner die-
ser Studien ist die Auffassung, daß Ideologiekritik die vornehmste 
Aufgabe aller Gesellschaftstheorie und Sozialwissenschaft zu sein hat. 
Diese Auffassung verteidigt Lenk energisch gegen die Wissenssozio-
logie und alle Spielarten des Positivismus, die sich in seinen Augen 
der „ideologiepolitischen Instrumentalisierung“ (Lenk 2009: 5) zentra-
ler Kategorien der kritischen Gesellschaftstheorie wie Macht, Herr-
schaft, Elite, Masse schuldig machen. 
 Lenk verbindet das Vorhaben der Ideologiekritik vornehmlich mit 
Marx und der Kritischen Theorie von Max Horkheimer und Theodor 
W. Adorno. Hinter der Berufung auf diese beiden Quellen drohen frei-
lich die Formveränderungen und der Substanzverlust zu verschwinden, 
den die Ideologiekritik auf dem Weg von Marx zur Kritischen Theorie 
erfahren hat. Die Veränderung besteht, kurz gesagt, darin, daß die 
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Ideologiekritik bei Marx in die Theorie des historischen Materialismus 
eingebettet ist, während sich Horkheimer und Adorno im Laufe ihrer 
Theorieentwicklung dazu gezwungen sehen, sie daraus nach und nach 
herauszulösen. Was durch diese Veränderung mit der Ideologiekritik 
passiert, ist aber keine Marginalie, sondern betrifft den Kern des ideo-
logiekritischen Unternehmens. Sowohl der Ton wie der Gehalt verän-
dern sich. Die Kritik der Ideologie kann nicht mehr mit der Gewißheit 
vorgetragen werden, daß sie nur das auf Begriffe bringt, was sich an 
Fortschritt in den sozialen Kämpfen Bahn bricht. Die Kritik verliert 
den Boden unter den Füßen, sie hat keine Adressaten und Bündnis-
partner mehr, ist nur noch auf sich selbst gestellt und bekommt die de-
fensiven und melancholischen Züge eines unglücklichen Bewußtseins.  
 Ich möchte im folgenden zeigen, daß es die Beschäftigung mit 
dem Thema Antisemitismus ist, die bei Adorno und Horkheimer den 
angedeuteten Übergang bewirkt. Vor allem am Inhalt und an der Ent-
stehungsgeschichte der Elemente des Antisemitismus, des fünften und 
vorletzten Kapitels der Dialektik der Aufklärung, wird das sinnfällig. 
Der Antisemitismus, wie er dort abgehandelt wird, ist gleichsam der 
Sprengsatz, der die Marxsche Ideologiekritik und den darin behaupte-
ten Vorrang der Kritik der politischen Ökonomie zum Einsturz bringt. 
 
 
I. DIE „SCHICKSALSFRAGE DER MENSCHHEIT“ 
 
Die Elemente des Antisemitismus sind im Sommer 1943 entstanden. 
Die erste Ausgabe der Dialektik der Aufklärung erschien 1944 unter 
dem Titel Philosophische Fragmente in Form eines hektographierten 
Typoskripts des Instituts für Sozialforschung in einer Auflage von ca. 
500 Exemplaren, die Adorno und Horkheimer gezielt verteilten. Die 
erste Verlagsausgabe des Buches erschien 1947 unter dem Titel Dia-
lektik der Aufklärung. Das Buch fristete jahrelang ein Schattendasein 
und wurde kaum rezipiert. Das änderte sich erst Ende der 60er Jahre 
des 20. Jahrhunderts, als das Buch plötzlich als Raubkopie eine weite 
Verbreitung fand und zu einem viel gelesenen und viel diskutierten 
Text avancierte. Im Jahre 1970 erschien dann eine neue Verlagsausga-
be des Buches. 
 Die Entstehungs- und Vorgeschichte des Buches und der Elemen-
te ist kompliziert: Ende 1942 war das erste Kapitel des Buches abge-
schlossen. Weitere Teile lagen in Entwürfen vor, und Adorno hatte 
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einen Exkurs über die Interpretation der Odyssee Homers fertigge-
stellt. Auch Aphorismen und Teile eines Anthropologie-Kapitels wa-
ren konzipiert und in ersten Fassungen geschrieben. Eigentümlicher-
weise gab es nur für das Antisemitismus-Kapitel noch keine Vorarbei-
ten. 
 Seit Mitte 1943 nahm dann jedoch die Arbeit am theoretischen 
Teil der Forschungsprojekte zum Antisemitismus, mit denen das Insti-
tut für Sozialforschung seit längerem beschäftigt war, bei Horkheimer 
und Adorno einen großen Raum ein. Parallel dazu ging die Überarbei-
tung und Ergänzung der Texte für das Dialektikbuch weiter. Bald kam 
die Idee auf, die abgeschlossenen Teile des Buches zunächst in mi-
meographierter Form herauszubringen und in diese vorläufige Fassung 
auch die theoretischen Überlegungen zum Antisemitismus aufzuneh-
men. 
 Das zentrale Ziel des Buches wird in der Vorrede präzise benannt: 
„Was wir uns vorgesetzt hatten, war tatsächlich nicht weniger als die 
Erkenntnis, warum die Menschheit, anstatt in einen wahrhaft mensch-
lichen Zustand einzutreten, in eine neue Art von Barbarei versinkt“ 
(DA: 16). Und über das fünfte Kapitel des Buches heißt es in der Vor-
rede: „Die thesenhafte Erörterung der ‚Elemente des Antisemitismus‘ 
gilt der Rückkehr der aufgeklärten Zivilisation zur Barbarei in der 
Wirklichkeit. Nicht bloß die ideelle, auch die praktische Tendenz zur 
Selbstvernichtung gehört der Rationalität seit Anfang zu, keineswegs 
nur der Phase, in der jene nackt hervortritt. In diesem Sinne wird eine 
philosophische Urgeschichte des Antisemitismus entworfen. Sein ‚Ir-
rationalismus‘ wird aus dem Wesen der herrschenden Vernunft selber 
und der ihrem Bild entsprechenden Welt abgeleitet“ (DA: 22). Im ers-
ten Satz der Elemente wird über den Antisemitismus gesagt, daß er tat-
sächlich, wie die Antisemiten es propagieren, die „Schicksalsfrage der 
Menschheit“ (DA: 197) ist. 
 Nach diesen Sätzen erscheint die Integration der Theorie des 
Antisemitismus in die Dialektik der Aufklärung ganz folgerichtig. In 
Wirklichkeit war der Prozeß, auf dem das Antisemitismusthema in die 
Dialektik der Aufklärung kam, viel komplizierter und sehr umwegig. 
Lange Zeit liefen die Arbeit am Dialektikbuch und das Interesse für 
den Antisemitismus unverbunden nebeneinander her. Wie kann man 
das erklären? Und wie kam es dann doch noch dazu, daß der Antisemi-
tismus auch in den Augen von Horkheimer und Adorno zur „Schick-
salsfrage der Menschheit“ wurde und Aufnahme in die Dialektik der 
Aufklärung fand? 
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 Es gibt mehrere Antworten auf diese Fragen. Mich wird im fol-
genden die Antwort beschäftigen, die sich auf die Theorie und den be-
grifflichen Horizont bezieht, in dem sich Adorno und vor allem Hork-
heimer bis Anfang der 40er Jahre bewegten und in dem der mörderi-
sche Antisemitismus der Nationalsozialisten gleichsam nicht vorgese-
hen und nicht unterzubringen war. Es bedurfte einer längeren Phase 
des Nachdenkens und der Öffnung für ein ganz anderes Paradigma der 
Theorie, bevor Horkheimer und Adorno in der Lage waren, den Anti-
semitismus in das Zentrum ihrer Arbeit zu stellen. 
 Es hatte vor 1943 bei Horkheimer und Adorno durchaus eine Rei-
he von sporadischen Annäherungen an das Thema des Antisemitismus 
gegeben. Freilich hat man den Eindruck, daß auf jeden entsprechenden 
Vorstoß ziemlich schnell wieder ein Rückzug folgte. In einem eigen-
tümlichen Wechsel von Anziehung und Zurückschrecken wurde der 
Antisemitismus in immer neuen Anläufen gleichsam umkreist. Hork-
heimer berichtet in seinem Einleitungskapitel zu dem von dem Psy-
choanalytiker Ernst Simmel herausgegebenen Sammelband über den 
Antisemitismus, daß ihm bereits 1930 die Dringlichkeit des Antisemi-
tismusthemas deutlich vor Augen stand. Er habe damals oft die Ant-
wort bekommen, „der Antisemitismus sei nur ein Propagandamittel, 
und Hitler würde, wäre er nur erst an der Macht, bestimmt mit diesem 
Unsinn aufhören“ (Horkheimer 1944/1946: 364). 
 Am 15. Februar 1938 schreibt Adorno an Horkheimer: „Es ist 
kaum mehr daran zu zweifeln, daß in Deutschland die noch vorhande-
nen Juden ausgerottet werden: denn als Enteignete wird kein Land der 
Welt sie aufnehmen“ (GS 16: 392). 1939 begann das Institut für So-
zialforschung damit, ein Forschungsprojekt über den Antisemitismus 
ins Auge zu fassen. 
 Im September 1940, schickte Adorno an Horkheimer „ein paar – 
noch ganz unformulierte – Gedanken zur Theorie des Antisemitismus“ 
(GS 16: 760). Es erscheine ihm so, meint Adorno, daß wir „an eine 
wirklich wichtige Stelle herangekommen sind, nämlich an eine zu-
gleich einheitliche und nicht rationalistische Erklärung des Antisemi-
tismus“ (GS 16: 761). Adorno geht dann dazu über, den Antisemitis-
mus mit sehr frühen Schichten der Zivilisation in Verbindung zu brin-
gen. Die Juden, so meint er, beharrten auf einer nomadischen Existenz, 
als ihre Umgebung schon seßhaft geworden war. Sie seien deswegen in 
den Augen der Antisemiten „die heimlichen Zigeuner der Geschichte“ 
(GS 16: 762) und bedrohen damit die Ideale des zivilisierten Lebens: 
„Das Bild des Juden repräsentiert das eines Zustands der Menschheit, 
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der die Arbeit nicht gekannt hat, und alle späteren Angriffe gegen den 
parasitären, raffenden Charakter der Juden sind bloß Rationalisierun-
gen“ (GS 16: 763). Die Juden weigern sich, die von der Zivilisation 
geforderten Anpassungs- und Unterwerfungsleistungen zu erbringen. 
Dem gegenüber ist die Erinnerung an ein „Land, wo Milch und Honig 
fließen“ die „jüdische Utopie“ (GS 16: 763). Und das Verbot, sich an 
die nomadische Existenz und an das Land des Überflusses zu erinnern, 
sei „der Ursprung des Antisemitismus“ (GS 16: 764). 
 Diese Äußerungen weisen deutlich in die Richtung einer intensi-
ven und radikalen Beschäftigung mit dem Antisemitismus, und eine 
Reihe der hier angespielten Motive ist später in die Elemente einge-
gangen. Da ist zum einen die Behauptung, daß das Antisemitismus-
thema die alte marxistische Frage nach dem Proletariat ablöst, da ist 
zum zweiten die kühne Spekulation Adornos, die den Weg in die Rich-
tung der Ursprünge der Zivilisation beschreitet, und da ist zum dritten 
die Einsicht, daß der Antisemitismus zum Schlüssel für das Verständ-
nis der Gegenwartsgesellschaft geworden ist und alle anderen Fragen 
in den Hintergrund drängt. 
 Dennoch sollte es zwei weitere Jahre dauern, bevor Adorno und 
Horkheimer das Thema des Antisemitismus in den anspruchsvollen 
theoretischen Dimensionen, die in den Zitaten angeklungen sind, wie-
der aufgreifen, fortführen und durchdenken. Der Grund dafür ist, daß 
die theoretische Rahmung, in der der Antisemitismus zur Sprache ge-
bracht werden soll, noch ganz offen ist. Sehr vereinfacht gesprochen 
geht es darum, ob die Theorie des Antisemitismus im Kontext der 
Marxschen Kritik der politischen Ökonomie entwickelt werden kann 
oder nicht. Wenn der Antisemitismus als „Schicksalsfrage der 
Menschheit“ apostrophiert wird, dann ist das mit der Abwendung von 
der Behauptung verbunden, nach der in der kapitalistischen Ökonomie 
der Schlüssel für den Zustand der Gesellschaft liegt, – es sei denn, daß 
sich auch diese „Schicksalsfrage“ noch im Rahmen einer Analyse der 
Widersprüche des Kapitalismus erklären läßt. Würde man das so sehen 
können, dann wäre der Antisemitismus nicht mehr als ein „Vorwand“ 
(DA: 197). 
 Diese Vorwandthese, die dem ersten Abschnitt der Elemente zu-
folge die Haltung der Liberalen zum Antisemitismus kennzeichnet, 
wird Anfang der 40er Jahre von Adorno und Horkheimer und vom ge-
samten Institut für Sozialforschung weitgehend geteilt. Nicht nur die 
Liberalen, sondern auch die an Marx orientierten Wissenschaftler des 
Instituts und in vorderster Linie Horkheimer sehen im Antisemitismus 
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tatsächlich im Kern immer noch nur einen Vorwand und ein Instru-
ment, ein Mittel, das es der herrschenden Klasse erlaubt, von der 
Strukturkrise des Kapitalismus abzulenken und die eigene Herrschaft 
zu zementieren. So steckt in der Kritik, die Horkheimer und Adorno 




II. KAPITALISMUS UND ANTISEMITISMUS 
 
Offenbar war eine gewaltige theoretische Anstrengung nötig, um über 
die Begrenzungen, die die Vorwandthese charakterisieren, hinauszu-
kommen. Wie weit der Weg zu jenen Überlegungen war, die dann in 
den Elementen vorgetragen werden, kann man ermessen, wann man 
Horkheimers Aufsatz Die Juden und Europa (1939) zum Vergleich he-
ranzieht. In diesem Text dominiert noch vollständig die konventionelle 
marxistische Auffassung. Horkheimer probiert, wenn man es wohlwol-
lend interpretiert, noch einmal die orthodoxen Erklärungsversuche des 
Antisemitismus durch, – und scheitert damit auf der ganzen Linie. 
 Horkheimer stellt drei zentrale Behauptungen auf: Erstens ist die 
totalitäre Ordnung der Erbe der liberalen Ordnung. Im Grunde sind 
beide ein und das gleiche, bzw. die totale Ordnung ist die „Wahrheit“ 
der liberalen Ordnung. (Diese Behauptung wird dann später in die ers-
te These der Elemente übernommen.) Zweitens ist jegliches Lamentie-
ren der Juden, die jetzt zum Opfer der Ordnung geworden sind, der sie 
selber einst anhingen, unangebracht. Diese Auffassung Horkheimers 
drückt sich nicht nur in der Argumentation selber aus, sondern vor al-
lem in dem Ton einer eigentümlichen „Häme“, der zu recht an diesem 
Text bemerkt worden ist (vgl. Diner 1988: 34). Als drittes kommt die 
Behauptung hinzu, daß sich der Antisemitismus problemlos aus seiner 
ökonomischen und politischen Funktion heraus bestimmen und erklä-
ren läßt. Für diese Erklärung wiederum liefern die Begriffe der Marx-
schen Theorie des Kapitalismus ein angemessenes und hinlängliches 
Vokabular, auch wenn wir es im zweiten Drittel des 20. Jahrhunderts 
nach Auffassung von Horkheimer nicht mehr mit dem Konkurrenzka-
pitalismus, sondern mit Staatskapitalismus zu tun haben. 
 Die zentralen Aussagen des Textes, die dann in unterschiedlichen 
Varianten immer wiederholt werden, sind im Grunde bereits im ersten 
und zweiten Absatz enthalten. Der erste Satz des Aufsatzes lautet: 
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„Wer den Antisemitismus erklären will, muß den Nationalsozialismus 
meinen“ (Horkheimer 1939: 308). Diesen Satz muß man ergänzen mit 
dem zweiten Satz des zweiten Absatzes, der berühmten Sentenz, die 
zur Zeit der 68er Bewegung in der Bundesrepublik eine so große Rolle 
spielte: „Wer aber vom Kapitalismus nicht reden will, sollte auch vom 
Faschismus schweigen“ (Horkheimer 1939: 308f.). So wie der Antise-
mitismus auf den Nationalsozialismus verweist, so verweist der Natio-
nalsozialismus auf den Kapitalismus. Und der Kapitalismus wiederum 
ist mit den Begriffen der Analyse von Marx vollkommen angemessen 
zu beschreiben. 
 Es ist für die Behauptung des Vorrangs der Marxschen Kritik der 
politischen Ökonomie nicht entscheidend, ob der Kapitalismus einen 
Gestaltwandel durchlaufen hat oder nicht. Das war im Institut für So-
zialforschung seinerzeit heftig umstritten (vgl. Dubiel/Söllner 1981). 
Franz Neumann behauptete in seiner Studie Behemoth (1942), daß der 
Nationalsozialismus im Kern mit den klassischen Begriffen und Kon-
zepten der marxistischen Kritik der politischen Ökonomie analysiert 
werden kann, also den Gesetzen der Mehrwertproduktion, des Marktes, 
der Konkurrenz, der Krisendynamik gehorcht. Nach Neumann spielen 
die Juden im Nationalsozialismus die klassische Rolle des Sünden-
bocks und der Ablenkung. Der Antisemitismus erfüllt mithin eine 
leicht erklärbare ökonomische und politische Rolle: Er ist einfach ein 
gut einsetzbares Mittel zur Stabilisierung der bürgerlichen Herrschaft 
und zur Sicherstellung des Profits. Und Neumann ist sich sicher, daß 
die Juden deswegen auch niemals zur Vernichtung freigegeben werden 
können. 
 Horkheimer schließt sich dieser ökonomischen Analyse Neu-
manns nicht an. Er favorisiert stattdessen mit Friedrich Pollock die 
Behauptung, daß der Kapitalismus in das Stadium des Staatskapitalis-
mus eingetreten ist und auf diesem Wege die Krisendynamik außer 
Kraft gesetzt hat. Damit verabschiedet sich Horkheimer zugleich von 
der Überzeugung, daß der Kapitalismus seine Widersprüche niemals in 
den Griff bekommen kann und unvermeidlich seinem Untergang ent-
gegengeht. Im Blick auf die Erklärung des Antisemitismus und die 
Rolle der Juden markiert diese Behauptung aber noch keine große Ver-
schiebung. Jedenfalls ist weder für die Anhänger der These vom Kon-
kurrenz- noch für die Anhänger der These vom Staatskapitalismus der 
Antisemitismus die „Schicksalsfrage der Menschheit“, – allenfalls ist 
der Antisemitismus gleichsam die Begleitmusik, die ideologische Ra-
tionalisierung der Liquidierung des jüdischen Handels, der Sphäre der 
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Zirkulation generell, die den staatsmonopolistischen Kapitalismus cha-
rakterisiert. 
 Wie man es auch dreht und wendet: Der Aufsatz Die Juden und 
Europa ist begrifflich und theoretisch außerordentlich dürftig, – was 
bereits Gershom Scholem in seinem letzten Brief an Walter Benjamin 
im Februar 1940 heftig kritisierte (vgl. Benjamin/Scholem 1980: 
318ff.). Der Text hat zwar im Vergleich zu den früheren Aufsätzen 
Horkheimers einen apodiktischen, harten, weniger diskursiven Ton, 
und man kann darin ein deutliches Anzeichen dafür sehen, daß Hork-
heimer anfängt, die heraufziehende Katastrophe in Europa kompromiß-
los und mit deutlicherem Bewußtsein für die damit einhergehende Zä-
sur zur Kenntnis zu nehmen. Aber im Blick auf den Antisemitismus 
demonstriert der Text eine in der Tat schwer verständliche Oberfläch-
lichkeit, Ratlosigkeit und Gedankenlosigkeit (vgl. Traverso 1997: 
191f.). 
 Nun ist die ökonomistische Lesart des Antisemitismus, die Die 
Juden und Europa charakterisiert, auch in den Elementen noch nicht 
verschwunden und an vielen Stellen dort durchaus präsent. Aber es 
schieben sich nun doch Deutungen in den Vordergrund, die nicht dem 
Umkreis der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie entstammen, 
sondern in das weite Feld der Vernunft-, Kultur- und Zivilisationskri-
tik hineingehören. Die Theoriereferenzen sind nicht mehr die Marx-
sche Ökonomie- und Ideologiekritik, sondern Freud und Nietzsche, 
also Psychoanalyse, Kultur- und Moralkritik. Die zentralen Begriffe 
sind nicht mehr Mehrwertproduktion, Wertformanalyse, Kapitalakku-
mulation, Ausbeutung, sondern Projektion, Verdrängung, verleugneter 
Wunsch, Magie, Opfer, Paranoia. An die Stelle der Kapitalismusanaly-
se tritt die Wendung auf das Weltbild der Antisemiten und seine Lo-
gik. Der antisemitische Wahn kann in keiner Weise mehr aus dem 
Akkumulationsgesetz des Kapitals abgeleitet werden. Vor allem dort 
gehen die Analysen der Elemente weit über Marx hinaus, wo sie die 
religiösen und archaischen Ursprünge des Antisemitismus einbeziehen. 
Die „philosophische Urgeschichte des Antisemitismus“ (DA: 22), die 
Adorno und Horkheimer entwerfen, geht bis in die Zeit einer grauen 
Vorgeschichte zurück, in der natürlich weder von Kapitalismus noch 
von Liberalismus auch nur im entferntesten die Rede sein kann. 
 Die Juden werden gehaßt, so behaupten die Elemente, weil sie 
insgeheim beneidet werden. In den Augen der Antisemiten verkörpern 
sich in ihnen so beneidenswerte Qualitäten wie Reichtum „ohne 
Arbeit“ (DA: 229), „Glück ohne Macht“ (DA: 202), „Heimat ohne 
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Grenzstein“ (DA: 229) und „Religion ohne Mythos“ (DA: 229). Auf 
der anderen Seite sind die Juden in den Augen ihrer Feinde aber zu-
gleich auch die Protagonisten der Aufklärung und der gesellschaftli-
chen Modernisierung. Die Antisemiten haben offenbar keine Mühe 
damit, die Juden sowohl mit der Aufklärung wie mit deren Gegenteil 
zu identifizieren. 
 Weitere Einzelheiten der dichten und komprimierten Überlegun-
gen der Elemente des Antisemitismus kann ich hier nicht ausführen. 
Festzuhalten ist in unserem Zusammenhang vor allem, daß sich Hork-
heimer und Adorno von den „bündig rationalen, ökonomischen und 
politischen Erklärungen“ (DA: 200) in der Deutung der Judenfeind-
schaft weit entfernen. Der wirkliche Grund für den Antisemitismus 
liegt nun in ihren Augen nicht mehr in den Gesetzen der kapitalisti-
schen Akkumulation und dem Übergang zum Staatskapitalismus, son-
dern in der mit Herrschaft und sozialer Kontrolle verknüpften Rationa-
lität und Zivilisation, die sich in der Geschichte der Menschheit un-
aufhaltsam durchgesetzt hat. Die blinde Wut, die jener unerkannte Zu-
sammenhang von Herrschaft, Rationalität, Zivilisation und Triebunter-
drückung erzeugt, bringt „sinnleere Reaktionen“ (DA: 200) hervor, 
den „läppischen Zeitvertreib des Totschlags“ (DA: 200), dem die Ju-
den zum Opfer fallen. Seine offenbare Sinnlosigkeit wiederum immu-
nisiert den Antisemitismus gegen den Einwand, daß er auf Irrationa-
lismus und Legenden beruht. Der Antisemitismus ist „ein eingeschlif-
fenes Schema, ja ein Ritual der Zivilisation, und die Pogrome sind die 
wahren Ritualmorde“ (DA: 200). Die Vernichtung der Juden hat keine 
funktionelle Bedeutung, sie beruht nicht auf einem Nutzenkalkül, sie 
ist kein Mittel zu einem anderen Zweck. Die Juden werden nicht aus 
militärischen, politischen oder ökonomischen Gründen ausgerottet, 
sondern aus reinem Selbstzweck, – es ist eine Ausrottung um der Aus-
rottung willen. Wir haben es bei der antisemitischen Volksgemein-
schaft nicht nur mit einer Gesellschaft von Teufeln zu tun, sondern da-
rüber hinaus und zusätzlich mit einer Gesellschaft von Teufeln, die 
auch noch den Verstand verloren hat. 
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III. HISTORISCHER MATERIALISMUS, RELIGION 
 UND KRITIK 
 
In den Elementen des Antisemitismus werden anthropologische, sozio-
logische, psychologische, historische und ökonomische Perspektiven 
miteinander verknüpft. Darin spiegelt sich der Weg von der Kritik der 
Ökonomie über die Kritik der politischen Herrschaft (wie sie sich in 
der These vom Staatskapitalismus und in der Behauptung ausdrückt, 
daß anstelle der bürgerlichen Klasse neuerdings gangs und rackets die 
Vorherrschaft übernommen haben), zur Vernunft- und Zivilisationskri-
tik. Wie dieser Weg und seine einzelnen Etappen genau aussehen, 
kann hier nicht im Detail verfolgt werden. Aber unzweifelhaft ist es 
so, daß sich Adorno und Horkheimer von der Behauptung eines Vor-
rangs der Kritik der politischen Ökonomie abwenden und sich in ihren 
Überlegungen von einer großen Vielfalt von Theorien und Hypothesen 
anregen lassen. 
 Wiggershaus (1986) vermutet, daß Benjamins Thesen Über den 
Begriff der Geschichte für diese Abwendung vom ökonomischen und 
marxistischen Paradigma von zentraler Bedeutung gewesen sind. 
Demnach versorgte das philosophische Testament Benjamins aus dem 
Jahre 1940 die Autoren der Dialektik der Aufklärung mit einer Art 
„Leitstern“ (Wiggershaus 1986: 348), um den herum sich die Themen 
des Buches organisieren ließen. 
 Benjamin hatte sich am 26. September 1940 bei der Flucht über 
die Pyrenäen das Leben genommen. Im Juni 1941 hatte Hannah Arendt 
an Adorno, den Benjamin zu seinem literarischen Nachlaßverwalter 
bestimmt hatte, eine Kopie von Benjamins Thesen Über den Begriff 
der Geschichte übergeben. Adorno schickte am 12. Juni 1941 eine Ab-
schrift dieses Textes an Horkheimer und schrieb im Begleitbrief, „daß 
keine von Benjamins Arbeiten ihn näher bei unseren eigenen Intentio-
nen zeigt. Das bezieht sich vor allem auf die Vorstellung der Ge-
schichte als permanenter Katastrophe, die Kritik an Fortschritt und Na-
turbeherrschung und die Stellung zur Kultur“ (GS 17: 60). Horkheimer 
stimmt zu. „Mit Ihnen bin ich glücklich darüber, daß wir Benjamins 
Geschichtsthesen besitzen. Sie werden uns noch viel beschäftigen und 
er wird bei uns sein. Die Identität von Barbarei und Kultur […] hat üb-
rigens das Thema eines meiner letzten Gespräche mit ihm in einem 
Café beim Bahnhof Montparnasse gebildet“ (GS 17: 86f.). 
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 Vieles spricht mithin dafür, daß die Geschichtsphilosophischen 
Thesen Benjamins tatsächlich bei Horkheimer und Adorno einen gro-
ßen Eindruck hinterlassen haben. Es ist auch ganz unbestreitbar, daß 
die Behauptung der Identität von Kultur und Barbarei und die Vorstel-
lung von der Geschichte als einer einzigen Katastrophe in der Dialek-
tik der Aufklärung eine große Rolle spielen. Aber dennoch bleiben vie-
le Fragen offen, und vor allem bleibt ein fundamentales Dilemma, auf 
das uns der Vergleich der Dialektik der Aufklärung mit den Ge-
schichtsphilosophischen Thesen aufmerksam macht: Wie kann es mit 
dem Unternehmen einer kritischen Theorie der Gesellschaft weiterge-
hen, wenn die Kritik der politischen Ökonomie und mit ihr der Histori-
sche Materialismus die Rolle des Schlüssels für die Analyse der Ge-
sellschaft verloren hat, wenn also die Behauptungen, die sich auf den 
Gegensatz von Kapital und Arbeit beziehen, der Geschichte der Klas-
senkämpfe und der selbstnegatorischen Dynamik des Kapitalismus ob-
solet geworden sind? 
 Benjamin formuliert zwar in seinen Thesen nicht expressis verbis 
eine Kritik am Historischen Materialismus, sondern nur an den von 
den Epigonen verschuldeten Vulgarisierungen und Dogmatisierungen. 
Aber ganz unzweifelhaft ist es zugleich so, daß der Kern seiner Über-
legungen darin besteht, den Historischen Materialismus für ergän-
zungsbedürftig zu halten. Ergänzt werden muß er in seinen Augen 
durch theologische Elemente, er muß, zugespitzt gesagt, in die Theo-
logie eingebettet werden, nur von dorther können ihm die Antriebs-
kräfte einer revolutionären Umgestaltung der Gegenwart noch zuwach-
sen. 
 Darin steckt für die Anhänger des Historischen Materialismus 
fraglos eine gewaltige Provokation. Während nach Marx alle Kritik 
mit der Kritik der Religion beginnt und der Schlüssel für die Kritik 
„metaphysischer Spitzfindigkeit und theologischer Mucken“ (Marx 
1867: 85) in der Wertformanalyse liegt, meint Benjamin nun umge-
kehrt, daß sich der Historische Materialismus mit der Religion verbin-
den soll, und das keineswegs aus taktischen oder strategischen, son-
dern aus systematischen Gründen. Benjamin reagiert mit seiner Idee 
der Verbindung von Historischem Materialismus und Theologie dar-
auf, daß die Überzeugungskraft und das analytische Potential der Kri-
tik der politischen Ökonomie angesichts der totalitären Herrschaftssys-
teme dramatisch abgenommen und sich alle Hoffnungen auf eine revo-
lutionäre Umwälzung der Verhältnisse angesichts des Hitler-Stalin-
Pakts vollkommen zerschlagen haben (vgl. Ryklin 2009). Die theolo-
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gische Denkfigur des Messianismus, die Benjamin in seinen Thesen 
ins Spiel bringt, tritt genau in diese Leerstelle ein. Im Unterschied zum 
marxistischen Revolutionsglauben ist der Messianismus nicht fort-
schrittsorientiert, er hat mit dem Stand der Produktivkräfte nichts zu 
tun, die Quelle seiner Dynamik liegt nicht in den Widersprüchen der 
kapitalistischen Akkumulation, – der Messianismus bezieht seinen 
Auftrag und seine Kraft vielmehr aus der Erinnerung, d.h. aus der 
Verpflichtung, die die lebende Generation von den untergegangenen 
Generationen mit auf den Weg bekommen hat. 
 Horkheimer und Adorno schließen sich diesem Vorschlag Benja-
mins nicht an. Aber das Problem, auf das Benjamin reagiert, ist auch 
ihr Problem. Kann es ohne die Einbettung in eine umfassende, über-
greifende und analytisch anspruchsvolle Theorie überhaupt noch die 
Möglichkeit einer Kritik geben, die diesen Namen verdient? Die Theo-
rie des Antisemitismus ist keine Revolutionstheorie und kann dazu 
auch niemals werden. Und nach Auschwitz ist eine Weiterführung der 
Kritik der politischen Ökonomie und der von ihr immer behaupteten 
Schlüsselposition der Kapitalismusanalyse vollkommen unmöglich 
geworden. 
 Tatsächlich haben Adorno und Horkheimer nach der Dialektik der 
Aufklärung und den Elementen des Antisemitismus keine systematisch 
ambitionierte Gesellschaftstheorie mehr betrieben. Ihre Gesellschafts-
kritik nimmt eher die Form von Essays und punktuellen Interventionen 
an. Die großen Studien von Adorno sind philosophischen, ästheti-
schen, musiktheoretischen Fragen gewidmet. Die soziologischen 
Schriften fügen sich nicht zu einer kohärenten und systematisch an-
spruchsvollen Gegenwartstheorie. Das hat der großen Wirkung der 
Kritischen Theorie in der Bundesrepublik keinen Abbruch getan. Im 
Gegenteil. Die Wirkung von Horkheimer und Adorno beruht gerade 
darauf, daß sie zu Meistern der Kulturkritik und der kleinen Formen 
werden. Sie greifen damit auf Verfahren und Intentionen der klassi-
schen Aufklärungsepoche des 18. Jahrhunderts zurück. „Rettung der 
Aufklärung ist unser Anliegen“, so umschreibt Horkheimer in einer 
internen Diskussion mit Adorno im Jahre 1946 das Selbstverständnis, 
das für sie nach ihrer Rückkehr nach Frankfurt leitend geworden ist 
(Horkheimer/Adorno 1946: 598). 
 Immer wieder kreisen ihre Überlegungen nun um das zentrale 
Thema, das bereits die Dialektik der Aufklärung und die Elemente des 
Antisemitismus motiviert hatte, also um die barbarische Herrschaft des 
Nationalsozialismus und die Vernichtung der europäischen Juden.  
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Adorno (1966: 358) beschreibt dieses Grundmotiv ihres Denkens in 
der Negativen Dialektik mit den Worten: „Hitler hat den Menschen im 
Stande ihrer Unfreiheit einen neuen kategorischen Imperativ aufge-
zwungen: ihr Denken und Handeln so einzurichten, daß Auschwitz 
nicht sich wiederhole, nichts Ähnliches geschehe.“ Der Historische 
Materialismus tritt nun vollkommen in den Hintergrund. 
 Freilich bleibt die alte Vorstellung der Einbettung aller Kritik in 
eine umfassende und übergreifende Perspektive, wie sie einstmals die 
Marxsche Kritik der politischen Ökonomie geboten hatte, durchaus be-
stehen. Zum einen lebt sie fort in den immer wiederkehrenden Hinwei-
sen auf den Vorrang der objektiven ökonomischen Faktoren vor den 
subjektiven. In schöner Regelmäßigkeit werden diese Hinweise vor 
allem in jene Texte eingestreut, in denen Fragen des Autoritarismus, 
des Charakters, der Vorurteile oder die Psychoanalyse Freuds und ihre 
Weiterentwicklungen das Thema sind. Die Zustände der menschlichen 
Seele sind immer etwas Abgeleitetes, Sekundäres, nichts, das man zu-
reichend analysieren kann, wenn man nicht den Blick auf den „objek-
tiven Geist“ ausdehnt und den Vorrang des Ökonomischen und der 
verdinglichten gesellschaftlichen Verhältnisse berücksichtigt. Freilich 
begnügen sich Adorno und Horkheimer stets mit diesen Hinweisen, 
nirgendwo folgt aus ihnen der Versuch, sie in eine ökonomisch infor-
mierte systematische Gesellschaftstheorie zu überführen. 
 Wichtiger und aufschlußreicher aber ist der zweite Punkt, in dem 
jener alte Anspruch unmittelbar fortlebt, daß jede Kritik aufs Ganze 
zielen muß und die einzige Veränderung, die wirklich zählt, die Um-
wälzung der gesamten Lebensverhältnisse ist. Mit dieser auf das Ganze 
abzielenden Intention hatte Horkheimer den Kritikbegriff bereits in 
seinem berühmten Aufsatz Traditionelle und kritische Theorie (1937) 
verbunden und damit die kritische von der traditionellen Theorie, die 
sich kleinteilig bei dieser oder jeder Einzelheit aufhält, unterschieden 
(vgl. Bittner 2009). Die kritische Theorie, so will es Horkheimer, kann 
sich nicht damit begnügen, Teilbereiche und Details zu kritisieren, in 
Frage zu stellen und Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten, sondern 
sie zielt aufs Ganze, das nach dem berühmten Wort von Adorno (1951: 
57) das Unwahre ist und deswegen der radikalen Umwälzung und 
Transformation bedarf. 
 Jetzt wird dieser Anspruch von Horkheimer und Adorno aber 
nicht mehr mit den revolutionären Ansprüchen des Historischen Mate-
rialismus in Verbindung gebracht, sondern mit der Religion. Man kann 
das für eine späte Wirkung der Geschichtsphilosophischen Thesen von 
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Benjamin halten, obwohl, soweit ich sehe, diese Verbindung von 
Horkheimer und Adorno selber nirgendwo gezogen worden ist. Hork-
heimer übernimmt den religiösen Impuls vielmehr von seinem Freund 
Paul Tillich und greift von dessen Gottesbegriff die Intuition und die 
Aufforderung auf, sich nicht mit der gegenwärtigen Einrichtung der 
Welt abzufinden (vgl. Horkheimer 1961, 1967). Auf diese Weise ver-
sucht Horkheimer eine genuin religiöse Triebkraft für die Fortsetzung 
der kritischen Gesellschaftstheorie in Anspruch zu nehmen. 
 Adornos Bezug auf die Religion geht weit über diese Anleihe hin-
aus. Am deutlichsten kommt das im letzten Aphorismus der Minima 
Moralia (1951: 333f.) zum Ausdruck, in dem Adorno schreibt: „Philo-
sophie, wie sie im Angesicht der Verzweiflung einzig noch zu verant-
worten ist, wäre der Versuch, alle Dinge so zu betrachten, wie sie vom 
Standpunkt der Erlösung aus sich darstellten. Erkenntnis hat kein 
Licht, als das von der Erlösung her auf die Welt scheint: alles andere 
erschöpft sich in der Nachkonstruktion und bleibt ein Stück Technik. 
Perspektiven müßten hergestellt werden, in denen die Welt ähnlich 
sich versetzt, verfremdet, ihre Risse und Schründe offenbart, wie sie 
einmal als bedürftig und entstellt im Messianischen Lichte daliegen 
wird.“ 
 Nach Adorno verlangen Philosophie und Kritik also nach einer 
Erlösungsperspektive, die von sehr weit außerhalb auf die Welt blickt. 
Alles andere ist für ihn unzulänglich, bloße Deskription, bloße Tech-
nik, oder, mit der Unterscheidung von Horkheimer gesprochen, tradi-
tionelle Theorie. Die Gegenwart leidet aber nicht daran, daß das eine 
oder andere verbesserungsbedürftig wäre, sondern wir leben insgesamt 
in einem Zustand, für den nur das Attribut der Falschheit angemessen 
ist. Das ganze Ausmaß dieser Falschheit wird im Lichte der Erlösung 
sichtbar. 
 Der Begriff der Erlösung, mit dem Adorno hier arbeitet, ist zwei-
fellos religiös und theologisch, und im Begriff des Messianischen 
Lichts wird dieser Bezug noch einmal unterstrichen. Oben habe ich die 
große Resonanz, die Adorno und Horkheimer in der Bundesrepublik 
gefunden haben, mit ihrer Vorliebe für die kleine Form in Verbindung 
gebracht. Vielleicht muß man aber zur Erklärung die religiöse Grun-
dierung ihrer Haltung hinzunehmen. Vermutlich ist es diese eigentüm-
liche Mischung aus Realismus und desparater Hoffnung, aus detailver-
sessener Präzision und dem Zug ins große Ganze, aus Unermüdlichkeit 
der kritischen Anstrengung und dem Bewußtsein der Vergeblichkeit, 
also alles in allem eine tragische Haltung, die die Kritische Theorie 
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von Adorno und Horkheimer für die jüngere Generation der Bundesre-
publik in den 60er Jahren so attraktiv gemacht hat. In ihren extremen 
Zügen ist diese Kritik nahe an jenem Umschlag in den apokalyptischen 
Erlösungsglauben, in dem es der Welt nur recht geschieht, wenn sie 
zugrunde geht. Dann wird die ganze Welt zum Inbegriff der Falsch-
heit, von der wir erlöst werden müssen, sie ist dann das, von dem es in 
einer Bach-Kantate heißt: „Du falsche Welt, dir trau ich nicht.“ 
 Neben der Religion gibt es bei Adorno aber noch zwei weitere 
Dimensionen, auf die er sich für seine Sehnsucht nach einer radikal 
veränderten Welt stützt: die Kunst und das Märchen (vgl. König 2008: 
167ff.). Daß in der Kunst immer das „Bild von Seligkeit“ (Adorno 
1970: 412) enthalten ist, hat Adorno in seiner Ästhetischen Theorie 
breit ausgeführt. Die Beziehung auf den Geist der Märchen und seine 
Lösungsversprechen erfolgt eher beiläufig und ist nirgendwo ausführ-
licher dargelegt worden. Der Kraftquell, der den Märchen entspringt, 
beruht in deren Versprechen, daß die Gewalt der Vergangenheit ange-
hört. Märchen trösten, aber verklären nicht. Sie drücken den wehmüti-
gen Wunsch aus, „daß aus den Figuren des Scheins einmal doch, 
scheinlos, die Rettung hervortrete“ (Adorno 1951: 157). 
 Vielleicht geht auch die Inanspruchnahme des Märchens auf Ben-
jamin zurück. In seinem Aufsatz Der Erzähler (1936) jedenfalls finden 
sich einige bedeutsame Überlegungen, in denen Benjamin den Mär-
chengeist mit der Befreiung von der Not des Mythos in Verbindung 
bringt. Vor allem spricht aus den Märchen das Vertrauen auf eine Na-
tur, die auf der Seite des Menschen steht, die ihm hilft, die Konflikte, 
in die er gerät, zu bestehen und den Bann, der auf ihm liegt, zu lösen. 
„Das Märchen gibt uns Kunde von den frühesten Veranstaltungen, die 
die Menschheit getroffen hat, um den Alp, den der Mythos auf ihre 
Brust gelegt hatte, abzuschütteln. Es zeigt uns in der Gestalt des 
Dummen, wie die Menschheit sich gegen den Mythos ‚dumm stellt‘; es 
zeigt uns in der Gestalt des jüngsten Bruders, wie ihre Chancen mit der 
Entfernung von der mythischen Urzeit wachsen; es zeigt uns in der 
Gestalt dessen, der auszog das Fürchten zu lernen, daß die Dinge 
durchschaubar sind, vor denen wir Furcht haben; es zeigt uns in der 
Gestalt des Klugen, daß die Fragen, die der Mythos stellt, einfältig 
sind, wie die Frage der Sphinx es ist; es zeigt uns in der Gestalt der 
Tiere, die dem Märchenkinde zu Hilfe kommen, daß die Natur sich 
nicht nur dem Mythos pflichtig, sondern viel lieber um den Menschen 
geschart weiß. Das Ratsamste, so hat das Märchen vor Zeiten die 
Menschheit gelehrt, und so lehrt es noch heute die Kinder, ist, den 
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Gewalten der mythischen Welt mit List und mit Übermut zu begegnen. 
[…] Der befreiende Zauber, über den das Märchen verfügt, bringt 
nicht auf mythische Art die Natur ins Spiel, sondern ist die Hin-
deutung auf ihre Komplizität mit dem befreiten Menschen“ (Benjamin 
1936: 458). 
 Den religiösen und utopischen Energien in den späten Schriften 
von Horkheimer und Adorno schließt sich Kurt Lenk nicht an. Gene-
rell wird die Frage nach den Möglichkeiten und Grenzen der Kritik im 
posttotalitären Zeitalter, in dem sich die Gewißheiten des Historischen 
Materialismus verflüchtigt haben, von ihm kaum aufgegriffen und be-
leuchtet. Es kann aber in meinen Augen kein Zweifel sein, daß davon 
auch der Ideologiebegriff und die Ideologiekritik zutiefst tangiert sind. 
Der Ideologiebegriff bei Marx ist an drei Elemente gebunden. Erstens 
beinhaltet er die Auffassung, daß alle Widersprüche und alles falsche 
Bewußtsein auf den Grundwiderspruch von Kapital und Arbeit zu-
rückgeführt werden müssen. Zweitens ist Ideologiekritik für Marx im 
strengen Sinn immer die Kritik der widersprüchlichen Wirklichkeit 
und damit die Kritik jener Auffassungen, die diese Wirklichkeit zur 
einzig möglichen Realität idealisieren und deren innere Widersprüche 
eskamotieren. Im Idealfall werden diese beiden Punkte vom Kritiker 
auf einmal erledigt. Ein solcher Idealfall ist Marx mit seiner „Kritik 
der politischen Ökonomie“. Denn damit ist einerseits die Kritik der 
klassischen ökonomischen, ideologischen Lehren von Smith, Ricardo 
u.a. gemeint und in eins damit und gleichzeitig die Kritik des realen 
Kapitalismus mit seinen Ausbeutungsverhältnissen. Drittens schließ-
lich trägt die Ideologiekritik nicht irgendwelche äußeren Normen und 
Werte als Maßstäbe an die Wirklichkeit heran, sondern kann sich in 
praktischer Absicht immer mit starken Elementen dieser Wirklichkeit, 
die bereits von sich aus zu deren Veränderung drängen, verbünden. 
 Alle drei Annahmen sind schon für die Kritische Theorie frag-
würdig geworden (vgl. allgemein zur gegenwärtigen Diskussion über 
Ideologiekritik Jaeggi 2009). Daß der Vorrang der Kritik der politi-
schen Ökonomie für Horkheimer und Adorno mit der Erfahrung des 
Antisemitismus und der Vernichtung der europäischen Juden hinfällig 
geworden ist, habe ich zu zeigen versucht. Zugleich damit hat aber die 
bürgerliche Gesellschaft gleichsam alle Versuche eingestellt, ihr 
Selbstbild und ihr Selbstverständnis noch auf anspruchsvolle Begriffe 
zu bringen, an die das ideologiekritische Unternehmen anknüpfen 
könnte, um sie als wahr und zugleich falsch zu kritisieren und weiter-
zutreiben. Und schließlich ist es auch kaum noch möglich, auf offensi-
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ve soziale Kämpfe zu verweisen, als deren Ausdruck sich eine kriti-
sche Theorie der Gesellschaft verstehen könnte. 
 Es ist nun keineswegs so, daß Lenk diese Punkte nicht sehen und 
ansprechen würde. Der erste Punkt wird von ihm allerdings unter-
schätzt. Bei seiner Auseinandersetzung mit Ideologie und Ideologiekri-
tik im Werk Horkheimers (1986) spart Lenk expressis verbis Horkhei-
mers Arbeiten zum Vorurteil und zum Antisemitismus aus, weil sie, 
wie er meint, „methodisch auf einer anderen Ebene liegen“ (Lenk 
1986: 116). Das dürfte, wie ich zu zeigen versucht habe, an der Bedeu-
tung der Elemente des Antisemitismus doch weit vorbeigehen. Was den 
zweiten Punkt angeht, daß nämlich die bürgerliche Gesellschaft kaum 
noch anspruchsvolle Selbstthematisierungen erzeugt, an denen sich die 
Ideologiekritik entzünden könnte, so wird das von Lenk deutlich in 
den Blick genommen. „Hatte die klassische Ideologiekritik (von Fran-
cis Bacon bis Marx) es noch mit einer bürgerlichen Klassengesell-
schaft zu tun, deren legitimatorischer Anspruch es nach der Entstehung 
moderner Nationalstaaten war, sich zu einer Gesellschaft von Freien 
und Gleichen zu entwickeln, so erhebt ein solches – vom rationalen 
Tausch abgelesenes – Postulat die heutige westliche Staatengesell-
schaft kaum mehr. Auch gibt es keinen emphatischen Begriff von bür-
gerlicher Gesellschaft mehr und dementsprechend auch keinen in sich 
konsistenten Ideologiebegriff. Beide sind sozusagen ‚verdampft‘. Üb-
rig geblieben ist eine bunte Palette von Etiketten, mit denen das um-
kleidet wird, was man – einem Markt der Möglichkeiten vergleichbar – 
wechselweise etwa als postmoderne, multikulturelle, funktional diffe-
renzierte, individualisierte, postindustrielle oder auch Erlebnis-, Risi-
ko- oder Informations-, Wissens- und Mediengesellschaft zu nennen 
pflegt. An entsprechenden Zeitdiagnosen jeglicher Couleur ist also 
kein Mangel. Woran es allerdings fehlt, ist der Versuch einer begriffli-
chen Bestimmung, die rechtens Anspruch auf Verbindlichkeit erheben 
könnte. Denn alle genannten Bezeichnungen sind mehr oder weniger 
Selbstbeschreibungen oder ‚labels‘, in denen sich bestimmte Sichtwei-
sen und Aspekte ausdrücken, mit denen man sich über jenes X ver-
ständigen könne, das einmal Gesellschaft hieß. Diese selbst bleibt da-
bei jedoch weithin im Dunkeln“ (Lenk 2000: 110f.). 
 Und auch der dritte Punkt wird deutlich zum Ausdruck gebracht. 
In Dialektik bei Marx (1970: 44) heißt es: „Die Schwierigkeit, Dialek-
tik zu bestimmen, hat jedoch tiefere Ursachen; sie liegen nicht zuletzt 
auch darin, daß dialektisches Denken sich bei Marx eng verbindet mit 
der Existenz und der historischen Funktion des Proletariats, das die 
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bürgerliche Gesellschaft über sich hinausführen sollte. Blicken wir uns 
heute in den fortgeschrittensten westlichen Industriestaaten um, so 
entdecken wir zwar eine Fülle von realen gesellschaftlichen Wider-
sprüchen, aber keinen Ansatz zu deren Überwindung. Ohne die Mög-
lichkeit einer Aufhebung der gesellschaftlichen Widersprüche des 
Spätkapitalismus aber wird der Marxismus allmählich zur bloßen 
Theorie einer ‚vernünftigen Gesellschaft‘, da ihm so die Perspektive 
einer künftigen Theorie-Praxis-Einheit abgeht: er wird ‚utopisch‘“ 
(Lenk 1970: 44). Und einige Seiten später: „Obwohl also Dialektik als 
Theorie eine Methode des Denkens zur Erfassung der Bewegungsge-
setze der Vorgeschichte ist, ist sie ihrer Absicht nach nicht nur eine 
Denkmethode, sondern Realdialektik, weil die Bewegung der Begriffe 
nur die bewußt gewordenen Bewegung der Gesellschaft in der Ge-
schichte darstellt und vollzieht“ (Lenk 1970: 51). 
 Diesem Entwicklungsgang der Dinge gegenüber ruft Lenk immer 
die Ausgangslage und den Kritikanspruch bei Marx in Erinnerung. Das 
ist gewiß und zweifellos sehr erhellend. Zugleich entsteht dadurch je-
doch der Eindruck, daß der gegenwärtige Zustand eher beklagt als in 
seinen Konsequenzen für Analyse und Kritik durchdacht wird. Man 
kann aber der bürgerlichen Gesellschaft schlecht vorwerfen, daß sie es 
ihren Kritikern so schwer macht. Das wird die herrschenden Verhält-
nisse nicht sonderlich erschüttern. 
 Und es wird sie auch nicht sonderlich erschüttern, wenn man ihr 
gegenüber immer wieder darauf insistiert, wie Lenk das tut, die gege-
bene Einrichtung der Welt nicht für unabänderlich und ewig zu halten. 
Es kann kein Zweifel sein, daß darin ein zentraler Impuls der Marx-
schen Ideologiekritik festgehalten und fortgeführt wird: „Die zur 
‚zweiten Natur‘ erstarrten Verhältnisse, die als menschliche schlecht-
hin erscheinen, will Marx gerade kritisch in Frage stellen“ (Lenk 1970: 
50). Wenn man auch zurecht sagen kann, daß, wie oben festgehalten, 
die bürgerliche Gesellschaft kaum noch anspruchsvolle Theorien ihres 
eigenen Selbstverständnisses erzeugt, und wenn man zurecht sagen 
kann, daß sich darin die Erschöpfung ihrer utopischen Gehalte nieder-
schlägt, so gilt das doch zugleich nur mit einer Ausnahme. Sie besteht 
darin, daß es eigentlich niemanden mehr gibt, der die bürgerliche Ge-
sellschaft für unveränderbar und für das Ende der Geschichte hält. Im 
Gegenteil: Die kritische Haltung hat sich gleichsam universalisiert, sie 
besteht in dem universal gewordenen Bewußtsein, „daß nicht alles so 
bleiben muß, wie es geworden ist“ (Saar 2009: 264). Das Bewußtsein 
von der Kontingenz der gesellschaftlichen Verhältnisse, ihrer Verletz-
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barkeit und Veränderbarkeit hat sich tief in das Selbstverständnis der 
Gegenwartsgesellschaft eingesenkt. Für unveränderbar hält den Zu-
stand der Welt kaum noch jemand. Daß sich damit gegenwärtig eher 
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Gewalt, Hegemonie und falsche 
Totalisierung  
Der mythische Singular Giorgio Agambens1 
WOLFGANG FRITZ HAUG 
Die Aufgabe einer Kritik der Gewalt lässt 
sich als die Darstellung ihres Verhältnisses 
zu Recht und Gerechtigkeit umschreiben. 
WALTER BENJAMIN:  
ZUR KRITIK DER GEWALT 
I. 
 
Was „Gewalt“ meint, scheint klar. Doch die anfängliche Klarheit zeigt sich 
als Schein, sobald man versucht, das Wort in andere Sprachen zu überset-
zen. Nicht zufällig war es ein französischer Autor, der seinem Eintrag „Ge-
walt“ für das Historisch-kritische Wörterbuch des Marxismus (HKWM) die 
folgende „grundlegende Bemerkung zu Sprache und Terminologie“ voraus-
schickte:  
 
„Im Deutschen hat das Wort Gewalt einen größeren Bedeutungsumfang als seine 
‚Äquivalente‘ in anderen europäischen Sprachen: violence oder violenza und pouvoir, 
potere, power (mit denen je nach Kontext ebenso Macht „wiedergegeben“ werden 
kann). ‚Von außen‘ gesehen, beinhaltet also der deutsche Ausdruck Gewalt eine Am-
bivalenz: Er bezeichnet die Antithese zu Recht oder Gerechtigkeit und zugleich deren 
Verwirklichung oder Ausübung durch die Institution (i.A. den Staat). Diese Ambi-
valenz ist nicht unbedingt von Nachteil. Sie verweist im Gegenteil auf eine für die 
Politik konstitutive latente Dialektik oder ‚Einheit der Gegensätze‘. […] Um dies 
deutlich zu machen, muss man einerseits dem Ausdruck ‚Gewalt‘ in allen Kontexten 
die Unbestimmtheit lassen, die er virtuell besitzt (z.B. in der Idee der ‚revolutionären 
Gewalt‘ oder der ‚revolutionären Rolle der Gewalt in der Geschichte‘), andererseits 
aber auf das fremdsprachige Idiom zurückgreifen, um im Sinne des frz./engl. vio-
lence auf die Betonung der ‚destruktiven Seite‘ hinzuweisen (die über Sorel und sei-
ne Réflexions sur la violence im Deutschen in Benjamins Essay Zur Kritik der Ge-
walt wiederkehrt) oder im Sinne des französischen pouvoir auf die institutionelle o-
der sogar ‚konstitutionelle‘ Seite (die im Aufbau der ‚realsozialistischen‘ Partei-
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Staaten und ihrer Interpretation der ‚Diktatur des Proletariats‘ tendenziell die Ober-
hand gewinnt)“ (Balibar 2001: 1271). 
 
Ein Blick auf Benjamins Auslotung der näheren Wortfamilie am Schluss 
seiner Kritik der Gewalt ist geeignet, diese Reflexion zu untermauern: Als 
schaltende fasst er die rechtsetzende Gewalt, als verwaltende die rechtser-
haltende, als waltende die göttliche Gewalt. Traditionell spaltet Gewalt sich 
in ‚geistliche‘ des ‚Wortes‘ und ‚weltliche‘ des ‚Schwertes‘ auf. Das nähert 
sie der Hegemonie an. 
Hegemonie zeigt sich der Gewalt nicht so sehr entgegengesetzt, als 
vielmehr vorgesetzt. Die Wort- und Begriffsgeschichte führt in die Sphäre 
politisch angeordneter Gewaltausübung. Das altgriechische Wort hêgemo-
neuô heißt zunächst einfach vorangehen. An der Spitze seiner Krieger, die 
ihm folgten, marschierte oder ritt der Heerführer, Erster unter Gleichen. Al-
lenfalls als Einzelne konnten jene von ihm mit Gewalt zum Folgen gezwun-
gen werden, denn im Ganzen bildeten sie selbst den Apparat der Zwangs-
gewalt. Er unterschied sich von anderen und zumal späteren Apparaten da-
durch, dass er zunächst überzeugt sein musste, eher er sich einsetzen ließ. 
Homers Schilderungen geben einen Eindruck davon. Kurz, ‚Hegemonie‘ 
taucht zuerst als Führungsmacht des Krieges auf. Sie hegt Waffengewalt 
und Gewalttätigkeit ein. Als Kategorie etabliert sie sich ab dem Moment, da 
sie auf Führungsverhältnisse zwischen politischen Gemeinwesen übertragen 
wird. In diesem noch immer aktuellen bündnispolitischen Sinn wurde der 
Begriff der Nachwelt überliefert. 
Ohne Zweifel ist die Frage nach der Rolle der physischen Gewalt bei der 
Bildung kultureller und politischer Hegemonie von großer Bedeutung. Des-
to wichtiger ist der kritische Blick auf die Anlage dieser Frage und auf die 
bei ihrer Behandlung unterstellten Grundvoraussetzungen. Als politisch be-
freiende oder gesellschaftliche Entwicklungschancen freisetzende generiert 
sie massenhafte Zustimmung, so schon an der Wiege des Hegemoniebeg-
riffs, im von Athen geführten Befreiungskrieg gegen die versklavende Mili-
tärgewalt der persischen Despotie. Die Athener verspielten diesen Konsens, 
als sie aufhörten, „gleichgestellte Führer zu sein und „dafür die Knechtung 
der Verbündeten“ betrieben (Thukydides, III.9), als sie nämlich angesichts 
der Frage, ob sie „gewaltsam oder durch Verdienste um die Griechen die 
Vorherrschaft [hegemonía]“ anstreben sollten, für den Primat der Gewalt 
und des Krieges optierten (Xenophon, Poroi, 5.5; zit.n. HKWM 6/I: 4). 
Bereits dieser erste Auftritt zeigt, dass Gewalt im Verhältnis zu Hege-
monie als konkrete zu diskutieren ist. Progressiv-mitreißende unterscheidet 
sich hier von unterdrückender Gewalt. Das griechische Beispiel, in dem die 
männlichen Stadtstaatsbürger im waffenfähigen Alter in Personalunion den 
Militärapparat bildeten, ist zudem geeignet, wenigstens im Ansatz das Ver-
hältnis von Gewalt und Hegemonie in den Geschlechterverhältnissen zu um-
reißen. Einen Hinweis gibt das männliche Waffenmonopol, das Übermacht 
gewährt. Die damit verbundene Zwangs- und Tötungsgewalt besaß zudem 
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eine ökonomische Funktion in Gestalt der Sklavenbeschaffung. Vorgängiger 
Ausgangspunkt der Herrschaftsbildung in den Geschlechterverhältnissen 
dürften „Formen der Vorherrschaft in Verhältnissen der Machtteilung zwi-
schen den Geschlechtern“ gewesen sein (Elemente: 193). Im kollektiven 
Konfliktfall verfügten die Männer gegen aufbegehrende Frauen in letzter 
Instanz über die Macht, die aus Waffen kommt. Marx und Engels sehen in 
der patriarchalen Familie, „wo die Frau und die Kinder die Sklaven des 
Mannes sind“, als Kern „die Verfügung über fremde Arbeitskraft“ (Marx/ 
Engels Werke (MEW), 3: 32). Der späte Engels setzt hinzu: „die erste Klas-
senunterdrückung [fällt zusammen] mit der des weiblichen Geschlechts 
durch das männliche“ (Ursprung der Familie, MEW, 21: 68). In der Etablie-
rung dieser Herrschaft sieht er die „weltgeschichtliche Niederlage des weib-
lichen Geschlechts“ (61). Das entsprechende Gewaltverhältnis der Ge-
schlechter tritt „namentlich bei den Griechen der […] klassischen Zeit offen 
hervor“ (ebd.). Das familienrechtlich bis fast in die Gegenwart weiterwir-
kende römische patrimonium steht dahinter kaum zurück. Es wurzelt, im 
„eisengepanzerten Familiensystem der lateinischen Stämme“ (Morgan 1877: 
470; zit. ebd.). Dass diese gewaltgepanzerte und -durchsetzte Unterwerfung 
im großen Ganzen sich über Jahrtausende gehalten hat und von den Frauen 
weitgehend verinnerlicht worden ist, so dass sie aus Opfern zu Mittäterinnen 
ihrer Unterdrückung wurden, stellt die Hegemonietheorie auf eine Probe, 
die sie ohne Hilfe der Ideologietheorie nicht bestehen kann.2 In Engels’ 
Sicht wurde das patriarchale Gewaltverhältnis „allmählich beschönigt und 
verheuchelt, auch stellenweise in mildere Form gekleidet“ (a.a.O.: 61). Das 
paulinische Christentum reproduzierte die weibliche Unterstellung unter den 
Mann,3 andererseits und mit weniger Nachdruck proklamiert es die für alle 
gleiche Gotteskindschaft. Im Laufe der Jahrhunderte errichtet die katholi-
sche Kirche einen der Pfeiler ihrer hegemonialen Macht darüber, dass sie als 
Schutzherrin der Frauen deren Unterordnung zugleich religiös legitimiert 
und erträglicher macht. Die bürgerliche Moderne hat in ihrer Subjektphilo-
sophie das Patriarchat durch systematische Entnennung in die Form schein-
hafter Allgemeinheit gebracht und so fürs hegemonisierte Geschlecht über-
zeugend und konsensfähig gemacht. Kurz: „Bei Dominanz (Vorherrschaft) 
des ‚männlichen Geschlechts‘ werden die Geschlechterverhältnissee ‚ideo-
logisch’ artikuliert, als gestufte symbolische Machtteilung, symbolische 
Kompensation. […] Wo Herrschaft das Trennende über das Gemeinsame 
stellt (und dieses zum Gemeinen degradiert), stellt das ideologische Imagi-
näre kompensatorisch das Gemeinsame über das Trennende“ (Elemente: 
197). An den Geschlechterverhältnissen lässt sich ablesen, dass ideologisch 
artikulierte Herrschaft überaus stabil sein und, so die Ideologisierung fort-
während den Veränderungen angepasst wird, über lange Zeiträume halten 
kann. Das Ideologische setzt bei der Subjektkonstitution an und steht, inso-
fern das so ist, dem Subjekt nicht zu Gebot. Das Subjekt kann nicht seine In-
teressen ohne weiteres außerideologisch abwägen. In dem Maße, in dem die 
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Ideologie das gesellschaftliche Bewusstsein bestimmt, ist sie das Unbewuss-
te des Bewusstseins. 
Generell legen bereits diese Beispiele nahe, Gewalt und um Zustimmung 
werbende politisch-ideologische Projekte hegemonietheoretisch als kom-
plementär-gegensätzliche Brennpunkte der Ellipse politischer Machtfundie-
rung zu fassen. Daraus folgt wiederum die Frage nach den Dominanzver-
hältnissen zwischen beiden Brennpunkten, die zur Unterscheidung unmittel-
barer von vermittelter, primärer von sekundärer (stützend-absichernder) 
Gewalt führt. Ein Primat der Gewalt in diesem Begründungsverhältnis poli-
tischer Macht deutet auf hegemoniale Schwäche eines Machtblocks, wobei 
dessen Stärke oder Schwäche letztlich in der mehr oder weniger für die gan-
ze Gesellschaft wichtigen „produktiven Funktion“ der hegemonialen Klasse 
wurzeln. „Wenn die herrschende Klasse ihre Funktion erschöpft hat, neigt 
der ideologische Block zum Zerfall, und auf die ‚Spontaneität’ folgt dann 
der ‚Zwang’, in immer weniger verhüllten und indirekten Formen bis hin zu 
regelrechten Polizeimaßnahmen und Staatsstreichen“ (Gefängnishefte, H. 1, 
§44, 102f.). Sofern Gewalt und Konsens komplementär sind, rückt ihre 
Wechselwirkung ins Zentrum, bei der jede Seite die andere durchdringt und 
verrückt. Immer richtet sich dabei der Blick – mit dem von Gramsci der li-
beralen Politiktheorie entlehnten und umfunktionierten Begriff gesagt – auf 
die Zivilgesellschaft. Das meint nichts anderes, als dass die Gesellschafts-
mitglieder in den Vordergrund treten, sofern sie in irgendeiner Form – sei es 
auch nur in der vagen Gestalt von Meinung und Stimmung – an politisch-
gesellschaftlichen Gestaltungsfragen Anteil nehmen. Der Zivilgesellschaft 
entstammen die Vorstellungen von Legitimität im Sinne der Richtigkeit  
oder Ungerechtigkeit von positivem Recht. Sie lässt sich als die Sphäre 
werdenden Rechts begreifen. Folgt man Agamben, „dann ist der Abgrund 
zwischen Recht und Gerechtigkeit nicht zu überbrücken“ (Assheuer 2004). 
Warum er das so denkt, soll uns in der Folge beschäftigen. 
Am Beispiel der patriarchalen Geschlechterverhältnissen sind wir auf 
eine für Hegemonieverhältnisse typische Form implizierter Gewalt gesto-
ßen, die vielfach ideologisch artikuliert und in konsensfähige ‚Werte’ einge-
kleidet ist. Doch nicht in diesem umfassenden Sinne soll von Gewalt im 
Folgenden die Rede sein, sondern im engen Sinn von violence, wie er etwa 
die ‚Vergewaltigung’ bestimmt. Es geht um ‚nackte’ physische Zwangsge-
walt unter dem Gesichtspunkt, welche Rolle sie bei der Bildung von Hege-





Das wirkungsmächtigste Gegenparadigma zu Gramscis Hegemonietheorie 
verdichtet sich in dem Satz, mit dem Carl Schmitt 1934 die von Hitler ange-
ordneten Röhm-Morde gerechtfertigt hat: „Aus dem Führertum fließt das 
Richtertum. Wer beides voneinander trennen […] will, […] sucht den Staat 
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mit Hilfe der Justiz aus den Angeln zu heben“ (946).4 Schmitts Staat ist der 
„Führerstaat“ (948), „der die Kraft und den Willen hat, Freund und Feind zu 
unterscheiden“ (950). Allgemein soll gelten: „Die spezifisch politische Un-
terscheidung […] ist die Unterscheidung von Freund und Feind“ (1932: 
14).5 Diese Unterscheidungsgewalt bildet für Schmitt bekanntlich den Kern 
von Souveränität. Legitime Macht geht hier nicht ‚vom Volke aus’, sondern 
„Lebensrecht des Volkes“ aus „derselben Rechtsquelle, der alles Recht jedes 
Volkes entspringt“ (1934: 947). Über dieses Recht hat bei Schmitt der Füh-
rer zu richten. Als personifizierte Rechtsquelle ist er die Ausnahme von je-
der Regel, der jede Regel entspringt. 
Auf Schmitts Beantwortung einer von seinem absolutistischen Staats-
führer dezisionistisch6 identifizierten „Gefahr“ antwortet um 19407 Walter 
Benjamins achte Geschichtsthese: „Die Tradition der Unterdrückten belehrt 
uns darüber, dass der ‚Ausnahmezustand’, in dem wir leben, die Regel ist.“ 
Dieser Einsicht soll der Geschichtsbegriff angemessen werden. „Dann wird 
uns als unsere Aufgabe die Herbeiführung des wirklichen Ausnahmezu-
stands vor Augen stehen.“ Dieser besteht darin, die Möglichkeit des 
schmittschen Ausnahmezustands aufzuheben – und zwar vom gesellschaft-
lichen Grund auf. Nun ist es nicht mehr das von der Staatsführung beurteilte 
„Lebensrecht des Volkes“ sondern das Volk selbst, und zwar nicht mehr der 
ideologisch überhöhte Ausdruck des Volkes, sondern das in dessen Zeichen 
enteignete „historische Subjekt“ selbst, das sich als einzig legitime Rechts-
quelle weiß, weil verwirklicht. Auch die Gefahr ist bei Benjamin der 
schmittschen entgegengesetzt. Wo sie bei Schmitt jede Bedrohung der Herr-
schaft meint, besteht sie für Benjamin darin, „sich zum Werkzeug der herr-
schenden Klasse herzugeben“ (VI). Dagegen: „Das Subjekt historischer Er-
kenntnis ist die kämpfende, unterdrückte Klasse selbst […], die das Werk 
der Befreiung im Namen Generationen Geschlagener zu Ende führt.“ Der 
folgende Satz deutet darauf hin, dass diese Bestimmung, statt eine empiri-
sche Existenz auszudrücken, zum begrifflichen Sollen zu verblassen be-
ginnt, sieht doch Benjamin das entsprechende Bewusstsein einzig „für kurze 





Den Boden, auf dem die Saat Carl Schmitts, nach links legitimiert durch den 
vormarxistischen Benjamin, neuerlich aufgeht, bietet der von Jan Rehmann 
untersuchte „postmoderne Links-Nietzscheanismus“ im Umkreis von De-
leuze und Foucault. Aktueller Besteller dieses Bodens und Lieferant seiner 
Früchte – allerdings in genmanipulierter Form – ist der italienische Benja-
min-Herausgeber Giorgio Agamben.8 Von Foucault übernimmt und re-
programmiert er die Mythisierung der Macht und das Konzept der „Biopoli-
tik“9, von Schmitt die Perspektivierung auf den Ausnahmezustand.10 Spino-
zas potentia agendi vel cogitandi, die menschliche Handlungs- und Denkfä-
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higkeit, ist in dieser Linie mit Nietzsches herrschaftsverliebtem Willen zur 
Macht amalgamiert. Die vielfältigen Formen konkreten Machenkönnens 
schmelzen zusammen im Mythos der MACHT als solcher. Deren Wirken 
erscheint nun als so etwas wie der Blutkreislauf von Gesellschaften. DIE 
MACHT ist allgegenwärtig, und alles nährt sich von ihr. Der Gegensatz von 
Herrschaftsmacht und emanzipatorischer Handlungsfähigkeit hat sich in 
dieser Allgemeinheit aufgelöst und findet sich begrifflich desartikuliert. 
Wenn Agamben solche Ideen übernimmt, so nimmt der Vorgang hinter 
einer Fassade von Kontinuität Züge einer feindlichen Übernahme an. Wo 
Foucault seine Thesen in historischer Untersuchung entwickelt und an diese 
bindet, löst Agamben sie von dieser noch relativ soliden Herkunft ab und 
verwandelt sie in spekulative Setzungen. Um ABSOLUTE MACHT vorzu-
stellen, führt er die Gestalt ABSOLUTER OHNMACHT ein. Er zitiert sie 
als Extremfall des KZ-Insassen, der sich völlig aufgegeben hat. Von diesem 
Messpunkt aus führt er den Idealtypus des „nackten Lebens“ ein. Schmitts 
dezisionistische Freund/Feind-Unterscheidung, die willkürliche Lizenz des 
‚Souveräns’ zum Töten, übersetzt er in „diejenige von nacktem Leben/poli-
tischer Existenz“ (2002: 18). „Nacktes Leben11 ist das, was man retten kann, 
wenn man alles, auch jeden Rechtsschutz, verloren hat und auf ein Tötbares 
reduziert ist. Damit meint Agamben, das Geheimnis aller Herrschaft (‚arca-
num imperii’) als ein archimedisches Außerhalb gefunden zu haben, von 
dem aus sich das gesamte Selbstverständnis der parlamentarischen Demo-
kratie und ihrer rechtlichen Einhegung und Begrenzung der Staatsgewalt aus 
den Angeln heben lässt. Die ultima ratio von Notstand und Kriegsrecht 
macht er zur prima ratio eines gründenden Prinzips. „Der Ausnahmezu-
stand, in dem das nackte Leben zugleich von der Ordnung ausgeschlossen 
und von ihr erfasst wurde, schuf gerade in seiner Abgetrenntheit das verbor-
gene Fundament, auf dem das ganze politische System ruhte“ (19). Im sel-
ben Aufwasch, mit dem er hierdurch aller liberalen Demokratietheorie und 
Philosophie der Zivilgesellschaft den Garaus macht, bringt er auch die Per-
spektive ihrer Auf- und Höherhebung durch Überwindung der Klassenge-
sellschaft zum Erlöschen, zumal Marx, der Theoretiker dieser Perspektive, 
jenen Urzusammenhang „nicht einmal erahnt“ (22). 
Indem Agamben die Herrschaftsmacht zugleich entnennt und totalisiert, 
entleert er die Praxisperspektive progressiver Kritik insgesamt. Alle existie-
renden Alternativpolitiken sollen als nichtig erkannt werden. Er vertröstet 
mit dem Hinweis auf ein ganz Anderes in Gestalt „jener neuen Politik […], 
die im wesentlichen noch zu erfinden bleibt“. Alle existierenden emanzipa-
torischen Politiken erklärt er dagegen kurzerhand zu Derivaten des Aus-
nahmezustands und dessen Reduktion von Menschen auf „nacktes Leben“. 
„Doch solange keine völlig neue – das heißt nicht mehr auf die exceptio des 
nackten Lebens gegründete – Politik da ist, wird jede Theorie und jede Pra-
xis in einer Sackgasse stecken bleiben“ (21). Die Wiederholung der These 
ersetzt den Beweis. 
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In diesem totalisierenden Diskurs übers Totalitäre, der marxistische Ka-
pitalismuskritik kritisch zu übertreffen scheint, herrscht durchweg der my-
thische Singular von Wesensganzheiten. Mythischer Singular und falsche 
Totalisierung stecken unter einer Decke. Doch DIE GEWALT gibt es so 
wenig wie DIE MACHT. Konkret haben wir es mit Antagonismen im Plural 
zu tun, mit Differenzen, Gegensätzen oder Widersprüchen der Mächte und 
Gewalten. Ohne konkrete Analyse der konkreten Situation verliert kritische 
Theorie ihre „lebendige Seele“ (Lenin).  
Agamben folgend, würden wir den Maßstab zur Beurteilung der Ge-
genwart dem „Zeitalter der Extreme“ (Hobsbawm) entlehnen. Zunächst wä-
ren es die beginnenden 1920er Jahre in Europa, die Inkubationszeit des Fa-
schismus, aus denen der vormarxistische Benjamin und Schmitt ihre Gedan-
ken von der Außerrechtlichkeit der rechtsetzenden Gewalt geschöpft haben, 
der erste revolutionär, der zweite konterrevolutionär und antiparlamenta-
risch-absolutistisch. Agamben erhebt Benjamins „Bloßlegung der irredu-
ziblen Verknüpfung von Gewalt und Recht“ zur “notwendigen Vorbedin-
gung jeder Untersuchung über die Souveränität“, mit dem einzigen „Man-
gel“, dass „die souveräne Gewalt und der Ausnahmezustand, welche die Po-
litische Theologie begründet“, in Benjamins Kritik der Gewalt „nicht 
vor[kommen]“ (2002: 74f.). Er übergeht, dass Benjamins „Theologisch-
politisches Fragment“ aus derselben Zeit diametral jeder möglichen politi-
schen Theologie à la Schmitt entgegengesetzt ist: Im herrschenden Nihilis-
mus kommt für ihn als Generalnenner aller Ansprüche, die an Politik zu 
stellen sind, einzig dieser in Frage: „Die Ordnung des Profanen hat sich auf-
zurichten an der Idee des Glücks“ (GS II.1: 203). Nicht die Verhängung des 
Todes, nicht die Scheidung in Freund und Feind, sondern der Unterschied 
von Glück und Unglück ist der Angelpunkt dieses Begriffs des Politischen. 
Die zweite Periode, die den Maßstab liefern soll, ist die des vom trium-
phierenden Nazismus, abgesichert durch den Hitler-Stalin Pakt, mit dem 
Überfall auf Polen eröffneten Zweiten Weltkriegs. Der zeitenthobene 
Gebrauch, den Agamben von Benjamins Thesen macht, verlangt den Blick 
auf deren Zeitgebundenheit. In der Kritik der Gewalt schwingen noch Welt-
krieg und Revolution nach; die Geschichtsthesen sind das Werk des politi-
schen Flüchtlings angesichts des Faschismus und seiner Rassengesetze zu 
Beginn des Zweiten Weltkriegs. Auf die Welt Merkels und Obamas oder 
selbst aufs Italien Berlusconis übertragen, werden Benjamins Thesen ab-
surd.12 Bei Benjamin ist es der Nazismus, nicht, wie bei Agamben, der libe-
rale Rechtsstaat einer parlamentarischen Demokratie,13 dem gegenüber „un-
sere Aufgabe die Herbeiführung des wirklichen Ausnahmezustands“ war. 
Auch bestimmt der Fortschrittsglaube, jener andere Kontext der damaligen 
Zeit, gegen die Benjamin anschreibt, längst nicht mehr eine sozialdemokra-
tische Arbeiterbewegung. Eher dominieren Krisensorgen und ökologische 
Katastrophenvisionen den Zeitgeist, eine Stimmung, der Agamben Aus-
druck verleiht. Benjamins These, dass in jeder Epoche versucht werden 
muss, „die Überlieferung von neuem dem Konformismus abzugewinnen“ 
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(VI), gilt angesichts dessen akut für den historischen Materialisten Benjamin 
selbst, dessen Marxismus unablässig getilgt wird.14 Die Stelle, an der das 
Geschichtsbild des Historismus vom historischen Materialismus zu „durch-
schlagen“ ist, ist nach seiner Einsicht die jeweilige Gegenwart. Man muss 
sich klarmachen, dass „der ‚Ausnahmezustand’, in dem wir leben“ und den 
Benjamin in distanzierende Anführungszeichen15 setzt und den die „Traditi-
on der Unterdrückten“ als die Regel zeigt, in irgendeinem realen Sinn nicht 
der Zustand ist, in dem wir Heutigen leben. Ihren realen Sinn erhielt Benja-
mins These vom historischen Faschismus mitsamt seiner deutschen Extrem-
form des Nazismus, die zu Weltkrieg und Judenvernichtung ansetzte, nach-
dem sie die Arbeiterbewegung zerschlagen hatte. Für Agamben sind das 
rhetorische Zitate. Sie sollen dem gelegentlichen Spenglerton16 seiner „Ver-
hängniserzählung welthistorischen Ausmaßes“ (Marchart 2010: 223) etwas 
benjaminsche Autorität und Glaubwürdigkeit übertragen. Bedenkenlos 
pflückt er sie vom historischen Ernstfall ab, um seine Kulturkritik zu wür-
zen. Die Vorstellung des messianischen Ausnahmezustands, der den Herr-
schenden das Heft aus der Hand nehmen würde, wird zum wurzellosen Zitat 
ohne Tiefe und Ernst. Das ist nicht das Zitat à l’ordre du jour, an dem den 
sich Befreienden das Versprechen der Erlösung aufblitzt und um das es 
Benjamin zu tun ist. Um herauszufinden, wo und wie Benjamins Thesen mit 
der Gegenwart zusammentreten, geht es um Fragen wie die nach der Ges-
talt, die gegenwärtig der „Triumphzug“ annimmt, „der die heute Herrschen-
den über die dahinführt, die heute am Boden liegen“ (These VII). Zu beden-
ken wäre, ob die „nicht ohne Grauen zu bedenkende“ „Abkunft“ heute nicht 
nur eine der tradierten „Kulturgüter“, sondern zunächst eine der arbeitsin-
tensiven, in „namenloser Fron“ (VII) geschaffenen Massenwaren der Ge-
genwart und vieler der Bodenschätze und Landwirtschaftsprodukte, von de-
nen unser stofflicher Reichtum zehrt, ist. Schließlich die schwierigste aller 






Was bedeutet es, wenn jemand wie Agamben der parlamentarischen Demo-
kratie und ihrem Rechtsstaat den Nazismus als deren geheime Wahrheit un-
terschiebt? Mehr noch: wenn er die „Moderne“ – aber was ist das? – vom 
Urbeginn her auf Auschwitz zustreben sieht? Es ist, als praktizierte er eine 
vergröberte und transponierte Dialektik der Aufklärung, aber eine abgekarte-
te, keine wirkliche. Agamben „übernimmt Schmitts Überhöhung des Aus-
nahmefalls. So verspielt er nicht nur die Pointen Benjamins und Derridas, 
die Aufdeckung der Gewalt in allem Recht und die Entzauberung der Fikti-
on souveräner Ordnungsstiftung, er muss auch die autoritäre Verfügungs-
macht als ursprüngliche Kraft verherrlichen, statt nachvollziehen zu können, 
wie sie in einem […] Normalzustand heranwächst“ (Reitz 2004: 297). Dass 
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er sich damit „begnügt, Brutalstphänomene aufzulisten“, ohne „jegliches 
Fragen nach den Ursachen für das Herabstoßen ganzer Ethnien, Klassen 
und Schichten von Menschen in eine Liquidationsmasse für Unmenschen“ 
(Klenner 2002: 857), hat den Effekt, „dass es sich beinahe nahtlos in die 
gleichermaßen kritisierte ‚Gesellschaft des Spektakels’ einfügt“ (Schmidt 
2002: 580). Damit variiert er ein „Modell ‚linker’ (Gesellschafts-)Kritik, in 
dem der Wille zum abweichenden Denken ebenso stark ist wie die Ignoranz 
gegenüber dem kapitalistischen Alltag“ (581). 
Wie aber ist es zu verstehen, dass bestimmte Linke sich mit Neolibera-
len und Konservativen darin treffen, im Ton dieser „Vision eines totalen 
Ausnahmezustands […] einen exotischen Reiz“ (Ritter 2004) zu goutieren? 
Hier überlagern sich die unterschiedlichsten Motive. Manche verwechseln 
Agambens Ausrufung des Ausnahmezustands als der omnipräsenten Grund-
lage mit dem „warnenden Appell, die Gefahr der dauerhaften Installation 
von Ausnahmezuständen auch in der Gegenwart nicht zu unterschätzen“ 
(Gräfe 2002). Eher als davor zu warnen, könnte Agambens Situationsbe-
stimmung zum Umschlag in die Herbeiführung des derart Kritisierten bei-
tragen. Die Benjaminverehrung mancher Linker räumt dem „bedeutendsten 
Philosophen in der Nachfolge Walter Benjamins“ (Jäger 2003) ungesicher-
ten Kredit ein, wie bei den Konservativen deren untergründiges Spiel mit 
dem Gedanken des Ausnahmezustands. Ist die theologische Argumentation 
für die Einen bestechend, so für andere Agambens „Obsession […] mit 
Rechtsbegriffen und juristischen Denkfiguren“ (Ritter 2004).17 Insgesamt 
kann man sagen, dass Agamben in Themen und Behandlungsweise Schar-
niermuster bevorzugt, in denen rechte und linke Motive sich ineinander dre-
hen. Ritter findet im Blick auf Guantánamo „vielleicht den Auschwitz-
Vergleich, den Agamben sich erlaubt, hier wenig hilfreich, […] so genau er 
das Moment der völligen Entrechtung von Personen auch treffen mag“, was 
die industrielle Menschenvernichtung verharmlost. Thomas Lemke (A) 
stimmt zu, dass es sich bei Stammzellen wie bei den Guantánamo-
Gefangenen gleichermaßen „um menschliches Leben handelt“, und für Lo-
renz Jäger (2003) treten die „von Agamben ins Auge gefassten Menschen, 
die zugleich Nicht-Menschen sind, hier und heute in großen Massen auf“ –  
und zwar in Gestalt abgetriebener Föten, wie ja katholische Fundamentalis-
ten Stammzellenforschung und vor allem Abtreibung mit Auschwitz gleich-
zusetzen pflegen.  
Den entscheidenden Rezeptionsschub löste die Reaktion der USA auf 
die terroristischen Angriffe vom 9. September 2001 aus. Die US-Regierung 
unter Bush schickte sich an – in den von Henning Ritter für die FAZ über-
setzten Worten Agambens –, „dem ganzen Planeten den Status eines perma-
nenten Ausnahmezustandes aufzuzwingen […], der als die zwingende Ant-
wort auf eine Art Weltbürgerkrieg zwischen Staat und Terrorismus darge-
stellt wird“ (2003). Zumal der außerrechtliche Status der Gefangenen im 
Lager von Guantánamo als unzugänglicher, aber sichtbarer Knoten eines 
weltweiten Netzes von Geheimgefängnissen, erschien wie vorhergesagt von 
230 | WOLFGANG FRITZ HAUG 
Agambens bereits 1995 in Italien veröffentlichtem Homo sacer.18 Agamben 
nannte überdies als einen der Gründe für den völkerrechtswidrigen Überfall 
der USA auf den Irak „die Absicht, Europa zu schwächen“, das „die Über-
legenheit der Vereinigten Staaten bedrohte“. Das sprach weiten Kreisen des 
deutschen Bürgertums aus dem Herzen und bediente zugleich wohlfeilen 
Antiamerikanismus auf der Linken.19 
Wenn nun an vielen Ecken und Enden Carl Schmitts Gedanken aus dem 
Inkubationsprozess des Nazismus wieder auftauchen und faschistische The-
orien sich anschicken, die Theorien über den Faschismus zu verdrängen, so 
trägt Agambens Überbietung des foucaultschen Machtbegriffs entscheidend 
dazu bei. Wenn Foucault MACHT als solche für produktiv erklärt hat – mit 
dem handfesten Hintergrund, dass man ohne pouvoir, was außer Macht eben 
auch Können bedeutet, nichts machen kann –, so steigert Agamben diesen 
Gedanken dahingehend, der auf GEWALT als solche gebrachten MACHT 
Schöpfertum zuzuschreiben. Emanzipatorische Bewegungen finden sich 
durch diese Mythisierung einer wichtigen Waffe ihrer Kritik beraubt, zumal 
dann, wenn unter jenem ‚Schöpferischen’ in Wirklichkeit Staats- und Privat-
terrorismus mittels physischer Repression gemeint sind.20  
Durch die ‚Produktion’ menschlicher Ruinen, wo nicht kurzerhand Lei-
chen, ‚schafft’ die nackte Gewalt Herrschaftshindernisse aus dem Weg. Die-
ses brutale Beiseiteschaffen wird in Überbietung Foucaults, der von der 
Produktivität der Macht gesprochen hatte, nun zum „schöpferischen“ Akt 
verklärt (vgl. dazu Zelik 2010: 36 u.ö.). Die Kritik selbst bleibt davon nicht 
unberührt. Sie schlägt um in Antizipation des eignen Untergangs oder Mi-
mesis ans Tote.21 Vom Standpunkt der auf Liquidierung allen Widerstands 
gerichteten extremen und demonstrativen Gewaltraserei erscheint diese 
selbst als schöpferischer Akt, weil sie die tatsächlich oder potenziell Betrof-
fenen physisch ausschaltet und durch den spektakulären Charakter des Zu-
Tode-Quälens bei den Übrigen panische Passivierung und Untertauchen in 
Subalternität bewirkt (vgl. Zelik 2010). Vom Standpunkt des gedachten 
Ausnahmezustands und seiner entfesselten Gewalt erscheint alle Hegemonie 
gleichsam nur auf Pump, das Morden und Foltern als Produktion. Konsens 
entspringt in dieser Lesart unmittelbar dem repressiv ausgetragenen Dissens. 
Souveränität zieht sich diesem Zugriff in absolute Gewaltkompetenz zu-
sammen. In diesen Standpunkten ist die Begriffsbildung vorentschieden. 
Der Realität verbleibt die Aufgabe, das Vor-Urteil zu illustrieren. 
Wo immer jedoch die klassenmäßige Entdifferenzierung den Ton angibt, 
die dem mythischen Singular zuliebe alle Gegensätze herauszieht, wird alles 
falsch. Selbst Subjektivität versetzt dieser Diskurs in jene mythische Form 
und verschluckt damit das fortdauernde Sich-Arrangieren, das Aushandeln 
des modus vivendi, die beweglichen Widersprüche im Umgang mit Wider-
sprüchen. Analoges gilt für die Frage nach der Hegemonie. Es gibt nicht 
bloß den ‚herrschenden Block’ auf der einen und alle anderen auf der ande-
ren Seite. Soziale Herrschaft, wie vom Kapital ausgeübt, fällt nicht mit Re-
gierungsmacht oder politischer Macht zusammen.  
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Eine wesentliche Einsicht, die Gramsci im faschistischen Gefängnis im 
Rahmen seiner Hegemonietheorie gewinnt, ist die Notwendigkeit des hege-
monialen Opfers. Zur Erlangung von Hegemoniefähigkeit ist demnach einer 
herrschenden Gruppe ein „‚Opfer’ abverlangt, um andere Klassen, Schich-
ten und Gruppen ‚mitnehmen’ zu können, indem sie ihnen Entfaltungsmög-
lichkeiten bietet. Hegemonie im vollen Umfang verdankt sich also nicht 
bloßer Überredung, und auch ‚kulturelle Hegemonie‘ ist nicht bloß kulturell, 
sondern muss irgendeine faktisch-gegebene oder zumindest objektiv-
mögliche Grundlage in der Produktionssphäre haben“ (HKWM 6/I: 15; vgl. 
Gramsci, H. 13, §13). Gramsci unterscheidet das hegemoniale Gruppensub-
jekt von seiner Klassenbasis und seinen näheren oder ferneren Verbündeten 
oder zumindest Einbindbaren. Den beiden letztgenannten Gruppen schuldet 
die herrschende Kerngruppe das hegemoniale Opfer, durch das „den Interes-
sen und Tendenzen der Gruppierungen, über welche die Hegemonie ausge-
übt werden soll, Rechnung getragen wird, dass sich ein gewisses Gleichge-
wicht des Kompromisses herausbildet“; daher ist es zwar „ungereimt“, aber 
doch auch verständlich, „das konkrete Stellen der Hegemoniefrage als etwas 
zu interpretieren, das die hegemoniale Gruppe unterordnet“, wobei aller-
dings ihre ökonomische Basis unangetastet bleibt (H. 12, §18, 1567). Die 
‚Feinde‘ dagegen verfallen der Repression. Diese bloß partielle Repression 
hält den Block an der Macht zusammen und grundiert seine hegemoniale 
Ausstrahlung. 
Nachdem im Spiel der mythischen Abstraktionen alles Recht aus der 
Gewaltsphäre jenseits allen Rechts abgeleitet wird, verschwindet eine in 
Wirklichkeit unhintergehbare geschichtliche Rechtsquelle aus dem Ge-
sichtskreis. Denn seit Urzeiten ist es die „antagonistische Reklamation“ von 
Gerechtigkeit, die in die Setzung von Recht mündet und in der dessen un-
aufhebbarer Kompromisscharakter gründet (Haug, Elemente: 77ff.), der, an-
ders als der politische Kompromiss, den der Benjamin der Kritik der Gewalt 
unterm Einfluss von Sorel einzig im Auge hat, eine ideologische Verdich-
tung darstellt, die gleichsam die Sprache selbst, nicht nur das Reden der 
Verhandelnden verändert und die „widersprüchliche Leistung der ideologi-
schen Unterwerfung in der Form der Selbsttätigkeit ermöglicht“ (62)22. 
„Verschiebung der Kämpfe auf die ideologische Ebene […] ist der Preis, 
den eine Unterwerfung, die über Selbsttätigkeit der Unterworfenen fungie-
ren soll, unweigerlich bezahlen muss“ (64). Seit den Anfängen der geschrie-
benen Geschichte finden sich die Zeugnisse dessen, klassisch in den institu-
tiones, dem bis in die Gegenwart weiterwirkenden römischen Recht. Wo, 
wie in der deutschen Geschichte, der Kompromiss zumeist von der herr-
schenden Seite dominiert war, nimmt er die Form an, die Gramsci unter dem 
Namen der „passiven Revolution“ analysiert hat. Dem positivistischen Blick 
entgeht der substanzielle Rechtsgrund, weil er nicht dominiert. Er ist 
gleichwohl nicht weniger substanziell als die von Hegel begriffene „sub-
stanzielle Sittlichkeit“ es ist, ohne die eine Gesellschaft keinen Bestand hät-
te. Dass etwa das vom Volksaufstand von 1848 getragene Paulskirchen-
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Parlament versucht hat, Recht ‚von unten‘ bzw. aus gesellschaftlichem Kon-
sens heraus zu setzen, ist in der von Schmitt sich herleitenden Begriffsbil-
dung undenkbar. Der historischen Niederlage folgt damit gleichsam die be-
griffliche Auslöschung. Jener revolutionäre Akt erfolgte außerhalb des frü-
her und von oben gesetzten positiven Rechts, doch erfolgte er im Horizont 
einer epochal hegemonialen Rechtsidee, die keine andere Souveränitätsquel-
le als die der Bevölkerung selbst anerkennt und für die, wie immer vermit-
telt und verwässert, „alle Macht vom Volke“ ausgehen muss, um legitim zu 
sein. Indem nun in der Schmitt-Linie der mit Gegengewalt geführte Kampf 
um demokratische Grundrechte auf die gleiche Stufe gestellt wird mit Hit-
lers Pseudo-Rechtsetzung durch nackte Gewalt, avanciert Gewalt zum Phan-
tasma. Mit seiner Totalisierung übernimmt dieses Phantasma das Regiment 
im links anhebenden Diskurs. Es ist, als passte in der zurechtgemachten Ge-






Die ständig neu zu umkämpfende, mit den Kräfteverhältnissen sich ausdeh-
nende oder zusammenziehende Kompromissform wird in dieser vom Ge-
danken des Ausnahmezustands besessenen Denkweise undenkbar. Konkrete 
politische Regierungsmacht stellt aber immer einen strukturellen Kompro-
miss dar, weil sie, wie es von Alters her heißt, „Einheit aus Vielheit“ kon-
struieren muss. Spätestens auf den zweiten Blick sieht man, dass die Beru-
fung aufs Guantánamo-Paradigma, so wichtig es fürs Verständnis der Ge-
genwart ist, nur scheinevident war. Was als grundlegend verabsolutiert wird, 
ist einer der antagonistischen Pole im stets und ständig umkämpften Regie-
rungsverhältnis. Diese alte Front ist unter den Bedingungen des transnatio-
nalen Hightech-Kapitalismus keineswegs verschwunden, sondern sie hat nur 
andere Formen angenommen. Der Reduktionismus des abstrakt-totalisieren-
den Blicks gleitet über das Kampffeld und seine Widerspruchsverhältnisse 
achtlos hinweg. Dass etwa ein äußerer Feind momentan den inneren Burg-
frieden begünstigt, gehorcht völlig anderen Gesetzen als denen der mythi-
sierten Gewalt. Es bei der Aussage zu belassen, die USA hätten die Folter 
legitimiert, vernachlässigt, dass entsprechende Gewaltmethoden immer um-
kämpft waren, dass die USA ihre offene völkerrechtswidrige Anwendung 
mit weltweiter Einbuße an Hegemonie – „die normative Autorität Amerikas 
liegt in Trümmern“, erklärte Jürgen Habermas 2003 – und mit der militäri-
schen Niederlage in den angeblichen Befreiungs- und Demokratisierungs-
kriegen bezahlen mussten, sowie dass die entsprechenden Maßnahmen der 
Bush-Regierung unter Obama großenteils widerrufen worden sind. Würde 
dazu ins Bild einbezogen, dass bei alledem ‚Washington‘ innerhalb der 
USA weitgehend dyshegemonial ist, ein Objekt, das mehrheitlich gehasst 
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oder ignoriert wird, tauchte eine ganz andere Wirklichkeit auf als die im Ge-
folge Agambens an die Wand gemalte. 
Summa summarum ist es nicht diese oder jene Aussage, die im Umkreis 
des mit Carl Schmitt geimpften und mit dem vormarxistischen Benjamin 
gerechtfertigten Diskurses des ‚Linksnietzscheanismus‘ und „Linksheideg-
gerianismus“ (Marchart 2010) den Blick auf die praxisrelevanten Wider-
sprüche der Wirklichkeit verbaut, sondern es ist das Dispositiv dieses Dis-
kurses selbst. Wenn kritisches Bewusstsein sich ihm anvertraut, verstrickt es 
sich heillos in den unmöglichen Versuch, „mit einem totalitären Konzept 
Totalitarismuskritik zu betreiben“ (Gräfe 2002).23 Mit den Widersprüchen 
gehen im totalisierten Bild die Handlungs- und Befreiungsmöglichkeiten der 
Unterdrückten unter, denn „eine Politik des ‚reinen Mittels‘ unter Absehung 
des Zweckes, wie sie Agamben vorschlägt, ist keine Politik, da ihr jedes 
strategische Moment ausgetrieben wurde“ (ebd.). Was als Widerstandsdis-
kurs anhob, wird so zum Opferdiskurs ohne praktischen Ausweg, daher mit 
„passivierenden Implikationen“ (ebd.) – es sei denn, diese Mythisierung der 
Schreckensgewalt der Herrschenden wäre ein Vorbote der komplementären 
Mythisierung einer als befreiend vorgestellten terroristischen Gewalt von 
‚links‘. Das aber trüge nicht nur dazu bei, Agambens Satz, Staat und Terro-
rismus bildeten „am Ende ein einziges System mit zwei Gesichtern“ (2003), 
auf eine Weise wahr zu machen, die ihn selbst einbezieht, sondern die 
selbstzerstörerische Dialektik, die solche Optionen in 20. Jahrhundert hinter-
rücks eingeholt hat, würde erneut ausgelöst. Freilich ist auch die entgegen-
gesetzte Konsequenz aus den Erfahrungen mit dem Gewaltprimat im revolu-
tionären Marxismus des 20. Jahrhunderts prekär: die Perspektive einer „‚Zi-
vilisierung der Revolution‘, von der andererseits die realen Möglichkeiten 
einer ‚Zivilisierung der Politik‘ und des Staates abhängen dürften“ (Balibar 
2001: 696). Immer aber muss revolutionärer Gewalt, soll sie nicht in aus-
sichtsloser Isolierung von denen enden, die sie befreien wollte, Hegemonie 
vorausgehen. Sie wird – aber nur der Möglichkeit nach – geschichtsmächtig, 
wenn die Herrschenden in der bisherigen Weise nicht mehr weitermachen 
können und den Herrschaftsunterworfenen die Verhältnisse dadurch vol-
lends unerträglich geworden sind, dass sie sich von einem konkreten Alter-





1  Dieser Beitrag stellt eine gekürzte Fassung meines Aufsatzes mit dem 
Titel Über Gewalt und Hegemonie dar, erschienen in: DAS ARGU-
MENT 288 – Gewalt und Hegemonie (Doppelheft), Heft 4/5 2010. 
2  Wenigstens ansatzweise habe ich die Frage der ideologischen Reproduk-
tion patriarchaler Herrschaft, deren eingehende Behandlung den Rahmen 
des vorliegenden Klärungsversuchs sprengen würde, in den Thesen „Zur 
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ideologischen Subjektion der Geschlechterverhältnisse“ umrissen (Ele-
mente 1993: 192-203), sowie in den Bemerkungen zu „Geschlechterver-
hältnissen in der Philosophie“ (ebd.: 204-208) aufgegriffen. Fragen der 
komplementären Subjektion patriarchaler Männlichkeit untersuche ich 
ausführlich in Die Faschisierung des bürgerlichen Subjekts (1986, 
21987).  
3  „Frauen, seid den Männern untertan, wie es sich von Gott her gehört“ 
(Paulus, Kolosser 3,18). 
4  „Alle Tendenzen der modernen staatsrechtlichen Entwicklung gehen da-
hin, den Souverän in diesem Sinne zu beseitigen“ (Schmitt 1934b: 13). 
5  Den Feind bestimmt Schmitt der dezisionistischen Logik folgend tauto-
logisch: „Er ist eben der Andere, der Fremde, und es genügt zu seinem 
Wesen, dass er in einem besonders intensiven Sinne existenziell etwas 
Anderes und Fremdes ist“ (ebd.). 
6  „Die Entscheidung macht sich frei von jeder normativen Gebundenheit 
und wird im eigentlichen Sinne absolut“ (1934b: 19). 
7  „Mit der Niederschrift [von Zum Begriff der Geschichte ...] wurde frü-
hestens Ende 1939, wahrscheinlich erst Anfang 1940 begonnen“; die 
Vorarbeiten begannen Mitte der 30er Jahre, „spätestens 1937“ mit dem 
Fuchsaufsatz (GS I.3, 1227). 
8  Kein Wunder, dass in Deutschland die Frankfurter Allgemeine eines der 
ersten Organe war, die ihm ihre Seiten öffneten. 
9  „Biopolitik“ ist der Neologismus, unter dem Foucault die mit der kapita-
listischen Manufaktur aufgekommene Bevölkerungspolitik analysiert, 
das volkswirtschaftliche Interesse fürs „Wirtschaftsvolk“ unter den Ge-
sichtspunkten von „Leistung und Kostensenkung“, an die dann die ras-
sistischen Konzepte von „Zucht und Züchtung“ anschlossen, um in die 
„Faschisierung des bürgerlichen Subjekts“ zu münden, flankiert durch 
Vernichtungspolitiken (Haug 1986: 30ff. und 55ff.). – Bei Foucault 
heißt es: „For capitalist society, it was biopolitics, the biological, the 
corporal, that mattered more than anything else“ (2000: 137; zit.n. Lem-
ke B). Agamben macht daraus den schmittschen Ur-Akt der souveränen 
Entscheidung über Leben und Tod an der Wiege von Staat, Recht und 
Politik, den er mit Heideggers Bestimmung des Daseins als eines Seins, 
„dem es in seinem Sein um dieses Sein selbst geht“, verknüpft (vgl. 
Lemke A). 
10  „The state of exception, for Schmitt, was heuristically important – the 
exception defines the rule, or helps to understand it. For Agamben, it 
takes on a sociological quality: ‚in our age […] the state of exception 
comes more and more to the foreground […] and begins to become the 
rule‘“ (Mazower 2008: 28). 
11 „Trotz des eindeutigen Bezugs“ auf den Begriff des „bloßen Lebens“, 
den Benjamin auf den letzten Seiten von Zur Kritik der Gewalt entwi-
ckelt, hat Agambens Übersetzer so la nuda vita wiedergegeben – „zur 
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Unterstreichung der eigenständigen Entwicklung“ bei Agamben (Thü-
ring 2002: 199). 
12 Aus Benjamins These, „Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns da-
rüber, dass der ‚Ausnahmezustand‘, in dem wir leben, die Regel ist“ 
(These VIII), wird bei Agamben: „Heute […], da […] der Notstand, wie 
das Benjamin vorausahnte, zur Regel geworden ist“ (22).  
13  „Hostility to parliamentarism per se, deep suspicion of the state – these 
are important features of Agamben s thought” (Mazower 2008: 26). 
14 Nicht alle machen es so grob wie Felix de Azúa, der das Erscheinen der 
spanischen Übersetzung der Gesammelten Schriften zum Anlass nimmt, 
die Geschichtsthesen „trotz des wirren marxistoiden Jargons“ und „ver-
mittels einer unerwarteten Rückkehr zum jüdischen Messianismus“ als 
„weitestens vom Marxismus entfernt“ zu situieren. Dafür schreibt er 
Benjamin „laizistische Heiligkeit“ zu und erklärt zu dessen „letztendlich 
größter Tugend die Inkohärenz“. 
15  Ulrich Raulff, der die Stelle in seiner Agambenbesprechung (2004) zi-
tiert, lässt die Anführungszeichen weg. Er beseitigt damit einen Stolper-
stein für die Interpretation auf der Schmitt-Linie, sowie für seine eigene, 
Benjamin lasse offen, „ob er damit die seit 1933 akut bestehende Sus-
pension des Rechts oder einen metaphysischen Zustand jenseits des His-
torischen meinte“. Der metaphysische Schein verschwindet, vergisst 
man nicht, wie Raulff es tut, die „Tradition der Unterdrückten“, die für 
Benjamin mit der damaligen Situation zu seiner These zusammentritt. 
16  Von seinen „leeren und unbestimmten Begriffen“ wie „nacktes Leben“ 
und „reines Sein“ sagt Agamben, dass sie „den Schlüssel zum histo-
risch-politischen Schicksal des Abendlandes standhaft zu hüten“ schei-
nen (2002: 190). Seine düstere Vision, die „einem weit verbreiteten Be-
dürfnis nach einfachen, wenn auch rätselhaften Erklärungen nach 
[kommt]“ (Gerald Hartung, in: Information Philosophie 5/2008), macht 
Agambens Diskurs „dem philosophischen Essayismus der 1920er Jahre 
und dessen Weltdeutungen à la Spengler und Klages vergleichbar, so-
fern es dort ebenfalls um nicht weniger als das ‚Schicksal des Abendlan-
des‘ ging“ (Susanne Lettow, ebd.). 
17  Einerseits zeigt Henning Ritter sich beeindruckt durch die vermeintlich 
„glasklaren Analysen rechtshistorischer Zusammenhänge“; andererseits: 
„Begriffe und Definitionen aus der abendländischen Rechtstradition 
wirken hier wie Grundworte der Vorsokratiker in der Interpretation etwa 
durch Heidegger“ usw. Er sieht nicht, wie letzteres der Rechtshistorie in 
die Quere kommt. 
18  „Warum die Rechtlosigkeit in die alten Räume des Rechts zurückkehrt, 
warum immer öfter das ‚bloße Leben‘ der ‚nackten Macht‘ gegenüber-
steht, dafür wird in diesen Tagen oft das Werk des italienischen Philoso-
phen Giorgio Agamben bemüht“ (Assheuer 2004). 
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19  „Nach dem 11. September gingen gelegentlich Antiimperialismus und 
Antiamerikanismus, manchmal auch Antisemitismus ein trübes Gemisch 
ein“ (Haug 2003: 220). „Unter dem Baldachin dieser Amerikakritik ver-
sammelt sich heute eine linksrechte Dechiffriergemeinde der Schmitt-
Leser“ (Assheuer 2004). 
20  Die These vom Schöpfertum der Gewalt erinnert an Marx’ Spott, wo-
nach solcher Denkweise zufolge der Verbrecher als produktiver Arbeiter 
aufgefasst werden müsste, weil er das Kriminalrecht und den gesamten 
strafrechtlichen Apparat einschließlich der Lehrbücher und Professoren 
‚hervorbringt‘ (MEW 26.1: 363f.). 
21  „Produktion der Leiche ist, vom Tode her betrachtet, das Leben“ (Ben-
jamin, Trauerspiel: 246). 
22  Wie in Freuds Modell der Symptombildung wird hier ein „Berührungs-
punkt zwischen Herrschaft und Beherrschten, peripher zum Klassenan-
tagonismus und doch durch Assoziationsketten mit ihm und den beiden 
antagonistischen Kräften verbunden, peripherer Kreuzungspunkt also, 
wird zum Punkt, an dem beide Seiten in der Grundform, die wir im 
Rahmen unserer Theorie als die des Ideologischen begreifen, zusam-
mengeschmolzen werden“ (Elemente: 61). Im Ergebnis leistet „das Ideo-
logische […] das Zusammenhalten des gesellschaftlichen Ganzen als 
Reproduktion von Klassengegensatz und Klassenherrschaft in der Form 
von ideologischen Kompromissbildungen in der herrschaftlichen An-
ordnung ‚von oben nach unten‘“ (ebd.). 
23  Stefanie Gräfe, die ihre Zweifel in diese Formel gegossen hat, tat dies 
unter dem „Eindruck, dass die Chiffre, die einst so praktisch zur Erklä-
rung von allem, dem Leben, der Politik, dem Menschen und der Welt 
eingesetzt werden konnte, nämlich der Klassenkampf, hier überaus klug 
und eloquent ersetzt wurde durch eine neue Chiffre: die Biopolitik“, zu-
mal bei Agamben im Unterschied zu Foucault der „Zusammenhang von 
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Nicht verhinderte Krisen und die 
Fragwürdigkeit der Autonomie des 
handelnden Subjekts 
KARL GEORG ZINN 
 
 
Die folgenden Überlegungen bieten weder eine detaillierte Kritik der in den 
westkapitalistischen Ländern dominierenden Wirtschaftsideologie, des auf 
den Neoliberalismus eingeschworenen Mainstreams, noch werden die seit 
langem bekannten Gegenpositionen ausführlicher referiert, die vor allem auf 
den Theorien von John Maynard Keynes und Karl Marx gründen. Zu beiden 
Themenkomplexen, Kritik am Mainstream und Gegenentwürfe zum gegen-
wärtigen Kapitalismus, liegt eine praktisch nicht mehr überschaubare Fülle 
an Literatur vor. An dieser Stelle interessieren hingegen vornehmlich die 
folgenden drei Fragenkomplexe: 
 
• Welcher Wandel vollzog sich in den westkapitalistischen Volkswirtschaf-
ten nach dem Auslaufen des rasanten Wachstums während der ersten 
Jahrzehnte nach Ende des Zweiten Weltkrieges? 
• Wie sind die gegenwärtig in der politischen Rhetorik verkündeten Ab-
sichtserklärungen, zukunftsweisende Reformen in Gang zu bringen, im 
Hinblick auf ihre Realisierungschancen einzuschätzen? 
• Schließlich wird im letzten Abschnitt – über die engeren Grenzen des  
Ökonomischen hinausgehend – etwas ausführlicher erörtert, warum es 
bisher nicht gelungen ist, die ökonomisch-technischen Möglichkeiten zu 
nutzen, große Wirtschaftskrisen zu vermeiden und der planetarischen Kri-
se wirksam zu begegnen. Der schwedische Nationalökonom Knut Wick-
sell hatte in einem allerdings zu wenig beachteten Aufsatz bereits 1907 
(Wicksell 1958/1907) die Folgen der demographischen Explosion für die 
Umwelt unmissverständlich umrissen: Es würden an immer mehr Men-
schen lediglich mehr Löffel ausgeteilt, aber der Topf mit Haferbrei, aus 
dem sie sich nähren, bleibt unverändert. Kurz gesagt, wir kennen die ab-
soluten Grenzen, die der endliche Planet Erde uns setzt. Wir können also 
auch die bevorstehende Katastrophe vorhersehen. Dennoch wird der vom 
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Menschen gemachten und deshalb auch von ihm prinzipiell abwendbaren 
Katastrophe offensichtlich nicht mehr rechtzeitig entgegengewirkt. Wa-




WAS HATTE SICH NACH DEM AUSLAUFEN DES 
NACHKRIEGSWACHSTUMS VERÄNDERT? 
 
Im Vergleich zwischen den ersten Jahrzehnten relativ stabilen Wirtschafts-
wachstums nach Ende des Zweiten Weltkrieges und den dreißig Jahren der 
neoliberalistischen Ära seit Mitte der 1970er Jahre fällt vor allem die zu-
nehmende Verselbständigung der finanzkapitalistischen Sphäre, ihre Lösung 
von den realwirtschaftlichen Prozessen und die damit eskalierende Spekula-
tionswirtschaft ins Auge. Diese zur großen Krise treibende Entwicklung 
wurde zwar politisch durch Überliberalisierung und zunehmende Duldsam-
keit gegenüber der Spekulation ausgelöst bzw. gemacht und von der Main-
stream-Ökonomik „wissenschaftlich“ untermauert, aber warum fielen die 
Ausgangsentscheidungen überhaupt zugunsten des „schlechten“, neolibera-
len Kapitalismus? Offenbar hat sich die Politik den Systemzwängen unter-
worfen, anstatt das System in dem Moment in Frage zu stellen, als sich ab-
zeichnete, dass die dem Kapital nach dem Zweiten Weltkrieg angelegten so-
zialstaatlichen Fesseln hätten erneuert und verstärkt werden müssen, statt sie 
zu lösen. Das kapitalistische System wurde nicht von „außen“ gestört, wie 
seine Apologeten behaupten, sondern sein Mechanismus erzeugte endogen 
die Wachstumskrise(n), und darauf reagierte der Überbau, d.h. Politik, Kapi-
talfraktion und Wirtschaftswissenschaft, – und zwar mit der Folge der Prob-
lemverschärfung bis hin zur gegenwärtigen großen Krise. 
Die tragenden Wachstumskräfte der Nachkriegsepoche, Nachholbedarf 
von Konsumenten und Investoren, Wiederaufbau, Konversion zur Frie-
denswirtschaft, Anwendung verfügbarer Technologien für zivile Zwecke 
usw., hatten sich seit Mitte der 1960er Jahre zunehmend abgeschwächt. 
Trotz herausragender Innovationen (Stichwort: mikroelektronische Revolu-
tion) ließ sich nach Mitte der 1970er Jahre das hohe Wachstum nicht mehr 
regenerieren. Damit begann eine neue Phase des westlichen Kapitalismus. 
Das verfügbare Geldkapital wurde nicht mehr vollständig von produktiven 
Sachinvestitionen absorbiert und suchte sich deshalb in steigendem Umfang 
Rendite in Spekulationsgeschäften. Keynes hatte bereits während des Zwei-
ten Weltkrieges prognostiziert, dass sich die hoch entwickelten kapitalisti-
schen Länder nach Auslaufen des Nachkriegswachstums auf dauerhaft nied-
rige Wachstumsraten, schließlich auf ganz ausbleibendes Wachstum einstel-
len müssten (vgl. Keynes 1980/1943). Unabhängig von Keynes gelangte der 
französische Sozialökonom Jean Fourastié 1949 zum gleichen Ergebnis 
(vgl. Fourastié 1954/1949). Das Beschäftigungsproblem ließe sich somit 
nicht mehr via Wachstum lösen, sondern letztlich müsste die durchschnittli-
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che Arbeitszeit schrittweise reduziert werden. Die Keynes-Fourastiésche 
Prognose wurde von der Wirtschaftsgeschichte der vergangenen sechzig 
Jahre bestätigt. Doch weder die Vorhersage noch gar die wirtschaftspoliti-
schen Empfehlungen für das „neue Zeitalter“ der Stagnation wurden zur 
Kenntnis genommen, geschweige denn als wirtschaftspolitisch relevant an-
erkannt. Deshalb wird auch bei der momentan modisch gewordenen media-
len Wiederbelebung des von der Mainstream-Ökonomik abgehalfterten John 
Maynard Keynes in bundesdeutschen Massenmedien allem Anschein nach 
darauf geachtet, nur das systemkonform Verwertbare aus der Theorie des 
großen Ökonomen publik zu machen, aber seine „linken“ sozialethischen 
Vorstellungen und die über den Status-quo-Kapitalismus hinausweisende 
Stagnationstheorie sowie sein Plädoyer für Makroplanung zu ignorieren 
(vgl. Zinn 2008: 13-43). Doch auch wenn der „radikale Keynes“, um an eine 
Keynes-Interpretation von Robert Lekachman aus dem Jahr 1977(!) anzu-
knüpfen, der gegenwärtig noch ein Unbekannter ist, wird er nach der nächs-
ten großen Krise die wirtschaftspolitische Agenda bestimmen – bestimmen 
müssen. Denn dann wird sich das System selbst die „Systemfrage“ stellen. 
Dann nämlich dürften sich nicht nur notwendige, sondern hinreichende Be-
dingungen für die Transformation des Kapitalismus derart ergeben, dass der 
Kapitalfraktion ihre breite Anhängerschaft verloren geht, weil jener die Mit-
tel ausgehen, diese weiterhin zu korrumpieren. Als Wegweiser für den 
Transformationsprozess könnte sich dann Keynes’ „Sozialphilosophie“ be-
währen, wie Lekachman schon vor mehr als drei Jahrzehnten mutmaßte: 
 
„I end on a note of tempered optimism. It is unlikely that any advanced economy will 
successfully yoke together full employment, price stability and steady growth with-
out substantial alterations of existing institutional arrangements and distributions of 
income, wealth and market power. It is possible, though not highly probable, that the 
inevitable drift toward planning will be in the wholesome direction of full employ-
ment and economic equity. Should the future be this pleasant, Chapter 24 of the Gen-
eral Theory will become a sacred text and Keynes’s hope that economists will be-
come citizens as useful as dentists will at length become reality“ (Lekachman 1977: 
66). 
 
Doch noch ist der „radikale Keynes“ nicht en vogue. Noch wirkt der längst 
zum Wachstumsfetischismus mutierte Wachstumsglaube als Tabu gegen 
alle Entwürfe einer Welt des „Wohlstands ohne Wachstum“. Eine Art Kapi-
talismus ohne Wachstum, d.h. auch ohne Akkumulation, ist wahrscheinlich 
möglich, aber den Funktionseliten des Status quo noch unvorstellbar. Des-
halb ist es unrealistisch zu erwarten, dass ausgerechnet unter den heutigen 
Krisenbedingungen der ausufernden Staatsverschuldung, der erneut steigen-
den Arbeitslosenzahlen, des Zwangs, Überkapazitäten abzubauen und Fir-
men pleite gehen zu lassen, jene „reformkapitalistischen“ Projekte eine 
Chance haben, die vor 30 oder 20 Jahren unter noch sehr viel günstigeren 
Bedingungen versäumt wurden. Notwendig wäre jetzt eine tiefgreifende po-
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litökonomische Diskussion, die weit über die Auflistung von krisenpoliti-
schen Instrumenten hinausgehen müsste und die Systemfrage zu erörtern 
hätte, wenn die allenthalben sichtbaren Tendenzen, zum business as usual 
zurück zu kehren, nicht die Oberhand behalten sollen. 
 
 
VOM SCHLECHTEN ZUM GUTEN KAPITALISMUS – 
VORWÄRTS ODER RÜCKWÄRTS? 
 
Die tiefen Wunden, die die globale Wirtschaftskrise schlägt, werden nur 
langsam heilen und schmerzende Narben hinterlassen. Überraschend wie ein 
plötzliches Unwetter sei die Krise hereingebrochen und kaum jemand habe 
vorhergesehen, was sich ereignen würde. „Kaum jemand“, aber immerhin 
wurden nach dem September 2008 von den Medien einzelne Autoren prä-
sentiert, die schon vor dem Crash erkannt und darauf hingewiesen hatten, 
wohin die Entwicklung treiben würde. Die Argumentation der frühen War-
ner enthält zumindest implizit auch die Behauptung, dass es möglich gewe-
sen wäre, die große Krise zu vermeiden, und allenfalls wäre wieder eine der 
seit fast 200 Jahren bekannten konjunkturellen Rezessionen eingetreten. 
Dass und warum den „Propheten“ nicht geglaubt wurde, fällt jedoch bereits 
aus dem Blickfeld jener mit sensationellem Unterton auf den Außenseiter-
sockel gehobenen Vorausdenker. In der Wirtschaftspresse und im Quoten-
TV wird zudem selektiert: Kritik ist willkommen, aber doch lieber nur von 
solchen Kritikern der blamabel gescheiterten Mainstream-Ökonomik, die 
wie Akerlof, Krugman, Roubini, Shiller, Stieglitz et al. nichts grundsätzlich 
am Kapitalismus auszusetzen hatten und haben, sondern eben nur wissen 
oder zu wissen behaupten, wie sich der schlechte Kapitalismus der Neolibe-
ralen in einen guten mit Vollbeschäftigung und so etwas wie sozialer Ge-
rechtigkeit verwandeln ließe. Kritik also nicht an den kapitalistischen Ver-
hältnissen, sondern nur am ökonomischen Mainstream, dem vorgeworfen 
wird, „schlechten“ Kapitalismus propagiert zu haben. Die öffentliche Debat-
te findet jetzt sozusagen zwischen „Reformkapitalisten“ und „Status-quo-
Kapitalisten“ statt. Radikale Positionen – etwa vom Schlage der Baran-
Sweezy-Schule (vgl. Foster/Magdoff 2009, Samin 2009) haben nach wie 
vor keine Chance, in die breite Öffentlichkeit gebracht zu werden (vgl. 
Storbeck 2010a). 
Die Vorstellungen der Reformkapitalisten erscheinen durchaus sympa-
thisch, denn wer – außer den Profiteuren des während der vergangenen drei-
ßig Jahre praktizierten Marktradikalismus – wäre nicht für Vollbeschäfti-
gung bei menschenwürdiger Entlohnung, für human angemessene Sozial-
leistungen, für geringere Einkommens- und Vermögensungleichheit usw. 
Doch warum kam es denn überhaupt zu der jahrzehntelangen Umverteilung 
von unten nach oben, zu der sich überschlagenden Politik von Privatisie-
rung, Deregulierung, Flexibilisierung etc.? Gier, Dummheit, Leichtsinn und 
andere menschliche Schwächen liefern keine Ursachenerklärung für das, 
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was geschehen ist. Die Ursachen liegen in den sozialökonomischen Verhält-
nissen. Wenn den „geborenen“ Spekulanten das Spekulieren so leicht ge-
macht wird, folgen sie eben ihrer inneren Disposition. Die Verhältnisse lie-
ßen – und lassen schon wieder – jenen bedenklichen menschlichen Neigun-
gen die „Freiheit“, sich hemmungslos auszutoben. Gier, verantwortungslo-
ses Spekulieren etc. wurden als bewundernswerte Tugenden ideologisch 
aufgewertet, und deren finanziellen Resultate wurden umstandslos als „Leis-
tung“ gepriesen. Die erst nach dem September 2008 populär gemachte Per-
sonalisierung und Moralisierung der Probleme dienen vor allem der Ablen-
kung von den wahren Ursachen des Übels und entlasten die großen und 
kleinen Systemagenten aus Politik, Bürokratie und Wissenschaft. Doch auch 
die Strippenzieher und Hintergrundaktivisten folgten „nur“ den Systemvor-
gaben und der systemkonformen Ideologie vermeintlich effizienter Märkte 
und rationaler Erwartungen. Mit der großen Krise haben sich aber weder die 
Institutionen noch die Köpfe verändert. Das spricht dafür, dass die Rückkehr 
zum business as usual hoch wahrscheinlich ist, und in der Tat wird bereits 
über die nächste Blase und die nächste Krise gemunkelt. Unsicher sind sich 




DETERMINIERTE REALITÄT UND DIE MÖGLICHKEIT  
ZUR VERÄNDERUNG 
 
Die große Wirtschaftskrise zu Beginn des 21. Jahrhunderts stellt ebenso we-
nig einen „schicksalhaften“ Vorgang dar wie die drohende planetarische 
Krise, von der die Menschheit spätestens seit dem berühmten ersten Bericht 
des „Club of Rome“ über die „Grenzen des Wachstums“ von 1972 nicht nur 
umfassende Kenntnis erhalten hatte, sondern sie wurde auch darüber infor-
miert, wie die Krise (damals) noch abzuwenden gewesen wäre. Inzwischen 
könnte es bereits zu spät dafür geworden sein. Jedenfalls legt das die jüngs-
te, dritte Untersuchung zu den „Limits to Growth“ von 2004 nahe (Mea-
dows/Randers, 2008). Nicht prinzipielle Unmöglichkeit stand der vor drei-
ßig Jahren noch möglichen Korrektur des Katastrophenkurses entgegen, 
sondern die sozioökonomischen und politischen Verhältnisse, also histori-
sche Bedingungen, verhinder(te)n, dass die Warnungen ernst genommen 
und ihnen gefolgt wurde. 
Geschichte, hier die Wirtschafts- und Sozialgeschichte, wird zwar von 
Menschen gemacht, aber sie handeln unter jeweiligen historischen Bedin-
gungen, die als determinierende Faktoren auf das menschliche Handeln wir-
ken. Im Unterschied jedoch zur Naturentwicklung nach festen Gesetzen un-
terliegen historische Prozesse keinen solch unabänderlichen Gesetzmäßig-
keiten, sondern was als „historische Gesetzmäßigkeit“ erscheint, ist eher ei-
ne Regelmäßigkeit, die gegebenenfalls durch menschliche Intervention auch 
außer Kraft gesetzt werden kann. Einsicht in den historischen Sachverhalt 
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und das auf dessen Reflexion basierende Eingreifen des Menschen in die 
historischen Ursache-Wirkungs-Sequenzen vermögen diese zu unterbrechen 
und ihren Verlauf zu modifizieren. In der Entwicklung der Natur gibt es bei-
spielsweise keine Parallele zu den historischen Phänomenen der Selbsterfül-
lung und der Selbstzerstörung von Prognosen, die durch bewusst an Zu-
kunftsentwürfen orientierte Interventionen des Menschen in den geschichtli-
chen Ablauf zustande kommen. Die menschliche Fähigkeit der Zeitreprä-
sentation, d.h. Vergangenheit und Zukunft im Denken vorzustellen und Zu-
kunftserwartungen zu bilden, ermöglicht prinzipiell, bewusst zukunftsbezo-
gene Interventionen zu planen und durchzuführen. Die Tatsache, dass Mög-
lichkeiten ignoriert und verworfen werden, Schaden von Mensch und Natur, 
von Gesellschaft und Wirtschaft, von Volk und Nation abzuwenden, gehört 
zwar zu den wiederkehrenden Dramen der Menschheitsgeschichte, wider-
legt aber nicht die Möglichkeit rechtzeitiger Interventionen gegen eine be-
drohliche Entwicklung. Wäre das historisch Wirkliche immer auch das ein-
zig Mögliche, so hätte der Geschichtsfatalismus Recht, und es gäbe keinen 
Sinn, sich darüber Gedanken zu machen, zu welchem Zweck und wie in ge-
schichtliche Abläufe interveniert werden könnte und sollte. 
Der resignative Seufzer, aus der Geschichte werde nicht gelernt, mag auf 
den ersten Blick gerechtfertigt erscheinen, denn immer wieder stellt sich 
nachträglich heraus, dass etwas und was falsch gemacht wurde. Das wird 
beispielsweise ganz sicher bei den von den USA im Irak und in Afghanistan 
geführten Kriegen der Fall sein, denn weder dem amerikanischen Kapita-
lismus noch gar dem amerikanischen Volk wird daraus Gedeihliches er-
wachsen. Vielmehr beschleunigen die materiellen Kriegslasten und vor al-
lem die weitere Steigerung des „Hass[es] auf den Westen“ (Ziegler 2009) 
den relativen Abstieg des nordatlantischen Blocks – und den Aufstieg Ost-
asiens. Doch es gibt auch Beispiele dafür, dass aus der Geschichte gelernt 
wurde. Gerade die akute Krise zeigt das. Wie panikartig und planlos die 
wirtschaftspolitischen Reaktionen auf die gegenwärtige Krise sich auch aus-
nehmen mögen, dass der Staat überhaupt massiv intervenierte, dabei die 
neoliberalistische Staatskritik kurzerhand über Bord warf und dass jetzt im-
merhin überlegt wird, wie sich die Spekulation künftig in „geordnete Bah-
nen“ bringen lässt, verdankt sich der historischen Erfahrung mit der Großen 
Depression nach 1929 sowie auch einigen wirtschaftswissenschaftlichen Er-
kenntnissen, die danach das Licht der Welt erblickten – nicht zuletzt der 
ausgearbeiteten Keynesschen Theorie. Stellen wir uns vor, die gegenwärtige 
Krise wäre die erste große Wirtschaftskrise oder die Kenntnis der Vergan-
genheit sei völlig ausgelöscht worden. Die Anhänger des neoliberalistischen 
Anti-Interventionismus hätten höchstwahrscheinlich auch während der Krise 
an ihrem Marktglauben festgehalten – und alles der „Bereinigung“ durch 
den sich vermeintlich selbst stabilisierenden Marktmechanismus überlassen. 
Ihre alte Verteidigungsrede, die sie bei jeder Krise wiederholen, die Krise 
sei durch von „außen“ einwirkende Störungen verursacht – durch Lohnfor-
derungen, durch sozialstaatliche Wohltaten, durch Anspruchsdenken etc., 
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etc. – hätte vermutlich Wirkung gehabt, so wie das ja nach 1929 erst einmal 
der Fall gewesen war.  
Historische Erfahrung, neue wissenschaftliche Erkenntnisse und ihre 
möglichst breite Vermittlung sind vielleicht noch keine hinreichenden, aber 
sicherlich notwendige Voraussetzungen dafür, dass die Möglichkeiten, Fehl-
entwicklungen frühzeitig zu erkennen, sie abzubrechen und sogar von vorn-
herein zu vermeiden, immer besser genutzt werden. „Wir“ – d.h. die knapp 
15 Prozent der Weltbevölkerung in den reichen, westlichen Demokratien – 
verfügen durchaus über die Mittel, Aufklärung und Emanzipation sehr viel 
energischer voran zu treiben, als dies bisher und insbesondere während der 
vergangenen dreißig Jahre restaurativen Kapitalismus geschah. Dringlich 
sind beispielsweise 
 
• eine Bildungs- und Erziehungspolitik, die darauf zielt, umfassend infor-
mierte, weltoffene, kritische, gesellschaftlich und politisch aufgeschlos-
sene, kurz: demokratisch mündige Menschen hervorzubringen, deren 
Motivation und Intelligenz nicht dafür missbraucht werden, sie zu be-
quem „verwertungsfähigen“ Arbeitskräften zu degradieren; 
• 
Monopolisierung bestimmter Lehrmeinungen zu verhindern, wie sie mit 
eklatant negativen Effekten während der neoliberalistischen Ära an den 
meisten wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten der westkapitalisti-
schen Länder herbeigeführt wurde; 
• 
hängige Medienlandschaft – denkbar u.a. durch Selbstbestimmung und 
Selbstrekrutierung der Redaktionen aller Massenmedien; 
• institutionelle Vorkehrungen und Sanktionen gegen Klientelpolitik der 
dem Gemeinwohl verpflichteten Regierungen, was nicht zuletzt erfor-
dert, die offenen und versteckten Korruptionspraktiken, denen Regie-
rung und Staatsbürokratie nicht nur ausgesetzt sind, sondern denen sie 
viel zu oft auch unterliegen (Tillack 2009, Transparency 2009), als straf-
rechtlich relevant zu ahnden. 
 
Vorstehende Hinweise sind selbstverständlich nur als Richtungsangabe zu 
verstehen, auf welchen Wegen die Gesellschaft Wissen in ihrem Eigeninte-
resse mehren, sich aneignen und politisch handlungswirksam machen sollte, 
wie also Aufklärung im emphatischen Sinn des Kant’schen „sapere aude“ 
praktisch gemacht werden kann. Damit würde sich die Wahrscheinlichkeit 
erhöhen, die möglichen Alternativen zum schlechten Status quo zu erkennen 
und sie auch zu realisieren. Die Zahl der einem Menschen bewusst werden-
den Handlungsoptionen hängt nicht zuletzt von seinem Wissens- und Erfah-
rungsschatz ab. Je umfassender und vielfältiger das Wissen und die im Er-
fahrungsgedächtnis abgespeicherte Weltkenntnis eines Menschen ausfallen, 
desto mehr Optionen werden beim rationalen Abwägen von alternativen 
Handlungsmöglichkeiten seinem inneren Auge sichtbar, und auch die Fä-
  die institutionelle Absicherung einer pluralistischen Wissenschaft, um die 
 eine von Partialinteressen, insbesondere reinen Kapitalinteressen unab-
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higkeit, die erwünschten und unerwünschten Konsequenzen der verschiede-
nen Optionen zu vergegenwärtigen, wird sich verbessern. Wissen und Er-
fahrung treten jedoch in zwei recht verschiedenen Typen des Weltverständ-
nisses auf – als empirisch-wissenschaftliches und als glaubensverankertes. 
Ersteres ist prinzipiell falsifizierbar und wird aufgrund rationaler Überle-
gungen gegebenenfalls revidiert bzw. verworfen. Das trifft auf „Glaubens-
wahrheiten“ in der Regel nicht zu, seien sie ideologisch, theologisch oder 
wie auch immer fundiert. Empirisch-wissenschaftliche Hypothesen darüber, 
wie die Welt beschaffen ist, unterliegen kognitiven Verarbeitungsprozessen 
und lassen sich von logischer Argumentation stützen oder widerlegen. 
Glauben sperrt sich hingegen aufgrund seiner emotionalen Verankerung ge-
gen logische Einwände. Soweit in vermeintlich wissenschaftlichen Gedan-
kengebäuden Glaubensvorstellungen enthalten sind – etwa der bis auf den 
Deismus des 18. Jahrhunderts zurückzuführende Glaube an die Selbstopti-
mierung „freier“ Märkte1 – sind die Anhänger des betreffenden Dogmas ge-
gen empirisch-wissenschaftliche und logische Einwände resistent. Statt sich 
mit nüchterner Rationalität der Kritik an den Glaubensinhalten zu erwehren, 
reagieren „Gläubige“ nicht selten äußerst aggressiv, was auf die emotionale 
Verankerung des Glaubensinhalts verweist. In der Regel enthalten Glau-
bensgebäude auch ein Unwiderlegbarkeitsdogma, das sie gegen alle empi-
risch-wissenschaftlichen und logischen Angriffe immunisieren soll. Der fes-
te Glaube ist sozusagen ein starker Feind wissenschaftlicher Neugier. 
Wenn wir den Menschen als Ergebnis der natürlichen und kulturellen 
Evolution wahrnehmen, so wird es schwer, sein Tun und Lassen anders als 
determiniert zu verstehen. Die Annahme einer Determiniertheit menschli-
chen Handelns2 wird bisher zwar meist nur für die Erklärung des Verhaltens 
und Tuns des Individuums herangezogen, da aber geschichtliche Prozesse 
durch die Handlungen von Menschen entstehen, müsste für die Erklärung 
der geschichtlichen Entwicklung auch auf jene Determinationsfaktoren zu-
rückgegriffen werden, denen die am historischen Prozess – mehr oder weni-
ger stark – beteiligten Individuen ausgesetzt sind. Damit ist nicht gemeint, 
dass es einen „Pan-Determinismus“ im Sinne des Laplaceschen Dämons 
gäbe,3 aber immerhin besteht zwischen der Willensdetermination des Indi-
viduums und der Determination geschichtlicher Prozesse ein Wirkungszu-
sammenhang derart, dass die Erklärung der determinierenden Einflüsse auf 
das Handeln von Individuen – insbesondere der „führenden“ – auch zur Er-
klärung geschichtlicher Abläufe mit heranzuziehen ist, was ja auch allent-
halben geschieht. Der Zusammenhang von Produktionsverhältnissen, Sozia-
lisationsbedingungen, Denk- und Verhaltensmustern der Menschen und da-
mit der über Rückkopplungen zwischen Systemzwängen und andressierter 
Systemkonformität verlaufende Reproduktionsprozess der Produktionsver-
hältnisse ist als abstraktes Phänomen vielfach beschrieben und theoretisch 
analysiert worden. Die moderne Hirnforschung könnte jedoch dazu beitra-
gen – und wird es irgendwann wahrscheinlich auch tun –, die bei jenen Vor-
gängen in den Gehirnen ablaufenden Prozesse, Veränderungen und Umstel-
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lungen aufzudecken. Damit würde auch die Entstehung der erstaunlichen 
Komplementarität verständlicher gemacht werden, die zwischen den sozial-
ökonomischen Systemeigenschaften und ihrem Niederschlag in den „Hirn-
verhältnissen“ des Individuums besteht, auf denen das Bewusstsein basiert. 
Genaueres Wissen über die interaktiven Prozesse zwischen dem das Indivi-
duum umgebenden kulturellen Makrosystem und individueller Determinati-
on bzw. den Determinationsresultaten, die sich in Denk- und Verhaltenswei-
sen äußern, eröffnen neue, bisher unbekannte Möglichkeiten für die sozial-
ökonomische Gestaltung. Dass wissenschaftliche Erkenntnisse auch miss-
braucht werden (können), bleibe nicht unerwähnt, aber dies zu verhindern, 
ist ja ebenfalls möglich. 
Determination wissenschaftlich fundiert ernst zu nehmen, versperrt den 
ideologischen Ausweg, das Fehlverhalten von Menschen, insbesondere das 
so folgenreiche der Machthaber, als quasi unvorhersehbar und willkürlich, 
weil aus „freiem Willen“ resultierend einfach bei dem quasi als Monade 
vorgestellten Individuum zu verorten, um die Suche nach vorgelagerten De-
terminationseinflüssen zu unterbinden. Determination anzuerkennen, dürfte 
auch die Aufmerksamkeit und das Gedächtnis für die Langfristigkeit kausa-
ler Abläufe schärfen, was zu mehr Vorsicht beitrüge und beispielsweise da-
vor bewahrte, erneut der Eloquenz von Leuten zu erliegen, die bereits in der 
Vergangenheit Schaden angerichtet hatten – etwa Spekulanten, die auch den 
kleinen Sparer mit exorbitanten Renditeversprechen zur „Anlage“ zu ver-
führen suchen. 
Die Regierungen der kapitalistischen Länder hätten auf das Warnsignal 
des „Club of Rome“ von 1972 mit einer umfassenden, zukunftsgerechten 
Umweltpolitik reagieren können, wenn – ja wenn – ihnen eine andere Ein-
sicht und damit auch ein anderer Wille gegeben gewesen wäre. Im Sinne 
technisch-wirtschaftlicher Machbarkeit war das möglich. Die historischen 
Verhältnisse determinierten die Verantwortlichen jedoch dazu, die mögliche 
Alternative zu verwerfen. Die Situation wiederholt sich gegenwärtig. Die 
Möglichkeit, Reformen zu realisieren, um große Wirtschaftskrisen künftig 
auszuschließen, ist vorhanden, aber das Ausmaß der dazu notwendigen Re-
formen geht über die vom bestehenden System gezogenen Grenzen hinaus. 
Symptomatisch hierfür ist das von der schwarz-gelben Bundesregierung 
konzipierte „Wachstumsbeschleunigungsgesetz“. Es sei hier nicht erörtert, 
ob wegen der verschiedenen im Gesetz vorgesehenen klientelpolitischen 
Einschübe das Ganze sich nicht eher als Wachstumshindernis erweisen 
wird. Das weitaus brisantere Problem tritt in der überholten Vorstellung zu-
tage, weiteres Wachstum brächte die Heilung der Krankheit, die die westka-
pitalistischen Länder seit drei Jahrzehnten erfolglos zu therapieren versuch-
ten – nämlich Massenarbeitslosigkeit und Demontage der hart erkämpften 
sozialstaatlichen Fortschritte. Seit Beginn der amtlichen Arbeitslosenstatis-
tik im Deutschen Reich zum Ausgang des 19. Jahrhunderts gab es in der 
deutschen Geschichte keine so lange Periode mit tendenziell sogar steigen-
der Massenarbeitslosigkeit wie in der jüngeren Vergangenheit – seit Ende 
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der 1970er Jahre bis heute. Zu bedauern ist primär nicht einmal, dass Milli-
arden von Arbeitsstunden unwiederbringlich verloren gingen und die ent-
sprechende Wertschöpfung ausfiel, sondern primär zu beklagen ist, dass die 
Lebenszeit der Arbeitslosen und ihrer Familien verdorben wurde – durch 
ständige Sorge, Angst, Frustration, Deprivationserfahrung, unverschämte 
Diffamierungen seitens der sich als tüchtig und erfolgreich gerierenden Pha-
risäer, depressive Verstimmung, Verzweiflung bis zum Suizid und allen an-
deren Folgen und Begleiterscheinungen der Massenarbeitslosigkeit. Darin 
bestehen die massiven Verletzungen der Menschenwürde und die riesigen 
Wohlstandsverluste der neoliberalistischen Ära seit den 1970er Jahren. 
Doch was determinierte die Millionen von Leidtragenden solcher Verhält-
nisse, sich nicht mit allen Mitteln dagegen zu wehren? Zur Antwort auf die 






1 In der (neo)klassischen Wirtschaftstheorie wird die Selbstoptimierungs-
doktrin durch ein mathematisch formalisiertes Modell quasi logisch zu 
beweisen versucht. Der so genannte Homo oeconomicus bildet die anth-
ropologische Grundlage der Theorie. Die Homo-oeconomicus-Hypo-
these verlangt, dass der Mensch ausschließlich und immer als Nutzen- 
bzw. Gewinnmaximierer handelt und führt zu einer völlig überzogenen, 
damit unbrauchbaren Komplexitätsreduktion. Die Motivationsstruktur 
des Menschen ist eben nicht zulänglich abbildbar durch den Homo-
oeconomicus-Typus, wie von den Anhängern dieser Theorie geglaubt 
wird, auch wenn diesem Typus von gewissen (kapitalistischen?) Ver-
hältnissen besonders förderliche Sozialisationsbedingungen geboten 
werden.  
2 Vgl. zum Determinismusproblem den Sammelband Grün/Friedman/Roth 
2009. Die Determinismus-Debatte wurde durch die neuen Ergebnisse 
der Hirnforschung seit einiger Zeit außerordentlich belebt. 
3 Dagegen spricht die Tatsache, dass im Zuge der wissenschaftlich-
technischen Entwicklung neue Erkenntnisse und die korrespondierenden 
neuen Instrumentarien der Weltgestaltung zu prinzipiell unvorhersehba-
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Einem unter Literaturwissenschaftlern, Feuilletonisten und selbst unter Au-
toren weit verbreiteten Vorurteil zufolge melden sich Schriftsteller der jün-
geren und der mittleren Generation kaum noch zu Wort, wenn es um politi-
sche Fragen geht. Mit der Wirklichkeit hat das Gerede vom Verstummen der 
engagierten Literatur heute freilich kaum noch etwas zu tun. Wer genau hin-
sieht, anstatt den kurzlebigen Literaturmoden zu folgen, die im Rhythmus 
der Buchmessen und Literaturpreis-Verleihungen alljährlich ausgerufen 
werden, erkennt bald: 20 Jahre nach dem Mauerfall ist die Literatur so breit 
und vielgestaltig engagiert wie schon lange nicht mehr. Jenseits von Pop-
Literatur, Fräuleinwunder und einem sogenannten ‚Neuen Feminismus‘ 
melden sich die Autoren deutlich vernehmbar zu Wort, greifen Schriftsteller 
als kritische Intellektuelle so kraftvoll und beherzt in die gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen ein wie schon lange nicht mehr. 
Dabei schienen vor nicht allzu langer Zeit gerade jene Autoren die Di-
agnose vom Ende der engagierten Literatur zu bestätigten, die sich gegen 
den damals vorherrschenden Trend im klassischen Sinne demonstrativ par-
teilich zeigten und sich für den Wahlkampf der SPD einspannen ließen. Als 
Juli Zeh, Benjamin Lebert, Feridun Zaimoglu oder Durs Grünbein im Jahr 
2005 einem Ruf von Günter Grass folgten und für die Wiederwahl des Bun-
deskanzlers Gerhard Schröder (SPD) warben, wirkte das politisch eher ein-
fallslos, angepasst, jedenfalls meilenweit entfernt von fortschrittlichen ge-
sellschaftspolitischen Visionen. 
Die 1968 in West-Berlin geborene Schriftstellerin Tanja Dückers ver-
misste bei ihren Kolleginnen damals einen utopischen Überschuss der Lite-
ratur, der auf nicht realisierte Möglichkeiten des Zusammenlebens verweist: 
 
„Wenn Literatur sich mit Politik beschäftigt, sollte sie nicht den Status quo bestätigen 
(dafür sind die Realpolitiker da), sondern den schlechten Ist-Zustand mit dem ver-
gleichen, was möglich wäre. Gute Literatur verhält sich in diesem Sinne wie gute 
Musik: Sie transzendiert die Realität und vermittelt für einen Moment die Aussicht 
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auf ein besseres Leben. Welche Utopie in der Unterstützung für Hartz IV liegen soll, 
ist hingegen völlig schleierhaft“ (Dückers 2007: 165). 
 
Auch eine im selben Jahr von der Zeit angeschobene Debatte über die Auf-
gaben des Romans schien das damals weit verbreitete Urteil über die politi-
sche Harmlosigkeit der Gegenwartsliteratur nur zu bestätigen. Martin R. 
Dean, Thomas Hettche, Matthias Politycki und Michael Schindhelm stellten 
ein Manifest für einen Relevanten Realismus (2005) vor, das inhaltlich vage 
und politisch richtungslos blieb. Heute ist die engagierte Literatur zurückge-
kehrt. Sie ist nicht mehr „unmodern“, wie Alban Nikolai Herbst (2009) noch 
jüngst behauptete. 
Ein Großteil der professionell mit Literatur befassten Kulturarbeiter 
sieht das freilich noch anders. Ursächlich dafür ist nicht zuletzt der Um-
stand, dass alle bisherigen Debatten über eine Renaissance der politisch en-
gagierten Literatur in zweierlei Hinsicht defizitär waren. 
Zum einen stand die „klassische“ Form des Romans im Mittelpunkt. Ak-
tuelle politische Tendenzen im Bereich der Spannungsliteratur, des Krimis, 
der Science Fiction, des Jugendbuchs oder der Poesie blieben ausgeklam-
mert. Dabei war gerade hier längst zu finden, was im Gegenwartsroman 
vermisst wurde: die literarische Auseinandersetzung mit brisanten politi-
schen Themen. Man denke nur an die populären Politthriller eines Wolfgang 
Schorlau, die Jugendbücher Michael Wildenhains oder die Renaissance der 
politischen Lyrik, die 2009 in der Rotbuch-Anthologie alles außer Tiernah-
rung dokumentiert wurde. 
Zum anderen war der Blick auf die Bücher selbst fokussiert. Kaum je-
mand fragte nach dem Engagement der Autoren als Intellektuelle. Dadurch 
erschien die Literatur deutlich unpolitischer, als sie es nach 1989 tatsächlich 




WER DIE INTELLEKTUELLEN SIND 
 
Schriftsteller füllen heute zunehmend eine Leerstelle der demokratischen 
Öffentlichkeit: die des Intellektuellen, der sich für das Wohl des Gemeinwe-
sens einsetzt. „Ein Intellektueller gibt politische Orientierung und erörtert 
öffentlich generelle Fragen“ (Jaeger 2009: 93). 
Noch vor wenigen Jahren war diese Gestalt für tot erklärt worden. Den 
Anfang machten die französischen Poststrukturalisten. Von Deleuze über 
Foucault bis Baudrillard erklärten sie, wenig Sinn in dem Anspruch zu se-
hen, mit ihrer Deutungsarbeit für alle zu sprechen, wenngleich sie es selbst 
weiterhin taten.2 „In den 1990er Jahren pfiffen dann auch die kleineren in-
tellektuellen Spatzen von den Flachdächern der Konzerne, die Zeit der Intel-
lektuellen sei vorbei, ja sie hätten uns ins Unglück gestürzt mit ihren Uto-
pien“ (Haug 2009: 47). 
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Auch die Strukturen der Öffentlichkeit haben sich in dieser Zeit drama-
tisch verändert. Die öffentliche Rolle des Schriftstellers stand in der Bun-
desrepublik vor ’89 noch in enger Beziehung zum Bildungsauftrag eines öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks, dessen Monopol gerade erst zu bröckeln 
begonnen hatte. Mit dem Siegeszug der von der Regierung Helmut Kohl 
durchgesetzten privaten Kommerzsender nahm die Präsenz der Schriftsteller 
und der „klassischen“ Intellektuellen in den großen Medien deutlich ab. 
„Wie der Übergang vom Stummfilm zum Tonfilm eine neue Generation von 
Stars hervorgebracht hat, so hat das Fernsehen den telegenen Intellektuellen 
und die Talk-Show hervorgebracht. Der vom Katheder verkündende ‚Geist‘ 
ist marginalisiert, wenn auch nicht ganz verschwunden“ (ebd.: 52). 
Die Printmedien verringerten ihren Platz für kritische Interventionen und 
luden lieber sogenannte Experten zu Stellungnahmen ein. Anstelle von 
Schriftstellern beantworten seit den neunziger Jahren zunehmend Unter-
nehmensberater die Frage, in welcher Gesellschaft wir künftig leben wollen. 
Viele Kommentatoren meinten damals, mit dem Zusammenbruch des Sozia-
lismus sowjetischer Prägung hätten auch die Schriftsteller ihren moralischen 
Kredit verspielt und als glaubwürdige Kritiker der herrschenden Verhältnis-
se für immer ausgedient. Linksliberale Positionen verloren in den Feuille-
ton-Redaktionen spürbar an Gewicht und rechte Intellektuelle gewannen an 
Deutungsmacht. Als Daniel Kehlmann seine Eröffnungsrede zum Brecht-
Festival des Jahres 2008 in Augsburg für eine Generalabrechnung mit der 
Gesellschaftskritik linker Intellektueller am Beispiel Bert Brechts nutzte 
(vgl. Kehlmann 2008: 17), fühlte sich im Feuilleton kaum jemand provo-
ziert. Während rechtsgerichtete Schriftsteller wie der selbsterklärte Reaktio-
när Martin Mosebach (vgl. Wagner 2007: 10f.) und der katholische Herren-
denker Nicolás Gómes Dávila (1913-1994) viel Lob im Kulturbetrieb ernte-
ten (vgl. Wagner 2008: 26), ließen die in den vergangenen Jahren unter dem 
Stichwort „Politischer Roman“ geführten Feuilleton-Debatten linke Autoren 
weitgehend außen vor. 
Nach dem Zusammenbruch des Staatssozialismus in Europa und dem 
damit einhergehenden zerstörerischen Siegeszug des Neoliberalismus waren 
die kritischen Intellektuellen und sozial engagierten Künstler aus der herr-
schenden Weltsicht nahezu verschwunden. Und mit ihnen verschwanden die 
Begriffe, mit denen die dramatische Ungleichheitsentwicklung analysiert, 
die Parolen, unter denen Freiheitskämpfe ausgefochten und die Organisatio-
nen, in denen sich Widerstand hätte formieren können. 
 
„Das war die Zeit in der das Kapital sich von Spekulationsblase zu Spekulationsblase 
fiktiv aufblähte, während die intellektuellen Konjunkturritter die Welt als Schnee-
ballsystem imaginierten. Damit hat die große Krise Schluss gemacht. Sie hat die Ab-
schaffungen abgeschafft. Wahrheit und Wirklichkeit haben sich zurückgemeldet“ 
(Haug 2009: 50). 
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Die in globalem Maßstab ständig wachsende Ungleichheit, die Folgen des 
Klimawandels, drohende Verteilungskämpfe um Trinkwasser, Bodenschät-
ze, fossile Energieträger und nicht zuletzt die kaum überstandene Weltwirt-
schaftskrise machen die Notwendigkeit politischer Alternativen unüberseh-
bar. 
Konkrete Utopien in diesem Sinne vorzuschlagen und öffentlich zu ver-
mitteln, das ist in der bürgerlichen Öffentlichkeit traditionell die Aufgabe 
von Intellektuellen. Doch ausgerechnet zu einer Zeit, in der politische Zu-
kunftsvisionen wieder vermehrt nachgefragt werden, ist diese Position im 
Feld des öffentlichen Diskurses mehr oder weniger verwaist. 
Parteien und Gewerkschaften haben längst darauf verzichtet, eigene 
Geistesarbeiter heranzubilden. Die Universitäten spannen junge Sozial- und 
Geisteswissenschaftlern heute viel zu sehr in den Alltagsbetrieb und Karrie-
rezwänge ein, als dass diese noch daran denken könnten, sich öffentlich ein-
zumischen. Zwischen Lehrverpflichtungen, Drittmitteleinwerbung, Gre-
mienarbeit und wissenschaftsinternen Publikationszwängen verlieren sie 
beinahe zwangsläufig den Blick für die großen Zusammenhänge. 
Journalisten, die gar nicht so selten den Ehrgeiz entwickeln, selbst in die 
Fußstapfen der großen Intellektuellen zu treten, haben sich zumeist allzusehr 
dem Mainstream verschrieben. Wirklich innovative Ideen oder anspruchs-
volle gesellschaftliche Entwürfe sucht man bei ihnen in der Regel vergeb-
lich. 
Radikale Anstöße für die notwendigen Debatten über die Zukunft unse-
rer Gemeinwesen kommen dagegen wieder vermehrt aus den Schreibstuben 
von Schriftstellern. Ihnen kommt dabei entgegen, dass die neoliberale He-
gemonie mittlerweile erste Risse bekommen hat. Innenpolitisch ist mit der 
Linkspartei eine Kraft entstanden, die das sozialdemokratische Erbe ange-
treten hat und die öffentlichen Foren für kapitalismuskritisches Denken 
deutlich vermehrt. An den Universitäten entstehen immer neue Marx-Lese-
kreise. Und immer mehr Schriftsteller nutzen die neu geschaffenen Mög-
lichkeiten, sich links zu engagieren. Tendenz steigend. 
Mit dem Aufwind, den sowohl die globalisierungskritische Bewegung 
als auch die parteipolitische Linke seit einigen Jahren erfahren, werden ihre 
Themen vermehrt von den großen Medien aufgegriffen. Die Ratlosigkeit 
vorgeblicher Experten angesichts der Weltwirtschaftskrise hat diese Ten-
denz noch verstärkt. 
Schriftsteller werden wieder häufiger eingeladen, das Für und Wider po-
litischer Vorschläge aus ihrer Sicht zu kommentieren und eigene Impulse zu 
geben. Sie sind keine Experten, die zahlenden Auftraggebern Gutachterwis-
sen präsentieren, sondern Bürger, die das allgemeine Wohl im Auge haben. 
Die Spielräume für kritische Interventionen sind wieder etwas größer 
geworden. Als Thea Dorn, Krimi-Autorin, Fernsehmoderatorin und ver-
meintliche Hoffnungsträgerin eines erneuerten Feminismus,3 25 prominente 
Künstler und Schriftsteller, die den möglichst raschen Abzug der Bundes-
wehr aus Afghanistan forderten (vgl. Dahn et al. 2009), als Repräsentanten 
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eines neuen „Vulgärpazifismus“ (Dorn 2009) diffamierte, gab man dem 
marxistischen Schriftsteller Dietmar Dath in der Zeit genügend Raum für ei-
ne kluge Replik (vgl. Dath 2009). 
 
 
WAS „SICH ENGAGIEREN“ HEUTE BEDEUTET 
 
Zwischen 2007 und 2009 habe ich eine Reihe von Interviews mit engagier-
ten Schriftstellern und Liedschreibern geführt, die den Grundstock bilden 
für mein Interviewbuch Die Einmischer (Wagner 2010). Die Gespräche ge-
ben Auskunft darüber, wie diese Autoren heute zum Begriff des Engage-
ments stehen. 
Für den österreichischen Romancier Robert Menasse hat sich die öffent-
liche Rolle des Schriftstellers nach dem Ende des Kalten Kriegs in einer 
Hinsicht deutlich geändert. Heute sei das Engagement nicht auf die Unter-
stützung kommunistischer oder sozialistischer Parteien beschränkt. Wenn es 
nach Menasse ginge, sollte es zur Grundausstattung jedes denkenden Men-
schen gehören. „Aber eben nicht in diesem parteipolitischen, sondern in ei-
nem umfassenderen Sinne, der nichts anderes bedeutet, als unausgesetzt das 
Defizit abzuschreiten zwischen gesellschaftlicher Realität und gesellschaft-
lichem Selbstbild“ (Menasse 2008 im Interview: 79). 
Auch Menasses Kollege Dietmar Dath sieht eine einschneidende Ände-
rung nach dem Zusammenbruch des Staatssozialismus. Zuvor hätten die Au-
toren aus der „Abteilung Dritter Weg“ im Westen die Debatten geprägt. 
„Dieses Kontingent von nachdenklichen Menschen war damals wichtig. Sie 
mussten irgendwie links sein, also das Gute im Menschen wollen, etwas ge-
gen Franz Josef Strauß und bestimmte Unternehmer sagen, aber auf jeden 
Fall nicht für die bösen Russen sein. Dafür gab es eine Menge Geld, Auf-
merksamkeit und Mikrofone, die man nicht den ganzen Tag vollbrüllen 
konnte mit: Fresst! Kauft! Arbeitet!“ (Dath 2009 im Interview: 39) Von 
nichts anderem sei damals geredet worden „als von einem Dritten Weg zwi-
schen dem bösen Ostblock und dem liberalen, aber kalten und unmenschli-
chen Westen. Diese kritischen Intellektuellen, das war die Abteilung Dritter 
Weg“ (ebd.). 
Dath misst dem kritischen Intellektuellen heute zwar keine Bedeutung 
mehr zu, die über den Exotenwert eines Experten für bestimmte Spezialfra-
gen, zum Beispiel für den Kommunismus, hinausgeht. Doch auch diese 
„Rolle des Experten der Rote-Mützen-Sekte im ökumenischen Konzert der 
komischen Sekten“ kann seiner Ansicht nach genutzt werden, um ein gutes 
Argument öffentlich wirksam zu platzieren: „Denn selbst da könnte einmal 
jemand sagen: Dieser Zeuge Jehovas da ist eigentlich ganz vernünftig“ 
(Dath 2009 im Interview: 42). 
Einige Schriftsteller reflektierten im Verlauf unserer Gespräche über die 
Wirkungschancen ihres Engagements. Denn diese sind abhängig von dem 
politischen Resonanzraum, den die Literatur historisch jeweils hat. „Wenn 
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es eine soziale Widerstandsbewegung gibt, braucht diese auch Literatur, um 
sich zu verständigen, um andere zu gewinnen und um sich nach außen zu 
vermitteln. Das kann eine Literatur sein, die große gesellschaftliche Zu-
sammenhänge in Romanen oder Essays sichtbar macht und Möglichkeiten 
des Widerstands beispielhaft zeigt. Oder eine aktuell eingreifende wie be-
stimmte Brecht-Stücke oder -Gedichte oder solche Kampftexte, wie ich sie 
früher geschrieben habe“, sagt der Kölner Schriftsteller Erasmus Schöfer 
(Schöfer 2009 im Interview: 112). 
Sein Berliner Kollege Michael Wildenhain sieht das ähnlich: „Brecht, 
insbesondere mit seinen Lehrstücken, ist nicht vorstellbar ohne die Situation 
Ende der zwanziger, Anfang der dreißiger Jahre, ohne eine sehr starke 
kommunistische Partei und die entsprechenden Publikationsorgane, die sich 
um sie rankten. Es gab also einen Resonanzraum für die Literatur, aus dem 
das Echo herausschallte. Heiner Müller ist nicht vorstellbar ohne die DDR. 
Er wurde zwar auch sehr stark im Westen rezipiert, aber nur vor dem Hin-
tergrund dieses real existierenden Resonanzraumes. Ich glaube, politische 
Literatur braucht immer diesen Resonanzraum. Wenn dieser schmal und 
dünn ist wie im Moment, dann wird es schwer“ (Wildenhain 2009 im Inter-
view: 118). 
Unter diesen Voraussetzungen liegt es für einen oppositionell orientier-
ten Autor nahe, sich selbst als „Archivar“ eines widerständigen Wissens zu 
definieren, das von späteren Generationen genutzt werden kann. Michael 
Wildenhain hofft daher, dass seine Bücher einen Flaschenpostcharakter ent-
falten können. Gerade Romane könnten zu zeitgeschichtlichen Dokumenten 
werden, die in literarischer Form eine Wahrhaftigkeit erreichen, die sonst 
nur schwer möglich sei. Erasmus Schöfer hält mit seinem Romanzyklus Die 
Kinder des Sysifos (2001 bis 2008) auf diese Weise das Bewusstsein an das 
demokratische Erbe des Aufbruchs von 1968 wach. 
Der Schriftsteller Ilija Trojanow kann wie sein Kölner Kollege mit einer 
l’art pour l’art nichts anfangen. „Ich will andere Menschen erreichen, er-
freuen, beglücken, bewegen und verändern. Wenn ich auch nur im Entfern-
testen daran zweifeln würde, dass das möglich ist, würde ich nicht schreiben 
bzw. nicht publizieren. [...] Ich habe nur ein Talent. Ich kann ganz gut mit 
dem Wort umgehen. Das ist sozusagen meine einzige Waffe, und die benut-
ze ich auch“ (Trojanow 2008 im Interview: 66). 
Juli Zeh mischt sich ein, weil sie die privilegierte Möglichkeit hat, in 
Zeitungen zu veröffentlichen und in Interviews ihre Meinung zu sagen: „Ich 
bin in der luxuriösen Situation, eine Art Plattform für Ansichten zu haben, 
und die nutze ich“ (Zeh 2008 im Interview: 53). 
Das politische Engagement der Autoren zeigt sich sowohl in ihrer ei-
gentlichen literarischen Arbeit als auch in ihren öffentlichen Interventionen. 
Schriftsteller thematisieren heute Probleme und Missstände, die von der Po-
litik tabuisiert und in den großen Medien nicht genügend diskutiert, im Ex-
tremfall sogar ganz verschwiegen werden. Die Art und Weise wie sie dies 
tun, ist jedoch sehr unterschiedlich. Den einen Pol bildet ein Ulrich Peltzer, 
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der die Frage nach den politischen Veränderungsmöglichkeiten unter den 
gegenwärtigen Herrschaftsbedingungen in Romanform selber stellt. Am an-
deren Pol stehen politische Kampfschriften, die vom literarischen Können 
ihrer Autoren profitieren. Die neueren Arbeiten eines Dietmar Dath, Robert 
Menasse oder Raul Zelik zeigen zudem eindrucksvoll, dass momentan in-
mitten der deutschsprachigen Literatur eine regelrechte Ideenwerkstatt für 








Der 1956 in Krefeld geborene Schriftsteller Ulrich Peltzer stellt mit literari-
schen Mitteln die Frage nach der Veränderbarkeit der Welt unter den Be-
dingungen des High-Tech-Kapitalismus. Die Figuren seines Romans Teil 
der Lösung (2007) experimentieren mit Möglichkeiten politischen Handelns 
angesichts flächendeckender Überwachung in den heutigen Metropolen. 
Christian, die männliche Hauptfigur seines neuen Romans, schlägt sich 
mäßig erfolgreich als freier Journalist mit Gelegenheitsarbeiten durch. Der 
unbehauste Mittdreißiger arbeitet an einer Story über ehemalige Mitglieder 
der Roten Brigaden, die sich in Frankreich eine bürgerliche Existenz aufge-
baut haben und nun durch Auslieferungsbemühungen der rechtsgerichteten 
italienischen Regierung unerwartet bedroht werden. Er verliebt sich in die 
viel jüngere linke Studentin Nele, die an einer Magisterarbeit über Jean Paul 
sitzt, ohne Christians Wissen aber auch in einer militanten Gruppe aktiv ist. 
Bislang haben sie Fahrscheinautomaten verklebt, Überwachungskameras 
beschädigt und Autos in Brand gesteckt. Doch sind symbolische Sachbe-
schädigungen das richtige Mittel, um einschneidende Veränderungen zu 
bewirken? Während die Protagonisten des Widerstands über die Frage strei-
ten, wie oppositionelle Kräfte gebündelt, auf welche Weise Protestaktionen 
reale Wirkung erzielen können, versuchen Staatsschutz und Bundeskrimi-
nalamt den politischen Untergrund durch V-Leute, Informanten und alle zur 
Verfügung stehenden Überwachungstechniken in ihrem Sinne zu steuern. 
Sie stacheln an zur Gewalt, um im entscheidenden Moment zugreifen zu 
können. Die parallel erzählten Handlungen des Journalisten, der Liebenden, 
der Akteure des Untergrunds und der staatlichen Instanzen erzeugen eine bis 
zur letzten Zeile andauernde Spannung. Die Darstellung der Berliner Schau-
plätze stimmt noch im kleinsten Detail. Auf Peltzers eher beiläufig einge-
streute Schilderungen popkultureller Bildungserlebnisse hätte in den ver-
gangenen Jahren manch ein Popliterat seine gesamte Karriere aufbauen 
können. Dabei reicht seine an filmische Montagetechniken erinnernde Er-
zählweise an die Arbeiten von Alfred Döblin oder Wolfgang Koeppen her-
an. Peltzer wird den sozialen Veränderungen in der urbanen Welt, ihren 
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Prozessen der Gentrifizierung und den sich vervielfältigenden Milieus mit 




Als Ende 2008 der Roman Winterdämmerung des 1931 in Altlandsberg bei 
Berlin geborenen Schriftstellers Erasmus Schöfer erschien, wollte in 
Deutschland zunächst kaum jemand Notiz davon nehmen. Nach wie vor ge-
hört Schöfer zu den großen Unbekannten unter den Romanciers seines Lan-
des. Die ersten Rezensionen erschienen in kleinen linken Zeitungen. Dabei 
handelt es sich beim abschließenden Teil des vierbändigen Romanzyklus 
Die Kinder des Sisyfos um ein bedeutendes Stück engagierter Literatur. Er-
folgreiche jüngere Autoren wie Ilija Trojanow und Dietmar Dath schätzen 
die Tetralogie sehr. Von einer Fortsetzung der Ästhetik des Widerstands ist 
zuweilen die Rede. Der 2000 Seiten starke Roman erzählte die Geschichte 
der westdeutschen Linken von 1968 bis 1990 entlang ausgewählter Statio-
nen und fiktiver Biografien. Dabei versucht er die Motive der damals auf-
brechenden Menschen, ihre Impulse und moralische Empörung so festzuhal-
ten, wie sie damals von ihnen empfunden wurden. Ein Reporter, ein Histori-
ker, eine Schauspielerin und ein Werkzeugmacher sind die Hauptfiguren. Im 
Mittelpunkt von Winterdämmerung stehen die Massenproteste der Friedens-
bewegung gegen die atomare Aufrüstung, der Kampf für die 35-Stunden-
Woche und der Widerstand gegen die Schließung der Rheinhausener Stahl-
hütte. Die realistische Darstellung der Arbeitswelt seiner Akteure, ist Schö-
fer dabei ebenso wichtig, wie die lebendige Schilderung ihrer politischen 
Auseinandersetzungen.  
Seinen Stoff hat Schöfer als Journalist, Künstler und als politischer Ak-
tivist selbst mitgeformt. Seine Szenerien sind authentisch, die Diskussionen 
realitätsnah, die Konflikte glaubwürdig geschildert. Obwohl Schöfers Figu-
ren scheitern, gelingt es ihnen, den utopischen Funken immer wieder neu zu 
entfachen, sich gegenseitig aufzurichten. Als der Staatssozialismus zusam-
menbricht, entdeckt Bliss, eine zentrale Figur des Romans, gemeinsam mit 
seiner Enkelin in der anarchistischen Kommune Kaufungen bei aller Skepsis 





Die politischen Interventionen des 1954 in Wien geborenen Schriftstellers 
Robert Menasse sind von dem Gedanken geleitet, dass es nach Auschwitz 
nie wieder möglich sein dürfe, „dass man wie ein Rädchen in der Maschine-
rie funktioniert, wenn man sieht, dass gesellschaftlich alles den Bach runter-
geht“. Seine Frankfurter Poetikvorlesungen Die Zerstörung der Welt als 
Wille und Vorstellung (2006) sind eine fulminante Kampfansage an die Ad-
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resse neoliberaler Ideologie und den fortschreitenden Demokratieabbau im 
europäischen Einigungsprozess.  
Dem konformistischen Mainstream-Journalismus unserer Tage wirft er 
ein Versagen auf ganzer Linie vor, da er nicht zu analysieren vermöge, dass 
staatliche Sozialkürzungen nur deshalb als „notwendig“ erscheinen, weil das 
Kapital seinen Anteil am Gemeinwohl nicht mehr leisten wolle.  
Wo Konzerne von Steuern befreit, Sozialleistungen eingespart, Arbeits-
dienste eingeführt, Freiheitsrechte eingeschränkt, durch das Feindbild isla-
mischer Terrorismus gesellschaftliche Solidarität gestiftet, demokratische 
Errungenschaften der Nationalstaaten im Europa des Lissaboner Vertrags 
abgebaut und Rüstungsmaßnahmen legitimiert werden, erkennt Menasse ei-
ne Tendenz des neoliberalen Kapitalismus, die westlichen Gesellschaften 
auf eine neue Weise zu faschisieren. Mit dem Rückbau des Sozialstaats und 
der bürgerlichen Freiheiten sieht er heute die Bedingungen dafür hergestellt. 
Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 sieht Menasse alle zu-
vor bekannten Widersprüche des Westens in der totalitären Idee von „unse-
rer Zivilisation“ verschwinden, „die mit aller Gewalt verteidigt werden müs-
se.“ Die Literatur habe dagegen die Aufgabe, sich für „die Befreiung von 




Der 1970 geborene Schriftsteller, Übersetzer und Journalist Dietmar Dath ist 
womöglich der derzeit meist zitierte deutschsprachige Gegenwartsautor im 
hiesigen Blätterwald. Dabei nimmt der überzeugte Marxist kein Blatt vor 
den Mund, wenn es um die Kritik des Kapitalismus und um die Möglichkeit 
seiner Überwindung geht. Neben einer kaum noch überschaubaren Anzahl 
ambitionierter Science-Fiction-Romane hat der Suhrkamp-Autor eine Reihe 
von Sachbüchern über Mathematik oder Phänomene der Popkultur ge-
schrieben. Mit Maschinenwinter (2008) gelang ihm eine politische Kampf-
schrift, die bei alten und jungen Linken viel Zuspruch fand. Schon jetzt ist 
es ein wichtiger Bezugspunkt für Debatten quer durch alle Fraktionen der 
Linken. Er klärt auf, wie unvernünftig eine Welt organisiert ist, die ange-
sichts hochentwickelter Produktivkräfte, nicht in der Lage ist, den kollektiv 
geschaffenen Reichtum gerecht zu verteilen. Der Sozialismus verlangt in 
seinen Augen keineswegs einen neuen Menschen. Vielmehr sieht Dath 
schon die heute lebenden Vertreter der Gattung als hinreichend vernunftbe-
gabt und lernfähig an, um der Herrschaft des Kapitals selbst ein Ende zu 
setzen. 
Dath geht es um die Entdeckung kollektiver Handlungsmächtigkeit in 
gemeinsamer Praxis, nicht um Glaubenssätze ideologischer Schulen. Wie 
man die Bewohner von Asylbewerberheimen schützt, militärische Propa-
gandaschauen stört oder Konzerne beschämt, die ihre Gewinne durch mo-
derne Sklavenarbeit erzielen, darauf könne man sich leicht verständigen. 
Um durchzuschlagen dürfe revolutionäre Politik aber auf pure Spontaneität 
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nicht bauen, sondern müsse sich organisieren, wie es die heutige Situation 
erfordert. Unverzichtbar bleibe die Freistellung politisch Hauptamtlicher, 
denn die Besitzlosen müssten ihren Zustand zwar selbst demokratisch auf-
heben, könnten das bestehende kapitalistische System aber nicht irgend-
wann nach Feierabend umwälzen. 
Die künftige Internationale sieht er in der Pflicht nicht nur von den Er-
folgen, sondern auch von den Fehlern derjenigen zu lernen, die sich an die 
Lehrsätze der Klassiker gehalten haben. „Beim nächsten Versuch sollte man 
sich darauf verstehen, die Sogwirkung des Weltmarkts, die Unmöglichkeit 
der Autarkie und andere rein ökonomische Faktoren ebensowenig zu miss-
achten wie die Notwendigkeit, alles, was man unternimmt, schon in der 
Phase des Kampfes um demokratische Planung so demokratisch (und so ge-
plant!) wie möglich anzugehen.“ 
 
Ilija Trojanow und Juli Zeh 
 
Für die Schriftsteller Ilija Trojanow (geb. 1965) und Juli Zeh (geb. 1974) ist 
die tatsächliche Gefahr, die vom Terrorismus ausgeht, die Art wie unsere 
Gesellschaft auf ihn reagiert. In ihrer gemeinsam verfassten Kampfschrift 
Angriff auf die Freiheit (2009) beschreiben sie, wie sich demokratisch ver-
fasste Gesellschaften seit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 
beinahe widerstandslos von ihren Regierungen in immer lückenloser über-
wachte Kontrollgesellschaften haben umbauen lassen. Rasterfahndung, 
biometrischer Reisepass, Telefonüberwachung und Online-Durchsuchung 
sind dafür einige der wichtigsten Stichworte. 
Sie zeigen, wie die NATO nach dem Ende des Kalten Krieges ihr Feind-
bild auf amorphe, prinzipiell nicht fassbare Gegner umstellte. Dabei handele 
es sich nicht nur um „terroristische Netzwerke“, sondern auch um Einwan-
derer, Flüchtlinge, ölfördernde Eliten sowie hungrige Männer, die sich nicht 
mehr im Griff haben und aufständisch werden.  
Knapp aber fundiert kritisieren Trojanow und Zeh den Gebrauch politi-
scher Sprache. Sie zeigen, wie von interessierter politischer Seite systema-
tisch Angst erzeugt wird, um die Akzeptanz von immer neuen Gesetzesver-
schärfungen und Repressionen vorzubereiten. Ausdrücke wie „Terrorver-
dächtiger“, „Gefährder“, „islamistische Zelle“, „radikaler Islamismus“ ge-
ben nicht die Realität wieder, sondern sind politische Behauptungen von 
ungeheurer ideologischer Durchschlagskraft. So hat sich die Verwendung 
des Begriffs „Terrorverdächtiger“ seit den Anschlägen auf das New Yorker 
World Trade Center ungeheuer vermehrt. 
Der Schutz vor willkürlicher Verhaftung sei nach diesem Datum in den 
USA praktisch widerstandslos aufgeben worden. Aus Grundrechten wurden 
Sicherheitslücken. Am Beispiel einer britischen Umweltorganisation zeigen 
die Autoren, wie die von den Regierungen und Medien benutzten Mecha-
nismen der Angstmacherei schon heute mühelos vom Bereich des sogenann-
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ten radikalen Islamismus auf friedliche Protestbewegungen übertragen wer-
den. 
Zuweilen werden Öko-Aktivisten als Terroristen eingestuft und Globali-
sierungskritiker in Terror-Datenbanken geführt. In Deutschland geriet ein 
Stadtsoziologe unter Terrorverdacht, weil sich auch von ihm benutzte Fach-
begriffe in den Schreiben einer mutmaßlich militanten Gruppe wiederfan-
den. In Großbritannien werden heute selbst Ordnungswidrigkeiten mit Hilfe 
von Ausnahmegesetzen verfolgt. Angriff auf die Freiheit ist ein politischer 





Der 1968 in München geborene Romancier und Übersetzer Raul Zelik hat 
sich dem Thema staatlicher Gewalt aus ganz verschiedenen Perspektiven 
genähert: als Romanautor, Verfasser von Reportagen und als Politikwissen-
schaftler. 
Einen Namen als Schriftsteller machte er sich mit den Romanen La 
Negra (2000) und Bastard. Die Geschichte der Journalistin Lee (2004). In 
seiner Reportage Made in Venezuela (2004) gibt er Innenansichten der boli-
varianischen Revolution. Die Handlung seines Polit-Thrillers Der bewaffne-
te Freund (2007) spielt vor dem Hintergrund des baskischen Konflikts und 
ist zugleich eine Art literarisches Road-Movie durch den politischen Unter-
grund auf der Iberischen Halbinsel. Vor dem Hintergrund des baskischen 
Konflikts reflektieren Zeliks Protagonisten über Freundschaft, emotionale 
Nähe, die Kontinuität des Faschismus in Spanien, Staatsterrorismus, aber 
auch über die Problematik einer militarisierten Gegengewalt. Der Roman 
untersucht den politischen Terror beider Seiten mit erzählerischen Mitteln 
und stellt den Nationalismus der baskischen Befreiungsbewegung, aber auch 
die radikale linke Identitätskritik in Frage. Auf diese Weise fügt er der ver-
fahrenen Gewaltdiskussion selten gehörte Zwischentöne hinzu. „Man kann 
im Baskenland sehen, wie in Europa Ausnahmezustände etabliert sind. Man 
spricht dort davon, dass in den 30 Jahren seit dem Beginn der Demokratisie-
rung etwa 7000 Menschen gefoltert worden sind. Bei drei Millionen Ein-
wohnern ist das eine wahnsinnig hohe Zahl. Das kann in Europa passieren, 
ohne dass darüber gesprochen wird“ (Zelik 2007 im Interview: 45). Zeliks 
Reportagen und politische Analysen zeigen, dass der bürgerliche Staat kein 
verlässlicher Friedensgarant ist, sondern eine extreme Form organisierter 
Gewalt entfalten kann. Gemeinsam mit dem Ökonomen Elmar Altvater hat 
Zelik unter dem Titel Die Vermessung der Utopie (2009) einen Gegenent-
wurf zur kapitalistischen Wachstumsgesellschaft skizziert. Ihre wichtigste 
These lautet: Die gegenwärtige Finanzkrise, die globale Überproduktion, der 
Klimawandel und die wachsenden sozialen Gegensätze können nur durch 
eine radikale Transformation der Ökonomie bewältigt werden. 
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WAS SIE TUN KÖNNEN – EINE ART RESÜMEE 
 
Emanzipatorische Politik ist heute in viele Facetten zersplittert. Waren Klas-
senkampf, Friedensfragen, die Befreiung von Schwulen und Lesben, Bil-
dung, die Solidarität mit den Ländern des Südens, sexuelle Eman- 
zipation, fortschrittliche Erziehung, Kunst und später auch die Ökolo-
gie in linken Entwürfen mehr oder weniger eng miteinander verbunden ge-
wesen, befinden sich diese Zusammenhänge heute im Zustand fortschrei-
tender Auflösung. Die Themen werden heute von Organisationen besetzt, 
die weit auseinander gerückt sind, nebeneinander existieren und zum Teil 
sogar entgegengesetzte Ziele verfolgen. 
Die Literatur könnte eine Menge dazu beitragen, diese Felder neu mit-
einander zu verknüpfen. Sie hat die Chance, über festzementierte Gräben 
von Parteien, Organisationen und kleinen Politzirkeln hinweg, an die ge-
meinsamen Themen und Aufgaben linken politischen Engagements zu erin-
nern: die Befreiung des Menschen aus seiner selbstverschuldeten Unmün-
digkeit und die Beendigung aller Verhältnisse, in der er ein geknechtetes 





1  Der Aufsatz ist eine für diesen Band umgearbeitete Fassung der Einlei-
tung meines Buches Die Einmischer. Wie sich Schriftsteller heute enga-
gieren, das 2010 im Argument Verlag, Hamburg erschienen ist. 
2  Ich folge an dieser Stelle Tilman Reitz (2009: 1004). Der Schriftsteller 
Thor Kunkel hat jüngst sogar den Versuch unternommen, die Gestalt des 
engagierten Autors für die Akzeptanzkampagne der Neuen Rechten in 
Deutschland umzudeuten. Statt gegen gesellschaftliche Missstände soll 
er künftig gegen die „Political Correctness“ kämpfen und für die Freiheit 
eintreten, „die Dinge anders zu sehen“ (Kunkel 2009). Kunkel ist Autor 
und Unterstützer der rechten Wochenzeitung Junge Freiheit. 
3  Ausgerechnet in der Zeitschrift Marxistische Erneuerung erntete Thea 
Dorn als „Feministin“ viel Lob von Christina Ujma (2007). Ganz im 
Banne ihrer „theoretischen Kenntnisse und Intellektualität“ war der Lite-
raturwissenschaftlerin wohl entgangen, dass Dorns Forderungen nach 
gleichen Berufschancen, gleichen Lohn und mehr weiblichen Selbstbe-
wusstsein an eine ultraliberale Programmatik gekoppelt sind. Ihre Unter-
stützung der Kanzlerkandidatin Angela Merkel im Bundestagswahl-
kampf 2004 ist keineswegs der frauenpolitische Ausrutscher einer Intel-
lektuellen, die „eigentlich keinerlei konservative Neigungen hat“ (Uj-
ma), sondern eine konsequente politische Intervention zugunsten einer 
Verschärfung neoliberaler Politik. 
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Etwas fehlte – zur geistigen Situation  
einer Schülergeneration 
BERTHOLD FRANKE 
Anschauung und Begriffe machen also die 
Elemente aller unsrer Erkenntnis aus, so 
daß weder Begriffe, ohne ihnen auf einige 
Art korrespondierende Anschauung, noch 




Er habe gerade die „Grundrisse“ noch einmal mit großem Gewinn gelesen 
und vor wenigen Tagen, so fügte der junge Forscher hinzu, habe er im 
Traum die Marx’sche Werttheorie tatsächlich total klar und verständlich in 
einer dreidimensionalen graphischen Darstellung gesehen, so plastisch, dass 
man es habe fast abmalen können. Und er sei jetzt gerade dabei, dies aus der 
Erinnerung nachzuholen, und eigentlich müsse man es computergestützt si-
mulieren, aber dazu seien Rechner wie Software leider heute noch nicht leis-
tungsfähig genug. 
Es muss Mitte der Achtziger gewesen sein, als ich diese interessanten 
Schilderungen aus der Werkstatt eines begabten jungen Politologen ver-
nahm, der über lange Jahre seine Existenz in den Dienst der ideologiekriti-
schen Großaufgabe gestellt hatte. Schon damals fragte ich mich (nicht ihn 
und nicht laut), ob es ausreiche, auf eine neue Computergeneration zu hof-
fen, um eine zündende Aktualisierung der Politischen Ökonomie zu liefern, 
während die neueste Stufe des Kapitalismus gerade durch die von moderns-
ter Computertechnik in Gang gesetzte radikale Beschleunigung globaler 
Geldflüsse charakterisiert war, was vielleicht wichtiger zu begreifen sei als 
der letzte Kringel der Marx-Exegese. 
Im ideologiekritischen Geschäft war auch ich tätig, als Student, später 
Doktorand bei Kurt Lenk. Dort lernten wir den Parcours der europäischen 
Politischen Theorie von Machiavelli bis Hegel kennen, enterten über die 
Drehscheibe des Vormärz den materialistisch-linkshegelianischen Geleitzug 
bis zur „Dialektik der Aufklärung“ und schärften dabei fortwährend unsere 
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Instrumente an allerlei Konservatismen von Adam Müller über Stahl, Voll-
graf, dann weiter hinein in den Proto- und Präfaschismus bis hin zur hohen 
Schule der funktional-genetischen Kritik jenes Generalsyndroms „Rechts“ 
mit seinen Verästelungen und Affiliationen von Hobbes bis zur Konservati-
ven Revolution, von Spengler bis zur „Jungen Welt“. Das war ein gutes 
Curriculum und wir hatten einen großartigen Lehrer, dem man seine Lei-
denschaft für die Sache abnahm und dessen undogmatisch-polyzentrische 
Methode im Urmoment des Kritischen begründet war und dort auch immer 
wieder mündete. 
Eine entscheidende Rolle spielte hierbei die Technik mimetischer An-
verwandlung an den zu kritisierenden Gegenstand. Originalton Lenk: „Man 
muss dabei so denken wie Carl Schmitt, eigentlich momenthaft ganz Carl 
Schmitt sein, um ihn dann von innen knacken zu können.“ Schmitt war die 
Meisterklasse, wohl der intelligenteste Faschist, das Edelwild unter den 
Trophäen der ideologiekritischen Jagd, dem wieder und wieder mit theoreti-
schen Präzisionswaffen hinterhergespürt wurde; einem Houston St. Cham-
berlain oder gar einem Goebbels wurde solche Ehre nicht zuteil, verfügten 
sie doch in nur geringem Maß über jene Differenziertheit, die sie einer ideo-
logiekritischen Großoperation überhaupt würdig gemacht hätte. 
Als fleißiger Arbeiter im Weinberg der Ideologiekritik sah man sich 
dergestalt mit kleineren oder größeren Beiträgen zu einem Werk befasst, das 
im vorgestellten Gesamt einer der defizienten Wirklichkeit gegenüber auf-
gebauten, diese aber im Modus der Kritik zugleich einbegreifenden und ü-
bersteigenden kritischen Wissenschaft mündete, ohne welche schließlich 
eine bessere Welt (um nichts Geringeres sollte es natürlich gehen) nicht 
denkbar sei. Interessanterweise wurde über eine Hauptvoraussetzung dieses 
Großprojekts eigentlich nicht oder kaum je reflektiert, nämlich die Tatsache, 
dass der Gegenstand der ganzen Bemühungen vor allem Texte waren. Ideo-
logie war materialiter nur greifbar als Text (also, wenn man so will, als 
„Geist“), waren Bücher und Aufsätze, denen man durch kritische Analyse 
ihre in Buchstaben abgebildeten impliziten ideologischen Gehalte abgewin-
nen musste. Dabei bekam man es mit unterschiedlichen Gewichtsklassen 
(ganz im erwähnten Schema von Chamberlain bis Schmitt) zu tun – je fei-
ner, desto besser. Abgesehen hatte man es aber irgendwie schon auf die 
Wirklichkeit, eine Wirklichkeit, deren Erkenntnis sich vorab und prinzipiell 
über Texte und Ideen erschloss, Texte und Ideen, die sowohl die ideologisch 
verdrehte Realität als auch die Codes zu deren kritischer Entschlüsselung 
beinhalten sollten. 
Urtext für diesen Ansatz war das berühmte Fetisch-Kapitel im ersten 
Band des „Kapital“ mit seiner Aufdeckung und methodologischen Kanoni-
sierung des Mechanismus entfremdeten Bewusstseins. Entscheidende Pointe 
des Marx’schen Projekts war ja, dass hierauf aufbauend die Kritik des Kapi-
talismus eben nicht aus der Empirie, sondern als Kritik der Politischen Öko-
nomie gewonnen worden war, d.h. vor allem aus der Kritik der großen theo-
retischen Texte der liberalen Klassiker. Dabei war Marx selbst ja ein Empi-
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riker ersten Ranges gewesen. Aber es ist wohl keine große Übertreibung, 
dass wir, die wir uns als Ururenkel seiner ideologiekritischen Schule ver-
standen, meinten, auf eigene empirische Sondierungen erstmal verzichten zu 
können. Festzuhalten bleibt in jedem Fall ein mehr als auffälliges Desinte-
resse an der frischen Erfassung der Wirklichkeit. Etwas fehlte – wie kam es 
dazu?1 
Zunächst einmal war man natürlich auf derlei Rückfragen vorbereitet, 
denn man hatte ja den „Positivismusstreit“ (vgl. Adorno u.a. 1972) gelesen. 
In einem die Differenziertheit der Argumentation der dort zu lesenden A-
dorno und Habermas kaum berührenden Schnellverfahren wurde diesem 
Band eine Art Freibrief für die Denunziation der empirischen Sozialfor-
schung als „naiver Empirismus“ und „Fliegenbeinzählerei“ entnommen und 
in Form eines Verdikts pauschaliert auf alles, was nicht dem ideologiekriti-
schen Grundansatz gehorchte, angewendet – von den Empirikern der Kölner 
Schule der Soziologie bis zu den Anti-Platonikern Popper und Dahrendorf, 
deren Plädoyers für eine „offene Gesellschaft“ als spätbürgerliche Phäno-
mene einer mit dem Narkotikum der „repressiven Toleranz“ (Herbert Mar-
cuse) operierenden liberalen Ideologie entlarvt wurden.2 
Nur wenig später wurde auf ähnlich flachem Niveau mit dem Funktiona-
lismus umgesprungen (bis dieser dann in seiner Luhmann’schen Prägung 
erst Ende der 80er Jahre Mode wurde). Und den Urvater einer empirisch o-
rientierten und zugleich theoretisch-begrifflich operierenden Soziologie, 
Max Weber, hatte man schon zuvor anhand einer oberflächlichen Kritik sei-
nes Wertfreiheitspostulats abgewickelt und dem Positivismus zugeordnet, 
hierin ein voll ausgebildetes theoretisches Vorurteil der älteren Frankfurter 
Schule übernehmend, mit dem erst Jürgen Habermas, inspiriert von der 
amerikanischen Weber-Rezeption, in seiner „Theorie des kommunikativen 
Handelns“ Anfang der 80er Jahre endgültig aufräumte (vgl. hierzu die noch 
ganz von Max Horkheimers Weber-Verdikt inspirierten Kapitel in Lenk 
1986: 24-32). Weitere Munition boten die Aporien der „klassischen“ Wis-
senssoziologie Mannheim’scher Prägung, deren „relationalistischer“ Bezug 
auf die „freischwebende Intelligenz“ auf gut ideologiekritische Art mit dem 
schlagenden Gegenbild des „erkenntnisleitenden Interesses“ gekontert wur-
de. Dieser dem Habermas-Bestseller „Erkenntnis und Interesse“ entnomme-
ne Begriff wurde (zusammen mit Versatzstücken aus seinem Aufsatz 
„Technik und Wissenschaft als Ideologie“) zu einer Art Kompaktkanon 
schnellster Empirismus-Kritik, den man ein ums andere Mal guten Gewis-
sens einer auf frische Erfahrung gehenden empirischen Sozialwissenschaft 
entgegenstellen konnte. 
Am Stichwort Mannheim und Kritik der Wissenssoziologie lässt sich 
zeigen, worum es geht: War nicht unsere Position geradezu ein Beleg für die 
„Seinsgebundenheit“ der Produktion einer ziemlich „freischwebenden Intel-
ligenz“, deren „relationalistische“ Dekonstruktion einigen Gewinn im Sinne 
einer redlichen generationellen Selbstaufklärung versprochen hätte? Um 
Missverständnisse zu vermeiden: Nicht um die Verurteilung der genannten 
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Positionen, etwa von Habermas, Marcuse und anderen geht es, sondern um 
deren vorschnellen, abgekürzten Gebrauch zum Schutz eigener Blindstellen, 
der auf mehr verweist als bloße theoretische Faulheit. Dieser augenfällige 
Verzicht auf eigene Anschauung der Wirklichkeit ist erklärungsbedürftig. 
Den Vorwurf des Wirklichkeitsverlustes hätte man damals natürlich mit 
aller Macht zurückgewiesen. Die Wirklichkeit – im Sinne einer theorierele-
vanten Realität – hätten wir sofort benannt, etwa im Vokabular der Debatten 
des Soziologentags von 1968 unter dem Titel „Spätkapitalismus oder In-
dustriegesellschaft“ (ein weiterer Habermas-Band jener Jahre hieß „Legiti-
mitätsprobleme des Spätkapitalismus“). Nur beschäftigte uns wirklich der 
Spätkapitalismus oder nahmen wir ihn nicht eher als bequeme Abkürzungs-
chiffre für eine Jetztzeit, die wir aus einer ganz anderen Perspektive an-
schauten? Es ist hier tatsächlich ein Wirklichkeitsbezug „second hand“ zu 
konstatieren oder, wie es Karl Schlögel für seine Generation konstatiert, ei-
ne starke Schieflage intellektuell-theoretischer Weltsicht in Gestalt eines 
gravierenden Mangels an „Anschauung“. 
 
„Meine Generation ist mit der Konjunktion von „Erkenntnis und Interesse“ (Jürgen 
Habermas) aufgewachsen. Sie ist damit nicht schlecht gefahren, und sie wäre damit 
noch besser gefahren, wenn sie die Erkenntnis etwas mehr im Sinne Immanuel Kants 
– keinen Begriff ohne Anschauung, keine Anschauung ohne Begriff – verstanden 
hätte. […] Aber in der vulgären Fassung der Kritischen Theorie, die Schule gemacht 
hat, war die Erkenntnis der Feind der Anschauung. Das hatte Folgen. Die Sinne wur-
den unter Verdacht gestellt“ (Schlögel 2007: 269). 
 
Hier spricht ein 68er. Immerhin hatte dessen Generation (wenngleich nur 
wenig älter als wir) eine klare Anschauung gehabt: die autoritären Familien 
und Institutionen, den kulturellen Muff und den restaurativen Grundzug der 
Adenauer-Ära. Doch dieser politkulturelle und ideologische Komplex war 
seit Mitte der 60er in einem Akt zugleich theoretischer und praktischer Re-
bellion zum Einsturz gebracht worden. Zehn bis 15 Jahre später, nach 
Woodstock, der „kleinen Koalition“ und Baader-Meinhof, war vieles aus 
diesem alten Repertoire zwar noch vorhanden, aber spätestens im vergebli-
chen Versuch einer „geistig-moralischen Wende“ durch die neue konserva-
tive Regierung Helmut Kohls zeigte sich, dass eine fundamentale kulturelle 
Rückwärtsrolle (im klassischen marxistischen Jargon: „die Reaktion“) nicht 
mehr möglich war. Solche ideologiepolitischen Projekte, so war bald klar, 
mussten am „Mittelmaß und Wahn“ (Hans Magnus Enzensberger) der bun-
desrepublikanischen Wirklichkeit jener Jahre zwangsläufig scheitern. Folg-
lich war auch der gute alte „Schleier“ des „ideologischen Scheins“ längst 
zerrissen. Pünktlich zum Ende der sozialdemokratischen Reformära erschien 
Sloterdijks „Kritik der zynischen Vernunft“, deren genialer Witz eine ganze 
Generation des von nun an mit dem Chic der Affirmation spielenden Feuil-
letons vorwegnahm. 
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Als dann schließlich als eigentliche Haupttat der Kohl-Regierung flä-
chendeckend das Privatfernsehen eingeführt wurde und nach klassischen 
Maßstäben der Ideologiekritik eigentlich die perfekten Produktionsbedin-
gungen entfremdeten Bewusstseins geschaffen waren – eine Art Orwell’-
sche Dauerbeschallung im Bildzeitungsformat für jede Wohnstube – dauerte 
es nicht mehr lange, bis sich endgültig die Erkenntnis durchgesetzt hatte, 
dass die Annahme eines universellen „Verblendungszusammenhangs“, wie 
sie aus Adornos Theorie einer vergesellschafteten Kultur herkam, an der 
Wirklichkeit so vorbeiging wie die Unterstellung eines faschistischen Kerns 
der Bundesrepublik, die ja in den Köpfen einer nicht ganz kleinen Minder-
heit tatsächlich verblendeter Vertreter der jungen, gut ausgebildeten Genera-
tion noch lange weiterspukte. 
Zu dieser Zeit, in der maoistische K-Gruppen über den rechten Weg 
(China oder Albanien?!) stritten und sogenannte (und wie sich später he-
rausstellte: von der Stasi finanzierte) „gewerkschaftlich orientierte“ Studen-
tenverbände wie der MSB Spartakus studentische Wahlen fälschten, hatte 
man es längst mit einer gesellschaftlich wie ideologisch fragmentierten Ge-
samtlage zu tun, die sich nicht mehr auf einen in marxistischer Tradition et-
wa über Produktionsverhältnisse interpretierbaren gemeinsamen Nenner 
bringen ließ. Damit war nicht nur ein gesamtgesellschaftlicher ideologischer 
Verdeckungskomplex, sondern auch ein soziologisch fassbarer Gegner ver-
loren gegangen. Und die sozialcharakterologische Inkarnation dieses verlo-
renen Zusammenhangs, der über seine Verlustängste radikalisierte Klein-
bürger, Untertan und ewige Spießer, hatte seinen vorerst letzten Auftritt in 
der Gestalt des „Fernsehekels“ Alfred Tetzlaff gefunden, der schon seit der 
Erstausstrahlung in den späten 70er Jahren seine alte Rolle als Gottseibeiuns 
jeder emanzipatorischer Linken vertauscht hatte mit der eines nostalgisch-
ironischen Zitats, über das man sich bei jeder neuen Ausstrahlung klassen-
übergreifend die kulturelle Distanz zum alten Deutschland – oder sagen wir 
zum Deutschland vor der „Spiegel-Affäre“ – vor Augen führen konnte. 
Die eigene Anschauung der Wirklichkeit jener spätsiebziger und achtzi-
ger Jahre hätte ja wohl – Hand aufs Herz! – nicht weniger ans Licht ge-
bracht als eine auch nach dem Radikalenerlass und Stammheim immer noch 
ziemlich liberale, mitterweile auch im demokratischen Machtwechsel geübte 
zivile Gesellschaft, mit erstaunlichem Wohlstands- und Wohlfahrtsniveau 
und einem (im Vergleich zu heute) recht offenen und dynamischen Bil-
dungssystem. Natürlich, die 68 anvisierte Revolution hatte nicht stattgefun-
den, dafür aber die Kommune 1, und in einer Kultur, die neben Bildzeitung 
und Schulmädchen-Report auch vom Massenerfolg des Suhrkamp-Verlags 
geprägt war, brauchte man sich ebenso wenig mit Emigrationsgedanken zu 
tragen wie in einem kalten Krieg, in dem erhebliche Anteile der jungen 
männlichen Jahrgänge den Kriegsdienst verweigern konnten. 
Das hier geschilderte Syndrom eines generationellen Wirklichkeitsver-
lustes führte bei damaligen linken und linksextremen Splittergruppen (wie 
von Gerd Koenen (2001) eindrucksvoll rekonstruiert) zu einer bemerkens-
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werten Verlegung des politischen Engagements in von Südostasien bis nach 
Mittelamerika weitestmöglich entfernte Weltregionen. Hier gab es noch Gut 
und Böse, klare Freund-Feind-Identifikation à la Carl Schmitt, in jedem Fal-
le heroischere Szenarien als sie die sozialliberale Westrepublik zu bieten 
hatte. Und es ist wohl nicht nur essayistische Zuspitzung, wenn man den 
damaligen Versuch der RAF, in geradezu ironisch zu nennender Analogie 
zum „Kronjuristen des Dritten Reichs“ Politik zu machen, indem man ver-
suchte, eine Art faschistischen Ausnahmezustand herbeizuschießen, als ex-
tremste Reaktion auf die objektive Harmlosigkeit der politischen Wirklich-
keit jener Jahre charakterisiert.3 Wie dem auch sei: Selbst wer nicht in  
K-Gruppen oder dekapistischen Organisationen auf die Heilung seines poli-
tischen Narzissmus hoffte, sondern ganz einfach linksliberal emanzipato-
risch optierte und vielleicht in den späten Schmidt-Jahren auf die grüne Al-
ternative setzte, war, und darum geht es ja hier, auf eigentümliche Weise 
abgelenkt von der ihn umgebenden politisch-gesellschaftlichen Wirklichkeit 
– bzw. wenn man es genauer betrachtet: fixiert auf etwas anderes. 
Und das war ganz und gar nichts Fernliegendes, sondern die eigene 
deutsche Geschichte, der damals erst rund 30 Jahre zurückliegende Natio-
nalsozialismus mit seiner – neben den realen Kontinuitäten – unheimlichen 
Fortwirkung im kollektiven Bewusstsein des westlichen Nachkriegsdeutsch-
lands. Immerhin war spätestens nach dem Aufbrechen des großen Schwei-
gens der 50er Jahre (aber eigentlich auch schon zuvor, seit den ersten wich-
tigen Analysen etwa von Eugen Kogon oder Alexander Mitscherlich) eine 
doppelte Kultur der Erinnerung zum vielleicht markantesten Charakteristi-
kum der öffentlichen Debatte in der Bundesrepublik geworden. Immer wie-
der waren ja im hier thematisierten Zeitraum, etwa anhand der amerikani-
schen „Holocaust“-Fernsehproduktion, die zwei mächtigen Strebungen ei-
nerseits des Aufklärens, Bewusstmachens und Bearbeitens und andererseits 
des Verdrängens und Abwehrens der NS-Geschichte, die ja weit in jede Fa-
milie hineinragte (vgl. Welzer 2002),
 
miteinander in Konflikt geraten – ein 
ziemlich besonderes, bis heute durch seine periodischen Höhepunkte („His-
torikerstreit“, Walser-Bubis-Debatte usw.) die politische Kultur des Landes 
prägendes Dauergefecht des „Schlussstrich“-Lagers mit den „Aufarbeitern“. 
Und genau in diesem Geschäft sahen wir uns gefordert, hier wollten wir 
mitmischen. Aus der (wenn nicht ersten dann jedenfalls) „zweiten Schuld“ 
(Ralph Giordano) des Vergessens bezogen wir letztlich die Leidenschaft für 
unsere kritische Identifikation. Etwas überspitzt darf man sagen, dass, wo 
nicht der Faschismus selbst, dann doch die Potenzialität seiner jederzeitigen 
Wiederkehr (siehe Bertolt Brechts „Der Schoß ist furchtbar noch…“) unsere 
Wirklichkeit war. Für unseren Lehrer Lenk wie für den berühmtesten seines 
1929er-Jahrgangs, Jürgen Habermas, war der Nationalsozialismus unmittel-
bar prägendes persönliches Kindheits- und Jugenderlebnis gewesen – eine 
Erfahrung, die bei beiden Autoren bis in den letzten Winkel des Werks zu 
spüren ist. Aber für uns war dies Geschichte, d.h. Wirklichkeit ohne direkte 
eigene Anschauung, wenn man so will: Erfahrung eines historischen Dä-
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mons, der gerade in seiner gespensterhaften Allgegenwart höchste morali-
sche Gewichte ins Spiel brachte und erhebliche Aufforderungsimpulse zum 
eigenen Tun hergab. 
Und so kommt es, dass selbst da, wo beispielsweise in den sogenannten 
neuen sozialen Bewegungen dieser Zeit Themen wie Nachrüstung oder 
Atomkraft die Agenda bestimmten, der eigentliche Antrieb durch den mora-
lisierenden Hintergrund-Sound der Debatten und Aktionen jener Zeit „aus-
geplaudert“ wird: Brokdorf, Startbahn West und Bonner Hofgarten wurden 
zum Schauplatz eines diffus antifaschistischen konnotierten Widerstands-
spiels des emphatischen „Nie Wieder“, das mit größtem Ernst betrieben 
wurde. Ein Ernst, der wohl für die produktive Abwicklung einer geistig-
politischen Pubertät Voraussetzung ist, den die meisten Kommilitonen aber 
in der damaligen unaufregenden Gesamtlage mit außergewöhnlich hohen 
Spielräumen für die Selbstrealisierung nicht fanden – und der folglich ideo-
logiekritisch herbeigezaubert wurde. 
Als Erklärung für dieses merkwürdige Stellvertreter-Phänomen ist mit 
Blick auf die 68er immer wieder die den Jüngeren über die Familien und 
ungeklärte Vater-Konstellationen zugefügte Kränkung angeführt worden, 
die in dem Wissen darum bestand, dass es den Deutschen nicht gelungen 
war, sich aus eigener Kraft vom Nationalsozialismus zu befreien. In der 
ständigen Wachsamkeit vor Affiliationen zum NS-Syndrom, einem Zustand, 
den man wohl nur als eine Art ideologiekritischen Daueralarm bezeichnen 
kann, lag wohl tatsächlich ein Versuch nachholenden Widerstands vor, der, 
im Blick auf seine psychodynamische Herkunft heute auch nicht mehr be-
sonders rätselhaft erscheint. So wurde die Faschismusgefahr zu unserer 
stellvertretenden Wirklichkeit, die Fallhöhe des Themas ersetzte bei uns 
Nachgeborenen eine unmittelbare Zeitgenossenschaft. Und es gab genug zu 
tun: von Freyer bis Gehlen, von Konrad Lorenz bis Ernst Nolte bis hin zu 
Luhmann, dessen suggestiv-coole Engagements-Verweigerung ganz nach 
dem Muster der alten Positivismus-Kritik als gegen faschistische Verein-
nahmung nicht immune Affirmation „entlarvt“ wurde. Unabhängig vom je-
weiligen Ergebnis dieser Arbeiten ist festzuhalten: Es ging viel zu oft und 
viel zu sehr um das Pathos des Aufdeckens, die saubere Analyse kam nicht 
selten zu kurz. 
Es war eben ein mächtiger moralischer Auftrag, den wir post-68er Baby-
Boomer übernehmen wollten. In einer Welt der „neuen Unübersichtlich-
keit“, auch der diffusen moralischen Gesamtlage, wollte man zu den Guten 
gehören. Das gelang nur durch Teilnahme an einem antifaschistischen Pro-
jekt, das bei Licht besehen, nicht mehr unser eigenes war. Natürlich existiert 
bis heute eine große Zahl weißer Flecken in der Faschismusforschung, vor 
allem für Historiker gibt es noch eine Menge zu tun. Als theoretische Prob-
leme jedoch sind Faschismus und Nationalsozialismus durch die Generation 
der „29er“, nicht zuletzt durch Kurt Lenk, eigentlich erledigt und waren es 
recht verstanden auch schon in den späten 70ern. Auch die nächste Genera-
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tion kritischer Carl-Schmitt-Exegese wird hieran nichts Grundlegendes än-
dern. 
Nun ist mit diesem Befund einer generationellen Wirklichkeitsverschie-
bung ja nichts weltbewegend Schlimmes ausgesprochen. Vielleicht enthält 
er aber einen Hinweis auf einen wissenschaftslogisch und -historisch be-
deutsamen Umstand. Es geht dabei um das jenseits aller generationen- und 
deutschlandspezifischen Prägung bestehende, auffällige Ungleichgewicht 
von Theorie und Anschauung, das sich in einem schier unaufhaltsam wach-
senden Trend zur Themen- und Materialwahl im Sekundären ausdrückt. Die 
Frage lautet: Wie viel Theorie, wie viel Geist ist zu verstehen, um die Welt 
verstehen zu können? Wie viel Text, wie viel klassische Analyse ist durch-
zunehmen, bevor die Wirklichkeit in den Blick genommen wird? 
Bemerkenswert war nämlich damals bereits die ständig zunehmende 
Tendenz zur empirischen Auszehrung der bedeutenden theoretischen An-
strengungen der Gegenwart. Wer kennt nicht das Unbehagen bei der Lektü-
re selbst der Besten ihres Fachs in Anbetracht des Übergewichts von Antei-
len an Bearbeitung bereits vorliegender Theorie im Vergleich zur Analyse 
empirischer Phänomene, etwa bei Adorno und der erstaunlichen, ja eigent-
lich unzulässig schmalen empirischen Basis seiner „Ästhetischen Theorie“ 
(einer Arbeit eigentlich ohne Bezug etwa zur modernen bildenden Kunst!) 
oder bei Habermas’ „Theorie des kommunikativen Handelns“ mit ihren im 
Verhältnis zum Gesamtvolumen eher kurz geratenen gegenwartsbezogenen 
Anteilen. 
Zunächst haben wir es hierbei natürlich mit einem unausweichlichen 
Umstand zu tun: Als „Zwerg auf den Schultern von Riesen“ stehend (wie 
Robert K. Merton eine mittelalterliche Metaphorik aufnimmt), muss jeder 
jüngere Autor doch für jede neue Erkenntnis einen immer größer geworde-
nen Fundus an älterer Theorie durcharbeiten, um dieser schließlich etwas 
Neues hinzufügen zu können. Dieses wissenssoziologische Entropiegesetz 
lässt sich vielleicht als „Goldgräber-Theorem“ der Erkenntnis bildhaft be-
schreiben: Zum Gewinn eines Gramms „theoretischen Edelmetalls“ verlangt 
es mit jeder Generation wissenschaftlichen Fortschritts das Sieben und 
Auswaschen von mehr und mehr Tonnen „theoretischer Altmaterie“. Dies 
führt aber nicht nur zur viel beklagten Zunahme des stilistischen Unwesens 
der Fußnotenschwere vieler wissenschaftlicher Texte, sondern es betrifft 
schließlich die Wahl von Themen und Methode. Allenthalben beklagt wird 
die Zunahme von Sekundär- und Tertiärtexten in der sozial- und geisteswis-
senschaftlichen Produktion (à la „Der Soundso-Aspekt im Werk von Sound-
so unter Beachtung von Soundso…“) ohne wirklichen Neuigkeitswert. Da-
bei bleibt es doch bei der Verpflichtung jeder Theorie auf empirische Orien-
tierung, darauf, um im Bild zu bleiben, neue Goldminen und -felder zu er-
schließen. Und so wenig dies ohne die Kenntnis der klassischen Texte gehen 
kann, so wenig wird es ohne einen scharfen Blick auf die Wirklichkeit ge-
hen. Es gilt: Nichts ist praktischer als eine gute Theorie, aber diese kann 
dem Geist allein nicht abgewonnen werden. 
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Was fehlte in dieser Generation, lässt sich an den wenigen Autoren zei-
gen, die, begonnen beim großen Sammler Benjamin bis hin zu Karl Schlö-
gel oder Wolfgang Schivelbusch, es sich mit Welt, wie sie ist, nicht einfach 
gemacht haben, sondern mit dem Werkzeug präziser Phänomenologie und 
theoretischer Zuspitzung zugleich analytische Tiefenschärfe aus dem Reich-
tum der Beobachtung gewinnen. Die Meister dieses Fachs waren im Feld 
der immer eher geistorientierten soziologischen Theorietradition Deutsch-
lands zumeist Außenseiter, etwa Georg Simmel oder der „wunderliche Rea-
list“ (Adorno) Siegfried Kracauer. Und sind nicht Adornos von genauester 
empirischer Anschauung getragenen „Minima Moralia“ eine faszinierendere 
Ethik, als jene, die der Verfasser der Spätwerke (analog zur „Negativen Dia-
lektik“ oder der „Ästhetischen Theorie“), wäre er zur Durchführung des lan-
ge gehegten Plans einer „Ethik“ noch gekommen, wahrscheinlich vorgelegt 
hätte? 
Solche Fragen muss sich stellen, wer heute neue Aufträge für die Ideo-
logiekritik definiert. Was post-89, post-nine-eleven und post-Lehman-Bros 
ansteht, ist ja nichts Geringeres als eine Aktualisierung des Großprojekts der 
„Kritik der Politischen Ökonomie“ (vgl. Boltanski/Chiapello 2006). So 
selbstverständlich wie diese Kritik einen wichtigen Baustein in Form der 
Kritik des Neoliberalismus enthalten wird oder auch eine klassisch-
ideologiekritische Analyse des Fetischs „Wachstum“ (in nahezu klassischer 
Wendung von Irenäus Eibl-Eibesfeld quasi-natürlich als „archaischer Posi-
tivwert“ beschrieben, vgl. Schäble 2010: 36-48), so dringend scheint sie et-
wa verwiesen auf eine präzise Analyse der Rekrutierungs- und Selbstbild-
strategien junger Angehöriger der Beraterzunft oder auf eine soziodramati-
sche Nahuntersuchung des täglichen Wahnsinns an den Börsen und in den 
„war-rooms“ der großen international spekulierenden Banken und Invest-
ment-Fonds. Solche dringend benötigte Studien hätten nicht nur den Vorteil 
einer auf Grund höherer Unterhaltsamkeit breiteren Wirkung, sondern wä-
ren sicher auch die besseren theoretische Texte. Gewiss, die wiederholte 
Lektüre der Klassiker hat uns, wie dem eingangs zitierten jungen Politolo-
gen, viel gegeben. Eine darauf aufbauende substanzielle Ideologiekritik, 
gewonnen an den Verhältnissen unserer Generation, sind wir gleichwohl 





1  Natürlich gilt dies nicht für alle und jeden; erlaubt sei allerdings eine 
Generalisierung für die Post-68er-Jahrgänge derjenigen jungen Sozial-
wissenschaftler, die es mit der Politischen Theorie ernst nahmen und 
sich damals einen Lehrer wie Kurt Lenk suchten. 
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2  Es geht hier nicht darum, ex post das Modell der offenen Gesellschaft 
zum demokratietheoretischen Stein der Weisen zu erklären, sondern die 
Strategien der Abwehr zu rekapitulieren. 
3  Dazu passt sehr gut die in der gleichen Zeit grassierende Selbstver-
wirklichungs- und Psycho-Welle, jener subjektive Erfahrungshunger ei-
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Von den großen Mobilisierungsideologien 
zur ideologischen Verdeckung 





Meine Anmerkungen zu einem Bedeutungswechsel von Ideologien in unse-
rer Zeit gehen von einer Diskussion aus, die ich in dem Kolloquium zum 80. 
Geburtstag Kurt Lenks mit Wolfgang Fritz Haug geführt habe, der (erstaunt) 
zahlreiche Übereinstimmungen zwischen uns bemerkte und dessen Überle-
gungen ich an der einen oder anderen Stelle in den von mir verfassten Text 
einfließen lasse. Henrique Otten hatte für die Veranstalter die Frage aufge-
worfen, was man heute unter dem Begriff „Ideologie“ verstehen könne und 
welche anderen Kategorien der Gesellschaftskritik diesen, sei es ergänzen, 
sei es ersetzen könnten. Dabei zitierte er eine Formulierung Kurt Lenks aus 
dessen Einleitung in seinem viel gelesenen Sammelband Ideologie.  
 
„Die Tatsache der Verwurzelung des gegenständlichen Bewußtseins in praktischen 
Lebenszusammenhängen drängt eo ipso zu einer Analyse dieser gesellschaftlichen 
Beziehungen, die durch ungleiche Machtverteilungen gekennzeichnet sind“ (Lenk 
1972: 23). 
 
Wenn diese Formulierung auch auf die Debatte um die französische Aufklä-
rungs-These vom „Priesterbetrug“ zielte, drückt sich darin doch ein Grund-
prinzip seiner Wissensanalysen aus, nämlich Machtbeziehungen immer mit-
zudenken. 
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I. IDEOLOGIEKRITIK UND WISSENSSOZIOLOGIE 
 
Mit dem Ideologiebegriff, dessen Genese Kurt Lenk (1971) seit Francis Ba-
con nachgezeichnet hat, wobei ihm das Werk von Karl Marx den Leitfaden 
lieferte, ist das Gedankenmodell des „falschen Bewusstseins“ in die Alltags-
sprache eingegangen. Immer klingt eine abwertende Distanz zur interessen-
geleiteten Meinung Anderer mit, obwohl der Begriff in der Wissenssoziolo-
gie methodisch von dieser Einseitigkeit befreit wurde. Seit Max Schelers 
(1924) Einführung dieser neuen soziologischen Sichtweise und insbesonde-
re durch das Grundlegungswerk von Karl Mannheim (1959) geht es der so-
ziologischen Analyse des Wissens um die Verortung von Wissensformen in 
ihrer jeweiligen „Seinsverbundenheit“. Das meint keine Determinierung, 
sondern die Beschreibung eines Kontextes, aus dem heraus Denkstile und 
Kategorien der Welterfassung sich ergeben können. Dass neben dieser Ana-
lyse von sozialen Prägungen auch das Phänomen einer ideologischen Be-
reitschaft zur Selbstbindung liegen kann, wie das für alle auf Gemeinschaft 
zielenden sozialen Bewegungen charakteristisch sein mag, merkte Haug an, 
indem er bedauerte, dass die Politologie diesen Aspekt der ideologischen 
Formierung, etwa mit Blick auf den Faschismus, zumeist ignoriert habe. 
Die wissenssoziologische Verwendung des Begriffs „Ideologie“, glei-
chermaßen aufklärerisch wirken sollend, steht im Kontrast zu einer „Ideolo-
giekritik“, welche an die Vorstellung einer geschichtsphilosophischen Ver-
ortbarkeit des Denkens geknüpft ist. Nur wenn die Geschichte sich teleolo-
gisch nach rekonstruktiven oder vorhersehbaren Entwicklungsstadien ord-
nen lässt, kann „falsches“ vom „richtigen“ Bewusstsein bündig unterschie-
den werden. Und doch ist mit dem wissenssoziologischen Programm nicht 
das Ende der Ideologien und vor allem: des Ideologischen behauptet, ledig-
lich Vorsicht angemeldet gegenüber jeder Wissenskritik, die immer schon 
weiß, was „objektiv“ die Stunde geschlagen hat. 
Das wissenssoziologische Projekt einer Verankerung in Interessenlagen 
und Denkgewohnheiten war von Anfang an umstritten. So forderte Mann-
heims Entwurf nicht nur konservativ eingestimmte Kulturkritiker, wie etwa 
den Romanisten Ernst Robert Curtius, einen wichtigen Vermittler zwischen 
deutscher und französischer Geisteskultur, heraus. Der hatte sofort nach 
dem Erscheinen von Ideologie und Utopie (Mannheim 1995) im Jahre 
1929darin eine gefährliche und die gesellschaftlichen Konflikte anstacheln-
de Wertrelativierung gesehen, die er der Soziologie insgesamt anlastete. Es 
war dies ein „antisoziologisches“ Motiv (Rehberg 2010b), das sich aus fran-
zösischen Erfahrungen in der Dritten Republik speiste. Curtius dachte an 
den Kampf um die Etablierung dieses Faches durch Émile Durkheim und 
die Schubkraft dieses Streites im Kontext der die französische Gesellschaft 
spaltenden Dreyfus-Affäre (vgl. Curtius 1982 sowie zum historischen Um-
feld: Lepenies 1985: bes. 49-102). Allerdings gab es an Mannheims For-
schungsprogramm schärfere Kritiken vielleicht sogar von links. Holz-
schnittartig hat das 1931 beispielsweise Karl August Wittfogel von marxis-
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tischer Seite durchgeführt. Scharf kritisierte er den bürgerlichen „Krypto-
Marxismus“ (bei Max Weber oder Ernst Troeltsch), den „Pseudosozialis-
mus“ von Ferdinand Tönnies und sah in Max Scheler sogar einen „offenen 
Feind“ der Marxschen Theorie. Mannheim wirft er ungeschichtliche Abs-
traktionen vor, da dieser Marx überhaupt nicht verstanden habe. Es gehe 
ihm wie der SPD, die ebenfalls durch Verbürgerlichung die Kraft verloren 
habe, marxistisch zu denken: „Das Ende [...] ist – notwendigerweise – die 
feige Flucht vor dem Marxismus [...], schließlich das Absinken in den Kul-
turfaschismus“ (Wittfogel 1982: 611). 
Weniger grobschlächtig, aber ebenso entschieden wurde Mannheim von 
den Denkern der „Frankfurter Schule“ kritisiert. Herbert Marcuse (1982) 
hatte ebenfalls bereits 1929 das Mannheimsche Buch rezensiert und eine 
zutreffende Inhaltsangabe gegeben. Vorzuwerfen sei dem Autor vor allem, 
dass er unvergleichbare Ideengebäude nur in eine formale Beziehung zuein-
ander setze. Dagegen sei in Erinnerung zu rufen: „wahr oder falsch ist im 
Bereich der Geschichte nicht nur ein Bewußtsein, ein Denken, eine Theorie, 
sondern auch eine konkrete Situation und ihre Lebensordnung selbst“ (ebd.: 
469). 
Entschiedener wandte Max Horkheimer (1982) sich 1930 gegen den 
Mannheimschen Entwurf der Wissenssoziologie als einer „überparteilichen 
‚soziologischen Geistesgeschichte‘“. Diese Ideologiekonzeption widerspre-
che in allem dem Marxschen Ansatz, der „Philosophie in positive Wissen-
schaft und Praxis verwandeln“ wollte. Mannheim sei eher durch die Kultur-
philosophie Wilhelm Diltheys und dessen „individualistische Denkart“ ge-
prägt. Diesen Entwurf der „Geisteswissenschaften“ nur sehr verkürzt wie-
dergebend, verschwieg Horkheimer (ebd.: 479-481) etwa, dass Dilthey nicht 
von irgendeinem subjektiv-erlebnishaften, intuitiven Verstehen ausging, 
sondern vielmehr von „Systemen der Kultur“. Zusammenfassend formulier-
te das Frankfurter Schulhaupt, dass sich die Wissenssoziologie zwar „mar-
xistischer Denkmittel“ bedient habe, jedoch: 
 
„Wo es Marx darauf ankam, wirkliche Erkenntnisse vom verklärenden Schein der 
Ideologie abzuheben, läuft bei Mannheim alles auf die Gegensätze von endlicher und 
unendlicher Wahrheit hinaus“ (ebd.: 495). 
 
Noch zugespitzter kritisierte Theodor W. Adorno 1937 in seinem, allerdings 
erst 1953 erschienenen, Aufsatz Das Bewußtsein der Wissenssoziologie  
(Adorno 1977) die Mannheimsche Position als „harmlose Skepsis“. Dessen 
Kategorien – etwa sein Elitebegriff – erwiesen sich als bloße „Phrasen“, 
denn die formal-soziologisch bleibenden Kategorien zeigten nichts von der 
für dieses Thema gerade entscheidenden Machtverteilung. Überdies trage 
Mannheims „Gerede von der Kulturkrise“ und der „mangelnden Homogeni-
tät der Eliten“ dazu bei, deren „Einigkeit im Entscheidenden“ zu verdecken. 
Adorno geht sogar so weit, Mannheims soziale Selektionsprinzipien (Blut, 
Besitz, Leistung) in die Nähe „zum faschistischen Neuadel aus Blut und 
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Boden“ zu rücken. Vielleicht habe nur sein „Kulturpessimismus“ ihn von 
den Nazis entfernt (was die Vertreibung Mannheims aus Deutschland durch 
eben diese merkwürdigerweise verschweigt, und dies von einem Autor, der 
selbst 1933 ins Exil gehen musste). Durchweg sieht Adorno in Mannheims 
Ansatz den „Schulfall einer falschen Generalisierung“. Wissenssoziologie 
erweise sich – wenigstens vom Projekt einer kritischen Gesellschaftstheorie 
aus gesehen – als Verfallsprodukt. Etwas geschmacklos einem Flüchtling 
vor den Nazis gegenüber schließt Adorno seine Kritik: „Die Wissenssozio-
logie richtet der obdachlosen Intelligenz Schulungslager [!] ein, in denen sie 
lernen soll, sich selbst zu vergessen“ (ebd.: 46). 
Demgegenüber sehe ich in Mannheims Verallgemeinerung des Ideolo-
giebegriffs die soziologisch bedeutsame und zur Selbstreflexion zwingende 
Einsicht, dass Ideologie nicht immer nur das falsche Denken der Anderen 
meint, sondern dass auch die eigenen Weltsichten und Positionen in Relati-
on stehen zu Interessenlagen und Existenzgegebenheiten. 
In gewisser Weise wirkte die Skepsis gegenüber Mannheim auch noch 
in Kurt Lenks (1972) Habilitationsschrift Marx in der Wissenssoziologie 
nach. Jedoch geht er über die stereotypen Abwehrformulierungen seiner 
Lehrer weit hinaus, bis hin zu einem Strukturvergleich von Marx und Freud, 
welcher an den Phänomenen des Traumes und der Ideologie entfaltet wird. 
So gültig seine Urteile über die Marxsche Theorie geblieben sind – Mann-
heim hat er später doch ‚nachsichtiger‘ behandeln müssen. 
 
 




Alle Kritik, besonders die wissenschaftliche, muss sich von lediglich sub-
jektiv bleibenden Bewertungsmaßstäben distanzieren und zugleich mitre-
flektieren, dass diese an normative Voraussetzungen gebunden sind. Das gilt 
nicht allein für die Fragestellungen, wie der Neukantianer Heinrich Rickert 
das mit dem Begriff „Wertbeziehung“ umschrieben hatte, von dem auch 
Max Webers (1968: 184, 259f.) Werturteilsfreiheitspostulat ausgeht. So 
wichtig eine reflexive Selbstkontrolle in jeder Soziologie, somit auch in der 
Wissensanalyse, ist, mag heute ein anderes Problem im Mittelpunkt stehen, 
nämlich die Relativierung, vielleicht Auflösung des kritischen Anspruchs 
gegenüber den vielfältigen Sinnwelten in postmodernen Zeiten. Gerade an-
gesichts solcher Tendenzen hat Michael Greven in seinem Festvortrag zu 
Ehren Kurt Lenks im Aachener Rathaus das Auswandern der Kritik aus der 
– vielleicht deshalb im Rahmen der neuesten Hochschulreformen erfolgrei-
chen – Politischen Wissenschaft beklagt. Gegen eine derartige intellektuelle 
Selbstgenügsamkeit hat er den gebildeten, den ideologiekritisch und denk-
geschichtlich arbeitenden Wissenschaftler-Typus gesetzt, wie Kurt Lenk ihn 
verkörpert. 
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Man könnte aus heutiger Perspektive geradezu sagen, dass Lenk es beim 
ersten Verfassen seiner Ideologiekritik noch gut gehabt habe, denn es gab 
damals noch die ungebrochene Wirkung von Aufklärungstheorien, es gab 
noch das Pathos eines Kampfes gegen die Idola-Täuschungen und eine hu-
manistische Skepsis gegenüber den religiösen und herrschaftlichen Doktri-
nen, zurück bis zur Religionskritik eines David Friedrich Strauß oder Lud-
wig Feuerbach, von dessen Namen Lenk sein ideologiekritisches Lieblings-
wortspiel ableitete: „Alle müssen durch den Feuerbach!“ Als Gegenspiege-
lungen der großen ideengeleiteten Weltentwürfe wurden die Marxsche Ideo-
logiekritik und die Entlarvungspsychologie Sigmund Freuds entwickelt, d.h. 
das ganze Spektrum des „Hinterfragens“ (wie das „1968“ dann allerorten 
praktiziert wurde). Mit einem derartigen aufklärerischen Kritikprojekt ist die 
intellektuelle Biographie von Kurt Lenk aufs Engste verbunden. Der Hinter-
grund dafür war die Auseinandersetzung mit den großen Ideologemen, die 
im 18. und 19. Jahrhundert entfaltet worden waren und in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts – auf zuweilen schreckliche Weise – realisiert wurden. 
Dadurch haben sich die „großen Erzählungen“ (Lyotard 1986) in einer Wei-
se ‚blamiert‘, dass sie durch unendlich vervielfältigbare „kleine“ Narratio-
nen (man denke an den Aufstieg der oral history) ersetzt werden sollten. 
Damit haben sich auch die Rollenmuster der Kritik verändert: Der theoreti-
schen wie praktischen Widerlegung, etwa des Stalinismus oder des Fa-
schismus und seiner autoritären Varianten, folgte auch die „Götterdämme-
rung“ einiger Groß-Denker, mit denen eine grundlegende Auseinanderset-
zung immer lohnte. Manche von ihnen haben die verhängnisvollen Tenden-
zen der Zeit in oft brillanter Zuspitzung selbst dort sichtbar gemacht, wo sie 
als Parteigänger – wie es Carl Schmitt eine Zeit lang für den „über dem 
Recht stehen“ sollenden Führer Adolf Hitler war – unkritisch, ja sogar blind 
die „Verhängnisse“ selbst miterzeugt hatten. Lenk war einer von denen, die 
diese verführten und verführerischen Geistesarbeiter im Dienst der geistlo-
sesten Unterdrückung mittels einer kunstvollen Hermeneutik bloßgelegt hat. 
Heute scheinen auch die ‚großen Erzähler‘ seltener zu werden, manche 
sprechen sogar vom „Ende der Intellektuellen“ (Lepenies 1992).  
 
2. Durchsetzung der Demokratie 
 
Aber es lag die Differenz der 1950er und 60er Jahre zur heutigen Lage nicht 
nur im Ausdrücklichkeitsgestus von intellektuellen Protagonisten ideologi-
scher Kämpfe. In der zwischen demokratischer Erneuerung und restaurati-
ven Zügen pendelnden frühen Bundesrepublik gab es ein weitverbreitetes 
Misstrauen gegenüber der Verlässlichkeit der staatlichen Sicherung der 
Freiheit in breitesten Kreisen der Bevölkerung. Das bildete auch den Hin-
tergrund für die Konfrontation jener, welche die intellektuellen Kritiker auf 
der einen Seite in (seit der Dreyfus-Affäre) altbewährter Weise denunzierten 
(Ludwig Erhards „Pinscher“ war da noch die harmloseste und am gemüt-
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lichsten klingende Formel)2 und denjenigen, die Einflüsse und Fortsetzun-
gen der NS-Ideologie befürchteten und oft schon als belegt ansahen auf der 
anderen Seite. Tief saß bei Vielen die Angst, dass die Bundesrepublik eine 
nur dünne Oberfläche von Demokratisierung gebildet habe, und darunter die 
alten Mächte ihre Wiederkunft ankündigen könnten. Das Bonner „Proviso-
rium“ wurde als noch unentschiedene Situation empfunden, von der man 
nicht wusste, wohin es „treiben“ werde (Jaspers 1966). Dessen angenom-
mene Gefährdetheit (belegt etwa durch die „Spiegel-Affäre“, später die Not-
standsgesetze oder den „deutschen Herbst“ des Jahres 1977) lieferte An-
triebs- und Rechtfertigungsmotive sogar noch für die terroristische Fortset-
zung der schnell verebbten Studentenbewegung. Es war dies auch der 
Grund, warum Teile einer gutsituierten und demokratisch orientierten Mit-
tel- und Oberschicht zumindest latent jene Viertel- oder Siebtel-Sympathie 
für die RAF aufbrachten, deren Aktionen kaum jemand lobte, deren Motive 
aber irgendwie nachvollziehbar erschienen. Und solche, oft in die Latenz 
abgedrängten prinzipiellen Konfliktlagen ermutigten auch ein ideologiekriti-
sches Denken. 
Das galt umso mehr, als sich in den 1960er Jahren in derartigen Aufla-
dungen von Gefährdungsszenarien und Kampfprojektionen die Situation der 
unmittelbaren Nachkriegszeit gewandelt zu haben schien. Diese war be-
herrscht gewesen vom Pragmatismus und Wiederaufbauwillen der Flakhel-
fergeneration (Bude 1987), die von Helmut Schelsky (1963) als „skepti-
sche“ bezeichnet worden war. Daraus wurde damals der Fehlschluss eines 
„Endes der Ideologien“ gezogen. Heute fragen sich manche erneut, ob die 
von den Protesten in den sechziger Jahren widerlegte Prognose sich inzwi-
schen nicht doch bewahrheitet hätte. Beobachtbar ist zumindest eine Ermü-
dung der emphatischen Ideologeme ebenso wie der damit verbunden Ideo-
logiekritik.  
 
3. Strukturale Abkühlung 
 
An dieser Stelle sei eine weitere Beobachtung angefügt, nämlich die Verän-
derung des Kritik-Gestus in der – weltweit wirksamen – poststrukturalisti-
schen französischen Sozialtheorie. Es scheint so, als würde die Bloßstellung 
schlechter Verhältnisse abgelöst werden durch eine kühle Beobachtung epis-
temischer Verschiebungen und diskursiver Wirklichkeitsproduktionen, die 
auf Machtstrukturen zwar beruhen, für welche jedoch kein Akteur mehr 
auszumachen ist und denen gegenüber „Kritik“ ein ohnmächtiger Anachro-
nismus wäre. Vielleicht deshalb ist eine solche Dekonstruktion in Deutsch-
land von manchem Vertreter eines kritischen Denkens grundlegend missver-
standen worden, indem man – vor allem bei Michel Foucault – nur die Irra-
tionalismusgefahr einer Kritik am Rationalisierungsprozess vermutete, 
selbst wenn man diese ansonsten doch auch selbst betrieb. Das prominentes-
te Beispiel dafür hat Jürgen Habermas (1985) in seinen Vorlesungen über 
den philosophischen Diskurs der Moderne geliefert. Und auch Kurt Lenk 
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war (trotz der Bemühungen des früh verstorbenen Alfred Schobert) nur zö-
gerlich zu einer vorurteilsfreien Lektüre der Foucaultschen Schriften zu be-
wegen gewesen. Man fürchtete wohl, in dem „französischen Denken“ einen 
Abschied von der Kritisierbarkeit herrschender Verhältnisse und ihrer ideo-
logischen Sicherung zu finden. Mehr noch schien es, als ob das bloße Kons-
tatieren der gesellschaftlichen Realitäten ein neues Einverständnis mit ihnen 
erzeugen würde, wenn auch in subversivem Gewand. Aber ich denke, dass 
gerade das Denken Foucaults, obwohl in ständig wechselnden Varianten, 
ein einziges Thema umkreist: die disziplinierende und regulierende Erfas-
sung und Unterwerfung des Menschen in der Moderne. Verdächtig schien 
auch die mit diesen Theorien verbundene De-Subjektivierung, die tatsäch-




Dann werden soziale Beziehungen zu bloßen Diskursphänomenen und reale 
Interaktionen nur noch als „Kommunikationen“ behandelt. Daraus könnte 
folgen, dass man jede Referenz auf Trägerschichten aufzugeben habe, wie 
manche neuere Entwicklungen in der Wissenssoziologie nahelegen (vgl. 
Knoblauch 2005). Auch hier erweist sich Niklas Luhmann als wichtiger 
Hintergrundsautor. Mit seinen als „Wissenssoziologie“ etikettierten Seman-
tikstudien hat er einen diskursanalytischen Weg beschritten, auf dem man – 
wie bei sozialen Systemen – von Handelnden und Akteursgruppen absehen 
kann. Modisch verbunden ist diese, methodisch durchaus begründbare Ent-
Subjektivierung mit der Suggestion einer letztlich alternativlosen Hypersta-
bilität beweglicher Verhältnisse. Das „Ideologische“ daran erweist sich als 
Selbstbild einer Gesellschaft, die auf ökonomische Zuwachsraten und dy-
namische Anpassungen angewiesen ist (Rehberg 2005a). Und in den Proze-
duren semantischer Verzweigungen und kommunikativer Anschlusschancen 
verschwinden bei ihm alle Interessenhintergründe und ideologischen Kon-
strukte – es sei denn, bestimmte Kommunikationen opponieren der Ausdif-
ferenzierung gesellschaftlicher Prozesse oder liegen ‚quer zu ihnen‘; das 
scheint bei Luhmann sichtbar zu werden, wenn er Protestbewegungen skep-
tisch betrachtet, weil sie – in säkularisierten Zeiten sozusagen den Gegen-
blick des Teufels in einer göttlichen Weltordnung ersetzend – weder als Or-
ganisations- noch als Interaktionssysteme angemessen begriffen werden 
können (Luhmann 1997: 847f., 850). Aber das Phänomen demonstrativer 
Gegen-Kommunikation hat ihn doch so beeindruckt, dass er ihm zwei Mo-
nographien (Luhmann 1988b; 1996) und ein ganzes Kapitel in seinem 
Hauptwerk (Luhmann 1997: 847-865) gewidmet hat. Und darauf verweist 
auch seine Feststellung, wonach die Bundesrepublik durch zwei Leistungen 
geprägt worden sei: durch Marktwirtschaft und Protest (zit. in: Lau 
8.12.2010).  
284 | KARL-SIEGBERT REHBERG 
 
Luhmann erscheint habituell und theoretisch als pointierter Vertreter 
nach-ideologischer Zustände, in denen Kritik durch Ironie ersetzt zu sein 
scheint und Widersprüche durch Paradoxien. Letzteres hat dann erstaunli-
cherweise Axel Honneth übernommen und zum aktualisierten Programm 
Kritischer Theorie erhoben (vgl. Honneth 2002 sowie Rehberg 2006a). 
Luhmann jedenfalls dachte über die Großautoren „des ganz Anderen“ eher 
abschätzig – oder, wenn wir seine Unterscheidung von Wahrnehmung und 
Kommunikation nicht vergessen wollen: was immer er gedacht haben mag, 
nie fehlte es an einer mit spöttischem Unterton versehenen Differenzset-
zung: Theodor W. Adorno (dessen Lehrstuhl in Frankfurt er im heißen 
Kampfsemester 1968/69 merkwürdigerweise sogar vertreten hatte) und 
Luhmann hatten einander nichts zu sagen. Allerdings wurde die Abkanze-
lung „der Frankfurter Lesart“ der Welt ein basso continuo seiner Lehrveran-
staltungen. Aber das Geistergespräch galt vor allem dem einstigen Adorno-
Assistenten Jürgen Habermas und dessen Adepten und nicht den kulturkriti-
schen Entschlüsselungstheoretikern einer „Totalität unterm Tauschprinzip“. 
Im Duktus seiner Wissenssoziologie suchte Luhmann die binäre Struktur 
von „progressiv“ und „konservativ“ herunterzuspielen. In einem Interview 
mit Rainer Erd und Andrea Maihofer unterließ er es gleichwohl nicht, den 
Autoren der „Frankfurter Schule“ schnell noch einen „Moralkonservatis-
mus“ unterzuschieben, in dem eine „alteuropäische Konfiguration noch [!] 
eine Rolle“ spiele. Entscheidend jedoch war die Bemerkung: „im Grunde 
genommen finde ich diese [Denk-]Figur nicht sehr bedeutsam“ (vgl. Reh-
berg 2005b). 
 
5. Die „Einwandsimmunität“ des Ökonomischen 
 
Allerdings ergibt sich aus alledem keine Wiederauflage der These vom „En-
de der Ideologien“, wenn man etwa nur an die – durch die Finanzkrise seit 
2008 ein wenig delegitimierte – Ideologie des sogenannten Neoliberalismus 
denkt (vgl. Bourdieu 1998). Diese durch die ökonomische Modelltheorie in 
aller Welt ‚hoffähig‘ gemachte Propagierung eines sich selbst regulierenden 
Marktes zielt auf die Rechtfertigung eines expandierenden Finanzkapitalis-
mus mit dessen zunehmender Eroberung auch des Inneren der Gesellschaf-
ten. Daraus folgt dann die Übertragung kapitalistischer Steigerungslogiken 
in alle Bereiche des sozialen Lebens. Begleitet ist das von einem neuartigen 
‚Cäsarismus‘, der heute nicht mehr politisch begründet wird, sondern wirt-
schaftlich. Harmlosere Beispiele mögen die Führungsphantasien sein, wel-
che die Einschränkung universitärer Selbstverwaltung im Zeitalter des in-
tensivierten Wettbewerbs begründen soll, wie er in der Lissabon-Erklärung 
der Europäischen Union im Jahr 2000 mit der Zielbeschreibung des alten 
Kontinents als „the most competitive and dynamic knowledge-based eco-
nomy in the world“ gefordert wurde (vgl. auch Meyer-Renschhausen et al. 
2008). Aber es sind dies überall beobachtbare Tendenzen – bis hin zur kari-
katurhaften Erscheinung Silvio Berlusconis. Der kombiniert sein Verspre-
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chen, den italienischen Staat „wie ein Unternehmen“ führen zu wollen, mit 
der gleichzeitigen Enthemmung einer den Rechtsstaat zerstörenden Selbst-
bedienungspolitik. In diesem Fall wird das durch Ausdrucksformen garniert, 
welche an die spätrömische Dekadenz erinnern mögen – die sich nun aber 
als Farce wiederholt. Die wissenssoziologisch bestimmbare Konstellation ist 
dabei insofern interessant, als alte ideologische Zuordnungen hier tatsäch-
lich versagen, denn die willkürliche Selbstherrlichkeit erweist sich als zy-
nischste Form einer radikalen Säkularisierung (auch der politisch-mora-
lischen Sphäre) und als Institutionenzerstörung von oben. 
Eine weitere Verschiebung von prägenden Ideologemen neuesten Typs 
haben Luc Boltanski und Ève Chiapello (2003) treffend als den „neuen 
Geist des Kapitalismus“ beschrieben. Im Sinne einer historisch relationie-
renden Darstellung heutiger Arbeits- und Gewinnmaximierungsantriebe ist 
die kühne und aufmerksamkeitsfördernde Adaption des Titels der berühm-
testen Studie Max Webers (2004) nicht zu hoch gegriffen, wenngleich der 
Untersuchungsausschnitt der französischen Autoren viel begrenzter ist. Die 
heutige Ausgangslage ist der – im Vergleich zu den späten 1960er Jahren – 
dramatische (Wieder-)Aufstieg des Kapitalismus, vor allem seiner, seit der 
Weltwirtschaftskrise von 1929 nicht mehr erreichten Profitraten in den 90er 
Jahren. Boltanski und Chiapello analysieren Ratgeber für die Management-
ausbildung, mit deren Botschaft, dass Hierarchien durch „Netzwerke“ abge-
löst worden seien. Daraus folgt eine – auch die soziologische Methode be-
einflussende – Ideologie der horizontalen Kopplungen und kontingenten 
Dynamiken, welche die sozialen Besitz- und Ungleichheitsverhältnisse fol-
genreich verdecken hilft. Berthold Franke kommentierte das beim Lenk-
Kolloquium dahingehend, dass es nicht nur einen „Pathosverlust“ gebe, 
sondern die „Unmöglichkeit“ eines Gesamtkonzeptes, so dass man sich fra-
gen müsse, ob ein gesellschaftskritischer Ansatz eher die „Startbahn“ für 
Ideologiekritik sei oder eine, deren Höhenflüge beendende „Landebahn“. 
In diesem Zusammenhang fällt auf, dass schon der Begriff „die Wirt-
schaft“ ein heute höchst einleuchtender Verdeckungsbegriff ist, der sugge-
riert, dass eine Interesseneinheit der höchst unterschiedlichen Akteure be-
stehe. Auch ist es ein weiter Weg vom (zu einfachen) Modell der den  
„Überbau“ bestimmenden „Basis“ bis zur Vorstellung geschlossener Teil-
systemwelten einer „Wirtschaft der Gesellschaft“ (Luhmann 1988a). Auch 
„Marktwirtschaft“ lässt die tiefgreifenden Unterschiede zwischen einer  
Ökonomie der kleinen und mittleren Unternehmer und der Wirtschaftssphä-
re von Konzernen als global playern verschwinden. 
Inzwischen zeichnen sich für die kapitalistische Ökonomie und deren 
Wachstumsbedingungen Legitimationsschwierigkeiten ab, wie sie Jürgen 
Habermas (1973) schon in den siebziger Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts untersucht hatte. Heute beispielsweise sind es Kurt Biedenkopf (2006) 
und in seinem „DenkwerkZukunft“ Meinhard Miegel, die darauf hinweisen, 
dass – anders als im Zeitalter des Wirtschaftswunders – die Zuwachsraten 
„der Wirtschaft“ in den hochindustrialisierten Ländern nie mehr hoch genug 
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sein würden, um dem Staat eine hinreichende Legitimation zu geben. Dann 
aber bedürfe es neuer ethischer Grundlegungen von Solidarität und der 
Sinnstiftung durch „Kultur“. Das ist nicht nur als ideologische Verkleidung 
gemeint, sondern als Quelle für eine Mobilisierung autonomer Anstrengun-
gen in der Zukunft. Deshalb findet man nun neben dem aggressiven Neoli-
beralismus von politischer Seite allzu oft Formen einer bloß rhetorischen 
Trostmobilisierung. Dazu passen Euphemismen (wie „Minuswachstum“) 
oder Zynismen wie „Ich-AG“: Die größte wirtschaftliche Unternehmens-
macht wird zum Namensgeber für die Gründungsinitiativen der am meisten 
Benachteiligten. Vergleicht man die so gedeutete Situation mit der Entwick-
lung der alten Bundesrepublik, so war der wirtschaftliche Wiederaufbau tat-
sächlich zentral für die gesellschaftliche Integration in den nach dem Desas-
ter des verbrecherischen Hitler-Regimes gegründeten westdeutschen Teil-
staat, dessen Bewohnern es schließlich so gut ging, dass sie sogar Demokra-
ten werden konnten.  
Neuerdings wird man der Tatsache wieder gewahr, dass „Krisen“ zur 
Normalität kapitalistischen Wirtschaftens gehören. Wolfgang Fritz Haug 
stimmte dem zu, gab aber – optimistisch wie ein ‚an die Wurzel‘ rührender 
Theoretiker nun einmal sein muss – zu bedenken, dass in den damit verbun-
denen Krisen doch auch eine Chance liege, von der man allerdings noch 
nicht wisse, wie nachhaltig sie wirke. Immerhin erscheine die Kapitalismus-
analyse von Marx wieder rehabilitiert, obwohl man im ökonomischen und 
politischen mainstream unverändert versuche, Ökonomie zum Muster der 
„stummen Gewalt der Sachzwänge“ zu machen.  
Übrigens wäre hier der Zusammenhang von Krisenhaftigkeit und dem an 
Attraktivität gewinnenden Populismus in die Überlegungen einzubeziehen, 
der eine explizite Verweigerungsideologisierung betreibt. Haug merkte dazu 
an, Populisten arbeiteten mit der Ohnmacht, welche unglücklich und wütend 
mache: „Die Verhältnisse schwitzen die Ohnmacht aus“, und es erscheine 
die passive Revolution durch Stillstellung der Massen. Das ist – nach Anto-
nio Gramsci – ein „Paradoxbegriff“ (vergleichbar der Bismarckschen Sozi-
alpolitik, welche das Verbot der Arbeiterbewegung mit der Übernahme 
wichtiger Forderungen aus deren Programm verband). 
 
 
III. VON DER AKTION ZUR VERDECKUNG 
 
Von einem emphatisch objektivistischen Wahrheitsbegriff ausgehend, wur-
den Ideologien als „falsches Bewusstsein“ oder als systematisierte Formen 
der (Selbst-)Täuschung aufgefasst. Aufklärung wurde eng mit den mensch-
lichen Wahrnehmungsgrenzen verknüpft, wie sie schon in Platos „Höhlen-
gleichnis“ thematisiert waren. Von dieser erkenntnistheoretischen Kritik aus 
wurde der Begriff dann zunehmend auch auf gesellschaftliche Kausalitäten 
bezogen. Und immer schon war „Verdeckung“, war die Verleugnung und 
Verdrängung (wie das in der persönlichen Erinnerungs- und ‚Wissens‘-
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Kritik der psychoanalytischen Reflexionszumutungen bezeichnet wird) ein 
Bestandteil des Ideologischen. Ein Meisterstück ideologiekritischer Sezie-
rung gerade diesen Aspekts der Wahrnehmungsverschiebung findet sich in 
Karl Marx’ (1977: bes. 85-98) Analyse des „Warenfetischismus“. Im 
Tauschprozess wird der Produktionsprozess samt allen seinen Bedingungen 
und Folgen unsichtbar und vergessen gemacht. Und auch Mobilisierungsi-
deologeme arbeiten mit Ausblendungen und Umdeutungen der Wirklichkeit. 
Und doch sind – ähnlich der Verschiebung von Aktionsethiken (wie Max 
Weber sie für die Genese des Kapitalismus beschrieben hat) zu Vetoethiken 
(wie sie heute vorherrschend sind) (Rehberg 1991) – handlungsformierende 
Ideologieproduktionen zumindest idealtypisch zu unterscheiden von Denk-
systemen der Tabuisierung und Ausblendung oder eines vorgeschriebenen 
Vergessens. Max Horkheimer und Theodor W. Adorno mag es in Zeiten 
zugespitzter und durch Großgruppen repräsentierter Konfliktlagen so er-
schienen sein (wie Haug vermutete), als läge „alles so nackt zu Tage, dass 
ein Verdeckungseffekt gar nicht mehr stattfinden kann“. Gleichwohl stimm-
te auch er meinem Vorschlag zu, von „Verdeckungsideologien“ zu spre-
chen, insofern diese eben doch etwas anderes seien, als das, was die Polito-
logie lange interessiert habe, nämlich die großen bewegenden Denkgebäude. 
Und deren Bedeutung sei tatsächlich zurückgetreten. Eine Konsequenz der 
vorgeschlagenen Unterscheidung wäre seiner Meinung nach allerdings die 
Aufhebung der Vorstellung von benennbaren Akteuren. Zwar gebe es nicht 
nur Verschwörungstheorien, sondern sehr wohl auch intendierte Anschläge 
etwa auf Freiheits- und Menschenrechte, Formen der Hintergehung legiti-
mierter Entscheidungsinstanzen bis hin zur großen Lüge (für all das stehe 
etwa die Regierung des US-Präsidenten George W. Bush). Aber die Ver-
flechtung zwischen weit verbreiteten Situationsdeutungen und den diskursi-
ven Verleugnungen sei doch eine andere. Meines Erachtens sind auch ano-
nym sich vollziehende Meinungsbildungen und Weltbildverschiebungen an 
Akteure gebunden und auf sie zu beziehen. Jedoch ist zuzugeben, dass die 
Formen der Vermittlung von Aktionen und Effekten, von Absicht und Wir-
kung erheblich komplizierter sind als im Falle eines deklarierten und durch 
privilegierte Sprecher herausgehobenen formierenden Denkens, das oft ge-
nug – wie Henrique Otten anfügte – von Ängsten angetrieben ist.  
 
 





Abschließend sei eine durchgreifende Verdeckungsideologie unserer Tage 
beispielhaft angeführt, zu der keineswegs nur „die Herrschenden“ beitragen 
(wie man es gerne hätte), sondern etwa auch die Mehrheit der Soziologinnen 
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und Soziologen. Die Allgegenwärtigkeit der Überzeugung oder auch nur des 
Gefühls, die Klassenstrukturen seien – wie die Existenz der Stände – eine 
Sache der Vergangenheit, vor allem des Jahrhunderts der Industrialisierung, 
erlaubt die These, dass es eine Invisibilisierung der Strukturbedingungen 
kapitalistischer Gesellschaften gibt (vgl. Rehberg 2006b). Das wahrzuneh-
men, bedarf es keiner Verschwörungstheorie: Die Unsichtbarkeit der Klas-
senstrukturiertheit der Gesellschaft ist auch statistisch erzeugt, insofern es 
beispielsweise keine Daten über den Kapitalbesitz in Deutschland gibt. 
Wenn die Aktiengesellschaften auch über Vermögenseinlagen Rechenschaft 
geben müssen und es (unpräzise) Reichtums-Rankings gibt, weiß man doch 
so gut wie nichts über die Kapitalverteilung in einem kapitalistischen Land 
wie dem unseren. Und die rot-grüne Koalition hat durch die Aufhebung der 
Vermögenssteuer die letzten Spuren getilgt.  
Unbestreitbar hat sich seit dem 19. Jahrhundert vieles geändert, nicht je-
doch die Ungleichverteilung der Produktionsmittel. Aus der vor allem in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts beobachtbaren, historisch unvergleich-
lichen Verbesserung der Lebensbedingungen der meisten Menschen in den 
‚reichen Ländern‘ folgt der weit verbreitete Schluss, die soziale Ungleich-
heit habe sich vermindert, nur weil bestimmte Aspekte der Lebensführung 
sich angenähert haben. Wenn der Datenreport des Statistischen Bundesam-
tes (Statistisches Bundesamt 2005: 609) überraschenderweise auch wieder 
von „Klassenlagen“ sprach, ist doch auffällig, dass statistische Angaben  
über die personale oder haushaltsbezogene Verteilung des Produktionsmit-
telbesitzes auch dort weitgehend fehlen. 1978 wurde geschätzt, dass die 1,7 
Prozent reichster Haushalte 35 Prozent des Gesamtvermögens beziehungs-
weise 70 bis 74 Prozent des Produktivvermögens besäßen (Mierheim/Wicke 
1978: 256) – und daran hat sich wohl nicht viel geändert. So vollzieht sich 
die Verschleierung der Sozialstruktur ähnlich, wie Luc Boltanski und Ève 
Chiapello (2003: 24) das für die großen multinationalen Konzerne be-
schrieben haben: Nachdem auf Drängen der USA das UN-Büro geschlossen 
wurde, in dem international agierende Großunternehmen erfasst wurden, 
gehen die Multis in einem ‚Meer kleiner Fische‘ unter. Übrigens wurde auch 
die Deindustrialisierung in Ostdeutschland statistisch unsichtbar gemacht, 
insofern etwa (zumindest in Dresden) Firmenschließungen und -neuan-
meldungen zwar aufgelistet wurden, dies aber ohne Beschäftigtenzahlen. So 
könnten spätere Forscher durch die bloße Zahl der Neugründungen belegt 
finden, dass die Wirtschaft in den neuen Bundesländern nach 1990 enorm 
expandiert sei, während verborgen bliebe, dass manche Kombinate von 
6.000 Mitarbeitern auf 150 geschrumpft sind (Rehberg 2009).  
Verdeckungsideologisch entstehen jedenfalls Gesellschaftsbilder fluider 
Aktivierung und einer Verringerung der sozialen Abstände. Gleichzeitig 
bestätigt selbst der Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, 
dass die „Schere“ zwischen reich und arm sich in den letzten zehn Jahren 
ständig weiter geöffnet habe. Dabei trägt dieser (eigentlich verdienstvoll 
sein könnende) Bericht selbst manipulative Züge, denn Reichtum wird 
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durch irreale Bemessungsgrenzen vermehrt, während seit der dritten dieser 
Bestandsaufnahmen „Armut“ als Wort verschwindet: Man spricht regie-
rungsamtlich lieber von „Armutsrisiken“ anstatt von den (im Weltmaßstab 
gesehen, selbstverständlich nur „relativ“) Armen. Aus derlei Interessen am 
Verleugnen mag wohl auch (neben innerparteilichen Differenzen) die Auf-
regung des damaligen SPD-Vorsitzenden Franz Müntefering gespeist gewe-
sen sein, als eine Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung die soziale Lage in 
Deutschland dadurch verschärft sah, dass bereits acht Prozent der Bevölke-
rung als „abgehängtes Prekariat“ anzusehen seien (TNS Infratest 2006). Der 
Kurzzeitvorsitzende der SPD und rheinland-pfälzische Ministerpräsident 
Kurt Beck hatte daraufhin von der Problematik der „Unterschichten“ ge-
sprochen. Wohl eine Abwertung der letzten Stammwähler befürchtend, kon-
terte Müntefering in der Financial Times Deutschland vom 16. Oktober 
2006, dass sich in dieser Wortwahl nur die Konstrukte „lebensferner Sozio-
logen“ ausdrückten. 
Während die Arbeitslosenzahlen und die statistische Zuschreibung von 
Armut berichtstechnisch gesenkt werden, wird zugleich der Reichtum wun-
derbar vermehrt. Als „relativ reich“ gelten „nach der in der Wissenschaft 
gebräuchlichen Abgrenzung“ schon alle jene, die über ein Nettoäquivalenz-
einkommen verfügen, „das mindestens doppelt so hoch wie das mittlere 
Einkommen“ ist. Wer monatlich also mindestens 3.268 Euro netto verdient, 
wird regierungsamtlich schon „reich“ genannt. Das sind 6,4 Prozent der Ge-
samtbevölkerung und unter Einschließung von Vermögenswerten (monatli-
ches Netto 3.418 Euro) 8,8 Prozent (Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales 2008: XVI). Dabei ist unwichtig, dass der Begriff „Millionär“ nicht 
vorkommt (vgl. Herrmann 2010: 33-41), der doch im Normalbewusstsein 
mit der Gruppe der Reichen am ehesten identifiziert wird und von denen es 
2001 in der Bundesrepublik 12.000 Nettoeinkommensmillionäre (0,0146 
Prozent der Gesamtbevölkerung) beziehungsweise 1,5 Millionen Vermö-
gensmillionäre (1,83 Prozent) gab (Bundesministerium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung 2001: 37, 64). Einen Eindruck von dem heute verbreite-
ten Gesellschaftsbild vermittelt eher der Sozialstaatssurvey 2006, wonach 
von der Hälfte der Befragten als „reich“ angesehen wird, wer ein Einkom-
men von mindestens 27.000 Euro monatlich erzielt (Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 2008: 28). In beiden Konstrukten – der administrativen 
Ausweitung des „Reichtums“ und der populären Anhebung des ihn definie-
renden Einkommens – bleibt übrigens das entscheidende Kriterium unbe-
rücksichtigt, nämlich diejenige Einkommens- und Vermögenshöhe, ab der 
wesentliche Teile der Finanzierung des eigenen Lebens durch Zinserträge 
ermöglicht werden. Es wäre dies eine zutreffendere, nämlich funktionale 
Unterschiede der Einkommens- und Vermögenshöhen markierende, Katego-
rie von „Reichtum“. 
Was aber kann „Klassengesellschaft“ unter Bedingungen heißen, in de-
nen es einiger Mühe zu bedürfen scheint, den Begriff zu plausibilisieren? 
Gewiss nicht der demonstrative Kontrast zwischen den Lebenslagen und  
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-chancen einer (neben dem Adel) drei- bis höchstens achtprozentigen Bür-
ger-Oberschicht zu denen der überwältigenden Bevölkerungsmehrheit (vgl. 
Kocka 1988). Und sicher war der Abstand zwischen französischen Herzö-
gen oder englischen Lords zur Masse der Bauern, insgesamt zu denen, die 
man „das Volk“ nannte, unermesslich groß im Verhältnis zu heutigen Un-
gleichheitsrelationen. Das dürfte selbst dann noch stimmen, wenn man liest, 
das Kapital der fünfzehn reichsten Personen auf der Welt übersteige das ge-
samte Bruttoinlandsprodukt Afrikas südlich der Sahara (Hauchler et al. 
1999: 81). Für die Bundesrepublik jedenfalls gilt, dass die reichsten 10 Pro-
zent der Haushalte in Deutschland über 42 Prozent, hingegen die unteren 50 
Prozent zusammen nur über 4,5 Prozent des Nettovermögens verfügen 
(DGB 2002: 31). In Westdeutschland war die Zahl der „Einkommensarmen“ 
1998 innerhalb von zehn Jahren von 8,8 Prozent auf 11,3 Prozent gestiegen, 
eine Tendenz, die Meinhard Miegel (2002: 101ff.) dadurch relativieren will, 
dass „Deutschland mit nur 24 Prozent Armen noch vergleichsweise gut“ da-
stehe. In „prekärem Wohlstand“ lebten mit 50 bis 75 Prozent des Durch-
schnittseinkommens, etwa ein Viertel aller bundesrepublikanischen Haus-
halte (Hauser/Stein 2001: 139f.). 
Jedoch ist „Klassengesellschaftlichkeit“ in der Moderne durch derartige 
Ungleichheiten allein nicht zu bestimmen. Vielmehr sind weitere Aspekte 
einzubeziehen: Erstens die Bedeutung der auf Kapitalinvestition beruhenden 
Produktivität (auch in den Dienstleistungsbereichen), samt dem damit zu-
sammenhängenden Wachstumszwang als Grundgesetz der Kapitalvermeh-
rung (wofür die Fusionshysterie der 1990er Jahre stehen mag); zweitens die 
Konzentrationstendenz der großen Kapitalien (wie Marx sie bereits zutref-
fend prognostiziert hat). Drittens ist die Limitierung von Entscheidungs-
möglichkeiten der nicht-ökonomischen gesellschaftlichen Systeme, Institu-
tionen und Handlungsbereiche zu berücksichtigen. Das meint nicht eine 
vollständige Determination, wohl aber, dass sich der Kapitalismus als 
„Rahmen“ dessen erweist, was (beispielsweise politisch) getan werden 
kann, vor allem aber dessen, was sich nicht durchsetzen, zuweilen nicht 
einmal denken lässt. Schließlich gehört viertens die Macht des Transfers der 
Logik kapitalistischer Entscheidungskriterien und Situationsdefinitionen in 
andere Lebenszusammenhänge dazu, wie sie sich in der heute allgegenwär-
tigen, sozusagen schon habitualisierten Ökonomisierung in unterschiedlichs-
ten Handlungsfeldern zeigt. Von Klassengesellschaftlichkeit ist also zu 
sprechen, weil es um die soziale Strukturierung von Lebenschancen geht, 
selbst wenn diese in integrierten und sozusagen physisch wahrnehmbaren 
Gruppenzusammenhängen nicht mehr in Erscheinung tritt.  
 
2. Konsum als Integrationsmedium und Ideologie 
 
Aber nicht nur die Verschleierung von Daten begünstigt die Annahme zu-
nehmender sozialer Angleichungen. Entgegen der Behauptung Ulrich Weh-
lers (2008: 208), wonach der Begriff „Konsumgesellschaft“ analytisch we-
REFLEXIONEN ZU EINER DISKUSSION ZU EHREN VON KURT LENK | 291 
 
 
nig aufschlussreich sei, verweist gerade dieser auf die ideologische Struktur 
der Gesellschaften des Massenkonsums. Diese sind durch eine bezeichnende 
Paradoxie geprägt: Der Konsum zeigt ständig unüberbrückbare Differenzen. 
Wer etwas kauft, nimmt immer auch wahr, was er sich nicht leisten kann. 
Der Abstand des Erreichbaren wird verdeckt durch eine Annäherung der 
Erfüllungswerte. Gleich, ob man in einer Yacht oder in einem Schlauchboot 
das Mittelmeer genießt, ist das Erlebnis entspannender Außeralltäglichkeit 
bei weitem nicht so weit voneinander entfernt, wie der jeweilige Kaufpreis 
der genannten Wasserfahrzeuge. Das verstärkt soziale Integration, platziert 
jedenfalls die unterschiedlichen materiellen Lebenslagen in einem gemein-
samen Wahrnehmungsfeld und lässt die, keineswegs nur auf den Konsum 





Wie die Allpräsenz einer glitzernden Warenwelt oder die in TV-Nachrich-
tensendern unter dem Hauptbeitrag dynamisch eingeblendeten Börsenkurse 
als Formen materialisierter Ideologie verstanden werden können, korrespon-
diert mit den aus der Sichtbarkeit verdrängten Strukturen der Klassengesell-
schaft das Phänomen einer ‚unsichtbaren Ideologie‘, welche schwerer fass-
bar ist als alle expliziten Ideologeme. Davon allerdings ging bereits die 
Marxsche Ideologiekritik aus, insofern sie im Warenfetischismus die Verde-
ckung der Arbeitsprozesse zum Angelpunkt der Überblendung kapitalisti-
scher Ausbeutungsverhältnisse machte. Dem an diese Intention anschließen-
den „unermüdlichen Ideologiekritiker“ Kurt Lenk habe ich einen Aufsatz 
(Rehberg 2010a) gewidmet und in ähnlicher Weise sprach Fritz W. Haug 
von dessen unbeirrbarem „Beobachtungsblick“. Heute hätten wir zumeist 
nur Medienintellektuelle, die auf jeden neuen Zug aufsprängen: „Das ist 
kein Ideal. Gelobt sei Kurt Lenk für seine Beharrlichkeit.“ In diesem Sinne 
macht das Werk des in Erlangen lebenden Politikwissenschaftlers exempla-
risch deutlich, welche Qualität kritischer Auseinandersetzung auf dem Spiel 
steht, dass nämlich eine Soziologie (und auch eine Politische Wissenschaft), 
die niemanden mehr ärgerte und herausforderte, ‚ihre Schuldigkeit getan‘ 





1  Herzlich danke ich für die konstruktive Unterstützung bei der Verfas-
sung dieses Textes Sabine Barthold und Matthes Blank, sodann Nils 
Matzner für die mühevolle Transkription der Diskussion zwischen Wolf-
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gang Fritz Haug und mir sowie Henrique Otten und Manfred Sicking für 
ihre Geduld als Herausgeber. 
2  Kurt Lenk arbeitet an einer systematisierenden Vergleichsstudie zum 
Anti-Intellektualismus in der europäischen Kultur; eine erste Skizze fin-
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In jüngster Zeit gibt es eine bemerkenswerte Fülle von Arbeiten über den 
Rechts- und Linksextremismus, wohl seitdem sich ein allmählicher Wandel 
unseres Parteienspektrums zu einem Fünfparteiensystem nicht mehr aus-
schließen lässt. Während die beiden großen Volksparteien CDU/CSU und 
SPD – neben der kleineren FDP als Koalitionspartner – über Jahrzehnte fast 
allein das Feld beherrschten, gewinnen seit den 1990er Jahren im Gefolge 
der deutschen Einigung eine neue Linkspartei und – am anderen Ende des 
Spektrums – eine von der NPD dominierte Rechte in einigen ostdeutschen 
Ländern an Boden. Obwohl hinsichtlich dieser neuen Konstellation Progno-
sen riskant sind, wird man doch schon sagen können, dass Parteien, die be-
reits in mehreren Landtagen vertreten sind, kaum mehr von der politischen 
Bühne verschwinden dürften. Dafür spricht auch, dass sich in der Wähler-
statistik der beiden vergangenen Jahrzehnte ein eindeutiger Trend abzeich-
net, der diese Voraussage stützt: Die kleineren Parteien (vor allem die FDP, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke) gewinnen auf Kosten der beiden 
Volksparteien an Boden, während zur gleichen Zeit der Anteil an Wechsel- 
und Nichtwählerinnen und -wählern im Zeichen von Politik- und Parteien-
verdrossenheit zunimmt. So ist es erklärlich, dass die für die alte Bundesre-
publik typische Konstellation zu Ende geht, wonach jeweils eine der beiden 
Volksparteien regelmäßig mit Hilfe des kleinen Koalitionspartners FDP die 
Regierung stellen konnte. Bündnisse von CDU und Grünen oder zwischen 
SPD und der Linken sind auf Kommunal- und Länderebene – so etwa in 
Hamburg und Berlin – nichts Ungewöhnliches mehr. Die Alternative zu sol-
chen Koalitionen wäre eine Große Koalition; doch sie gehört – wie die Ent-
wicklung auf Bundesebene zeigt – nicht gerade zu den beliebtesten und 
dauerhaften politischen Konstellationen. Nicht allein die amtierende Bun-
deskanzlerin hat mehrfach bekundet, dass nach der bevorstehenden Bundes-
tagswahl die jetzige CDU/SPD-Koalition ihr Ende gefunden haben sollte. 
Während die Politikwissenschaft gegenwärtig mit den erwähnten Verän-
derungen auf der Parteienebene beschäftigt ist, gerät jedoch das aus dem 
analytischen Blick, was Politikerinnen und Politiker gern im Munde führen 
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und zur Kennzeichnung ihrer eigenen Position im politischen Koordinaten-
system in Anspruch nehmen, nämlich: „die Mitte“. Fragt man nach dem 
spezifischen Ort, den dieser Zuschreibungspunkt in der politischen Geome-
trie hat, erhält man nicht selten die Antwort: „Das weiß man doch!“ In 
Wirklichkeit jedoch ist das, was „die Mitte“ inhaltlich meint, auf der Land-
karte des Politischen eine terra incognita, ein nahezu gänzlich weißer Fleck. 
Auf der Suche nach einschlägiger Literatur zur „politischen Mitte“ stößt 
man weitgehend auf ein Vakuum. Eine der wenigen Ausnahmen bildet ein 
schmaler Sammelband aus dem Jahre 1993: „Die Mitte. Vermessungen in 
Politik und Kultur“. Schon der Begriff der „Vermessungen“ deutet darauf 
hin, dass es sich bei der politischen Mitte wohl um ein bis dahin recht ver-
nachlässigtes Phänomen handeln muss, das es zunächst überhaupt erst ein-
mal richtig zu „verorten“ gelte. So beginnen denn auch die beiden Heraus-
geber ihre Untersuchung nicht zufällig mit Fragen wie: „Ist politische Mitte 
nur ein Reflex von Establishment? Die denkmüde, reflexionsarme Ausrede 
in einer Situation allgemeiner Erschöpfung all jener Kräfte und Energien, 
die Politik aus dem Geiste des Utopischen entwarfen und sich vom ‚Prinzip 
Hoffnung‘ geleiten ließ? Ist ‚Mitte‘ nur die jüngste Maske der Ratlosigkeit 
einer übergeschäftigen Welt, der vorläufig letzte jener Rückzüge, die sich so 
beharrlich mit Offensive tarnen? Ist sie nur eine Chiffre für allzu geschmei-
dige Anpassung, für die Saturiertheit des Status quo, für die phantasieträge 
Hartnäckigkeit der Unbeirrbaren und Verblüffungsfesten?“ (Guggenber-
ger/Hansen 1993: 9) 
„Reflex von Establishment“, „Chiffre“ für eine „allzu geschmeidige An-
passung“ und für die „Saturiertheit des Status quo“, gar bloß „denkmüde 
Ausrede“ im Angesicht einer phantasie- und hoffnungslos gewordenen Er-
schöpfung politischer Energien: Schon an der Wahl dieser für eine wissen-
schaftliche Arbeit recht ungewöhnlichen Metaphorik lässt sich das diffuse, 
sozusagen im Dämmerlicht verharrende Mitte-Phänomen ablesen. Mit Blick 
auf solch schwankenden Grund könnte es einigermaßen verwegen erschei-
nen, hinter dem Schleier allgemeiner Ratlosigkeit Konturen aufdecken zu 
wollen, die den Anspruch auf Stimmigkeit erheben. Gleichwohl soll hier ein 
solcher Versuch unternommen werden, weil er auch dann lohnt, wenn er nur 
mehr ein erstes, noch schwaches Licht auf ein bislang kaum sondiertes Ter-
rain werfen sollte.2 
 
 
ENTWICKLUNG DES PARTEIENSPEKTRUMS 
 
Soziale und politische Probleme entstehen in der Regel erst dann, wenn sich 
bestimmte tradierte Verhaltensformen, Spielregeln oder Normen nicht mehr 
ohne weiteres von selbst verstehen, dort wo sich überkommene Sozialfor-
men – wie etwa die tradierte bürgerliche Familie mit ihrer dominierenden 
Vaterfigur – aufzulösen beginnen. Erst wenn soziale Ordnungen zu wanken 
beginnen, die bis dahin gleichsam „naturwüchsig“ schienen, entstehen so-
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ziale und politische Probleme und im Gefolge davon Forschungsaufgaben, 
die soziologisch oder politikwissenschaftlich bearbeitet werden können. 
Dann ergibt sich etwa das Problem der spezifischen Entstehungsbedingun-
gen, die Frage nach Art und Reichweite solcher Irritationen und so weiter. 
So wäre auch im Fall der politischen Mitte zu fragen, wo ihr sozialer Ur-
sprung und ihr sozialer Ort zu finden sei. Mit dieser Perspektive aber betritt 
man das weite Feld der historischen Entwicklung des modernen Parteien-
spektrums in bürgerlichen Nationalstaaten, wie sie in der westlichen Welt 
seit der Französischen Revolution entstanden sind. 
Parteiungen gab es zwar bereits in den griechischen Stadtstaaten. Freie 
Männer sammelten sich dort in Gruppierungen, die für oder gegen bestimm-
te „öffentliche“ Personen eintraten. Fest organisierte Parteien oder gar Par-
lamentsfraktionen aber konnte es erst nach dem Ende der Monarchien ge-
ben, da die Herrschaft von autokratischem Souverän und tonangebendem 
Adel eine Mitwirkung der niederen Stände am staatlichen Willen vordem 
noch gar nicht zuließ. Erst als die bürgerlichen Stände sich zur „National-
versammlung“ in Paris konstituiert hatten, gab es erste moderne Parteibil-
dungen. So etwa sind im Sommer 1790 die Bezeichnungen „partie gauche“ 
(linke Partei) und „partie droite“ (rechte Partei) entsprechend ihrer Sitzord-
nung bereits bekannt. Seit jener Zeit ist wiederholt die Rede von „la gauche“ 
und „la droite“, was in den späteren Kammern der deutschen Länder den 
Begriffen „linke Seite“ und „rechte Seite“ entsprach. Erst viel später wurden 
die Kurzformen „Linke“ und „Rechte“ geläufig. Im Laufe des 19. Jahrhun-
derts bildeten sich zunächst sogenannte Honoratiorenparteien, in denen we-
nige Privilegierte mit Hilfe einer Gefolgschaft ihre Interessen im Gemein-
wesen wahrnahmen. Ganz anders operieren moderne Volksparteien, die 
nach Einführung des allgemeinen Wahlrechts als Klassen-, Weltanschau-
ungs- und Massenparteien mit festen Mitgliedern, Programmen und Organi-
sationsstrukturen um Wählerzustimmung werben müssen. Ihre Aufgabe be-
steht in der Mobilisierung der Bürgerinnen und Bürger zur Teilnahme am 
öffentlichen Leben im Sinne eines bestimmten Programms, das den An-
spruch erhebt, dem Gemeinwohl zu dienen. Solche Appelle richten sich heu-
te durchwegs an noch unentschlossene Wähler, die es zu gewinnen gilt, um 
bestimmte Interessen in den Parlamenten mehrheitsfähig zu machen. 
 
 
PHILOSOPHIE DER MITTE: ABSCHIED VON DER UTOPIE 
 
Über dem Tempel des Gottes Apollo in Delphi findet sich der Sinnspruch 
der sieben Weisen: „Nichts im Übermaß!“ Er gehört zu den ethischen For-
derungen einer gesellschaftlichen Mitte, um deren Rechtfertigung sich seit 
Aristoteles eine der wirkmächtigsten Schulen der abendländischen Philoso-
phie bemüht hat. Verfolgt man deren Linie, so stößt man auf Epikur, die 
Stoiker wie Seneca und Marc Aurel, bis hin zur skeptischen Theorie eines 
Montaigne. Tonangebend an diesem eher nüchternen, sich lebensnah geben-
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den Ethos der Mäßigung waren im 18. und 19. Jahrhundert vor allem Spino-
za, John Locke, Adam Smith, Edmund Burke, John Stuart Mill und Alexis 
de Tocqueville, die allesamt dem antiplatonischen und antiutopistischen 
Sinn der „praktischen Philosophie“ Auftrieb gaben. Es ist dies jene Rich-
tung, die vonseiten ihrer Anhänger als liberal, freiheitlich, in jedem Falle als 
allen extremen Versuchungen fernstehend und damit als „Mitte“ im positi-
ven Sinne gerühmt wird. 
Aus der Sicht der genannten „Mitte-Denker“ war denn auch die Staats-
utopie Platons der erste Sündenfall des europäischen Geistes, da er mit der 
Konstruktion eines Idealstaates, dem die Griechen nacheifern sollten, das 
Maß des Menschlichen zugunsten einer bloß ausgedachten staatlichen Ord-
nung verlassen hatte. Von da an, so lautet ein Mitte-Topos, datiere eine der 
Moderne eigene Sucht nach Perfektionierung sozialer und politischer Ver-
hältnisse, ein daraus entspringender „Reinheitswahn“, bis hin zu den Geno-
ziden des 20. Jahrhunderts, die in ihrer Hybris die Menschheit von den ihr 
wesenseigenen Unzulänglichkeiten befreien wollten.  
Demgegenüber gibt sich die Mitte-Philosophie bescheiden. Sie aner-
kennt die sozialen Ungleichheiten, um deren Beseitigung es vielen Utopien 
zu tun ist, als natur- und schicksalsgegeben an, verzichtet bewusst auf die 
Herstellung einer perfekt gedachten „Gerechtigkeit“, die mit terroristischen 
Folgen zur Gleichmacherei des genuin Ungleichen führen müsse. Das Credo 
dieser typisch für die der Mitte-Position entsprechenden Absage an jede 
Form einer sozialen Utopie hat auf exemplarische Weise der Philosoph Karl 
Popper formuliert: „Was ich als utopische Sozialtechnik kritisiere, ist der 
Vorschlag des völligen Neubaus der Gesellschaftsordnung als ganzer, ein 
Vorschlag, dessen Verwirklichung zu sehr weitgehenden Veränderungen 
führen muss und dessen praktische Konsequenzen sich wegen unserer be-
schränkten Erfahrung nur schwer abschätzen lassen“ (Popper 1970: 219). 
Ein solcher „utopischer Versuch der Verwirklichung eines idealen Staates 
auf Grund eines Entwurfes der Gesellschaftsordnung als ganzer“ verlange 
„eine streng zentralisierte Herrschaft einiger weniger, und er führt daher al-
ler Wahrscheinlichkeit nach zu einer Diktatur“ (ebd.: 217). Und ein erklärter 
Utopiegegner wie Joachim Fest fügt ergänzend hinzu: „Was im Blick auf 
das nationalsozialistische Zukunftsbild so unverkennbar ins Auge fällt, gilt 
auch für das kommunistische Gegenbild: das Eine wie das Andere sind tie-
fes 19. Jahrhundert, erfüllt von Allmachtsphantasie, Geschichtsmystik sowie 
schwarzem oder leuchtendem Menschheitspathos, und in alledem nichts als 
ein […] Aberglaube in wissenschaftlicher Verbrämung“ (Fest in: Saage 
1992: 18). 
Das Verschwinden politischer Utopien bildet ein Dauerthema der Men-
talitätsforschung, besonders nach dem Ende des Sowjetmarxismus. Es wird 
eher begrüßt als bedauert. Die Losung: „Wer den Himmel auf Erden sucht, 
muss in der Hölle landen“ gehört geradezu zu den Mandalas des herrschen-
den Zeitgeistes. Dahingestellt bleibt allerdings, ob die kollektiven Bedürf-
nisse nach einer besseren Welt nicht vielleicht doch zur anthropologischen 
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Grundverfassung einer nach wie vor sinnbedürftigen Menschengattung ge-
hören.  
Der Utopiefeindlichkeit vieler Autoren entspricht auch die zu beobach-
tende Suche nach einer Aufwertung klassischer bürgerlicher Tugenden wie 
denen von „Maß und Mitte“. Von dieser Optik her erscheinen die Extreme 
links und rechts der Mehrheit der Bürger als gefährliche Schwarmgeisterei, 
als Wege hin zu Intoleranz und Gewalt. Insofern ließe sich das Streben zur 
Mitte, mittlerweile Kennzeichen fast aller am Parlamentarismus orientierten 
politischen Parteien, auch als eine Folge der Abkehr vom alten Rechts-
Links-Schema begreifen. Dass das damit bezeichnete Problem auch in den 
benachbarten Staaten gesehen wird, zeigen jüngste Kommentare zu deren 
Parteienentwicklung. Sie lauten etwa: „In Österreich entscheidet die Mitte“ 
oder „Wahlen gewinnt man auch in Großbritannien in der Mitte“. In allen 
Mehrheitsdemokratien streben die dominanten Parteien zur „Mitte“, und 
dies besonders vor Wahlen. Auch das jüngste Parteiprogramm der FDP steht 
unter dem Motto: „Die Mitte stärken“. Noch die rechtsextreme NPD plaka-
tiert auf ihrem diesjährigen Parteitag die Parole: „Aus der Mitte des Vol-
kes“. 
Inhaltlich geht es bei der Politik der Mitte um das einstige bürgerliche 
Lebensideal: um die Suche nach Gleichgewicht und Harmonie. Gegensätzli-
che Elemente wie Eigennutz und Gemeinnutz, Freiheit und Gleichheit sollen 
im Sinne der alten Weisheit eines dritten, mittleren Weges unterlaufen wer-
den. Gelänge dies, sei auch das überkommene Rechts-Links-Schema zu-
gunsten von „richtig“ oder „falsch“ endgültig überwunden. So gesehen er-
scheinen die Mitte-Appelle, wie sie vermehrt gerade in der Zeit der Großen 
Koalition zwischen SPD und CDU/CSU ertönen, auch als Aufrufe zu Loya-
lität und Gefolgschaftsbereitschaft jenseits aller Parteiegoismen. Gerade die 
Leerformelhaftigkeit der Berufung auf eine imaginäre Mitte verbürgt deren 
ideologisch-politische Funktion. Ist doch heutzutage fast ein jeder von einer 
gewissen „Rand-Angst“ getrieben und deshalb geneigt, sich in eine Mitte zu 
verorten, die Solidität und Normalität symbolisiert. 
 
 
VERLUST DER TRENNSCHÄRFE 
 
Repräsentativ für eine nach dem Ende des „Dritten Reiches“ weit verbreitete 
kulturpessimistische Klage über einen „Verlust der Mitte“ ist die gleichna-
mige Schrift des Kunsthistorikers Hans Sedlmayr (vgl. Sedlmayr 1965). Für 
ihn hat die Moderne mit ihren neuen Göttern (die Maschine, das All, das 
Chaos, das Nichts) den Menschen aus seiner Mitte gestoßen, wodurch auch 
die Kunst ihren einstigen Rang verloren habe. Durch die moderne Hybris 
der Autonomieerklärung des Menschen und die damit vollzogene Lösung 
aus allen haltenden Bindungen sei es zu einer vielfachen Störung der condi-
tion humaine gekommen: Gestört sei in der Moderne das Verhältnis des 
Menschen zu Gott, zu sich selbst, zu anderen Menschen, zur Natur, zur Zeit, 
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die nur mehr als endlos stillstehende Immanenz, als vermeintlich heile Ver-
gangenheit oder als in die Zukunft projizierte Utopie wahrnehmbar sei. Der 
Grund allen Übels ist für Sedlmayr das moderne Streben nach Autonomie, 
das heißt die Selbstermächtigung des neuzeitlichen Rationalismus. Für ihn 
ist das Experiment der Moderne mithin gescheitert: Der Mensch, so meint 
er, kann und darf nicht autonom sein. 
Die in der bundesrepublikanischen Politik von Beginn an herrschende 
„Magie der Mitte“ ist auch Resultat traumatischer geschichtlicher Erfahrun-
gen: Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges schienen die konservativen 
Rechtsparteien zunächst diskreditiert, da sie an der Zerstörung der Weimarer 
Republik beteiligt waren. Auf das linke Lager hatten die vom KPD-
Verbotsurteil ausgehende Drohung gegenüber allen „Linksabweichungen“ 
sowie der im Zuge des Kalten Krieges wieder erstarkte Antikommunismus 
eine nachhaltige Wirkung. Aus dieser Situation ergab sich schließlich seit 
den 1950er Jahren ein dominantes Spektrum bundesrepublikanischer Mitte-
Parteien, die sich unterschiedslos als „Volksparteien“ verstanden, schon um 
Mehrheiten gewinnen zu können. Beispielhaft hierfür steht die Entwicklung 
der SPD bis zum Godesberger Programm 1959, mit dem sie ihren einstigen 
Charakter als „Klassen- und Weltanschauungspartei“ endgültig aufgab.  
Die mit dem Weg zur Volkspartei (Otto Kirchheimers „Catch-All-
Partei“) vollzogene Abkehr von einstigen Parteiprofilen hat ohne Zweifel zu 
einem Verlust der Trennschärfe und damit zu einer Entkernung der Partei-
enkonkurrenz geführt. Mangelnde Unterschiede im Grundsatz führen oft zu 
einem hysterischen Streit (meist Personalfehden), der nur die Leere der poli-
tischen Auseinandersetzungen überdeckt. Auch wenn der Weg zurück zur 
Weltanschauungs- und Klassenpartei nicht mehr möglich ist, gilt es doch, 
den Preis des „Fortschritts“ in der Parteiengeschichte zu thematisieren. Nur 
so kann die immanente Gefährdung der Demokratie beobachtet und eventu-
ell vermieden werden. Demokratie aber lebt, wie Helmut Schmidt betont, 
von Diskussion, Konflikt und sachbezogenem Streit: Sie ist ein Prozess.3 
Zur Erklärung der Parteienkonkurrenz um den Platz in der Mitte ließen 
sich unter anderem folgende Gründe anführen: 
 
• „Mitte“ ist ein Symbol für den sozialen und politischen Ausgleich, für die 
Harmonisierung von Gegensätzen. 
• Die „Mitte“ wird von den Volksparteien als etwas beschworen, das die 
Lösung komplexer Fragen verspricht; zugleich enthält das Bekenntnis zu 
ihr eine Absage an die Extreme: Von diesem Doppelcharakter der Be-
schwörung und der Absage leitet sich die geradezu magische Anzie-
hungskraft ab, welche die Mitteposition offenbar für viele Wähler, vor al-
lem aber für die sogenannte schweigende Mehrheit besitzt. 
• Wer die Mitte repräsentiert, beansprucht, gemäß dem Goethe’schen Motto 
„Prophete links, Prophete rechts, das Weltkind in der Mitten“, einen reali-
tätsgerechten, gewissermaßen „überparteilichen“ Standpunkt jenseits bloß 
partikularer Interessenvertretung. Da das Plädoyer für die „gesunde Mit-
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te“ die Verheißung einer höheren „dritten Position“ enthält, die sich ideo-
logischer Einseitigkeit linker oder rechter Extreme entledigt habe, wird 
eine eher apathische Haltung4 stets dazu neigen, sich den Parteien der 
Mitte anzuschließen, steht diese doch in der Regel einer als Konflikt ver-
standenen Politik ablehnend gegenüber. 
• Soziologisch gehören die Grenz- und Wechselwähler, um die bei Wahlen 
stets in erster Linie geworben wird, mehrheitlich einem „neuen Mit-
telstand“ an. Für sie kommen daher, ihrer sozialen Mitte-Lage entspre-
chend, meist auch nur gemäßigte Parteien in Frage, die einen kontrollier-
ten Fortschritt bejahen.  
 
 
KRITIK AM „DRANG ZUR MITTE“ 
 
Der französische Politikwissenschaftler Maurice Duverger hat – im Gegen-
satz zu der in der Bundesrepublik vorliegenden Tendenz zur Mitte hin – in 
seiner Parteiensoziologie zu Recht von einem „natürlichen Phänomen des 
Dualismus der Parteien“ gesprochen. Gemeint ist damit die Tatsache, dass 
alles politische Handeln letztlich auf Entscheiden und Wählen beruht: „Jede 
Politik bedingt eine Alternative zwischen zwei Lösungen, denn die vermit-
telnden Lösungen lehnen sich an die eine oder andere an. Das besagt nichts 
anderes, als dass es in der Politik keine Mitte gibt. Es mag wohl eine Partei 
der Mitte geben, aber keine Richtung der Mitte. Mitte nennt man den geo-
metrischen Ort, an dem sich die gemäßigten der entgegengesetzten Richtun-
gen sammeln. […] Jede Mitte ist in sich selbst gespalten – die linke und die 
rechte Mitte, denn sie selbst ist nur die künstliche Zusammenfassung des 
rechten Flügels der Linken und des linken Flügels der Rechten. Es ist die 
Bestimmung der Mitte, zerteilt, hin und her geworfen, aufgelöst zu werden. 
[…] Es ist der Traum der Mitte, die Synthese entgegengesetzter Bestrebun-
gen darzustellen, aber die Synthese ist nur eine theoretische Möglichkeit. 
Das Handeln ist ein Wählen, und Politik ist Handeln“ (Duverger 1959: 
229f.). Aus diesen Überlegungen Duvergers folgt, dass das, was zu einem 
bestimmten Zeitpunkt als „Mitte“ gilt, gänzlich von den Rändern her ab-
hängt. Aus der Inhaltslosigkeit der Mitte-Bestimmung folgt die Flexibilität 
des jeweiligen Mitte-Begriffs. Er enthält lediglich eine räumliche Orientie-
rung und kann deshalb nur aus dem Kontext des jeweiligen Parteienspekt-
rums erschlossen werden.  
War Politik als „Interessenkonflikt“ im vorigen Jahrhundert primär Aus-
druck ökonomischer Widersprüche und stand damit im Zeichen des „Herr-
schaftsparadigmas“, so wurde dieser Typ der politischen Auseinanderset-
zung seit den 1950er Jahren überlagert von einem sozialstaatlichen „Vertei-
lungsparadigma“. Der einstige Klassenkonflikt wurde nun zum Verteilungs-
konflikt und erschien als solcher durch sozialpolitische Maßnahmen regu-
lierbar. Die damit ermöglichten systemkonformen Entschädigungen schie-
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nen im Sinne einer allmählichen „Professionalisierung der Reform“ diese 
Verteilungskonflikte grundsätzlich lösbar zu machen.  
Die hier angedeutete Entwicklung fand ihr Pendant im Programm der 
„sozialen Marktwirtschaft“. Sie verstand sich beim Antritt der Regierung 
Konrad Adenauers im Jahre 1949 als „dritter Weg“ beziehungsweise „gol-
dener Mittelweg“ zwischen einem reinen Wirtschaftsliberalismus und einem 
umfassenden Wohlfahrtsstaat, so wie er noch von der Weimarer Reichsver-
fassung entworfen worden war. Eigenverantwortung und freier Wettbewerb 
galten nunmehr als die entscheidenden Antriebskräfte des rasch eintretenden 
Wohlstands in den 1950er und 60er Jahren. Dem System der „sozialen 
Marktwirtschaft“ entsprach der Typus der Volkspartei, wie ihn die CDU 
von früh an und die SPD nach ihrem Abschied von der Weltanschauungs- 
und Klassenpartei mit dem Godesberger Programm anstrebte. Auf diese 
Weise wurde die Sozialdemokratie auch auf Bundesebene zum potentiellen 
Koalitionspartner – ein weiterer Drang zu einer Mitte, wie ihn in jener Zeit 
auch der Soziologe Helmut Schelsky als vorherrschenden Zug aller demo-
kratischen Parteien der Bundesrepublik diagnostizierte, als er schrieb: „Bei 
dem Drang zur ‚Mitte‘, der zur Zeit in allen demokratischen Parteien der 
Bundesrepublik vorherrscht, dürfte die Frage, was heißt heute ‚liberal‘, die 
wichtigste Grundsatzdiskussion der kommenden Jahre sein“ (Schelsky 
1976, Klappentext; zu Schelskys Theorie der „nivellierten Mittelstandsge-
sellschaft“ vgl. Fischer 2007: 77-91). 
In jüngster Zeit hat vor allem die Politologin Chantal Mouffe vehement 
Kritik an der harmonisierenden Vorstellung geübt, dass heute bereits „Kon-
flikte zwischen Interessenverbänden der Vergangenheit angehörten und 
Konsens“ in der Regel „durch Dialog erzielt werden könne“ (Mouffe 2007: 
7). Dieser allzu optimistischen Diagnose gegenüber, die ein Ende aller Ideo-
logien behauptet, will sie den Nachweis erbringen, dass dieser „postpoliti-
sche Zeitgeist“ nicht zu mehr, sondern vielmehr weniger Demokratie führt 
(vgl. ebd.: 8). Die nach dem Ende des Sowjetkommunismus verbreitete 
Sehnsucht nach einer rundum befriedeten Welt ist für Mouffe eine Illusion, 
denn sie verleugne die von Grund auf antagonistische Struktur alles Politi-
schen und die ihr stets innewohnenden Interessengegensätze. Diesem weit 
verbreiteten Harmonieverlangen gegenüber plädiert Mouffe für die „Schaf-
fung einer lebendigen ‚antagonistischen‘ Sphäre des öffentlichen Wettstreits 
[…], in der verschiedene hegemoniale politische Projekte miteinander kon-
frontiert werden könnten“ (ebd.: 10). 
Dementsprechend sei die Ersetzung der tradierten Rechts-Links-Polari-
sierung durch eine simple moralische Bewertung politischer Positionen als 
„richtig“ oder „falsch“ irrig, weil diese Beurteilung ein Gegenstand des poli-
tischen Wettstreits mindestens zweier Kontrahenten bleiben müsse, sollen 
Konflikte nicht vorschnell in Konsens aufgelöst werden. Ein derartiger Vor-
gang könne sich geradezu als demokratiewidrig erweisen. Jedem vermeintli-
chen Konsens liege in Wahrheit eine Entscheidung zugrunde, die nur auf de-
mokratischem Wege getroffen werden dürfe, soll nicht das Projekt der De-
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mokratie selbst Schaden nehmen. Nach Chantal Mouffe bleibt es die vor-
nehmliche Aufgabe demokratischer Ordnungen, die in jeder Interessenarti-
kulation konfligierender Parteien zutage tretende Wir/Sie-Unterscheidung 
auf pluralistische Weise öffentlich zu machen. Demokratie baut ihrer Natur 
nach stets auf Polarisierung und kollektive Identifikation. Gäbe man die 
Begriffe rechts/links einfach auf, so leiste man der zu Kompromissen genö-
tigten demokratischen Willensbildung einen Bärendienst: „Die Besonderheit 
der modernen Demokratie liegt in der Anerkennung und Legitimierung des 
Konflikts und in der Weigerung, ihn durch Auferlegung einer autoritären 
Ordnung zu unterdrücken. […] Daher sollten wir uns vor der heutigen Ten-
denz hüten, eine Politik des Konsenses zu glorifizieren, die sich rühmt, die 
angeblich altmodische Politik der Gegnerschaft von rechts und links ersetzt 
zu haben“ (ebd.: 42). 
Hier ergibt sich eine interessante Parallele zwischen der Konflikttheorie 
Chantal Mouffes, der Parteiensoziologie Duvergers und der Freud’schen 
Psychoanalyse: Hier wie dort erweist sich die Verdrängung rational nicht 
aufgelöster politischer bzw. psychischer Potentiale – bei Freud im Unbe-
wussten – als kontraproduktiv. Verdrängt man das Politische, so sucht es 
sich einen anderen Schauplatz. Abgedrängt durch einen vermeintlich auf 
dem Weg des Dialogs hergestellten Konsens sucht sich das unaufgearbeitete 
Konfliktpotential einen Ausweg in mitunter nicht mehr steuerbare Situatio-
nen, eine Dialektik, die eben das befördern hilft, was vermieden werden 
sollte: Dann erst werden Gegner zu Feinden, deren Konflikte womöglich 





1  Dieser Beitrag erschien zunächst in: Aus Politik und Zeitgeschichte  
(APuZ 38/2009, S. 15-20). 
2  Hinzuweisen wäre allerdings auf die jüngste Arbeit von Peter Fischer 
(2007). Der Autor liefert einen vorzüglichen Überblick zur Phänomeno-
logie und historischen Genese des Mitte-Paradigmas. 
3  „Lernfähigkeit und Anpassungsfähigkeit der Demokratie können nur 
gedeihen in einem Klima, in dem Diskussion, Konflikt und Streit selbst-
verständlich sind. Kultureller und politischer Fortschritt bedürfen des 
Konfliktes. Demokratie ist weniger ein Zustand als ein Prozess“ (Helmut 
Schmidt 2008: 81). 
4  „Sie ist in hohem Grade Gleichgültigkeit von Menschen, die genug von 
der Politik erfahren haben, um sie abzulehnen, genügend politische In-
formation besitzen, um sie sich vom Leibe zu halten, und genug über ih-
re Pflichten als Staatsbürger wissen, um sich ihnen zu entziehen“ (David 
Riesman 1958: 180). 
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